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EDITORIAL/088: In eigener Sache ... (SB)





Wochendruckausgabe 88 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
02.06.2018
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Liebe Leserinnen und Leser,

noch einmal machen wir an dieser Stelle jedem Leser und Interessenten
bekannt, daß die Schattenblick-Wochendruckausgabe mit ihrem
regelmäßigen Erscheinen gerne abonniert werden kann. Dazu gibt es das
folgende zu wissen:

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten
angegebene Konto für die Übersendung von vier aufeinander folgenden
Schattenblick-Wochenzeitungen zu überweisen, und bei
Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage vor Ablauf
der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter
Überweisung für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt
das Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch
als Einzelbestellung erworben werden, jedoch muß auch hier mit der
jeweiligen Bestellung die Einzahlung auf das Konto sieben Tage vor
Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet dann
allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen
wünschen wir Euch und uns das Beste für die jeweils in Betracht
gezogene Form der doch sehr überschaubaren Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht
Euch

Eure Schattenblick-Redaktion


P.S. Kontoverbindung:

MA-Verlag, Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218


1. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.
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ATOM/166: Halbwertzeit - Vermarktung und Selbsterhalt ... (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e. V.

Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

AKW Lingen muss vor 2022 vom Netz!

BUND Niedersachsen fordert schnelleren Ausstiegsplan



Die Bundesregierung muss bis zum 30. Juni das Atomgesetz ändern, dazu wurde
sie vom Bundesverfassungsgericht verpflichtet. Im vorliegenden
Gesetzesentwurf ist ein beschleunigter Ausstieg aus der Atomenergie jedoch
nicht vorgesehen, obwohl von der Mehrheit der Deutschen gewünscht: Nach dem
Ausstiegsplan von 2011 sollen sechs Atomkraftwerke noch bis Ende 2021/22
laufen und zusätzliche Unmengen an Atommüll produzieren. Der BUND fordert,
das Atomkraftwerk Lingen zwei Jahre früher als bisher geplant vom Netz zu
nehmen und ruft die Menschen in Niedersachsen auf, am 9. Juni in Lingen für
einen schnelleren Ausstieg zu demonstrieren.

"Vor allem die Atomkraftwerke in Norddeutschland stehen der Energiewende im
Weg: Sie blockieren die Nutzung des schon verfügbaren Stroms aus
erneuerbaren Energien", kritisiert Heiner Baumgarten,
BUND-Landesvorsitzender. "Windräder werden wegen angeblicher Netzengpässe
immer wieder heruntergeregelt und können den erzeugten Strom nicht
einspeisen, weil die Netze durch Atomstrom verstopft sind. Was liegt näher,
als die Produktion von Atomstrom früher als geplant zu beenden? Dazu
brauchen wir auch das Verbot, Strommengen von alten Meilern auf neuere
Anlagen wie Lingen zu übertragen." Der BUND hat im Mai einen Abschaltplan
für Atom- und Kohlekraftwerke vorgelegt, der zeigt, dass deutlich mehr
Kraftwerke kurzfristig vom Netz genommen werden können, ohne die
Versorgungssicherheit zu gefährden. In Niedersachsen wären dies 6
Steinkohlekraftwerke sowie die Atomkraftwerke Grohnde und Emsland.

Den BUND-Abschaltplan finden Sie unter:

https://www.bund.net/atomkraft/.



Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit
mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und Förderern der größte
Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000
Mitglieder und Förderer. Der Verein ist vom Staat als
Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die
treibende gesellschaftliche Kraft für eine nachhaltige Entwicklung in
Deutschland. Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen
und friedfertigen Welt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.06.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 
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ATOM/165: Halbwertzeit - rechtsfreie Räume ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Bund der Bürgerinitiativen Mittlerer Neckar (BBMN)

Initiative AtomErbe Obrigheim

Bündnis Neckar castorfrei

Pressemitteilung zur Lagerung der Castorbehälter am AKW Obrigheim
vor dem Abtransport nach Neckarwestheim vom 4. Juni 2018

Atommüll im rechtsfreien Raum?



Laut Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage des
Bundestagsabgeordneten Hubertus Zdebel (Die Linke) wurde die Lagerung von
hochradioaktivem Atommüll des Atomkraftwerkes Obrigheim ohne
atomrechtliche Genehmigung und ohne zeitliche Beschränkung im Rahmen des
aufsichtlichen Verfahrens akzeptiert [1]. Zuständige Behörde ist die
Atomaufsicht im Umweltministerium Baden-Württemberg.

In dem für die Lagerung genutzten Gebäude auf dem Gelände des
Atomkraftwerks Obrigheim war nie der Umgang mit radioaktiven Stoffen
zugelassen. Damit fehlten für diese Aufbewahrung Sicherheitsvorkehrungen,
wie sie für Zwischenlager für hochradioaktiven Atommüll vorgeschrieben
sind. "Der Vorgang zeigt, wie hemdsärmelig mit dem Atomrecht umgegangen
wird, um den Aufwand zu sparen, der für den Schutz der Bevölkerung
notwendig gewesen wäre." kritisiert Franz Wagner vom Bündnis Neckar
castorfrei und Udo Buchholz vom Vorstand des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erklärt "Wenn in Brunsbüttel ein
offiziell genehmigtes Zwischenlager seine Genehmigung verliert, weil
nicht nachgewiesen ist, dass es gegen Flugzeugabsturz gesichert ist,
dann ist es skandalös, dass in Baden-Württemberg hochradioaktiver
Atommüll ohne Genehmigung in einem ungeeigneten Gebäude des
Atomkraftwerks gelagert wird."

Im Zusammenhang mit der Verlegung der hochradioaktiven abgebrannten
Brennelemente aus dem AKW Obrigheim in das Zwischenlager am AKW
Neckarwestheim wurden diese in Castorbehältern über Monate im
Maschinenhaus des AKW Obrigheim aufbewahrt. Das betreffende Gebäude ist
nicht für eine solche Lagerung genehmigt und auch nicht entsprechend
gesichert.

Die 15 mit den hochgefährlichen Brennelementen beladenen Behälter wurden
zwischen Mai und Dezember 2017 mit fünf Fahrten per Schiff
transportiert, je Fahrt drei Behälter. Die Beladung der Behälter
erfolgte nacheinander, so dass jeweils der erste und dann der zweite
Behälter warten mussten, bis der dritte fertig war. Als Beladezeit je
Behälter wird eine Zeit von zehn bis zwölf Tagen genannt, so dass sich
für die fünf Transporte mehr als drei Monate Lagerzeit ergeben.
"Gefahrstoffe dürfen laut Gefahrstoffverordnung maximal 24 Stunden an
einem nicht dafür genehmigten Ort gelagert werden. Für hochradioaktiven
Atommüll gilt diese Vorschrift nicht. Eine Lücke im Atomrecht?" fragt
Gertrud Patan von der Initiative AtomErbe Obrigheim.

Die o. g. Organisationen halten dieses Vorgehen für rechtlich
zweifelhaft und in Bezug auf die Sicherheit der Bevölkerung für
verantwortungslos und fordern: Um die offensichtlichen Probleme im
Umgang mit Atommüll nicht weiter zu vergrößern, müssen alle
Atomkraftwerke (AKW) und Atomfabriken sofort abgeschaltet werden statt
noch jahrelang weiter enorme Mengen an Atommüll zu produzieren.


Anmerkung:

[1] http://www.hubertus-zdebel.de/?p=8477

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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ATOM/164: Halbwertzeit - Regierung regional und bundesweit gefordert ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 1. Juni 2018

350 Initiativen, Verbände und Parteien fordern:

"Atomstandort Lingen nicht länger tolerieren"



Genau 350 Initiativen, Verbände und Parteigliederungen fordern jetzt mit
der Resolution "Atomstandort Lingen nicht länger tolerieren" von der
niedersächsischen Landesregierung und der Bundesregierung die
sofortige Stilllegung des AKW Lingen 2 ("Emsland") sowie der
Brennelementefabrik Lingen. Die 350 Organisationen sind sich einig,
dass die Zeit für einen echten Atomausstieg auch im Emsland mehr als
reif ist! Darum findet am Samstag 9. Juni in Lingen eine überregionale
Anti-Atom-Demonstration statt. Diese beginnt dann um 13 Uhr am
Atomkraftwerk Lingen 2 und führt zur Brennelementefabrik.

AKW Lingen 2 und die Brennelementefabrik in Lingen sind
altersschwach!

Unterschrieben wurde die Lingen-Resolution vor allem von Organisationen
aus Niedersachsen, aus Nordrhein-Westfalen sowie aus den Niederlanden
und Belgien. Im Text der Resolution heißt es u. a. "Lingen ist ein
international bedeutender Atomstandort im Emsland. Noch bis 2022 soll
das AKW Lingen II ("Emsland") weiterlaufen, die benachbarte
Brennelementefabrik (...) sogar zeitlich unbefristet. Von Atomausstieg ist
in Lingen keine Spur. (...) beide Atomanlagen sind inzwischen
altersschwach (...)." Der vollständige Text der Lingen-Resolution ist auf
der Demo-Webseite zu finden:

https://www.lingen-demo.de

Das AKW Lingen 2 und die Brennelementefabrik in Lingen, die inzwischen
zum französischen Atomkonzern EDF/Framatome gehören, geraten immer wieder
wegen Pannen und Störfällen in die Schlagzeilen. Zuletzt informierte das
Niedersächsische Umweltministerium am 23. Mai 2018 über ein Vorkommnis
in der Brennelementefabrik: Ein Rohstück musste wegen Undichtigkeit
ausgetauscht werden. "Stark kritisiert wird zudem, dass in Lingen
Brennstäbe zum Beispiel für die belgischen Atomkraftwerke produziert
werden. Die Anti-Atomkraft-Bewegung fordert auch deshalb die sofortige
Stilllegung der Lingener Brennelementefabrik und ein Exportverbot für
Nuklearbrennstoffe", so Udo Buchholz vom Vorstand des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).

9. Juni 2018: Überregionale Demonstration in Lingen

Im Aufruf für die überregionale Anti-Atom-Demonstration am 9. Juni in
Lingen heißt es: "Dass marode Reaktoren in Tihange, Doel (Belgien) sowie
Fessenheim und Cattenom (Frankreich) mit Brennelementen aus Lingen und
Uran aus Gronau beliefert werden dürfen, ist ein fortwährender Skandal.
Gerade hier hat die Umweltministerin Handlungsspielraum. Sie kann und
muss die Ausfuhr von Brennstoffen an grenznahe Risikomeiler unterbinden
- das haben renommierte Jurist*innen überzeugend dargelegt. Wir fordern
Frau Schulze eindringlich auf, bestehende Genehmigungen für
Brennstoff-Lieferungen zu widerrufen und neu beantragte zu verweigern."

Den vollständigen Demonstrationsaufruf und Informationen zum Ablauf der
Demonstration sowie über Anreisemöglichkeiten findet man unter:

https://www.lingen-demo.de

Trägerkreis der überregionalen Anti-Atomkraft-Demonstration in Lingen,
9. Juni 2018


Weitere Informationen unter:

www.anti-akw-ac.de, www.stop-tihange.org, www.ippnw.de, www.sofa-ms.de
www.antiatombonn.de, www.bbu-online.de, www.bi-luechow-dannenberg.de,
www.urantransport.de, https://www.laka.org

Dem Trägerkreis der Demonstration gehören an:

Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie, Aktionsbündnis Münsterland
gegen Atomanlagen, AntiAtomBonn, Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau,
Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf, Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU), Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus",
Bürgerinitiative Umweltschutz-Lüchow-Dannenberg), Deutsche Sektion der
Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges/Ärzte in
sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Elternverein Restrisiko Emsland,
Initiative 3 Rosen (Aachen), Regionalkonferenz AKW Grohnde abschalten,
Robin Wood, Sofortiger Atomausstieg (SofA) Münster, Umweltinstitut München.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/267: Hambacher Forst - Besuch aus Amerika ... (Michael Zobel)


50. Waldspaziergang - 13.000 TeilnehmerInnen 

von Michael Zobel, 1. Juni 2018



Guten Tag zusammen,

es ist wieder so weit, der 50. monatliche Sonntagsspaziergang im Hambacher
Forst steht bevor.

Erneut viele Anmeldungen, darunter eine Journalistin der New York Times
ist, ein Dokumentar-Team des Columbia College Chicago. Das Thema Hambacher
Wald geht um den Globus. Und vielleicht nimmt die Kohle-Kommission in
Berlin ja doch noch irgendwann die Arbeit auf, anstatt überfällige
Entscheidungen schon im Vorfeld durch Gezänk und Gezerre um Ziele und
Posten zu blockieren, die Welt wartet darauf.

Sonntag, 10. Juni, 11.30 Uhr, Wald statt Kohle - der 50.
Sonntagsspaziergang im Hambacher Wald, bisher mehr als 13000
TeilnehmerInnen bei 130 Führungen in den vergangenen vier Jahren...

Der Hambacher Forst - oder was davon noch übrig ist und dringend gerettet
werden muss!

Monatliche Führung der ganz anderen Art mit Michael Zobel (Naturführer) und
Eva Töller.

Der Energiekonzern RWE will von Oktober 2018 bis Februar 2019 die
verbliebenen Reste des Hambacher Waldes vernichten, um im
Tagebau Hambach weiter Braunkohle fördern zu können. Der einst größte Wald
des Rheinlandes steht vor der endgültigen Zerstörung. Die Bagger und
Kettensägen stehen bereit, der Wald mit seinen hunderte Jahre alten
Hainbuchen und Stieleichen soll verschwinden. Unaufhaltsam? Noch ist Wald
da und mit ihm erstaunlich viele sehr aktive Menschen, die mit
phantasievollen Aktionen versuchen zu retten, was noch zu retten ist. Seit
mehr als sechs Jahren ist der Wald besetzt, Waldschützer aus ganz
Deutschland und den Nachbarländern bewohnen Baumhäuser in uralten Buchen
und Eichen.

Lernen Sie den Hambacher Wald kennen - das potentielle FFH-Gebiet, die
Bäume, die Tiere, die Menschen...

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfristig mitteilen!!!!!!!

Wahrscheinlich ist es wie in den Vormonaten das Kieswerk Collas... im Juli
gehen wir nach Manheim und zur BUND-Wiese...

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de.


Es gibt jetzt Waldführungs-Termine bis Dezember:

15. Juli, 19. August, 16. September, 7. Oktober, 11. November, 9. Dezember

Und je näher die kommende Rodungs-Saison rückt, verstärken wir die
Aktivitäten, daraus erneut eine Rodungs-Verhinderungssaison zu machen. Im
September wird es JEDEN Sonntag Führungen geben. Ab Oktober, mit Beginn der
Rodungssaison, sind viele weitere Spaziergänge in Planung.

Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es 68891,
da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten, ein Ausrufezeichen
nach Berlin senden..., danke 

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 1. Juni 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/440: Klimakampf und Kohlefront - strukturelle Wende ... (Fossil Free Aachen)


Fossil Free Aachen - Pressemitteilung vom 7. Juni 2018

Städteregion Aachen verkauft RWE-Aktien und Divest heißt jetzt Fossil


 Free



Die Städteregion Aachen hat das teilweise Divestment aus dem
Strom-Dinosaurier RWE beschlossen. Mit ihrem Haushalt für das Jahr 2018
legte sich die schwarz-grüne Regierung des früheren Kreis Aachen auf
einen Verkauf eines Drittels ihrer bis dato rund 550.000 RWE-Anteile
fest und trennt sich damit von Aktien im Wert von rund 4,5 Mio Euro. Für
die Klimaschutz-Aktiven von Fossil Free Aachen ist der Beschluss ein
langersehnter Teilerfolg. Mit zahlreichen Lobby-Gesprächen und
öffentlichen Aktionen versuchte die Gruppe schon lange, die Städteregion
davon zu überzeugen, Klimaschutz ernst zu nehmen und dem Kohleriesen RWE
die Unterstützung zu entziehen.

"Das ist ein kleiner Grund zum Feiern", freut sich Lea Heuser,
Sprecherin der Initiative Fossil Free Aachen. "Seit Anfang 2016 haben
wir, damals noch unter dem Namen Divest Aachen, die Städteregion zum
Divestment aus RWE aufgefordert", erklärt sie. "Wir freuen uns sehr,
dass unser Impuls nun endlich aufgegriffen wurde und die Grünen in der
Städteregion die CDU überzeugen konnten, eine Trennung vom Klimakiller
RWE einzuleiten."

Mit den Erlösen aus dem Aktienverkauf will die Städteregion u.a. Den
sozialen Wohnungsbau fördern und den Strukturwandel in der Region
vorantreiben. Das sind aus Sicht der Klimaaktiven hervorragende
Entscheidungen. "Je schneller Deutschland aus der Kohle aussteigt, umso
schneller müssen für das Rheinische Braunkohlerevier neue und
nachhaltige Perspektiven geschaffen werden. Die Arbeiter*innen der
Region brauchen zukunftsweisende Richtungsentscheidungen, doch diese
werden von RWE selbst seit Jahrzehnten blockiert", sagt Heuser. Fossil
Free Aachen fordert nun nachdrücklich, auch die restlichen zwei Drittel
der Aktien baldmöglichst abzustoßen. "Wir unterstützen die Grünen im
Städteregionstag voll und ganz in dem Vorhaben, ihren Koalitionspartner
von einem möglichst baldigen, vollständigen Divestment zu überzeugen.
Den Konzern nicht weiter durch Aktienbeteiligungen künstlich am Leben zu
erhalten, wäre ein Schrittin die richtige Richtung. Die Region
gleichzeitig auf eine Zeit nach RWE vorzubereiten, macht es zu einer
Runden Sache".

Der Stromkonzern RWE betreibt den gesamten Braunkohleabbau im
Rheinischen Revier sowie zahlreiche, teils besonders alte und dreckige
Braunkohlekraftwerke. Der Konzern will die Nutzung der nach CO2-Ausstoß
pro erzeugter Kilowattstunde klimaschädlichsten Art der Stromerzeugung
noch weit in die Zukunft verlängern, sogar mit Kraftwerksneubauten. Auf
politischer Ebene wird derweil um den Zeitpunkt eines vollständigen
Kohleausstiegs geschachert. Wegen der dramatischen, durch den
Treibhauseffekt verursachten Erderwärmung müsste dieser innerhalb der
nächsten 10 Jahre abgeschlossen werden. Doch noch immer werden für den
Tagebau Wälder gerodet, Menschen enteignet und Dörfer umgesiedelt,
während die Abgase der Kraftwerke nicht nur durch CO2 das Weltklima
zerstören, sondern auch die Luft der Region durch Feinstaub, Quecksilber
und andere Gifte belasten.

Passend zu dem Umstand, dass sowohl Stadt als auch Städteregion nun
endlich den Weg des Divestments eingeschlagen haben, hat sich die Gruppe
Divest Aachen in Fossil Free Aachen umbenannt. "Wir hatten die Idee
schon länger, da wir uns thematisch breiter aufstellen und um mehr
Aspekte des Klimaschutzes kümmern wollten, aber diese Steilvorlage
können wir uns nun wirklich nicht mehr entgehen lassen", sagt Heuser mit
einem Augenzwinkern. Die Initiative ruft neben den Mitgliedern des
Städteregionstags auch weiterhin alle Institutionen und Einzelpersonen
dazu auf, fossilen Energiekonzernen den gesellschaftlichen Rückhalt zu
entziehen, indem sie nicht in fossile Energien investieren. Divestment
ist das Gegenteil von Investment und bedeutet hier, sich von Aktien der
Kohle-, Öl- und Gasindustrie zu trennen.

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/439: Klimakampf und Kohlefront - ein zähes Ringen ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 6. Juni 2018

Antje Grothus:

Statement zur geplanten "Kohle-Kommission" und zu meiner Berufung



Die Berufung einer Betroffenenvertreter*in aus dem Rheinland ist ein großer
Erfolg und der Verdienst aller aktiven Einzelpersonen, Gruppen, Initiativen
und Vereine, die sich hier im rheinischen Braunkohlenrevier, und das zum
Teil bereits seit Jahrzehnten, engagieren und ausdauernd, kompetent und
kreativ gegen die Zerstörung der Umwelt, des Klimas und der Heimat der
Anwohner*innen arbeiten.

Wir freuen uns, dass unser Wunsch in Berlin von den politischen
Entscheidern gehört wurde und danken allen, die sich für unsere Belange
eingesetzt haben!

Mit Blick auf die Besetzung der Kommission und die ausgeprägte Kohlelobby
in NRW und Deutschland muss aber auch klar sein, dass in den kommenden
Monaten ein harter und steiniger Weg vor uns liegt. Wir haben in Sachen
Kohleausstieg ein jahrzehntelanges Ausbremsen und Blockadehaltungen auf
vielen Ebenen erlebt und sehr viel wertvolle Zeit verloren. Fakt ist, dass
tagtäglich in den Revieren unumkehrbare Tatsachen geschaffen werden! Im
Wissen darum muss der laufende und sehr hohe Druck von RWE auf die
Umsiedler aufhören, Umsiedlungsverhandlungen müssen auf Wunsch ausgesetzt
werden und im Hambacher Wald darf kein weiterer Baum gefällt werden. Ferner
müssen bereits erteilte Genehmigungen kritisch überprüft werden und es
dürfen keine neuen Genehmigungen für Tagebaue und Kraftwerke erteilt
werden. Nur so können wir sicherstellen, dass die Kohlebefürworter am
Verhandlungstisch ohne Blockadehaltung und Verzögerungstaktik agieren und
wir gemeinsam an einer ambitionierten Lösung arbeiten können.

Das perpetuum mobile Braunkohletagebau muss beendet werden und ich werde
dafür streiten, dass die nordrhein-westfälische Wirtschaft zukunftsfähig,
nachhaltig, klima-, umwelt- und menschenfreundlich aufgestellt wird. Das
bedeutet auch, dass wir nicht länger unseren Wohlstand und unser
Wirtschaftswachstum auf Kosten nachfolgender Generationen und der
vulnerablen Bevölkerung in anderen Ländern über das notwendige Maß hinaus
mehren dürfen. Wir müssen die Klimakrise stoppen und die Klimaziele
einhalten. Das bedeutet für NRW, dass RWE nur noch einen Bruchteil der zum
Abbau vorgesehenen Kohlevorräte abbauen darf. Damit würde auch der
Hambacher Wald, der zu einem Symbol für die Pariser Klimaziele geworden
ist, und das Zuhause und die Heimat von tausenden Menschen an den Tagebauen
gerettet.

Die Tatsache, dass unserer Forderung aus dem offenen Brief nach zwei
Regionenvertreter*innen in der Kommission nachgegeben wurde, verstehen wir
als Einläuten einer Zeitenwende, an deren Ende ein zeitnaher Kohleausstieg
stehen muss.

Einerseits ist das aus unserer Sicht ein Meilenstein, ein Etappensieg,
andererseits letztendlich nur ein konsequenter und folgerichtiger Schritt
in Richtung Teilhabe und Rücksicht auf unsere Situation, denn
Jahrzehntelang ist das Leiden der Bevölkerung, der Betroffenen verschwiegen
und verdrängt worden.

Ich werde mich daher auch weiterhin dafür einsetzen die Belange der
Betroffen einzubringen um den längst überfälligen Interessenausgleich zu
schaffen. Die Förderung und Verstromung von Braunkohle war noch nie
sozialverträglich, daher darf dieser Begriff auch nicht länger nur auf die
Dimension der Arbeitsplätze reduziert werden.


Petition von Antje Grothus:

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-https://blog.campact.de/2017/02/diese-frau-will-den-hambacher-wald-retten-und-legt-sich-mit-rwe-an/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/438: Klimakampf und Kohlefront - Interessenproporz ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 6. Juni 2018

Kerpener Klimaheldin in Kohlekommission berufen



Buir, 06.06.2018: Anfang Mai hatten AnwohnerInnen der drei deutschen
Tagebaugebiete in einem offenen Brief an Bundeswirtschaftsminister Altmaier
Mitspracherechte in der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" gefordert.

Heute hat die Bundesregierung über die endgültige Besetzung der Kommission
entschieden und die Kerpenerin Antje Grothus als Vertreterin der
Betroffenen im Rheinischen Braunkohlerevier berufen. Seit vielen Jahren
setzt sie sich für Umwelt- und Klimaschutz und für die Rechte der Menschen
in der Region, die unter den Folgen der Braunkohleförderung und -
verstromung zu leiden haben, ein. Im November 2017 war Antje Grothus
anlässlich der Weltklimakonferenz in Bonn von der Organisation CARE als
eine von zwölf Frauen weltweit zur Klimaheldin gekürt worden.

Die Initiative Buirer für Buir ist stolz auf ihr Gründungsmitglied. "Wir
freuen uns sehr", sagt der Vorsitzende Andreas Büttgen, "dass auf diese
Weise Antjes großes Engagement anerkannt und gewürdigt wird. Endlich wird
ihr langer Atem trotz vielfachen Gegenwinds belohnt. Wir sind sicher, dass
ihre Mitarbeit in der Kommission für die Menschen in unserer Region von
großem Nutzen sein wird."


Weitere Infos:

www.buirerfuerbuier.de

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/437: Klimakampf und Kohlefront - Abbauchancen ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 06.06.2018

Bundes-Kommission muss schnelle erste Schritte beim Kohleausstieg
gehen



Cottbus, 06.06.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA erwartet von der heute
vom Bundeskabinett eingesetzten Kohlekommission schnelle erste Schritte
beim Kohleausstieg.

"Die Kommission muss jetzt zeitnah einen Fahrplan für den schrittweisen
Ausstieg den Revieren festlegen. Für die Lausitz sind dabei die ersten
Schritte zentral: Ohne zeitnahe Abschaltung der alten und besonders
klimaschädlichen Kraftwerksblöcke in Jänschwalde und Boxberg ist
Klimaschutz in Deutschland nicht machbar. Die notwendigen Stillegungen
ermöglichen auch den sofortigen Verzicht auf den Tagebau Welzow-Süd
Teilfeld II und mehr Abstand von der Grubenkante für die Orte Rohne und
Mulkwitz (Tagebau Nochten) sowie Taubendorf (Tagebau Jänschwalde) Diese
Forderungen erhebt die GRÜNE LIGA seit langem gemeinsam mit den vor Ort
betroffenen Menschen", sagt René Schuster von der GRÜNEN LIGA.

Schuster weiter: "Die Voraussetzungen, den Kohleausstieg strukturell zu
verkraften, waren in der Lausitz nie besser als heute. Doch die Planbarkeit
des Prozesses haben der Kohlekonzern und die Landesregierungen in Potsdam
und Dresden über Jahre torpediert: Seit 2007 sind die Klimaschutzziele der
Bundesregierung bekannt. Statt den Abschied vom Kraftwerksstandort
Jänschwalde rechtzeitig zu organisieren, wurde der Region erst ein bis 2070
laufendes Neubaukraftwerk vorgegaukelt, danach eine Laufzeit des
Altkraftwerks bis 2032. Beides wird nicht eintreten. Die Bundespolitik
greift hier weder plötzlich noch unerwartet ein."

Nur durch die zeitnahe Abschaltung alter Kraftwerksblöcke (Jänschwalde A-F,
Boxberg N und P) kann neuere Blöcke wie Schwarze Pumpe oder Boxberg Q und R
eine längere Laufzeit ermöglicht werden. Andernfalls wird das für den
deutschen Energiesektor noch verfügbare CO2-Budget deutlich überschritten.
Ein Enddatum für die Kohleverstromung in der Lausitz benennt lediglich die
Laufzeit des letzten Blockes (vermutlich des jüngsten, also Boxberg R) und
ist deshalb allein wenig aussagekräftig.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/436: Klimakampf und Kohlefront - Demo Berlin ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 6. Juni 2018

Die Kohle-Kommission muss liefern

Umweltverbände kündigen für den 24. Juni große Kohle-Demonstration
an



Berlin, 6. Juni 2018 - Die heute durch das Bundeskabinett eingesetzte
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" muss einen
schnellen Weg aus der Kohleverbrennung weisen, verlangen die NaturFreunde
Deutschlands. Sie kündigen für den 24. Juni eine große Demonstration in
Berlin an, um den öffentlichen Druck für einen an den 2020-Klimazielen
orientierten Ausstiegspfad zu erhöhen.

"Ich bin enttäuscht, dass die Ökologie nicht zum Ausgangspunkt der 
Kohle-Kommission gemacht wurde, und dass Effizienz und Energieeinsparung im
Mandat nicht die Rolle spielen, die sie haben müssten", warnte Michael
Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands. "Die
Bundesrepublik muss schnell raus aus der Kohle, das ist klar. Dieser
Ausstieg ist auch eine strategische Frage, wie und ob es mit dem
Klimaschutz weitergeht", so Müller.

Die Kohle-Kommission soll bis zum Jahresende einen konkreten Termin für den
Ausstieg aus der Kohle nennen sowie Vorschläge zum Strukturwandel in den
betroffenen Regionen machen. Den Begriff Klimaschutz trägt sie allerdings
nicht im Namen, obwohl der Kohle-Ausstieg eindeutig klimapolitische Gründe
hat.

Natürlich müsse der Kohle-Ausstieg regional und sozialverträglich
abgesichert werden, dafür brauche es einen hohen zweistelligen
Milliardenbetrag, betonte Müller. Doch in erster Linie gehe es um die
Frage, wie schnell Deutschland diesen Ausstieg hinbekomme. Die
naturwissenschaftlichen Fakten lägen längst auf dem Tisch. Nun müsse das
Wissen um die Gefahren des Klimawandels endlich ernst genommen werden.

"Bei der Kohle-Kommission deutet vieles darauf hin, dass nicht die
Menschheitsherausforderung Klimaschutz im Zentrum steht, sondern das
Hinauszögern eines extrem klimaschädlichen Zustands. Das können die
Umweltverbände nicht mitmachen", warnte der Bundesvorsitzende der
NaturFreunde Deutschlands.


"Stop Kohle"-Demonstration am 24. Juni in Berlin


Ein breites Bündnis ruft für den 24. Juni - zwei Tage vor der geplanten
Auftaktsitzung der Kohlekommission - zu einer Demonstration in Berlin für
einen schnellen Kohleausstieg auf. Unter dem Motto "Stop Kohle - deine
Hände für den Klimaschutz" soll ein klares Signal gesendet werden, dass die
Mehrheit der Bevölkerung beim Klimaschutz endlich Taten sehen will. Der
Trägerkreis der Demonstration - Greenpeace, BUND, Campact und die
NaturFreunde Deutschlands - rechnet mit mehreren Tausend Teilnehmern. Die
Demonstration wurde von den NaturFreunden für das Bündnis angemeldet.

Das Bündnis fordert

• Die Bundesregierung muss dafür sorgen, dass die Klimaziele erreicht
werden. Sie muss ein Sofortprogramm vorlegen, das die Einhaltung des 
2020-Klimaschutzziels ermöglicht. Dafür müssen die Kohlendioxid-Emissionen der
Kohlekraftwerke um rund 100 Millionen Tonnen sinken;

• einen gesetzlichen Ausstiegs-Fahrplan für Kohlekraftwerke und
Tagebaue, mit dem die nationalen Klimaziele und das Pariser Klima-Abkommen
eingehalten werden;

• den sofortigen Stopp aller Pläne für neue Kohlekraftwerke, Tagebaue
und -erweiterungen;

• zielgerichtete Unterstützung der betroffenen Kohle-Regionen und
Beschäftigten statt einen vergoldeten Ausstieg für die Kohlekonzerne.




Mehr Informationen zur "Stop Kohle"-Demonstration:

www.stop-kohle.de

 * 

Quelle:

NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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AKTION/7166: TU Berlin - Food-Trends, Aromastoffe, Proteine und Apps im Gesundheitswesen, LNDW 09.06.


idw - Pressemitteilung: Technische Universität Berlin

TU Berlin: LNDW 2018 - Food-Trends, Aromastoffe und Proteine sowie
Apps im Gesundheitswesen



An der TU Berlin können Besucher*innen in der Langen Nacht der
Wissenschaften am 9. Juni 2018 die Welt der Lebensmittelwissenschaften
entdecken und sich über innovative Entwicklungen für den Reha- und
Pflegebereich informieren.

Wie viel Wissenschaft steckt in unseren Lebensmitteln? Welche
Geheimnisse stecken hinter leckerem und gesundem Essen? Mit welchen
technologischen Mitteln können Farbe, Textur und Geschmack von
Lebensmitteln verändert werden? Antworten auf diese hochaktuellen
Fragen finden Wissbegierige auf einer Rallye durch das Haus der
Lebensmittel.

Zeit: Samstag, 9. Juni 2018, 17-24 Uhr

Ort: Haus der Lebensmittel, Königin-Luise-Straße 22, 14195 Berlin,
Gebäude KL-H und KL-F61

Programm im Haus der Lebensmittel:

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/haus-der-lebensmittel/

Food-Trends im Geschmackslabor

Das Fachgebiet Bildung für Nachhaltige Ernährung und
Lebensmittelwissenschaft lädt alle Hobbyköche ein zu einer Schulung
der Sinne in das Haus des Lernens. Schärfen Sie ihr
Geschmacksvermögen!

Zeit: Samstag, 9. Juni 2018, 18-22 Uhr

Ort: Haus des Lernens, Marchstraße 23, 10587 Berlin, Räume MAR
1.064, MAR 1.065b und MAR 1.001

Programm im Haus des Lernens:

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/haus-des-lernens/

Einsatz von Tablets im Gesundheitswesen

Die "PflegeTab-App" wird zur aktivierenden Therapie bei Menschen mit
Demenz eingesetzt. Die "DemTab-App" will die ambulante Versorgung von
Menschen mit Demenz verbessern. Und die "VoiceAdapt-App" ermöglicht
Sprachtraining für Menschen mit Aphasie. Im Haus des vernetzten Lebens
können diese innovativen Möglichkeiten für den Reha- und Pflegebereich
ausprobiert werden.

Zeit: Samstag, 9. Juni 2018, 17-24 Uhr 

Ort: Haus des vernetzten Lebens, Ernst-Reuter-Platz 1, 10587
Berlin, 15. OG, Raum Calypso

Programm im Haus des vernetzten Lebens:

https://www.lndw.tu-berlin.de/programm/haus-des-vernetzten-lebens/

Das gesamte Programm der TU Berlin und Ticketinformationen:

www.lndw.tu-berlin.de

Lange Nacht an der TU Berlin in Social-Media-Kanälen:

 #lndw18 #tuberlin

https://twitter.com/TUBerlin

https://www.facebook.com/LNdW.TU.Berlin

Gesamtübersicht zur LNDW 2018 in Berlin und Potsdam

http://www.langenachtderwissenschaften.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/4966: Koblenz - Technikbegeistert durch die Sommerferien, 25.06.-02.08.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule Koblenz - University of Applied
Sciences

Technikbegeistert durch die Sommerferien - Hochschule Koblenz
bietet Ferienkurse an



In den Sommerferien bietet die Hochschule Koblenz Schülerinnen und
Schülern zwischen 13 und 17 Jahren an allen drei Standorten zahlreiche
kostenfreie Ferienangebote an. Diese jeweils ein-, zwei oder
dreitägigen Kurse für verschiedene Altersgruppen drehen sich rund um
technische Fragestellungen und wollen die Lust auf ein Studium in
diesem Bereich wecken. Zusätzlich erhalten die Teilnehmenden einen
Einblick in die modernen Hochschulstandorte RheinMoselCampus Koblenz,
RheinAhrCampus Remagen sowie WesterWaldCampus Höhr-Grenzhausen. Die
Ferienangebote sind kostenfrei, eine vorherige Anmeldung unter
www.hs-koblenz.de/ferienangebote ist jedoch unbedingt erforderlich.

Am RheinMoselCampus Koblenz werden drei Ferienkurse für Schülerinnen
und Schüler angeboten: Im Ferienkurs "Creative Labs" am 26. Juni steht
für 15-bis 16-jährige das kreative Entwickeln und Konstruieren mit
verschiedenen 3D-Druckverfahren im Vordergrund. Im Ferienkurs
"Digitaltechnik - wenn Mikrocontroller zu langsam sind" erkunden die
Teilnehmenden im Alter von 13 bis 16 Jahren unter anderem die
Funktionsweisen und Leistungsfähigkeiten verschiedener Schaltungen.
Der Frage "Mathe und Physik - Wofür brauch? ich das überhaupt?" geht
der zweitägige Ferienkurs für 13- bis 16-jährige am 1. und 2. August
nach. Zusätzlich zu den drei Ferienkursen werden zwei Laborpraktika
"Einführung in die Digital- und Messtechnik" für Studieninteressierte
angeboten, die sich einen Eindruck vom ingenieurwissenschaftlichen
Studium verschaffen möchten. Diese finden am 25. und 27. Juni
ebenfalls am RheinMoselCampus Koblenz statt.

Am 25. und 26. Juni findet am WesterWaldCampus Höhr-Grenzhausen der
Ferienkurs "Präparation keramischer Proben für die Mikroskopie" für
13-bis 14-jährige statt. Am 18. und 19. Juli programmieren
Schülerinnen u0nd Schüler im Alter von 13 bis 15 Jahren im Ferienkurs
"Robotik für MINTeressierte" am RheinAhrCampus Remagen in kleinen
Gruppen diverse Roboterbewegungen in einem Rechnerraum und probieren
diese dann an realen Robotern im Robotiklabor aus.

Das Angebot der MINT-Teenager-UNI "Girls go MINT!" des
Gleichstellungsbüros richtet sich ausschließlich an Mädchen. 15- bis
17-jährige können am 25. und 26. Juni in der Veranstaltung "Vom
Rohstoff zur Hochleistungskeramik" am WesterWaldCampus
Höhr-Grenzhausen den Werkstoff Keramik kennenlernen. Im Rahmen des
zweitägigen Kurses erhalten sie unter Anderem praktische Einblicke in
die Herstellung von Hochleistungskeramik im Versuchslabor und deren
Untersuchung in der Mikroskopie. Außerdem besuchen sie ein
Forschungsinstitut sowie die technische Abteilung des Keramikmuseums
in Höhr-Grenzhausen. Vom 27. bis 29. Juni stehen die "Phänomene des
Wassers" auf dem Programm der MINT-Teenager-UNI. Dabei lernen die
Schülerinnen im Wasserbaulabor am RheinMoselCampus beispielsweise,
warum Schiffe schwimmen und wie aus Wasserkraft Strom erzeugt wird.
Zudem entnehmen sie außerhalb des Campus Wasserproben an einem
Fließgewässer, besichtigen die Erlebniswelt Mosellum und die Koblenzer
Schleuse. Weitere Infos sind abrufbar unter www.hs-koblenz.de/mint-teenie-uni.

Die Hochschule Koblenz bietet die Ferienkurse im Rahmen des
Hochschulprogramms "Wissen schafft Zukunft", des Hochschulpaktes III
sowie der Initiative "MINT läuft" des Bildungsministeriums
Rheinland-Pfalz an. Schülerinnen und Schüler in MINT-zertifizierten
Schulen haben die Möglichkeit, sich die Teilnahme an den mindestens
2-tägigen Kursen mit -je nach Dauer des Kurses - 5-10 MINT-Punkten
anrechnen zu lassen. Die Teilnehmerplätze sind begrenzt. Daher ist
eine Anmeldung unter www.hs-koblenz.de/ferienangebote notwendig.
Weitere Informationen sowie das komplette Programm mit den
verschiedenen Daten zu den Ferienangeboten sind ebenfalls online zu
finden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-koblenz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution324

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences, 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4083: Kiel - "Deutschland à la française", Kieler Woche-Lesung im Literaturhaus 18.06.


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein - Gastveranstaltung

"Deutschland à la française" - Kieler Woche-Lesung 

in französischer und deutscher Sprache mit Pascale Hugues

Literaturhaus, Montag, 18.06.2018, 20 Uhr, Eintritt: 3 Euro

(Anmeldung erforderlich unter kontakt@dfg-kiel.de)



Zur traditionellen Kieler Woche-Lesung ist in diesem Jahr die seit
vielen Jahren in Berlin lebende französische Autorin Pascale Hugues zu
Gast. In ihrem aktuellem Buch setzt sie sich charmant und humorvoll
mit ihren beiden "Heimaten" auseinander. Das Publikum wird einerseits
in die manchmal schwere deutsche Seele aus der Sicht einer Französin
mit schwungvoller Leichtigkeit eintauchen wie auch im gleichen
Lese-Atemzug den koketten französischen Esprit spüren.

Veranstalter: Deutsch-Französische Gesellschaft S-H / Centre Culturel
Français / Romanisches Seminar der CAU Kiel

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/4082: Hamburg - Stanislaw Strasburger, Der Geschichtenhändler, 12.06.2018


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Juni 2018

Dienstag, 12.6.2018, 20.00 Uhr

Ort: W 3, Nernstweg 32-34, Altona

Zu Gast in der W3

Stanislaw Strasburger liest aus seinem Roman Der Geschichtenhändler (Secession)

Moderation: Pawel Sprawka



Der zwischen Warschau, Köln und Berlin pendelnde polnische Autor
Stanislaw Strasburger hat selbst einige Jahre im Libanon, in Syrien
und Jordanien verbracht. Sein in Ich-Form geschriebener Roman (aus
dem Polnischen übersetzt von Simone Falk) liefert Momentaufnahmen aus
der Zeit kurz vor den gewaltsamen Konflikten in Syrien, die bis heute
andauern. Es ist ein Buch über das Verstehen und Missverstehen, wenn
sich Kulturen begegnen. Das Ich und seine Verlorenheit in der Fremde
stehen dabei ebenso im Mittelpunkt wie die Politik. "Wir brauchen
heute viel Mut", sagt er, "unsere politische Gegenwart neu zu
denken." Besonders wichtig sei es, an der Idee eines Weltbürgertums
festzuhalten.

Stanislaw Strasburger, geb. 1975 in Warschau, ist Schriftsteller,
Journalist und Kulturmanager und lebt zurzeit in Berlin. Er studierte
Philosophie, Kunstgeschichte, Orientwissenschaften und Psychologie in
Warschau, Köln und Bonn und ist Initiator von diversen
Kulturprojekten zwischen Deutschland, Polen und dem Nahen Osten.
Außerdem arbeitet er als Pädagoge in den Bereichen Kunst,
Multikulturalität und Geschichte.

Eintritt: zahle, soviel Du willst

Ort: W 3, Nernstweg 32-34, Altona

In Kooperation mit literatur altonale, der Deutsch-Polnischen
Gesellschaft Hamburg und Unterstützung der W 3 Altona

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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MELDUNG/280: Familiennachzug - Bundestag muss Gesetz dringend nachbessern


Amnesty International - Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Familiennachzug: Bundestag muss Gesetz dringend nachbessern



BERLIN, 06.06.2018 - Anlässlich der ersten Lesung des Gesetzentwurfs zum
Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten am Donnerstag (07.06.) im
Bundestag erklärt Franziska Vilmar, Expertin für Asylrecht bei Amnesty
International in Deutschland:

"Amnesty International appelliert an den Bundestag, den Familien aller in
Deutschland lebenden Geflüchteten ein Zusammenleben zu ermöglichen.
Menschen, denen in ihren Herkunftsländern wie Syrien oder dem Irak ein
ernsthafter Schaden, Folter oder die Todesstrafe drohen, dürfen nicht über
Jahre hinweg von ihren Angehörigen getrennt bleiben."

Die neue Regelung soll den Familiennachzug zu subsidiär Geschützten auf
monatlich 1.000 engste Familienangehörige begrenzen. "Subsidiär
Schutzberechtigte sind aber in einer vergleichbaren Lage wie Flüchtlinge,
die Schutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention erhalten. Die in dem
Gesetzesentwurf gemachte Unterscheidung zwischen beiden Gruppen geflohener
Menschen ist diskriminierend und die Quote menschenrechtlich
unverantwortlich", so Vilmar.

"Es ist abzusehen, dass etliche Familien über viele weitere Jahre hinweg
auseinandergerissen bleiben, da das vorgeschlagene Verfahren langwierig,
kostspielig und voller Hürden ist. Wir befürchten schon jetzt, dass nicht
einmal das monatliche Kontingent von 1.000 nachziehenden
Familienangehörigen bewilligt werden kann", sagt Vilmar.

Der Nationale Normenkontrollrat hält eine Evaluierung des Gesetzes - wegen
des komplexen Verfahrens und der vorhersehbaren hohen Kosten - für
obligatorisch. "Amnesty fordert den Bundestag dazu auf, die Befristung und
Evaluierung der Regelung im Gesetzestext zwingend zu regeln. Nur so kann
die menschenrechtliche Legitimität des begrenzten Familiennachzugs auf den
Prüfstand gestellt werden."


Die ausführliche Stellungnahme zum Gesetzesentwurf finden Sie
unter:

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-05/Amnesty-Stellungnahme-Familiennachzugsneuregelungsgesetz-Mai2018.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/223: Syrien - Mögliche Kriegsverbrechen in Rakka


Amnesty International - Meldung vom 5. Juni 2018

Syrien

Mögliche Kriegsverbrechen in Rakka



Ein Jahr nach Beginn der Offensive auf Rakka dokumentiert Amnesty mögliche
Verletzungen des humanitären Völkerrechts der US-geführten Koalition. Ein
neuer Bericht legt Hinweise darauf vor, dass die USA, Großbritannien und
Frankreich bei ihren Luft- und Artillerie-Angriffen zu wenig dafür getan
haben, möglichst keine Zivilisten zu treffen. Das führte zu zahlreichen
Todesopfern. Die Angriffe könnten daher als Kriegsverbrechen bewertet
werden.

Vor einem Jahr, am 6. Juni 2017, begann die US-geführte Koalition ihre
Offensive auf die syrische Stadt Rakka, die seit 2014 vom sogenannten
Islamischen Staat (IS) besetzt war. Der neue Amnesty-Bericht "'War of
annihilation': Devastating Toll on Civilians, Raqqa - Syria" [3] belegt,
wie während der vier Monate andauernden Kämpfe Hunderte Zivilisten ums
Leben kamen. Er legt zudem nahe, dass es sich bei den Angriffen der
US-amerikanischen, französischen und britischen Streitkräfte um
Kriegsverbrechen handeln könnte. Amnesty-Mitarbeiter sprachen im Februar
2018 vor Ort mit 112 Zeugen und Überlebenden der Angriffe und besuchten 42
Orte in Rakka, an denen Angriffe durch Mörser, Artillerie und
Luftstreitkräfte stattgefunden hatten.

"Die Angriffe der US-geführten Koalition haben hunderte Menschen das
 Leben gekostet, Tausende wurden verletzt. Die hohen Opferzahlen ebenso
 wie das Ausmaß der Zerstörung in der Stadt lassen daran zweifeln, dass
 die Streitkräfte der US-geführten Koalition genug getan haben, um zivile
 Opfer zu vermeiden."

 Ilyas Saliba Experte für den Nahen Osten bei Amnesty International in
 Deutschland



Die Streitkräfte der USA, Großbritanniens und Frankreichs flogen zwischen
dem 6. Juni und 12. Oktober 2017 zehntausende Luftangriffe auf Rakka, mehr
als 90 Prozent davon verantworteten allein US-Streitkräfte.

"Die meisten dieser Geschosse haben einen Streukreisradius von mehr als 100
Metern: Dass das US-Militär wie im September 2017 davon spricht, es hätte
in der Geschichte bewaffneter Konflikte keine präziseren Angriffe gegeben
als jene auf Rakka, ist blanker Hohn gegenüber den Familien, die durch die
Angriffe Angehörige verloren haben", so Saliba weiter.

Der wiederholte Einsatz unpräziser Waffen in dicht bewohnten Stadtteilen
 sowie Angriffe, die sowohl zivile als auch militärische Ziele treffen
 oder eine extrem hohe Zahl ziviler Opfer verursachen können, verstoßen
 gegen Prinzipien des humanitären Völkerrechts. Diese Angriffe könnten
 daher als Kriegsverbrechen eingestuft werden. Amnesty International
 fordert die USA, Großbritannien und Frankreich dazu auf, umfassende und
 unabhängige Untersuchungen in die Wege zu leiten und Überlebenden und
 Hinterbliebenen eine angemessene Wiedergutmachung zu ermöglichen.



Ilyas SalibaExperte für den Nahen Osten bei Amnesty International in
Deutschland

Amnesty appelliert an die Bundesregierung, innerhalb der Koalition auf die
Achtung des humanitären Völkerrechts bei allen militärischen Einsätzen zu
dringen. "Die Bundesregierung muss sicherstellen, dass die Bilder aus den
Bundeswehr-Aufklärungsflügen über Syrien, die an andere
Koalitionsmitglieder weitergegeben werden, nicht zu unverhältnismäßiger
Gewalt gegen Zivilisten führen", so Saliba. "Alles andere ließe sich nicht
mit dem Anspruch Deutschlands vereinbaren, 2019 und 2020 einen Sitz im
UN-Sicherheitsrat einzunehmen."


Amnesty hat in den vergangenen Jahren wiederholt
Menschenrechtsverletzungen dokumentiert, die von unterschiedlichen
Konfliktparteien während des Syrien-Konflikts begangen wurden,
beispielsweise vom syrischen Militär [1] oder der bewaffneten Gruppierung
"Islamischer Staat" [2].


Anmerkungen:

[1] https://www.amnesty.de/2016/8/18/schwere-folter-syrischen-gefaengnissen

[2] https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/syrien-zivilbevoelkerung-rakkas-toedlichem-labyrinth-gefangen

[3] Link zum Amnesty-Bericht: "'War of annihilation': Devastating Toll on
Civilians, Raqqa - Syria" (PDF, 5.63 MB)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-06/Amnesty-Syrien-Bericht-Rakka-Juni2018.pdf

 * 

Quelle:

Meldung vom 5. Juni 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/syrien-moegliche-

kriegsverbrechen-rakka
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AFRIKA/699: Entspannung im Horn von Afrika - Äthiopien erkennt Grenzverlauf an


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Entspannung im Horn von Afrika: Äthiopien erkennt Grenzverlauf an -
Diplomatischer Triumph für Eritrea könnte Diktator Afewerki gefährden



Göttingen, den 6. Juni 2018 - Als bedeutenden Schritt zu mehr Frieden
im Horn von Afrika hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
Äthiopiens Bereitschaft bezeichnet, den Grenzverlauf Eritreas
anzuerkennen. "Nach so viel Leid und Tod wird die Zivilbevölkerung in
Eritrea und Äthiopien diese Entscheidung feiern. Doch der
diplomatische Triumph für sein Land könnte für Eritreas Diktator
Isaias Afewerki selbst einschneidende Folgen haben und ihn seine
Macht kosten. Denn wenn der Kleinstaat nicht mehr im latenten
Kriegszustand zum großen Nachbarn Äthiopien lebt, lassen sich der
aufgeblähte Militärapparat, Zwangsrekrutierungen und der zeitlich
unbegrenzte Militärdienst auch nicht mehr rechtfertigen", erklärte
der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen. So dürfte
der Druck auf den Alleinherrscher zunehmen, in seinem Land endlich
demokratische Reformen zuzulassen und Menschenrechte zu respektieren.
Die Flucht vor dem Militärdienst ist einer der Hauptgründe, weshalb
Eritreer die größte Gruppe unter den Bootsflüchtlingen in Italien
sind.

Äthiopiens Regierung hatte am Dienstagabend angekündigt, den Spruch
des Internationalen Schiedsgerichtshofes in Den Haag aus dem Jahr
2002 nun doch anzuerkennen. Das Gericht hatte damals den Grenzverlauf
zugunsten Eritreas bestätigt. Beide Staaten hatten zwischen den
Jahren 1998 und 2000 einen blutigen Grenzkrieg geführt, der
mindestens 100.000 Menschenleben kostete. Im Vertrag von Algier
hatten sie sich im Jahr 2000 verpflichtet, einen Schiedsspruch der
neutralen Instanz anzuerkennen. Doch Äthiopien hatte sich später
geweigert, ihn zu respektieren.

"Für Eritrea ist Äthiopiens Einlenken ein großer Sieg, denn die
internationale Staatengemeinschaft hatte sich mit Rücksicht auf
Äthiopiens strategische und politische Bedeutung geweigert, die
Anerkennung des Schiedsspruchs von der Regierung in Addis Abeba
einzufordern", berichtete Delius. Stattdessen wurde Eritrea immer
mehr stigmatisiert und zum Pariah im Horn von Afrika erklärt.
"Eritreas Diktator dürfte dies gar nicht so unrecht gewesen sein. Er
konnte behaupten, sein Land sei Opfer internationaler Verschwörungen,
und der Bevölkerung wegen der latenten Kriegsgefahr Menschenrechte
verweigern." Nun dürfte der Druck auf Afewerki wachsen, seine mehr
als 200.000 Mann starke Armee zu verkleinern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2018
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MELDUNG/912: "Frieden geht!" - Staffelstab an PolitikerInnen übergeben (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Staffelstab an PolitikerInnen übergeben

"Frieden geht!" fordert ein grundsätzliches Export von Kriegswaffen



Heute haben Vertreter*innen des Bündnisses "Frieden geht!" den Staffelstab
und eine Resolution mit der Forderung nach einem grundsätzlichen
Exportverbot von Kriegswaffen und Rüstungsgütern an Abgeordnete des
Wirtschaftsausschusses übergeben. Sie kritisierten, dass Deutschland
weltweit der drittgrößte Rüstungsexporteur von Kleinwaffen und der
viertgrößte Rüstungsexporteur von Großwaffensystemen ist und deutsche
Waffen an menschenrechtsverletzende und kriegführende Staaten exportiert
werden. Im Koalitionsvertrag haben SPD und CDU/CSU zugesagt, die
Rüstungsexportrichtlinien aus dem Jahr 2000 noch in diesem Jahr zu
"schärfen" und damit auf die veränderten Gegebenheiten zu reagieren. Das
Bündnis von 18 Trägerorganisationen kündigte an, die Politik*innen an ihren
Taten zu messen. Der Protest gegen Rüstungsexporte gehe weiter.

"Die Zeit ist reif für neue Sicherheitskonzepte", heißt es in der
Resolution, die sich an alle Bundestagsabgeordneten sowie Bundeskanzlerin
Angela Merkel und die Minister des Bundessicherheitsrats wendet: "Frieden
und weltweite Sicherheit sind nur mit der Stärkung des Völkerrechts und
Initiativen zur Schaffung einer gerechten Weltwirtschaftsordnung, mit
Entwicklungsförderung und internationaler Zusammenarbeit möglich.
Nachhaltige zivile Sicherheit verlangt Mut, die Militarisierung der Politik
zu überwinden".

"Wer Kriegswaffenexporte an menschenrechtsverletzende Staaten genehmigt,
der leistet Beihilfe zu schweren Menschenrechtsverletzungen. Und wer
Kriegswaffenexporte an kriegführende Staaten genehmigt, der leistet
Beihilfe zu Mord", sagt Jürgen Grässlin, Sprecher der Kampagne Aktion
Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel! und einer der Unterzeichner der
Resolution.

Vom 21. Mai bis 2. Juni 2018 haben im Rahmen des Staffellaufes gegen
Rüstungsexporte "Frieden geht!" rund 2.500 Marathonläufer*innen,
Jogger*innen, Geher*innen und Radfahrer*innen mehr als 1.100 Kilometer in
13 Tagen zurückgelegt, um gegen Rüstungsexporte zu demonstrieren. Tausende
weitere Menschen organisierten Veranstaltungen an den einzelnen Etappen
entlang der Strecke von Oberndorf am Neckar bis Berlin oder kamen zu den
Kundgebungen, Friedensfesten, Podiumsdiskussionen, Gottesdiensten und
Aktionen gegen Rüstungsexporte.


Weitere Informationen:

www.frieden-geht.de

Trägerorganisationen: 

ACK Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg; Aktion
Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!; Arbeitsgemeinschaft der Eine
Welt-Landesnetzwerke in Deutschland, Attac Deutschland; Berliner
Entwicklungspolitischer Ratschlag (B.E.R.); Bike for Peace and New Energies
e.V.; DEAB Dachverband Entwicklungspolitik Baden-Württemberg e.V.; DFG-VK
Bundesverband und Landesverband Baden-Württemberg; EAK Evangelische
Arbeitsgemeinschaft für Kriegsdienstverweigerung Baden-Württemberg und
Bundesverband; Evangelische Landeskirche in Baden; Friedenspfarramt der
Evangelischen Landeskirche in Württemberg; GPI Gesellschaftspolitische
Initiative Norbert Vöhringer e.V.; IPPNW Internationale Ärzte für die
Verhütung des Atomkrieges - Ärzte in sozialer Verantwortung e.V.;
NaturFreunde Deutschlands; Ohne Rüstung Leben e.V.; RIB
RüstungsInformationsBüro e.V.; Internationaler Versöhnungsbund e.V.,
Deutscher Zweig

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2018
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VORTRAG/176: Dresden - "Integration als Chance und Notwendigkeit", 11.06.2018


idw - Pressemitteilung: Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme

Vortrag "Integration als Chance und Notwendigkeit" mit Prof. Marina
Münkler am 11.6., 19 Uhr

Am 11.6.2018, 19 Uhr hält die TUD-Professorin Marina Münkler im Rahmen
der Reihe "Wissenschaft im Theater" einen Vortrag zum Thema
"Integration als Chance und Notwendigkeit"



Die gesellschaftliche Integration von Migranten ist ein
wechselseitiger Prozess. Mit den Integrationsanstrengungen der
Hierhergekommenen muss die Aufnahmebereitschaft unserer Gesellschaft
korrelieren. Das gilt sowohl für Arbeitsmigranten als auch für
Geflüchtete. Dafür muss sichtbar sein, dass auch Geflüchtete zu einer
dauerhaften Bereicherung werden können, wenn beide Seiten sich um
Integration bemühen. Neben der Frage, was man den Migranten zutraut,
steht damit auch die Frage im Mittelpunkt, was die deutsche
Gesellschaft sich selbst zutraut und ob sie in der Lage ist, zu
integrieren und zumindest einen Teil auch derjenigen für das Projekt
der Integration zu gewinnen, die ihm misstrauisch und zweifelnd
gegenüberstehen. Prof. Münkler studierte von 1978 bis 1984
Germanistik, Philosophie und Theaterwissenschaften an der
J.W.Goethe-Universität Frankfurt und wurde 1997 an der Philosophischen
Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin zum Dr. phil. promoviert.
Seit Januar 2010 hat sie die Professur für Ältere und frühneuzeitliche
deutsche Literatur und Kultur an der TU Dresden inne. Sie ist seit
Februar 2017 Mitglied des Wissenschaftsrats. Prof. Münkler sieht ihre
Forschungsfelder überwiegend in mittelalterlicher und
frühneuzeitlicher Literatur. Darüber hinaus erforscht sie Alterität
und Interkulturalität, legendarisches Erzählen und beschäftigt sich
mit der Gattungstheorie. Der Eintritt ist frei. Veranstaltungsort:
Staatsschauspiel Dresden -Kleines Haus, Glacisstraße 28, 01099
Dresden.

Die Vortragsreihe "Wissenschaft im Rathaus/Theater" wird seit 1999 vom
Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme, der Landeshauptstadt
Dresden und der TU Dresden veranstaltet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2110

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme, 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de
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BERICHT/069: Linke Buchtage Berlin - besinnliche Gegenwart ... (SB)


So ist, wenn man das Verhältnis der Gewerkschaftpolitik zum
Kampf gegen die Rüstung - also die Vorbereitung eines möglichen
Krieges - und gegen den Krieg geschichtlich analysiert, hier kein
Ruhmesblatt für die Gewerkschaftsführung zu entdecken ... 

Wolfgang Abendroth [1]



An der Gewerkschaftsfrage scheiden sich auch unter Linken die Geister.
Wenn die Polizeigewerkschaft beim Ausbau des repressiven
Sicherheitsstaats ihre Muskeln spielen läßt, die IG BCE lieber den
Klimawandel anheizt als auf die Braunkohle zu verzichten oder die IG
Metall deutschen Waffenschmieden und Rüstungsexporten das Wort redet,
drängen sich denn doch gravierende Zweifel auf, ob genau diese
Arbeitsplätze um jeden Preis zu verteidigen seien. Wer
Klassenwidersprüche für überwunden erklärt und der Sozialpartnerschaft
das Wort redet, wird kaum Einwände dagegen erheben, daß Gewerkschaften
derart mit staatlichen und ökonomischen Interessen verschmelzen, daß
sie integraler Bestandteil der herrschenden Verhältnisse werden. Wer
sie jedoch in ihrem eigenen Anspruch ernst nimmt, als organisierte
Interessenvertretung der Lohnabhängigen gegen deren Zurichtung und
Ausbeutung zu Felde zu ziehen, kommt um eine kritische Überprüfung und
fundierte Recherche nicht herum. Daß sich dabei ineinander
verschränkte Widersprüche zwischen Führung und Basis, linkem und
rechtem Flügel, großen Gewerkschaftsapparaten und überschaubaren
Strukturen vor Ort auftun, verwundert nicht.

Die marxistische Linke folgt in Teilen der Auffassung Lenins, der es
nach zeitweise wechselnden Einschätzungen letztendlich für notwendig
erachtete, innerhalb der bestehenden Gewerkschaften Wühlarbeit zu
leisten. Indessen warf Rosa Luxemburg angesichts des Weltkriegs die
Frage auf, warum Arbeiter Waffen produzieren, die über sie selbst den
Tod bringen. Sie sprach zunehmend weniger von Verrat der
Gewerkschaftsführung, weil diese These für sich genommen die
Anpassungsbereitschaft der Arbeiterschaft nicht zu erklären vermag.
Die eigentliche Wurzel des Militarismus sei nicht die Böswilligkeit
der Arbeiterführer, sondern die Verinnerlichung autoritärer Strukturen
durch die Arbeiterinnen und Arbeiter selbst. Der Militarismus sitze
den deutschen Arbeitern im eigenen Nacken, so Luxemburg. Es kann dabei
weder um bloße moralische Kategorien noch um ein Abgleiten in
psychologische Deutungen gehen, wohl aber um eine Konfrontation mit
der jeweils eigenen Beteiligung, ohne die Herrschaft ungeachtet ihrer
repressiven Zwangsmittel nicht auskommt.

Rosa Luxemburg übte nach Ende des Ersten Weltkriegs scharfe Kritik am
Schulterschluß von Gewerkschaft und Militär im Kontext
imperialistischer Kriegsführung. Daß es sich dabei auch aus heutiger
Sicht keinesfalls um ein exotisches Thema von marginaler Bedeutung
handelt, belegt das Buch "Lieber tot als rot. Gewerkschaften und
Militär in Deutschland seit 1914" von Malte Meyer [2], das der Autor
bei den Linken Buchtagen im Berliner Mehringhof vorstellte. Seines
Erachtens wird in diesem Zusammenhang zentral verhandelt, wie sich
Gewerkschaften und Staat, Gewerkschaften und kapitalistische
Klassengesellschaft zueinander verhalten, wobei das Verhältnis von
Gewerkschaft und Militär eine Art Indikator dafür sei. Für die
politische Linke sei insbesondere aufschlußreich, ob gewerkschaftliche
und militaristische Ziele einander ausschließen oder im Gegenteil eine
Inanspruchnahme der Gewerkschaften für solche Zwecke gängige Praxis
ist.

Bei seinem Vortrag in der Buchhandlung Schwarze Risse konzentrierte
sich der Referent auf drei historische Stationen, die er für
exemplarisch erachtet. Er legte zunächst die Hoffnung der
Gewerkschaftsführung auf eine Querfront mit dem Militär während der
Weltwirtschaftkrise Anfang der 1930er Jahre dar. Dann ging er auf die
Rolle Georg Lebers als Gewerkschaftsvorsitzender und
Verteidigungsminister in der jungen Bundesrepublik ein. Und
schließlich befaßte er sich mit Kiel als Rüstungs- und Marinestandort.
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Vom Burgfrieden zur Querfrontpolitik

Wie Meyer ausführte, war die gewerkschaftliche Burgfriedenspolitik im
Ersten Weltkrieg symptomatisch für das Verhalten der deutschen
Gewerkschaften in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 1916 wurde
das Vaterländische Hilfsdienstgesetz erlassen, mit dem Gewerkschaften
von Staat und Unternehmerverbänden als Tarifparteien anerkannt wurden.
Im Gegenzug übernahmen sie die Aufgabe, Streikbewegungen unter
Kontrolle zu halten und sonstige Unruhen zu verhindern. Schon damals
kam es zu institutionalisierten Kooperationen mit dem Militär und des
öfteren zu Fällen, in denen entschiedene Kriegsgegner verraten und den
Polizeibehörden überstellt wurden. Die Gewerkschaften waren zudem
bereit, aus ihrem Vermögen Kriegsanleihen zu zeichnen, so daß mit den
Geldern von Gewerkschaftsmitgliedern Waffen für das kaiserliche
Militär gekauft wurden - ein wenngleich eher symbolischer, so doch
bedeutsamer Akt der Kriegsunterstützung. Auch wurden gewerkschaftliche
Kriegsbücher publiziert, in denen sich Verbandsvorstände dazu
äußerten, auf welche Weise die deutschen Arbeiter von einem Sieg im
Weltkrieg profitieren würden.

Die Weltwirtschaftskrise Anfang der 1930er Jahre führte zwangsläufig
auch zu einer Krise der Gewerkschaften. Als die Massenerwerbslosigkeit
sprunghaft stieg, verloren sie innerhalb von zweieinhalb Jahren ein
Viertel ihrer Mitglieder. Diese traten aus, weil sie keine Arbeit mehr
hatten, unzufrieden mit der Gewerkschaftsführung waren oder
schlichtweg die Mitgliedsbeiträge nicht mehr aufbringen konnten. Damit
waren massive Einnahmeverluste für die Gewerkschaften verbunden.
Damals hatte der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund (ADGB) 6000
Hauptamtliche, die bezahlt werden mußten. In Folge der
Einnahmerückgänge schrieb der ADGB erstmals rote Zahlen, die Zentrale
wurde verkleinert, der Apparat stand unter hohem politischen Druck.
Zugleich trieb die kommunistische Gewerkschaftsopposition den
sozialdemokratisch dominierten ADGB zusätzlich in die Enge, so der
Referent.

Wie reagierten die Gewerkschaften in der Krise? Distanzierten sie sich
vom Staat, stellten sie die kapitalistische Produktionsweise in Frage,
radikalisierten sie ihre Gesellschaftskritik? Oder paßten sie sich an
die herrschenden Verhältnisse an? Anfang der 1930er Jahre riefen die
Gewerkschaften nach einem Staat, der wirtschaftlich und
sozialpolitisch durchgreifen und ein kreditfinanziertes
Arbeitsbeschaffungsprogramm auf den Weg bringen, aber auch außen- und
innenpolitisch Stärke zeigen sollte. In gewerkschaftlichen
Publikationen tauchten seit Anfang der 1930er Jahre verstärkt
Plädoyers für einen freiwilligen Arbeitsdienst auf, auch wurde der
Versailler Vertrag immer häufiger für die Weltwirtschaftkrise
verantwortlich gemacht und damit ein rechtes Erklärungsmuster
übernommen. Die angestrebte Querfront mit dem Militär wurde zur
maßgeblichen ideologischen Option.

Angesichts der Sparkabinette und des Notverordnungsregimes sollte ein
Bündnis mit dem Hauptziel der Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten
geschlossen werden. So formulierte es der ADGB-Vorsitzende Theodor
Leipart, so formulierte es auch der letzte Reichskanzler vor Hitler,
Kurt von Schleicher, der General der Reichswehr war und sich für ein
solches Bündnis einsetzte. Die Gewerkschaftsführung betrieb das nicht
öffentlich, sondern auf dem Wege einer Geheimdiplomatie. Es kam zu
zahlreichen Kontakten mit Vertretern der politischen Rechten.
Gemeinsam mit der Reichswehr und dem Strasser-Flügel der NSDAP sollte
eine Querfront gebildet werden, um die Gewerkschaft als Organisation
zu retten und Hitler als Reichskanzler zu verhindern.

Besonders hervorgetan hat sich dabei ein intellektueller Kreis um die
Zeitschrift "Die Tat", der eine Mittlerfunktion zwischen den Spitzen
der Reichswehr, den Repräsentanten des Strasser-Flügels der NSDAP und
der ADGB-Führung ausübte. In der Gewerkschaftsführung arbeitete eine
Reihe hauptamtlicher Referenten dieser Linie zu. Der prominenteste war
Lothar Erdmann, der im Frühjahr 1933 in der gewerkschaftstheoretischen
Zeitschrift "Die Arbeit" einen expliziten Querfront-Artikel des
Inhalts publizierte, warum die Gewerkschaften keine
klassenkämpferische und internationalistische Organisation mehr seien,
sondern zum Besten des deutschen Volkes und Staates agierten. Die
Querfrontbestrebungen konkretisierten sich 1932, als es bereits
Vorverhandlungen über die Bildung eines zukünftigen Präsidialkabinetts
gab. Das Vorhaben konnte jedoch nicht mehr umgesetzt werden.

Nach dem 30. Januar 1933 gab die Gewerkschaftsführung die offizielle
Leitlinie vor, "Organisation, nicht Demonstration ist das Gebot der
Stunde". Sie mobilisierte nicht gegen die Machtübernahme der NSDAP,
sondern setzte auf Anpassung, um das drohende Verhängnis abzuwenden.
Je drastischer in den Monaten März und April die Aktionen des
NS-Regimes ausfielen, desto bereitwilliger diente sich die
Gewerkschaft an, im Interesse des arbeitenden deutschen Volkes am
neuen Staat mitzuwirken. Jüdische Vorstandsmitglieder wurden
hinausgeworfen, darunter auch Siegfried Aufhäuser, der damalige
Vorsitzende der Angestelltenverbände. Dieser Kurs gipfelte darin, daß
die Gewerkschaften am 1. Mai 1933 zusammen mit der NSDAP dazu
aufriefen, an den Feierlichkeiten auf dem Tempelhofer Feld in Berlin
teilzunehmen. Schon am folgenden Tag erhielten sie die Quittung, als
die Gewerkschafthäuser besetzt und sie als Organisationen zerschlagen
wurden.

Als ein wichtiges Nachspiel dieser Entwicklung führte der Autor
Wilhelm Leuschner an, der als prominenter Gewerkschafter zur
Verschwörergruppe des 20. Juli 1944 gehörte. Der Sozialdemokrat war
Ende der 1920er Jahre Polizeiminister in Hessen und hatte einen
schnellen Aufstieg in der SPD und in der Gewerkschaft hingelegt. Er
wurde als Nachfolger von Theodor Leipart im ADGB-Vorsitz gehandelt
und gehörte zu denjenigen, die im April 1933 den Zusammenschluß der
in Deutschland tätigen Gewerkschaften mit Ausnahme der Kommunisten zu
einem "Führerkreis der freien Gewerkschaften" herbeiführten, der seine
Bereitschaft erklärte, im neuen NS-Staat mitzuwirken.

Wie Meyer anführte, habe er sich dabei auf die Forschungen von Karl
Heinz Roth und Angelika Ebbinghaus gestützt, die das Buch "Rote
Kapellen, Kreisauer Kreise, schwarze Kapellen" über den 20. Juli 1944
und dessen Widersprüche publiziert haben. Darin kommt auch zur
Sprache, was sich die an der Verschwörung beteiligten Militärs davon
versprochen haben, die Repräsentanten der vormaligen Gewerkschaften an
den Vorbereitungen zu beteiligen. Die ehemals organisierte
Arbeiterschaft sollte in den Aufstand eingebunden und von vornherein
mit dem neuen Staatsaufbau verknüpft werden, um ein Aufkommen
revolutionärer Bewegungen zu verhindern. Die Integration
sozialdemokratischer Funktionäre in eine Nach-Hitler-Regierung ging
über eine rein symbolische Funktion hinaus. Das Aufgreifen der
Gewerkschaftsfrage war dem Interesse an einer stabilen Sozialordnung
und einem industriellen Frieden geschuldet. Die Gewerkschaften sollten
nicht als autonome Organisationen, sondern als Stützen von Staat und
Gesellschaft fungieren. Das Trauma der revolutionären Erhebung des
November 1918 sei für die Militärführung wie auch die
Gewerkschaftsführung prägend geblieben.
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Georg Leber - Gewerkschaftsführer und Verteidigungsminister

Am 24. Juni 1963 stattete John F. Kennedy Berlin jenen Besuch ab, bei
dem er am Schöneberger Rathaus den berühmten Satz "Ich bin ein
Berliner" in Umlauf brachte. Der SFB berichtete den ganzen Tag lang
live über den Troß und zeigte den US-Präsidenten auch bei seiner
kurzen Rede vor dem Gewerkschaftstag der IG Bau-Steine-Erden, wofür
sich der US-Gewerkschaftsboß George Meany eingesetzt hatte. Mit dabei
waren auch Lucius Clay, der ehemalige Oberkommandierende der
US-Truppen in Europa, die beiderseitigen Verteidigungsminister, Willy
Brandt, Konrad Adenauer, der DGB-Vorsitzende Ludwig Rosenberg und
George Meany. Am stolzesten aber war Georg Leber, der damals noch als
relativ junger, 43jähriger Gewerkschaftsvorsitzender den
US-Präsidenten zu sich auf den Gewerkschaftstag geholt hatte. Er
begrüßte Kennedy als Garanten des freien Berlin, der freien Welt und
der freien Gewerkschaften, denn ohne diese, so Leber, seien
funktionierende Demokratien nicht denkbar, und die USA hätten sich bei
der Unterstützung freier Gewerkschaften große Dienste erworben. Er
überreichte Kennedy abschließend einen Strauß Nelken, der angeblich in
der Nacht zuvor über die Mauer geworfen wurde und mit dem Gruß
versehen sei, ihn dem US-Präsidenten zu überbringen, der auch die
Hoffnung der Menschen im Osten auf eine Befreiung sei. Danach hob
Kennedy in einer kurzen Rede seinerseits die Bedeutung freier -
gemeint ist nichtkommunistischer - Gewerkschaften für die freie Welt
hervor.

Diese Formel war symptomatisch für die Einbindung der Gewerkschaft in
das antikommunistische Establishment des Kalten Krieges:
Gewerkschaften im Schulterschluß mit der Politik, weil sie nicht nur
für Lohnerhöhungen kämpfen, sondern zugleich den sozialen Frieden
garantieren. Warum ist Georg Leber eine geradezu beispielhafte
Personifizierung dieses neuen Burgfriedens? 1920 geboren, war er
Wehrmachtssoldat, Vorsitzender der IG Bau-Steine-Erden von 1957 bis
1966, danach unter anderem Verkehrsminister, aber auch in 1970er
Jahren in den Regierungen Brandt und Schmidt Verteidigungsminister. Er
kam aus einem katholischen Arbeitermilieu, war aber entgegen eigener
Darstellung nie wirklich Bauarbeiter, sondern lediglich nach dem
Krieg vorübergehend in der Baubranche beschäftigt. Er bekannte sich
dazu, daß sein Begriff von Solidarität aus jenem der
Kriegskameradschaft herrühre. Leber lieferte sein politisches
Gesellenstück ab, indem er 1955/56 als Vorsitzender der IG
Bau-Steine-Erden im Bezirk Nordrhein dafür sorgte, daß dieser damals
noch von KPD-Leuten dominierte Bezirk vom kommunistischen Einfluß
gesäubert wurde. In einer Nacht-und-Nebel-Aktion wurden die Schlösser
des Gewerkschaftshauses ausgetauscht und die KPD-nahen Mitglieder am
nächsten Tag fristlos entlassen. Wenig später folgte das KPD-Verbot.
Unter Leber wurden also Kommunisten der politischen Polizei
ausgeliefert und nicht selten nach der NS-Zeit abermals in Haft
genommen.

1957 wurde Leber dann Vorsitzender der IG Bau-Steine-Erden auf
Bundesebene, die damals mit über 700.000 Mitgliedern noch eine große
Gewerkschaft war. Er stieg zum Repräsentanten des
sozialpartnerschaftlichen Flügels im DGB auf, dem auf dem eher
konfliktorientierten Flügel der IG Metall-Vorsitzende Otto Brenner als
prominentester Vertreter gegenüberstand. Leber warb für
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand als Allheilmittel gegen
gesellschaftliche Ungleichheit. Er befürwortete die in der
Gewerkschaft zunächst noch umstrittenen Notstandsgesetze, machte sich
in der SPD für eine Große Koalition stark und griff die
gewerkschaftliche Linke an. Der Marburger Politikwissenschaftler und
Marxist Wolfgang Abendroth war damals ein wichtiger Ratgeber der
gewerkschaftlichen Linken und im Krieg Partisan auf seiten des
griechischen Widerstands gewesen. Leber attestierte ihm ein nicht
überwundenes, tiefsitzendes Mißtrauen gegenüber dem Staat und fügte
hinzu, die Gewerkschaften seien kein politisches Übungsgelände für
Partisanen, die in keiner der bestehenden Parteien eine politische
Heimat finden könnten.

Georg Leber hatte sich als Verkehrsminister dafür stark gemacht, daß
kein Bundesbürger weiter als 20 Kilometer von der nächsten Autobahn
entfernt leben sollte. Als er 1972 Verteidigungsminister wurde, war er
weder der erste Sozialdemokrat noch Gewerkschafter in diesem Amt. Man
denke beispielsweise an Gustav Noske, der 1919 Reichswehrminister
wurde. Der erste Verteidigungsminister der Bundesrepublik, Theodor
Blank, war CDU-Mitglied, aber stellvertretender Vorsitzender der IG
Bergbau und Energie. Lebers direkter Vorgänger als
Verteidigungsminister war Helmut Schmidt. Öffentlich erinnert wird
Leber aufgrund seines jovialen Umgangstons als "Soldatenvater".
Weniger bekannt ist, daß unter seiner Ägide die Militärausgaben
stärker anstiegen als je zuvor seit der Remilitarisierung der
Bundesrepublik.

In den 1970er Jahren kümmerte er sich um engere Kontakte zwischen den
Spitzen von Gewerkschaften und Bundeswehr, um noch existierende
Vorbehalte im höheren Offizierscorps abzubauen. Der DGB-Vorsitzende
Heinz Oskar Vetter, selbst ein ehemaliger Wehrmachtsoffizier, sprach
bei der Kommandeurstagung und vor der Führungsakademie der Bundeswehr.
Diese langjährige Vorarbeit Lebers mündete in ein gemeinsames
Positionspapier von Gewerkschaften und Bundeswehr, in dem sie sich
1981 gegenseitig versicherten, Stützen des demokratischen Staates zu
sein: Die einen sorgen für den äußeren und die anderen für den inneren
Frieden. Diese gemeinsame Erklärung sollte 2013 auf Initiative des
DGB-Vorsitzenden Michael Sommer mit dem Verteidigungsminister Thomas
de Maizière neu aufgelegt werden, was innergewerkschaftlich jedoch für
einigen Wirbel und Unmut sorgte, worauf das Vorhaben erst einmal
wieder in der Schublade verschwand, schloß der Autor diesen Abschnitt.


Der Rüstungs- und Marinestandort Kiel

Welche Rolle spielen die Gewerkschaften an einem Rüstungs- und
Marinestandort wie Kiel? Die Stadt war in der Verfassung des Deutschen
Reiches von 1871 zum Reichskriegshafen erklärt worden und verdankte
dieser Maßgabe seinen industriellen Aufstieg. Im Herbst 1918 waren
35.000 Arbeiter auf den drei großen Werften des Ostufers beschäftigt,
im unmittelbaren Umfeld gab es 50.000 Militärangehörige. Im November
1918 kam es zum Matrosenaufstand, als die Seeleute der Kriegsmarine
den Befehl verweigerten, zu einem Gefecht auszulaufen, das nur mit dem
sicheren Untergang enden konnte. Die Arbeiter in den Werften schlossen
sich an, und dies war der Zündfunke zur deutschen Novemberrevolution,
die in Kiel ihren Ausgang nahm. Die enorme militärische Bedeutung der
Stadt zog im Zweiten Weltkrieg massive Bombardierungen auf sich.

In einer Doku über den Wiederaufstieg der westdeutschen
Rüstungsindustrie nach 1945 wird der SPD-Bundestagsabgeordnete Norbert
Gansel interviewt, der Ende der 1990er Jahre Kieler Oberbürgermeister
war. Er spricht darüber, daß Anfang der 1980er Jahre von der HDW
U-Boote an die Militärdiktatur in Chile ausgeliefert wurden, und rühmt
sich, auf jedem Parteitag Anträge zu einer restriktiveren
Rüstungsexportpolitik eingebracht zu haben. Andererseits enthält das
Buch "Arbeitsplätze durch Rüstung" (rororo) auch einen Aufsatz von ihm
und anderen SPD-Bundestagsabgeordneten, der auf die Vergabe von
Rüstungsaufträgen eingeht. Gelte es, solche Aufträge für bestimmte
Firmen an Land zu ziehen, sei der Betriebsrat dafür zuständig, den
SPD-Bundestagsabgeordneten, und der Unternehmer, den CDU-Abgeordneten
zu kontaktieren. So lief ein wichtiger Kanal des Rüstungslobbyismus
unter gewerkschaftlicher Beteiligung.

Die Exportgenehmigung für U-Boote, die das Pinochet-Regime erhalten
sollte, schlug auch in Kiel hohe Wellen. Tausend Beschäftigte der HDW
traten 1980 in den Ausstand, um von der Bundesregierung die Erteilung
einer Exportgenehmigung einzufordern. Dazu hatten der Betriebsrat, die
IG Metall und das Unternehmen aufgerufen. Es handelte sich eher um
eine bezahlte Kundgebung am Freitagnachmittag, als die Arbeiter in der
Kieler Innenstadt dafür demonstrierten, diese U-Boote für die
chilenische Junta bauen zu dürfen. In einer antimilitaristischen
Aktion wurde die U-Boot-Werft einige Zeit später kurzfristig besetzt,
wofür man die Aktivistinnen und Aktivisten der Kieler
Chile-Solidarität wegen Hausfriedensbruchs zur Rechenschaft zog. Zu
Zeiten der Kohl-Regierung wurden die Exporte schließlich genehmigt.

Wie funktioniert dieser Lobbyismus? 1973 traten die Betriebsräte aus
dem Rüstungskonzern Maschinenbau Kiel (MAK) mit dem Anliegen an
Norbert Gansel heran, Auftragsrückgänge durch eine Lockerung der
Exportvorschriften zu kompensieren und den Bau von Flakpanzern nach
Kiel zu vergeben. Gansel wurde im Verteidigungsministerium vorstellig
und setzte sich für die Forderung ein. Dafür mußte er sich auf dem
SPD-Parteitag rechtfertigen, worauf Willy Brandt abwiegelte, es sei
doch völlig normal, daß führende Mitglieder der IG Metall in solchen
Angelegenheiten initiativ würden. Demnach gibt es innerhalb des
militärisch-industriellen Komplexes auch einen gewerkschaftlichen
Flügel, der beispielsweise mit dem Hinweis darauf, daß durch ein
Rückfahren des Rüstungsexports Arbeitsplätze in Gefahr seien, für
öffentliche Unterstützung sorgt. Und da Kiel stärker als viele andere
Städte und seit langem militär- und rüstungsabhängig ist, sind
diesbezügliche gewerkschaftliche Stimmen hier von besonderem Gewicht.

Nach Einschätzung des Autors ist es typisch, daß sich SPD und
Gewerkschaften wie die IG Metall für Rüstungsstandorte mit dem
Argument stark machen, daß die Beschäftigten keine Alternative hätten
und deshalb Exportgenehmigungen erteilt werden müßten. Eher
ungewöhnlich war in den 1980er Jahren die Konversionsbewegung
innerhalb der Gewerkschaften, inspiriert von dem Vorbild des
britischen Luftwaffenausrüsters Lucas Aerospace. Dort machten sich
Techniker und Arbeiter Gedanken darüber, wie anstelle von
Kampfflugzeugen sozial und ökologisch nützliche Produkte wie
Straßenbahnen, Windkraftanlagen und ähnliches entwickelt werden
können. Unter dem Eindruck der Friedensbewegung gab es in der
Bundesrepublik eine Reihe gewerkschaftlicher Aktivitäten, die
Umstellung auf zivile Zwecke herbeizuführen. Vor allem im
norddeutschen Raum bildeten sich diverse Konversionsarbeitskreise, an
denen Ehrenamtliche, aber auch hauptamtliche Gewerkschafter,
Betriebsräte und Vertrauensleute beteiligt waren. "Produktion für das
Leben statt Waffen für den Tod" hieß denn auch das bekannteste Buch
des Sprechers der Lucas-Kampagne, Mike Cooley. Auch hier gab es einen
sozialpartnerschaftlich und einen konfliktorientiert ausgerichteten
Flügel. Das Spektrum reichte vom betrieblichen Vorschlagswesen bis zur
Einbeziehung von Aktivisten der Friedensbewegung und der Mobilisierung
der Öffentlichkeit. Das spielte sich vor dem Hintergrund der Kieler
Werftenkrise ab, die Anfang der 1980er Jahre dramatische Züge annahm.
Mit dem Ende der Blockkonfrontation und dem Auslaufen der
Friedensbewegung schliefen die meisten Arbeitskreise ein.

Nicht eingestellt wurde hingegen der gewerkschaftliche
Rüstungslobbyismus. Die Broschüre "Perspektiven der deutschen
militärischen Schiffbaukapazitäten im europäischen Kontext", die 2010
vom IG Metall-Vorstand veröffentlicht wurde, sorgte in
linksgewerkschaftlichen Kreisen für einigen Wirbel. Die IG Metall
spricht sich darin für den Erhalt der militärtechnischen
Kernfähigkeiten im Marineschiffbau aus, der von
nationaler Bedeutung sei. In den Hauptsegmenten des deutschen
Marineschiffbaus, den nicht-atomaren U-Booten, Fregatten,
Korvetten und Spezialschiffen, gelte es, eine leistungsfähige Basis
für die Einsatzbereitschaft der Bundesmarine und die Exportfähigkeit
sicherzustellen. Diese Ausrichtung liegt seit Jahrzehnten auf der
Linie des Gewerkschaftsvorstands. So richtete die IG Metall bereits
Ende der 1970er Jahre einen Arbeitskreis von Rüstungsbetriebsräten
ein, der sich mehrmals im Jahr trifft, Kontakt zum Militär, zum
Verteidigungsministerium und zur Rüstungswirtschaft herstellt und
unter Ausschluß der Öffentlichkeit sehr rührig ist. Die IG Metall
steht damit nicht allein: Ver.di wandte sich offensiv gegen die
Schließung des Kieler Marinearsenals und ist innerhalb der Bundeswehr
wie auch bei den Stationierungsstreitkräften präsent.


Auseinandersetzung mit den Thesen Wolfgang Abendroths

Malte Meyer, der in Marburg bei Schülern Wolfgang Abendroths studiert
hat und in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit tätig ist, setzte
sich abschließend mit dessen Position zum Verhältnis von Gewerkschaft
und Militär auseinander. Abendroth, Mitbegründer der Marburger Schule
der marxistischen Politikwissenschaft, engagierte sich in der
Friedensbewegung und trat in 1970er Jahren dafür ein, daß die DKP
Soldatenagitation innerhalb der Bundeswehr betreiben darf. Er hat sich
in den 1980er Jahren in einem längeren Gespräch zum Verhältnis von
Gewerkschaften und Friedensbewegung geäußert: "So ist, wenn man das
Verhältnis der Gewerkschaftpolitik zum Kampf gegen die Rüstung - also
die Vorbereitung eines möglichen Krieges - und gegen den Krieg
geschichtlich analysiert, hier kein Ruhmesblatt für die
Gewerkschaftsführung zu entdecken, obwohl sich die Erkenntnis der
Ersten Internationale, daß das dauerhafte und wirkliche
gewerkschaftliche Interesse immer gegen den Krieg zwischen den Staaten
und gegen seine Vorbereitung durch deren Hochrüstung gerichtet ist, in
der Geschichte immer wieder bestätigt hat.

Meyer merkte dazu an, daß er mit seinem Buch zu dem Ergebnis gelangt
sei, dem ersten Teil dieser Aussage Abendroths zustimmen zu können.
Dem zweiten Teil würde er jedoch widersprechen, wenngleich sich
Abendroth auf Marx beziehen kann, der Gewerkschaften für Sammelpunkte
des Widerstands gegen das Kapital gehalten hat. Abendroth zufolge
gelte es, am linken Flügel real existierender Arbeiterorganisationen
zu wirken. Aus Sicht des Autors läßt sich diese zweite Bestimmung, daß
Gewerkschaften grundsätzlich auf Friedenspolitik verpflichtet seien,
obwohl sie doch in der Praxis wenig für die Verhinderung des Krieges
tun, nicht aufrechterhalten. Sie müßte vielmehr durch eine
realistische Gewerkschaftstheorie ersetzt werden, die berücksichtigt,
wie stark die Gewerkschaften spätestens seit 1914 in den Apparat des
imperialistischen Staates integriert sind.

Wie weit trägt innergewerkschaftlicher Protest? Er übe zwar
solidarische Kritik an Leuten, die versuchen, innerhalb der
Gewerkschaften Veränderungen herbeizuführen, so der Referent. Im
Innern der Apparate auf antimilitaristische Positionen zu drängen, sei
jedoch aus seiner Sicht vergebliche Liebesmüh. Diese Energie sollte
besser unabhängig davon eingesetzt werden, denn die
Gewerkschaftsapparate seien seines Erachtens genau dazu da, solche
Energien zu absorbieren und unschädlich zu machen.


Fußnoten:

[1] zit. nach Frank Deppe u.a.: Friedensbewegung und Arbeiterbewegung.
Wolfgang Abendroth im Gespräch, Marburg 1982

[2] Malte Meyer: Lieber tot als rot. Gewerkschaften und Militär in
Deutschland seit 1914, Edition Assemblage, Münster 2017, 336 Seiten,
19.80 EUR, ISBN 978-3-942885-71-3
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AUSSTELLUNG/369: Marbach - Die Erfindung von Paris, 13.06.18-31.03.19


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juni 2018

AUSSTELLUNGSERÖFFNUNG

Mittwoch, 13. Juni, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Die Erfindung von Paris



Über Jahrhunderte hinweg wird die französische Hauptstadt gelesen,
erdacht und erschrieben. Als Sehnsuchtsort, Projektionsfläche und
Metropole zieht sie Neugierige und Landflüchtige, Künstler und
Lebenskünstler, die Avantgarden und die Archäologen an. Im Zentrum
der Ausstellung stehen die Paris Bilder deutscher Autoren wie
Siegfried Kracauer, Walter Benjamin, Ernst Jünger, Paul Celan und
Undine Gruenter.

Zur Ausstellungseröffnung sprechen Anne-Marie Descôtes, Botschafterin
der Französischen Republik in Deutschland, und Ulrich Wickert.

Eintritt frei.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juni 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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LESUNG/6096: Braunschweig - Aus dem Werk von Inge Müller am 12. Juni 2018


Vielfacher Schriftsinn: Inge Müller 



Braunschweig. In der Reihe 'Vielfacher Schriftsinn' stellen Verena
Noll und Hans Gerd Hahn am Dienstag, 12. Juni, 19 Uhr, im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, die Autorin Inge
Müller (1925-1966) in Lesung und Vortrag vor. Müller gewann 1959 den
Heinrich-Mann-Preis der Akademie der Künste, den renommiertesten
Literaturpreis der DDR. Veranstalter ist das
Raabe-Haus:Literaturzentrum. Der Eintritt ist frei. Reservierungen
unter der Telefonnummer (0531) 70189317.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 5. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/6095: Hamburg - Lesefrühstück, Ilinca Florian, Als wir das Lügen lernten, 23.06.2018


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Juni 2018

Samstag, 23.6.2018,
Lesung um 12.00 Uhr, Einlass und Buffet: 11.00 h
Zu Gast im Hotel Wedina
Hamburger Lesefrühstück
Ilinca Florian liest aus ihrem Debüt Als wir das Lügen lernten
(Karl Rauch Verlag)

Moderation: Jana Halamickova



Die in Bukarest geborene, in Österreich aufgewachsene Filmemacherin,
Drehbuchautorin und Schauspielerin Ilinca Florian lässt ein
sechsjähriges Kind vom letzten Sommerurlaub der Familie am Schwarzen
Meer erzählen. Es sind die letzten Regierungstage von Ceaucescu. Die
entscheidende Frage damals: Gehen oder Bleiben? Die Heimat verlassen
oder woanders ein unbeschwertes Leben führen? In einzelnen Szenen,
die die Familie und das Kind vor ihrer Ausreise nach Deutschland
erleben, scheint noch einmal die Vergangenheit in Rumänien auf. "Wer
Ilinca Florian liest, weiß: gegen Familie hilft nur Prosa, und gegen
den Aberwitz der Zeitgeschichte helfen starke, leise Bilder." (Dana
Grigorcea)

Ilinca Florian, geb. 1983, geboren in Bukarest, lebt in Berlin. Dort
spielte sie am GRIPS-Theater und studierte an der Deutschen Film- und
Fernsehakademie. Sie arbeitet als Werbetexterin und Drehbuchautorin.
Als Regisseurin hat sie zwei Kurzfilme und einen Dokumentarfilm
realisiert. Die Tragikomödie Blind und Hässlich (Ko-Regisseur Tom
Lass) wurde 2017 auf dem Filmfest München mit dem Preis des
Internationalen Kritikerverbandes FIPRESCI ausgezeichnet. Auf dem
Filmfest Oldenburg gewann sie den German Independence Award.

Lesung um 12.00 Uhr

Einlass und Buffet: 11.00 h

Eintritt: 20,- (inkl. Buffet + Lesung)

Wer nur zur Lesung kommt, zahlt 6,-

Ort: Literaturhotel Wedina, Gurlittstr. 23, St. Georg

Anmeldung erforderlich unter:

T. 040.227 92 03 oder Mailto: lit@lit-hamburg.de

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03, Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/6094: Hamburg - Lyrik zur Teatime, Sylvia Geist, Fremde Felle (Lyrikband), 17.06.2018


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Juni 2018

Sonntag, 17.6.2018, 17.00 Uhr

1. Stock Literaturhaus

Literaturhaus Hamburg, Schwanenwik 38

Lyrik zur Teatime

Sylvia Geist liest aus ihrem neuen Lyrikband Fremde Felle
(Hanser)



Die mehrfach ausgezeichnete Lyrikerin Geist gilt als Meisterin der
Sprachalchemie. Auf faszinierende Weise verbindet sie Poesie und
Naturwissenschaft. Die Wirklichkeit ist poetisch, schreibt sie, "...
genau in den Augenblicken, in denen sie uns fremd vor Augen tritt."
Mit klarem Blick und in sinnlichen Bildern durchleuchtet sie die
Absurdität der Verhältnisse. Hingerissen begibt sich Nico Bleutge
(SZ) mit ihr " ... auf eine Reise durch Berlin, Polen, Märchen und
flüchtige Identitäten."

Sylvia Geist, geb. 1963 in Berlin, hat Lyrik und Prosa
veröffentlicht. Außerdem übersetzte sie Gedichte von John Ashbery,
Peter Gizzi und Chirikure Chirikure. Ihre Arbeit wurde mehrfach
ausgezeichnet, u.a. mit dem Lyrikpreis Meran und der Adolf-Mejstrik-
Ehrengabe der Deutschen Schillerstiftung. Bei Hanser Berlin erschien
zuletzt der Gedichtband Gordisches Paradies, für den sie den ver.di-
Literaturpreis erhielt.

Eintritt: 7,- / 5,-

Ort: Literaturhaus Hamburg, Schwanenwik 38

Karten unter T. 040.227 92 03 oder lit@lit-hamburg.de

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de
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LESUNG/6093: Marbach - Weltliteratur am Neckar, ein Abend mit David Grossman, 19.06.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juni 2018

LESUNG UND GESPRÄCH

Dienstag, 19. Juni, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Weltliteratur am Neckar. 

Ein Abend mit David Grossman



2017 erhielt David Grossman als erster israelischer Schriftsteller den
renommierten Man Booker Preis. In Marbach liest er aus seinem
jüngsten Meisterwerk Kommt ein Pferd in die Bar und gibt im
Gespräch mit der Literaturwissenschaftlerin Anat Feinberg Auskunft
über sein Schreiben und das Leben in Israel.

In Zusammenarbeit mit der Hochschule für Jüdische Studien
Heidelberg.

Eintritt: 9,- Euro / erm. 7,- Euro / für Mitglieder der DSG 4,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juni 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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LESUNG/6092: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Ich lese Musik!" - Lesung mit Hörspielcharakter von Tanja Rathjen, 12.7.2018


Kulturcafé Komm du - Juli 2018

"Ich lese Musik!" | Musikalische Lesung mit Hörspielcharakter von Tanja Rathjen

Donnerstag, den 12. Juli 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für die musikalische Lesung mit Hörspielcharakter am Donnerstag, den 12.7.2018 mit einem Foto der Autorin Tanja Rathjen - Foto im Flyer: © by Tanja Rathjen]

[image: 'Ich lese Musik!' - Plakat zur Lesung mit Tanja Rathjen am Donnerstag, den 12.7.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du - Foto: © by Tanja Rathjen]





Das Komm du lädt ein zu einer Lesung mit Musik

am Donnerstag, den 12.07.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Tanja Rathjen - "Ich lese Musik!"

Musikalische Lesung mit Hörspielcharakter

Aus bekannten Songtexten hat Tanja Rathjen eine
Lebensgeschichte zusammengestellt und liest diese getrennt von der
Musik, modifiziert, improvisiert, fügt eigene Gedanken hinzu und
läßt so etwas Neues entstehen. Geburt, Kindheit, Teenager- und
Partyzeit, Berufsalltag und Ruhestand, alle Stadien eines Lebens
sind vertreten. Die Zuhörer erkennen die vertrauten Stücke wieder,
sie erleben aber vor allem auch, wie unterschiedlich die Wirkung
eines Liedes ohne die dazugehörige Melodie sein kann. Mit
akustischen Effekten unterstrichen, schafft die Künstlerin eine
Atmosphäre, die die eigentliche Botschaft eines Songs hervorhebt.
Tanja Rathjen aka Tane, im Rheinland geboren, lebt und
arbeitet heute als freischaffende Künstlerin, Komponistin und Coach
im ländlichen Süden Hamburgs.




[image: Tanja Rathjen aka Tane - freischaffende Künstlerin, Komponistin und Coach - Foto: © by Tanja Rathjen]

Tanja Rathjen aka Tane (Freischaffende Künstlerin, Komponistin und Coach)

Foto: © by Tanja Rathjen





Die Lesung mit Hörspielcharakter im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende



 Weitere Informationen:

Tanja Rathjen - Homepage

http://www.taneart.de/




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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LESUNG/6091: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Verena Liebers (VIGLi): "Vom Abenteuer 100 km zu laufen" und "Nebenan" (Erzählungen), 5.7.2018


Kulturcafé Komm du - Juli 2018

"Vom Abenteuer 100 km zu laufen" und "Nebenan" (Erzählungen) | Autorenlesung mit Verena Liebers (VIGLi)

Szenische Lesung am Donnerstag, den 5. Juli 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für die Leseperformance am Donnerstag, den 5.7.2018 mit einem Foto der Autorin VIGLi (Verena Liebers) und der beiden Cover ihrer Bücher und 'Vom Abenteuer 100 km zu laufen' und 'Nebenan' - Foto im Flyer links: © by Klartext Verlag, Mitte: © by Thomas Dombrowski und rechts: © by SALON LiteraturVerlag]

[image: Plakat zur Autorenlesung mit der Biologin, Schriftstellerin und Künstlerin Verena Liebers alias VIGLi am Donnerstag, den 5.7.2018 um 20 Uhr im Kulturcafé Komm du - Fotos: © by Thomas Dombrowski]





Das Komm du lädt ein zu einer einer Leseperformance

am Donnerstag, den 05.07.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Verena Liebers (VIGLi) liest aus "Vom Abenteuer 100
Kilometer zu laufen" und dem Erzählband "Nebenan"

Gerade 50 geworden, packte Verena Liebers der Wunsch, 100
Kilometer am Stück laufen zu können. Schon immer ein sehr
bewegungsfreudiger Mensch, gelang es ihr, dieses Ziel zu erreichen.
Dabei ging es ihr nicht um Hochleistungssport, viel wichtiger sind
der Wissenschaftlerin und Schriftstellerin interessante menschliche
Begegnungen. Das Buch "Vom Abenteuer 100 Kilometer zu laufen", das
aus diesem Projekt heraus entstanden ist, hat die Verwirklichung von
Träumen und das Glück im Ausdauersport zum Thema. Außerdem liest
Verena Liebers alias VIGLi aus ihrem Erzählband "Nebenan",
einem feinsinnig beobachteten Plädoyer für den Blick über den
Gartenzaun. Die Autorin lebt und arbeitet in Bochum und entwickelt
unter dem Label "VIGLis Wanderbühne" szenische Darbietungen. Für
ihre Bücher und Texte erhielt sie diverse literarische
Auszeichnungen und Stipendien u. a. in Otterndorf, Soltau und Stade.


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Zwei Buchcover 'Nebenan' (links) und 'Vom Abenteuer 100 km zu laufen' (Mitte) sowie ein Portrait der Autorin Verena Liebers alias VIGLi (rechts) - Foto links: © by SALON LiteraturVerlag, Mitte: © by Klartext Verlag, rechts: © by Thomas Dombrowski]

"Folge Deinem Traum - auch wenn er 100 Kilometer lang ist!" und "'Nebenan' gibt es viel zu entdecken!"

Autorenlesung mit der Schriftstellerin, Künstlerin und Biologin Verena Liebers (VIGLi)

Foto links: © by SALON LiteraturVerlag, Mitte: © by Klartext Verlag, rechts: © by Thomas Dombrowski





Schreiben ist Lächeln mit den Fingerspitzen (VIGLi)






Über die Bücher:

Verena Liebers: "Nebenan" (Erzählungen)

SALON LiteraturVerlag (2015)

Oft ist das viel interessanter, was nebenan passiert, als das, was
uns in Zeitungen und im Fernsehen aus der weiten Welt berichtet
wird. Unerbittlich streiten wir mit den Nachbarn um unsere Grenzen,
bauen Zäune, pflanzen Hecken und klingeln dann doch lächelnd an der
Haustür, um ein paar Plätzchen vorbeizubringen. "Nebenan" gibt den
Menschen eine Stimme, die uns Tag für Tag begegnen. Das Buch erzählt
vom arbeitslosen Träumer, vom Jungen, der seine Beine abschneiden
wollte, von Familien, die Urlaub machen, und solchen, die sich im
Alltagsstress aus den Augen verlieren.

Es sind nur kurze Momente in den Stunden des Alltags, die den Blick
der Protagonisten in diesem Buch verändern. Der Blick nach "nebenan"
lässt sie Dinge erfahren, die sie an anderen Tagen unbemerkt
verstreichen lassen: ein Kind, das die Töne des Klaviers in Farben
sieht; eine Frau, die sich auf das Experiment der Isolation
einlässt; ein Taucher, der in seinem Wunsch nach Sicherheit sein
Heil auf einer kleinen Insel inmitten eines Flusses findet. Sie alle
sind gewöhnlich in ihrem Wesen und gleichzeitig doch ganz besonders.
Sei aufmerksam, flüstern die Erzählungen dem Leser zu, denn die
wichtigen Dinge des Lebens geschehen nebenan. 

Ein Plädoyer für den Blick über den Gartenzaun.


Verena Liebers: "Vom Abenteuer 100 Kilometer zu laufen"

Spaß & Spirit im Ausdauersport - Klartext Verlag (2018)

"Kommen zu deiner Party nur Sportler?", fragte meine Freundin und
ich wusste, wenn ich nicke, dann habe ich mir ihren Besuch
verscherzt. Sportler sind schließlich ernsthafte Typen, die nie Bier
trinken und morgens beim Zähneputzen Liegestütze machen. Angeblich.
In Wirklichkeit sind das Leute, die verstehen, warum es zum Beispiel
an der Ruhr schöner ist als in der Karibik, die 100 Kilometer im
Schritttempo radeln, weil ich nebenher laufen will, und die mich im
Schwimmbad mit so freundlichen Sprüchen motivieren wie "Sie war
langsamer als du? Aber wer langsamer schwimmt als du, geht doch
unter! Hast du mal nachgesehen, ob jemand auf dem Beckengrund liegt?"

Die bewegungsfreudige Autorin ist eigentlich keine
Leistungssportlerin, sie begeistert sich in erster Linie für
interessante menschliche Begegnungen. Doch kurz nach ihrem
fünfzigsten Geburtstag packt sie das Ziel, 100 Kilometer zu laufen.
Humorvoll, enthusiastisch und mit feinsinniger Beobachtungsgabe
schildert Verena Liebers den Weg zu ihrem Traum. 

Eine humorvolle Inspiration für jeden (Noch-nicht)-Sportler.

Ein vehementes Plädoyer für das Verwirklichen der eigenen Träume.

(Quelle: Klappentext)



Über die Autorin

Verena Liebers (Künstlername: VIGLi), geb. 1961 in
Berlin-Wilmersdorf, studierte Biologie in München, promovierte über
rote Mückenlarven und interessiert sich auch in ihren Texten für die
kleinen Dinge des Lebens. Sie lebt und arbeitet seit 1990 als
Wissenschaftlerin und Schriftstellerin in Bochum, erarbeitet unter
dem Label "VIGLis Wanderbühne" gemeinsam mit Musikern szenische
Lesungen ihrer Texte. Sie läuft, weil sie nicht stillsitzen kann,
schon seit Teenagerzeiten. Von den etwa 170 Wettkämpfen, die sie in
den letzten 20 Jahren bestritten hat, waren ca. 65 Marathon- oder
Ultraläufe. Sie ist Autorin zahlreicher Veröffentlichungen in
Literaturzeitschriften und Anthologien, sowie diverser Bücher
(Romane, Kurzgeschichten, Lyrik). Für ihre Texte wurde sie bereits
mehrfach mit Preisen und Stipendien ausgezeichnet.


 Weitere Informationen:

Verena Liebers (VIGLi) - Homepage

http://www.vigli.de

Zum Reinhören: Landhaus-Lesung in der LWL Klinik Dortmund

http://www.vigli.de/Landhaus-Lesung.mp3




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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TAGUNG/230: Marbach - Reinhart Koselleck und die Begriffsgeschichte des 20. Jahrhunderts, 14.-15.06.



 
 
Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juni 2018
 
TAGUNG

Donnerstag, 14. Juni und Freitag, 15. Juni

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Tagungsräume

Reinhart Koselleck und die Begriffsgeschichte des 20.
Jahrhunderts
 
 
Welche Relevanz hat Begriffsgeschichte heute als historische Methode?
Welches Potenzial birgt der Nachlass Reinhart Kosellecks? Über
theoretische und politische Einsätze diskutieren u.a. Petra Gehring,
Eva Geulen, Anson Rabinbach, Harry Liebersohn, Michael Stolleis und
Lucian Hölscher.
 
Weitere Informationen unter: www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/
 
Um Anmeldung wird gebeten: forschung@dla-marbach.de
 
Eintritt frei. 
 
*
 
Quelle:
DLA, Veranstaltungen im Juni 2018
Deutsche Schillergesellschaft e.V.
Deutsches Literaturarchiv Marbach
Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar
Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299
E-Mail: presse@dla-marbach.de
Internet: www.dla-marbach.de
 
veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018
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TREFF/1058: Kiel - Science Fiction, LeseLounge & Workshop, Literaturhaus 13. und 14.06.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Science Fiction: LeseLounge & Workshop

mit Leif Randt (»Planet Magnon«) und Thomas von Steinaecker (»Verteidigung des Paradieses«) sowie Livemusik

- LeseLounge: Mittwoch, 13.06.2018, 20 Uhr, Eintritt: 5,- Euro

- Workshop: Donnerstag, 14.06.2018, 9 - ca. 16.45 Uhr



Science Fiction-LeseLounge mit Leif Randt (»Planet Magnon«) und Thomas
von Steinaecker (»Verteidigung des Paradieses«) sowie Livemusik

Literaturhaus, Mittwoch, 13.06.2018, 20 Uhr, Eintritt: 5,- Euro

Die Science Fiction-LeseLounge beschäftigt sich mit möglichen
Zukunftsvisionen: In seinem Roman »Planet Magnon« erkundet Leif Randt
ein Sonnensystem, in dem das Zusammenleben von einer weisen
Computervernunft organisiert wird, ganz ohne nationale, ethnische,
finanzielle oder religiöse Unterschiede. Es herrscht endzeitlicher
Frieden, bis das Sonnensystem vom aggressiven Kollektiv der
gebrochenen Herzen erschüttert wird: Die Rückkehr von Gewalt droht auf
dem Planeten.

Thomas von Steinaecker beschreibt in seinem postapokalyptischen Roman
»Verteidigung des Paradieses« ein verseuchtes und verwüstetes
Deutschland, voller Mutanten und außer Kontrolle geratener Drohnen.
Der 15-jährige Heinz, der in einer kleinen Gruppe Überlebender
aufwächst, fungiert als Chronist der Gemeinschaft inmitten der
möglicherweise letzten Menschen. Einem Gerücht folgend bricht die
Gruppe hoffnungsvoll auf zu einem mörderischen Marsch ins
vermeintliche Paradies ...

Veranstalter: Junges Literaturhaus S-H / Institut für NDL und Medien
der CAU Kiel mit freundlicher Unterstützung durch den Deutschen
Literaturfonds und den Freundeskreis Literaturhaus S-H

 * 

"Science Fiction" - öffentlicher Workshop mit Vorträgen und
Diskussionen

Literaturhaus, Donnerstag, 14.06.2018, 9 - ca. 16.45 Uhr

Teilnahme frei, Anmeldung bis zum 08.06.2018 erforderlich

Unter den belletristischen Neuerscheinungen der letzten Jahre zeichnet
sich ein Trend ab: Der lange Zeit vorherrschende Realismus verliert an
Attraktivität. In der ?ernsten? Literatur werden vermehrt Elemente des
Genres Science Fiction in oft origineller und innovativer Weise
aufgegriffen und verarbeitet. Bei diesem Workshop soll das Genre mit
Vorträgen und Diskussionen näher beleuchtet werden. Zu Gast sind u.a.
Leif Randt und Thomas von Steinaecker, die beiden Autoren der Juni-LeseLounge. 

Veranstalter: Junges Literaurhaus S-H / Institut für NDL und Medien
der CAU Kiel

Mit freundlicher Unterstützung durch den Deutschen Literaturfonds

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1057: Marbach - Zeitkapsel 51, Out of the box. Frühe Rauchzeichen der Begriffsgeschichte, 14.06.2018


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juni 2018

ZEITKAPSEL

Donnerstag, 14. Juni, 19.30 Uhr

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Humboldt-Saal

Zeitkapsel 51: 

Out of the box. Frühe Rauchzeichen der Begriffsgeschichte



Der Nachlass Reinhart Kosellecks ist durch einen spektakulären Fund
im Haus des Historikers bereichert worden: Ein altes Kästchen wirft
neues Licht auf die Quellgründe der Geschichtlichen
Grundbegriffe.

 Jan Eike Dunkhase und Ulrich Raulff lüften den Deckel.

Eintritt: 7,- Euro / erm. 5,- Euro / für Mitglieder der DSG 3,50
Euro.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juni 2018

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8299: Und morgen, den 7. Juni 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.06.2018 bis zum 08.06.2018 +++






[image: Jean-Luc 8299 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wärmer, wärmer, wärmer,

etwas, etwas, etwas,

Jean als Wiesenschwärmer

hält sich im Wasser naß.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/365: Neues Projekt - Die Datensammlung der Geheimdienste im Kalten Krieg (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 05.06.2018

Neues Projekt: Die Datensammlung der Geheimdienste im Kalten Krieg



Wie Geheimdienste im Kalten Krieg elektronische Systeme genutzt haben, um
Daten verdächtig erscheinender Personen und Organisationen zu sammeln,
erforscht das Team eines neuen Projekts an der Ruhr-Universität Bochum. Im
Fokus stehen vor allem die gesellschaftlichen Reaktionen auf die Praktiken
des westdeutschen Bundesamtes für Verfassungsschutz und des
US-amerikanischen Geheimdienstes CIA. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft
fördert das Vorhaben, das sich auf die Zeit von Ende der 1960er-Jahre bis
Ende der 1980er-Jahre konzentriert, mit 461.000 Euro von Juni 2018 bis
August 2021.

Antragsteller waren Prof. Dr. Constantin Goschler, Professur für
Zeitgeschichte, und Prof. Dr. Michael Wala, Professur Geschichte
Nordamerikas.

Bedürfnisse von Staat und Öffentlichkeit im Widerspruch

"Datenverarbeitungssysteme in geheimen Nachrichtendiensten bilden bislang
weitgehend eine terra incognita der zeithistorischen Forschung und ebenso
der Geschichte der transatlantischen Beziehungen", erklären die Forscher.
In liberalen Demokratien gibt es einen zentralen Konflikt zwischen der
Öffentlichkeit, die den Schutz persönlicher Daten fordert, und dem Staat,
der private Daten sammelt, um seinem Sicherheitsversprechen nachzukommen.
Wie, warum und auf welche Weise sich dieser Konflikt im Lauf der Zeit
verändert hat, ist Gegenstand des Forschungsprojekts.

Konkret wollen die Wissenschaftler klären, wie sich das
Sicherheitsverständnis in transatlantischer Perspektive gewandelt hat,
inwieweit Mitarbeiter der Nachrichtendienste auf beiden Seiten des
Atlantiks kooperierten und inwieweit der zunehmende Einsatz elektronischer
Speicherungs- und Auswertungsmöglichkeiten von Personendaten auf diesen
Wandel reagierte oder diesen gar formte. Sie wollen auch ergründen, wie
behördliche Praktiken durch das Speichern und Organisieren von Wissen dazu
beitrugen, dass sich Feindbilder in der Gesellschaft bildeten oder auf der
transatlantischen Ebene entstanden.

Teilprojekte zur Bundesrepublik und zu den USA

Das Projekt trägt den Titel "Sicherheit, Demokratie und Transparenz.
Nadis, Hydra und die Anfänge der elektronischen Datenverbundsysteme in der
Bundesrepublik und den USA" und ist in zwei Teilstudien gegliedert. An der
Professur für Zeitgeschichte widmet sich Doktorand Christopher Kirchberg
der Frage, welche Rolle das nachrichtendienstliche Informationssystem des
Bundesamtes für Verfassungsschutz im Hinblick auf Transparenz und
Sicherheit in der Bundesrepublik spielte - vom Aufkommen der Neuen Linken
bis zum Ende des Kalten Krieges.

Das zweite Teilprojekt bearbeitet Dr. Jens Wegener an der Professur für
die Geschichte Nordamerikas. Es behandelt die amerikanischen
Sicherheitsdatenbanken und die Visibilisierungskrise vom Vietnamkrieg bis
zum Kampf gegen den internationalen Terrorismus.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/736: Magdeburg - "Soziale Sicherung im Mittelalter" am 12. Juni 2018


Soziale Sicherung im Mittelalter

Vortrag am 12. Juni im Kulturhistorischen Museum Magdeburg



Am Dienstag, den 12. Juni 2018, laden das Zentrum für
Mittelalterausstellungen, das Kulturhistorische Museum und die
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg zur letzten Veranstaltung
ihrer gemeinsamen 9. Vortragsreihe "Das Magdeburger Recht" ein. Um
19.00 Uhr spricht Dr. Marcel Korge vom Karl-Sudhoff-Institut der
Universität Leipzig über die "Soziale Fürsorge durch die vormodernen
Handwerksorganisationen". Der Eintritt zu dem Vortrag im
Kaiser-Otto-Saal ist frei. Alle Interessierten sind herzlich
eingeladen.

Das Thema "Soziale Fürsorge durch die vormodernen
Handwerksorganisationen" nimmt die Zuhörerinnen und Zuhörer in eine
Zeit mit, in der soziale Absicherung nicht etwa allein durch Familien
und die Kirche, sondern auch durch Zünfte gewährleistet worden ist. Im
Anschluss an den Vortrag wird zu einer Diskussion eingeladen.

Der Themenkreis zum Magdeburger Recht erfährt im Herbst 2018 mit der
10. Vortragsreihe seinen Abschluss. Den Höhepunkt wird dann die
Sonderausstellung "Faszination Stadt. Die Urbanisierung Europas im
Mittelalter und das Magdeburger Recht" im September 2019 im
Kulturhistorischen Museum Magdeburg bilden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 5. Juni 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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LESUNG/1737: Braunschweig - "Hällo ei äm Betti" am 12. Juni 2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino "Hällo ei äm Betti" im Heidberg 



Braunschweig. Zu einem Bilderbuchkino lädt die Zweigstelle Heidberg
der Stadtbibliothek Braunschweig, Weimarstr. 4, am Dienstag, 12. Juni,
um 16 Uhr Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern ein.
Gezeigt wird die Geschichte "Hällo ei äm Betti" von Regina Ehlbeck. Im
Anschluss gibt es ein Malangebot. Der Eintritt ist kostenlos. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 26 30 94 73

Im Bilderbuch geht es um eine englisch sprechende Kuh aus Schottland.
Sie ist zu Besuch bei Bauer Michel. Trotz der Sprachbarriere verstehen
sich alle Tiere gut und verbringen einen abenteuerlichen Tag
miteinander. Der nächste Termin für ein Bilderbuchkino im Heidberg ist
am Dienstag, 17. Juli, bereits um 15 Uhr. Die Zweigstelle Heidberg ist
dienstags und freitags jeweils von 10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 5. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9465: Jena - "Planting Architecture" von Marten Schech, bis 17. Juli 2018


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Wenn Kunst aus allen Fugen wächst

Ausstellung "Planting Architecture" von Marten Schech



Zwei mehrere Meter lange Rechtecke aus schlichten Holzbalken sind die
Grundlage der beiden Kunstwerke, die der Bildhauer Marten Schech
eigens für den diesjährigen "FrommannschenSkulpturenGarten"
angefertigt hat. Sie sind wie Bilderrahmen auf die grüne Wiese des
Gartens gelegt. Das Innere der Rahmen gestaltet Schech mit weiteren
Holzbalken aus, die sich zu einem Muster aus Fachwerkkonstruktionen
zusammenfügen. In den Zwischenräumen wird das Gras zur grünen
Farbfläche, die im Laufe der Ausstellung wächst und dadurch stetig die
Werke verändert.

Die Werke sind Teil des neuen, inzwischen siebenten
"FrommannschenSkulpturenGartens", den der Lehrstuhl für
Kunstgeschichte der Uni Jena gemeinsam mit dem Kunstverein Jena und
dem Kunsthof Jena präsentiert. Hier im Garten des Frommannschen
Anwesens (Fürstengraben 18) ist vom 6. Juni bis 17. Juli die
Ausstellung "PLANTING ARCHITECTURE" von Marten Schech zu sehen. Die
öffentliche Vernissage findet am 5. Juni um 19.00 Uhr in Anwesenheit
des Künstlers statt.

Architektur-Fragmente zur organischen Form verdichtet

In der neuen Schau werden die beiden großen, ortsbezogenen Arbeiten
ergänzt durch zwei kleine Skulpturen aus der Werkgruppe der
"Chamaechorien": Die Werke erscheinen wie kleine 'Architekturknäuel',
ihr ungewöhnlicher Titel verweist jedoch in die Pflanzenkunde. Dort
bezeichnet Chamaechorie eine Fortpflanzungstechnik, bei der sich die
Früchte von der Pflanze oder die Pflanze selbst vom Boden lösen und
vom Wind forttragen lassen. Bekannt ist dies aus Westernfilmen - zur
Charakterisierung einer menschenverlassenen Landschaft wird dort
häufig das Bild einer Kugel aus getrockneten Pflanzenteilen, die über
eine karge Landschaft weht, verwendet. Schech verkehrt dieses Prinzip
und löst seinerseits die Architektur aus ihrem 'Boden', um ihre
ästhetische Formensprache in der Landschaft zu verbreiten. In seinen
"Chamaechories" werden die Architektur-Fragmente zu einer organischen
Form verdichtet. Für die neuen Bodenskulpturen hingegen befreit der
Künstler das Fachwerk von der Ausfachung und kippt die
Wandkonstruktion von der Vertikalen in die Horizontale.

Angepflanzte Kunst

Marten Schech hat für die Jenaer Ausstellung seine architektonischen
Kunstwerke im Frommannschen Garten buchstäblich "angepflanzt" - he is
PLANTING ARCHITECTURE. Für den Zeitraum von sechs Wochen können die
Skulpturen dort wurzeln und in den Köpfen der Besucherinnen und
Besucher neue Blüten hervorbringen, bevor der Wind sie zum nächsten
Ausstellungsort trägt.

Marten Schech studierte von 2008-2015 an der Hochschule für Bildende
Künste Dresden und an der University of Leeds (GB). Seit 2015 ist er
Meisterschüler bei Prof. Wilhelm Mundt in Dresden. Schechs ouvre ist
geprägt von seinen praktischen Erfahrungen in der Denkmalpflege. Fast
zehn Jahre arbeitete er in diesem Bereich, bevor er eine künstlerische
Laufbahn einschlug. Für seine Kunstwerke greift Schech mit Vorliebe
die Bauweise und das Material von Fachwerkkonstruktionen auf und
verwandelt sie in autonome Skulpturen.

Der jährlich stattfindende FrommannscheSkulpturenGarten hat sich als
feste Instanz in der Jenaer Kunstlandschaft etabliert. Seit der
Gründung des Ausstellungsformats im Jahr 2012 dient der Garten des
Frommannschen Anwesens regionalen wie internationalen Künstlerinnen
und Künstlern als Inspirationsquelle und Ausstellungsort.

Die Ausstellung, kuratiert von der Kunsthistorikerin Rebekka Marpert,
wird präsentiert vom Jenaer Kunstverein e. V., dem Lehrstuhl für
Kunstgeschichte der Universität Jena und dem Kunsthof Jena e. V. Die
Ausstellung "PLANTING ARCHITECTURE" im Frommannschen Anwesen
(Fürstengraben 18, 07743 Jena) ist Montag bis Freitag von 8 bis 20 Uhr
geöffnet; Eintritt und Führungen sind kostenlos.

Öffentliche Führungen finden statt am:

Sonntag, 1. Juli, 15.00 Uhr: Führung mit der Kuratorin

Freitag, 13. Juli, 18.00 Uhr: Finissage mit Künstlergespräch

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.kunstgeschichte.uni-jena.de

http://www.kunsthof-jena.de

http://www.jenaer-kunstverein.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/291: Münster - "Der Maler Otto Modersohn" am 13. Juni 2018


Mittwochstreff: Der Maler Otto Modersohn



Münster (SMS) Der Mittwochstreff mit Dr. Alfred Pohlmann wendet sich
am 13. Juni Otto Modersohn zu. Seine Kindheit und Jugend verbrachte
der Maler in Münster. Hier reifte der Entschluss, Künstler zu werden.
Während er an der Düsseldorfer Akademie studierte, kehrte er immer
wieder zurück, wanderte vor die Tore Münsters und schuf in den 1880er
Jahren Ansichten der Stadt und ihrer Umgebung. Der Vortrag folgt
Modersohn auf seinen Wegen und stellt eine Auswahl der schönsten
Bilder - wie die "Sommerfreuden vor Haus Kump" (Foto) - vor, die
damals in Münster, Sankt Mauritz, Handorf, Wolbeck, Mecklenbeck,
Kinderhaus oder Nienberge entstanden sind. Der Vortrag beginnt um
16.30 Uhr im Stadtmuseum (5 / 3 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 5. Juni 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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DAS BLÄTTCHEN/1800: Flanieren an der Seine - Saint-Germain-des-Prés


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 11 | 21. Mai 2018

Flanieren an der Seine: Saint-Germain-des-Prés

von Gertraude Clemenz-Kirsch



Alors, machen wir uns auf den Weg in das spannende Intellektuellen-Viertel
Saint-Germain-des-Prés. Es war das letze Quartier, das im Erlass von 1702
festgeschrieben wurde, ein Quartier mit reichen historischen Orten und
geschichtsträchtigen Gebäuden. Da, wo sich die großen Boulevards Saint
Michel und Saint-Germain kreuzen, steht einer der imposantesten Paläste der
Stadt, das Musée Cluny. Früher logierten hier die Äbte von Cluny, heute
beherbergt das Haus die wertvollste Sammlung des mittelalterlichen
Frankreich.

Man kann es gut erkennen an den gelben Mauerresten der gallo-römischen
Thermen, die sich an den Palast anschließen. Der Sammler Alexandre du
Sommerard, der eine große Schwäche für mittelalterliche Kunst hatte, trug
mit seinem Sohn die wertvollen Stücke zusammen. 1844 wurde die Gründung des
Museums beschlossen, 1907 wurde es der Verwaltung der Nationalmuseen
unterstellt.

Alles hier sind höchst seltene Funde aus alten Zeiten:
Elfenbeinschnitzereien, Kästchen, Schatullen und Futterale, Truhen aus
Eichen- oder Ebenholz, Glasfenster und Heiliges aus der Sainte-Chapelle und
unendlich vieles mehr. Aber der Saal Dreizehn!

Dort erblickt man einen der größten Schätze des Cluny: die Bildteppiche Die
Dame mit dem Einhorn. Eine Legende rankt sich um diese sechs Teppiche des
Spätmittelalters, die hier schon ein Jahrhundert hängen und Künstler aus
aller Welt anziehen:

Die Schriftstellerin George Sand hatte sie1844 an den Wänden in der Wohnung
des Unterpräfekten im Schloss von Boussac gesehen und war überwältigt von
den Farben. Kurz zuvor aber war der Dichter Prosper Mérimée, der den Posten
eines Inspektors für Denkmalschutz innehatte, nach Boussac gefahren und
hatte den beklagenswerten Zustand der Tapisserien festgestellt. Er
informierte seine Verwaltung und empfahl dringend, diese Stücke anzukaufen.
Vierzig Jahre sollten vergehen, ehe sie das Musée Cluny erwarb. Diese
Kostbarkeiten zu betrachten ist ein unbedingtes Muss, ehe man weiter zur
Place Jean-Paul Sartre - Simone de Beauvoir schlendert.

Hier hatte der berühmte Romancier, Dramatiker und Philosoph gewohnt, als
man ihm im Juli 1961 eine Plastikbombe in die Wohnung warf, die danach
nicht mehr bewohnbar war. Seit 1955, als der Algerienkrieg tobte und die
Temps modernes ihre Unterstützung für den Kampf um die
Unabhängigkeit dieses Landes gab, beschuldigte man Sartre und die Beauvoir
anti-französisch zu sein. Die meisten Franzosen konnten diese Haltung nicht
verstehen und es erhob sich sogar die Frage, ob man Sartre verhaften solle.
Doch de Gaulle habe angeblich verfügt, so wusste es die Kardorff, dass man
einen Voltaire nicht verhaftet.

Kein Geringerer als Sartre war es auch, der die ersten vier Texte
ausgesucht hatte, mit denen die Gréco ihre Karriere begann. Bald sollte sie
zur Personifizierung des Rive gauche, des linken Seine-Ufers werden mit dem
Quartier Latin und Saint-Germain-des-Prés. In legendären Künstlercafés war
sie zu Hause und den vielen kleinen Cabarets, wie sie in der 
Rue Saint-Jacques schon zu Zeiten Villons existierten.

Die jungen Intellektuellen rotteten sich zusammen und richteten sich in
Kellern ein, die sie aus eigenen Kräften zu Theaterchen und Imbissstätten
umfunktionierten. Dort hielten sie sich ganze Nächte hindurch auf und
diskutierten über ihre künstlerischen Ambitionen. Man trank Kaffee und aß
Croissants. Am 1. April 1947 öffnete das Tabou in der Rue Dauphine seine
Pforten, in dem sich der Trompeter Boris Vian zum Kellerfürsten des 
Saint-Germain avancierte und die Lunge aus dem Leib blies. Heute ist aus dem
Tabou ein vornehmer Partykeller geworden, fernab jedweder Erinnerung an
Sartre und die Beauvoir, an Camus, Gaston Gallimard, Marcel Duhamel,
François Mauriac, Yves Montand und Simone Signoret oder Jacques Prévert.
Sogar Gertrude Stein, die die Stufen zum Keller hinunterstieg erinnerte
sich, dass dort, in diesem feuchten Keller, ein köstlicher Schwefelgeruch
aufstieg und seufzte, Gott, wie himmlisch war doch diese Hölle!

Hinter der Kirche Saint-Germaine-des-Prés, deren Seitenwände des
Glockenturms noch aus dem Mittelalter stammen, kann der Flaneur im
einstigen Klostergarten die Mauerreste der Abtei von Saint-Germain-des-Prés
betrachten. Es war eine Stätte der Bildung und ein Zentrum der
Geschichtsschreibung, wo 576 Germain, ein sehr beliebter Bischof von Paris,
dem man wundertätige Eigenschaften nachsagte, im Kloster bestattet wurde.
Weite Wiesenflächen umgaben den heiligen Ort, so dass recht bald Prés -
(les Prés - die Wiesen) - dem Namen hinzugefügt wurde. Bald pilgerten die
Pariser zu Scharen zum Grab des Bischofs. Ein guter Grund für die Händler,
Schreiber, Gaukler, Seiltänzer, Marionettenspieler und Schausteller, sich
hier niederzulassen. Hermann Schreiber schildert, dass so gut wie alles
verkauft wurde, was man nur haben wollte; lediglich Waffen und Bücher
bildeten eine Ausnahme, die einen aus Gründen der Sicherheit für die
Marktbesucher selbst, die anderen, weil Gepflogenheiten und Ansehen der auf
dem linken Ufer besonders stark vertretenen Studentenschaft und des ganzen
gelehrten Betriebes eine Vermengung mit Jahrmarktsartikeln verboten war.

Seinen Höhepunkt erlebte der Bau im Mittelalter. Die Fundamente, auf denen
man im Jahre 900 die neue Kirche errichtete, stammen noch aus der
Merowingerzeit. Benediktiner waren es, die im 17. Jahrhundert 
Saint-Germain-des-Prés zu einem intellektuellen Zentrum Europas entwickelten. Die 1789er
Revolution aber zerstörte nicht nur sämtliche Klostergebäude und
beschlagnahmte 50.000 Bände der Bibliothek, sie richtete auch die meisten
der Ordensleute grausam hin. Die Klosteranlage gibt es nicht mehr, doch die
Kirche und der Abtpalast sind in den Jahrhunderten restauriert wurden.

Der Trubel auf den Wiesen hingegen hielt sich über viele Jahrhunderte. So
weiß Hermann Schreiber aus einem Brief des Königs an seinen Finanzminister
Sully zu berichten, dass Heinrich IV. allein am 28. Februar 1607
dreitausend Taler an den Spieltischen verloren hatte und dass 1749 die
Pariser Bevölkerung das erste Nashorn besichtigen konnte, was jeden
Besucher etwa so viel kostete wie zehn Tassen Kaffee. Besonders einträglich
aber war das Viertel für die leichten Mädchen, die sich an die schweren
Geldkatzen der Neugierigen aus der Provinz hängten. Erst 1805 soll dem
Trubel durch Napoleon ein Ende gesetzt worden sein, das Marktgelände wurde
an die Stadt verkauft.

Heute ist das Saint-Germain-des Prés einer der wichtigsten
Touristenhöhepunkte und das wusste man zu nutzen. War das Viertel einst
Zentrum des französischen Verlagswesens, haben sich in den 1990er Jahren
Buchkonzerne gebildet deren Verwaltungschefs sich, wie Eric Hazan schreibt,
vor jedem Kontakt mit Büchern, Lesern oder Buchhändlern schützen. Und die
berühmtesten Modezaren haben sich nicht gescheut, wie Eric Hazan verbittert
schreibt, sich in die Saint-Sulpice inmitten von Messgewändern
einzulogieren.

Flanieren Sie durch das Quartier und suchen sie die Gedenktafeln derer, die
in den Straßen gelebt haben: Balzac, Heine, Racine, Mickiewicz, Oscar Wild,
Wagner und Picasso in der Rue des Grands-Augustins, in dem er
Guernica malte und wo im gleichen Gebäude Balzac sein 
Unbekanntes Meisterwerk geschrieben hat. Übrigens, die Skulptur von
Picasso im Klostergarten der ehemaligen Abtei, die er mit Guillaume
Apollinaire beschriftet hat, ist Dora Maar, und sie hat ihr bronzenes
Aussehen durch eine besondere Behandlung von ihm bekommen. Françoise Gilot
verrät es uns: Er hat sie angepinkelt.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 11/2018 vom 21. Mai 2018, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GEGENWIND/757: Nicht nur Ursachen, auch Verantwortliche


Gegenwind Nr. 357 - Juni 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Nicht nur Ursachen, auch Verantwortliche

Analyse mit ideologischen Lücken

von Reinhard Pohl



Mehr als 60 Millionen Flüchtlinge hat die UNO zur Zeit registriert
- wie viele es wirklich sind, weiß man nicht, weil viele bei Freunden
und Verwandten untergeschlüpft sind, wo sie sich aus guten Gründen
nicht bei den Behörden melden. Sicher ist: Es sind mehr als noch vor
ein paar Jahren, und es werden weiterhin immer mehr.

Der Autor will mit seinem Buch den Ursachen nachgehen, vor allem aber
die Verursacher benennen. Dabei nimmt er sich die großen Regionen vor:
Naher Osten (inklusive Afghanistan), den Balkan, Afrika sowie Süd- und
Mittelamerika. Afrika wird nochmal unterteilt: Unter der Überschrift
"Rückkehr der Klanstrukturen" werden die zerfallenen Staaten Libyen,
Somalia und Südsudan vorgestellt, unter der Überschrift "Ausbeutung"
andere afrikanische Staaten, in denen es eine Regierung als
Ansprechpartner internationaler Organisation gibt.

Die Schwäche des Buches wird schon bei der ersten Region deutlich. Der
Autor beschreibt die Destabilisierung von außen, die zunächst
Afghanistan erlebte. Der Autor beschreibt das Aufpäppeln der
Mudjaheddin und der Taliban im Krieg gegen die sowjetischen Truppen im
Land, danach die Besetzung durch westliche Truppen ab 2001. Er
beschreibt die Destabilisierung des Irak, wobei er den ersten
Golfkrieg als Angriff Saddam Husseins auf den Iran im Auftrag der USA
beschreibt. Danach schildert er Krieg, Sanktionen, schließlich die
Besetzung und den Bürgerkrieg. Danach ist Syrien an der Reihe, wo die
USA einen Stellvertreterkrieg initiiert haben, um Assad zu stürzen.
Die wesentlichen Quellen des Autors sind Leukefeld und Lüders, also
eine Autorin und ein Autor, die deutlich auf Seiten Assads und Putins
stehen.

Eine Mitverantwortung der Sowjetunion oder Russlands blendet der Autor
aus, für ihn wurde die Sowjetunion in den Einmarsch nach Afghanistan
"gelockt", es war eine "Falle" der USA. Die Rolle Assads, des
Verursachers der größten Flüchtlingswelle in der Geschichte der
Menschheit, blendet der Autor komplett aus. Er sieht weder in Syrien
noch im Rest der Welt irgend eine Opposition gegen Assads Diktatur,
sondern nur von den USA gesteuerte Gruppen.

in Afrika beschreibt der Autor vor allem die Ausbeutung durch die
westliche Welt, durch !IWF und Weltbank, die die einheimische
Wirtschaft ruinierten und ruinieren. Er beschreibt die Überschwemmung
der Märkte mit subventionierter Überschussproduktion aus der EU und
die Deformierung der Wirtschaft durch die Freihandelsabkommen mit der
EU. Außerdem beschreibt er das (oft unterschätzte) Problem des
Landraubs, international "land grabbing" genannt. Leider lässt er auch
hier die Rolle Chinas aus, die ebenfalls oft unterschätzt wird.

Hinsichtlich der zerfallenen Staaten beschreibt er ausführlich die
Rolle der USA, verzichtet aber wiederum auf eine genauere
Auseinandersetzung mit der Rolle, die Russland spielt: Russland
stimmte erst der Intervention in Libyen zu, um anschließend den
selbsternannten Militärdiktator Chalifa Haftar, einen ehemaligen
Offizier von Gaddafi, zu unterstützen.

Beim Durchgang durch die Herkunftsländer in Mittel- und Südamerika
konzentriert sich der Autor auf die mittelamerikanischen Länder, auch
weil von dort die meisten Migrantinnen und Migranten kommen. Er listet
nicht nur die lange Reihe von US-Interventionen auf, sondern geht auch
ausführlich auf die heutigen Freihandelsabkommen ein. Ebenso behandelt
er die Folgen der Klimaveränderungen, die zum Beispiel mehr Hurricanes
in der Karibik produzieren - auch eine wichtige Fluchtursache, egal ob
die Menschen vorher oder hinterher fliehen.

Eine gute und umfassende Darstellung der wichtigsten Fluchtursachen
also. Nur bei den Verursachern gibt es wohl aus ideologischen Gründen
ganz entscheidende Lücken, die man aber leicht in Gedanken ergänzen
kann.


Georg Auernheimer:

Wie Flüchtlinge gemacht werden.

Über Fluchtursachen und Fluchtverursacher.

Papy-Rossa Verlag, Köln 2018, 283 Seiten, 17,90 Euro.
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GLEICHHEIT/6660: Neue italienische Regierung ist komplett


World Socialist Web Site
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Neue italienische Regierung ist komplett

Von Marianne Arens

6. Juni 2018



In Italien stellt sich zurzeit die neue Regierung aus Lega und Fünf Sternen
einer Vertrauensabstimmung im Parlament. Die so genannte "Regierung des
Wandels" unter Giuseppe Conte ist die rechteste italienische Regierung [1]
seit Mussolini.

Das Kabinett, das sich am gestrigen Dienstagabend im Senat und am heutigen
Mittwoch im Abgeordnetenhaus vorstellt, wird aller demagogischen
Wahlversprechen zum Trotz die Arbeiterklasse frontal angreifen und
versuchen, den sozialen Widerstand auf Flüchtlinge abzulenken. Das zeigen
sowohl die Zusammenstellung der Minister als auch ihre ersten Schritte und
Äußerungen.

Im Ministerrat sitzen 20 Personen: der Ministerpräsident Giuseppe Conte
(54), der Sekretär des Kabinetts sowie 18 Minister (darunter fünf Frauen).
Von diesen zwanzig Personen kommen acht vom MoVimento 5 Stelle (M5S), sechs
aus der Lega und sechs sind parteilos, darunter der Regierungschef selbst.

Obwohl beide Koalitionsparteien, die Lega und das M5S, je einen Vizepremier
stellen, ist es offensichtlich, dass die Lega den Ton angibt. Nicht nur war
sie im Gegensatz zum Regierungsneuling M5S schon unter Silvio Berlusconi
mehrmals an Regierungen beteiligt. Hinzu kommt auch, dass Lega-Chef Matteo
Salvini seinen Vertrauten Giancarlo Giorgetti auf den Posten des Sekretärs
des Ministerrats hieven konnte, wo er direkt und ständig Einfluss auf Conte
nehmen kann. Giorgetti, ein erfahrener Lega-Politiker, war fünf Jahre lang
Vorsitzender des parlamentarischen Haushaltsausschusses.

Lega-Chef Matteo Salvini (45) wird als Innenminister einen stramm rechten,
flüchtlingsfeindlichen und unternehmerfreundlichen Kurs einschlagen. Die
rechtsextreme Lega, die auf EU-Ebene mit der deutschen AfD, der
österreichischen FPÖ und dem französischen Front National zusammenarbeitet,
hat ihre Unterstützerbasis unter den Kleinunternehmern und Selbständigen,
hauptsächlich in Norditalien.

Luigi Di Maio (32) wird Minister für Arbeit und wirtschaftliche
Entwicklung. Seine Partei hat der Jugend, den Arbeitslosen und Armen mit
ihrem "reddito di cittadinanza" (Bürgereinkommen) eine Art bedingungsloses
Grundeinkommen versprochen. Außerdem soll die verhasste Rentenreform wieder
abgeschafft werden.

Das MoVimento 5 Stelle (M5S) hat aufgrund seiner Behauptung, "weder links
noch rechts" zu sein, eine breitere Wählerbasis als die Lega, vor allem im
Süden. Die Partei stellt die meisten Abgeordneten und dient im Wesentlichen
dazu, dem Regierungskurs der Lega im Parlament eine Mehrheit zu
verschaffen.

Zwei Minister kommen aus dem Militärapparat, und beide sind von den Fünf
Sternen nominiert: die Verteidigungsministerin Elisabetta Trenta und der
Umweltminister Sergio Costa (59), ein General der Carabinieri. Luigi Di
Maio hat Costa aufgestellt, weil er im Zusammenhang mit illegalen 
Abfall-Deponien am Kampf gegen einen Mafia-Clan beteiligt war.

Elisabetta Trenta (51) übernimmt als Fünf-Sterne-Mitglied das
Verteidigungsministerium. Sie repräsentiert am offensten die
imperialistischen Interessen Italiens. Sie ist Professorin für Außen- und
Sicherheitspolitik und Hauptmann der Reserve und hat im Irak und vor der
libanesischen Küste schon als Militärberaterin gedient. Zuletzt hat sie den
Konzern SudgestAid geleitet, der Forschungsaufträge von der Armee erhielt
und auch schon Söldner für Libyen und den Nahen Osten angeworben haben
soll.

Zwei besonders wichtige Minister sind der Wirtschafts- und der
Außenminister; beide sind parteilose sogenannte "Technokraten". Dieser
Begriff bedeutet im Klartext nichts anderes, als dass sie den Interessen
der Banken, der italienischen und der europäischen Behörden und des
Staatsapparats verpflichtet sind.

Die Ernennung von Enzo Moavero Milanesi (64) zum Außenminister dient
offensichtlich der Beruhigung der Märkte und der EU. Der parteilose Moavero
Milanesi gilt als Mann Mario Montis, eines langjährigen EU-Kommissars, der
von 2011 bis 2013 als italienischer Ministerpräsident ein drastisches
Sparprogramm einführte. Moavero Milanesi war bereits in der
Wettbewerbsbehörde der EU Montis Stabschef. Danach ernannte ihn dieser zum
Europa-Minister, einen Posten, den er auch in der nachfolgenden Regierung
von Enrico Letta (PD) behielt. Auch Moavero Milanesi hat eine
Militärkarriere in der Guardia di Finanza absolviert.

Eine besondere Rolle spielt Giovanni Tria (69), der Wirtschafts- und
Finanzminister. Er ersetzt den umstrittenen Erstnominierten für diesen
Posten, den Euro-Kritiker Paolo Savona (81). Während Savona zum Minister
ohne Portefeuille (für die Umsetzung der Europa-Kriterien in Italien)
gemacht worden ist, übernimmt an seiner Stelle nun Tria die Verantwortung
für den Haushalt der hoch verschuldeten Regierung.

Diese Personalie hat sofort dafür gesorgt, dass sich die Finanzmärkte etwas
beruhigt haben. Giovanni Tria ist kein Unbekannter, sondern er hat schon am
Wirtschaftsprogramm der Berlusconi-Partei Forza Italia mitgewirkt. Er ist
Wirtschafts-Rektor der römischen Universität Tor Vergata, war schon für die
OECD und die UN-Arbeitsorganisation ILO tätig und gehört der
internationalen Denkfabrik Teneo an, welche Investment-Banken berät. Tria
wird die Hauptverantwortung dafür übernehmen, dass die neue Regierung die
hohe Schuldenlast weiter reduzieren und die EU-Kriterien einhalten wird.

Noch ehe der Koalitionsvertrag mit den umstrittenen Versprechen im Wortlaut
bekannt wurde, hatte Tria auf seiner Website eine herbe Kritik daran
veröffentlicht. Seine Ernennung ist daher ein deutliches Signal der
Versöhnung an die europäischen Finanzmärkte.

In einer Kritik schrieb Tria: "Mit allem Respekt für die Kompetenzen, die
sich um den politischen Verhandlungstisch versammelt haben (...) Angesichts
der Realität der Zahlen fallen die Visionen im Allgemeinen dann doch
kleiner aus." Er bezeichnet es als "unwahrscheinlich", dass die EU ihre
Regeln ändern werde, und schreibt, ihm sei völlig unklar, wo das Geld für
die versprochenen Projekte herkommen solle. Dies gelte vor allem für das
Aussetzen der Rentenreform. Über das "Bürgereinkommen" macht er sich
lustig, es sei wohl ein "System, bei dem ein Teil der Bevölkerung
produziert und der andere konsumiert", und nicht umsetzbar.

Die Einführung einer Flat Tax, die ein weit größeres Loch in den
italienischen Haushalt reißen würde als das "Bürgereinkommen" und die
Rücknahme der Rentenreform zusammen, hält Tria dagegen für möglich. Er
erklärt, eine solche Minimalsteuer von 15 Prozent könnte für Unternehmen
nützlich sein, und will sie durch eine Anhebung der Mehrwertsteuer
finanzieren - was zu Lasten der arbeitenden Bevölkerung gehen würde, denn
die Verbraucherpreise würden dadurch stark angehoben.

Am Montagabend trat ein Staatssekretär des Wirtschaftsministeriums an die
Öffentlichkeit und verkündete, die Flat Tax werde ab dem nächstem Jahr erst
einmal nur für Unternehmen in Kraft treten, nicht jedoch für Familien und
Privatpersonen. Vertreter des M5S versuchten, diese Aussage sofort zu
dementieren, um die Vertrauensabstimmungen im Parlament nicht zu gefährden:
Noch sei nichts beschlossen! Die Regierung werde die Steuern für alle
senken.

Der Vorgang macht bereits klar, dass die neue Regierung rasch dazu
übergehen wird, für die Interessen des italienischen und europäischen
Kapitals zu arbeiten. So haben es auch die europäischen Staatshäupter
aufgefasst.

Alle wichtigen Regierungschefs haben bereits erklärt, sie hofften auf eine
gute Zusammenarbeit mit der Conte-Regierung. Die deutsche Kanzlerin Angela
Merkel lud Conte nach Berlin ein und sagte, sie freue sich, ihn in Kanada
bald persönlich zu treffen. Auch die britische Regierungschefin Theresa May
und der französische Präsident Emmanuel Macron gratulierten Conte nach der
Vereidigung telefonisch. Der EU-Kommissar für Wirtschaft und Finanzen,
Pierre Moscovici, betonte: "Die Entscheidungen werden in Rom getroffen,
nicht in Paris oder Brüssel." Und er fügte hinzu, die EU sei "nicht der
Gegner Italiens".

Die Vorgänge zeigen jedoch auch, dass die Regierung von Anfang an von
tiefen Widersprüchen zerrissen ist. Noch kurz vor der Wahl am 4. März hatte
Roberto Fico (M5S), der neue Präsident des Abgeordnetenhauses, lauthals
beteuert: "Ich garantiere, dass wir uns nie mit der Lega verbünden werden."
Die Lega sei "genetisch verschieden" von den Fünf Sternen. Nun sitzen sie
mit der Lega zusammen in der Regierung und beschaffen einem rechtsextremen
Kabinett die parlamentarische Mehrheit.

Das erklärt auch, was hinter dem aggressiven Kurs gegen Flüchtlinge steckt.
Lega-Chef Matteo Salvini tritt seit Tagen mit rabiater Immigrantenhetze auf
und fordert, Italien müsse sofort mit dem Bau von Internierungslagern in
jeder Region anfangen. Während immer neue Berichte über Dutzende im
Mittelmeer ertrunkene Menschen [2] erscheinen, hat Salvini am 4. Juni mit
den Worten provoziert, Tunesien exportiere seine Sträflinge über das Meer.

Der Hauptgrund für das Puschen von Nationalismus nach dem Motto "Die
Italiener zuerst!" liegt auf der Hand. Die Regierung versucht, die
Arbeiterklasse zu spalten und damit zu lähmen. Sie ist sich klar darüber,
dass sie als "Regierung des Wandels" sehr schnell ihr Gesicht verlieren
wird. Die populistischen Projekte eines Bürgereinkommens, einer
Wiedereinführung der Renten und der niedrigen Steuern für alle wird sie
nicht einhalten können. Stattdessen wird sie die Arbeiter brutaler denn je
angreifen und damit sehr schnell ihren massenhaften Widerstand hervorrufen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/06/02/pers-j02.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/06/05/immi-j05.html
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OSSIETZKY/1006: Neidhammel


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 11 vom 2. Juni 2018

Neidhammel

von Ralph Hartmann



In ihrer fulminanten Regierungserklärung nach ihrer Wiederwahl zur
Bundeskanzlerin hat Angela Merkel das gewichtige Wort "Zusammenhalt"
13-mal gebraucht. Aus gutem Grund, denn "die Sorgen um den
Zusammenhalt unserer Gesellschaft [sind] größer geworden, den
Zusammenhalt der Älteren und Jüngeren, von Ost und West, Stadt und
Land, von Menschen, die über Generationen hier leben, und denjenigen,
die als Migranten und Flüchtlinge zu uns gekommen sind". Zugleich
stellt sie am Schluss ihrer Ausführungen voller Stolz fest, dass
unsere "Gesellschaft menschlicher geworden [ist], Spaltungen und
Polarisierungen konnten verringert, vielleicht sogar überwunden
werden, und Zusammenhalt ist neu gewachsen".

Wunderbar hat sie das gesagt. In der Tat, der gewachsene
"Zusammenhalt", also die Eintracht und die Harmonie in der
Bundesrepublik sind nahezu beispiellos in Europa, ja in der Welt. Nur
ewig gestrige Nörgler versuchen immer wieder, das Bild zu trüben. Sie
schrecken nicht davor zurück, die Reichen gegen die Armen auszuspielen
und behaupten, die Kluft zwischen Arm und Reich in Deutschland werde
immer größer. Rechthaberisch verweisen sie auf den im März dieses
Jahres veröffentlichten Armutsbericht des Paritätischen
Wohlfahrtsverbandes, wonach die Armut in Deutschland auf einen neuen
Höchststand von 15,7 Prozent angestiegen sei. Alarmierend sei, so der
Bericht, vor allem die Armutsentwicklung bei Rentnerinnen und
Rentnern. Ihre Armutsquote sei zwischen 2005 und 2015 von 10,7 auf
15,9 Prozent und damit um 49 Prozent gestiegen. Aber die Querulanten
vergessen mitzuteilen, dass der Hauptgeschäftsführer des
Wohlfahrtsverbandes, Ulrich Schneider, ein halber Kommunist, nämlich
Mitglied der Partei Die Linke ist. Das sagt ja wohl schon alles über
den Wert solcher Analysen. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass
der Armutsbericht unter Mitwirkung weiterer Verbände und
Fachorganisationen erarbeitet wurde, darunter die
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe, der Deutsche
Kinderschutzbund, der Bundesverband für Körper- und
Mehrfachbehinderte, die Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie
sowie Pro Asyl. Deren Recherche kann allein schon deswegen nicht
stimmen, da niemand Geringeres als die Kanzlerin festgestellt hat,
Deutschland gehe es so gut wie lange nicht.

Aber die unbelehrbaren Kritikaster und Neidhammel geben keine Ruhe.
Sie führen vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW)
ermittelte Angaben ins Feld, wonach die 45 reichsten Haushalte in
Deutschland so viel wie die ärmere Hälfte der Bevölkerung besitzen.
Zudem nennen sie auch noch die Namen der Milliardäre, die in der Regel
aus verständlichen Gründen die Öffentlichkeit scheuen. An der Spitze
stünden Beate Heister und Karl Albrecht jr., Essen (Netto-Vermögen:
26,6 Milliarden Euro), Georg Friedrich Schaeffler, Herzogenaurach
(22,4 Milliarden Euro), Susanne Klatten, Bad Homburg vor der Höhe
(20,4 Milliarden Euro), Theo Albrecht jr., Essen (17,5 Milliarden
Euro), Stefan Quandt, Frankfurt am Main (17,4 Milliarden Euro). Na
und? Schließlich haben die Superreichen oder ihre Vorfahren auch
einmal klein angefangen! Deshalb ist es nur recht und billig, dass
unser Staat sie nicht mit einer Vermögenssteuer behelligt. Und
übrigens, niemand verwehrt es den Beziehern von Hartz IV, den Buckel
krumm zu machen und das Ruder herumzureißen. Schon im alten Rom wusste
man: Fabrum esse suae quemque fortunae - jeder ist seines Glückes
Schmied.

Mit Vorliebe kritisieren die Schmähredner die angeblich zu hohen
Einkommen der Chefs der Dax-Konzerne, die im vergangenen Jahr so viel
verdienten wie nie zuvor. Allein fünf dieser Konzernchefs bezogen 2017
zehn Millionen Euro und mehr. Spitzenreiter war der SAP-Chef Bill
McDermott, er erhielt 21,1 Millionen Euro. Auf dem letzten Platz der
Vergütungsrangliste liegt der RWE-Chef Rolf Martin Schmitz. Er musste
sich mit lediglich 2,82 Millionen Euro begnügen. Nicht schlecht
verdienten dagegen, Dieter Zetsche, Chef des Autobauers Daimler, der
scheidende Vorstand des Chemiekonzerns BASF, Kurt Bock, Siemens-Chef
Joe Kaeser und Volkswagen-Ex-Chef Matthias Müller. Sie durchbrachen
die Schallmauer von zehn Millionen Euro. Die Kritiker solcher
Jahreseinkommen vergleichen diese mit den Durchschnittslöhnen von
Ingenieuren und Facharbeitern und beklagen die Unterschiede. Als
Beispiel nennen sie die Daimler AG, in der der Chef 196-mal mehr als
ein Ingenieur verdient. Ihre Neiddebatte auf die Spitze treibend,
bezeichnen sie die Spitzengehälter der Manager als einen Skandal
sondergleichen und gar als "asoziale Einkommen", wobei sie sich auf
die Definition des Duden berufen, laut der asozial auch bedeutet "die
Gemeinschaft, Gesellschaft schädigend". Völlig unterschätzen sie dabei
die ungeheure Verantwortung, die auf den Schultern der
Spitzenverdiener lastet. Hat doch der VW-Ex-Chef Matthias Müller erst
kürzlich geklagt, dass man als Konzernchef "immer mit einem Fuß im
Gefängnis steht".

Wohin es führt, wenn Führungskräfte in der Wirtschaft unterbezahlt
werden, zeigte die DDR zur Genüge. Die Spanne zwischen niedrigstem und
höchstem Einkommen betrug, von wenigen Ausnahmen abgesehen, 1 zu 7.
Zum Beispiel hatte der Generaldirektor des volkseigenen Kombinats
Schiffbau Rostock wie seine Kollegen in den anderen 120 Kombinaten ein
Brutto-Monatsgehalt zwischen 2850 und 3500 Mark. Dabei war er Chef
eines Unternehmens, das Ende der 1980er Jahre 56.000 Beschäftigte
zählte, bei Fischfangschiffen den ersten und bei Stückgutfrachtern den
zweiten Platz im Weltschiffbau belegte und dessen Erzeugnisse zu 90
Prozent exportiert wurden. Auf die Dauer konnte das mit den niedrigen
Gehältern nicht gutgehen.

Der ökonomische Rückstand der DDR gegenüber der BRD lag demnach nicht,
wie Uneinsichtige immer wieder behaupten, an den weitaus größeren
Kriegszerstörungen, der ererbten äußerst schwachen Energiebasis und
Grundstoffindustrie, den immensen Reparationsleistungen für ganz
Deutschland, der erzwungenen Einbindung in das ökonomisch und
technologisch weit zurückliegende osteuropäische Wirtschaftssystem.
Ebenso wenig war die Ursache in den Handelsdiskriminierungen und
-sanktionen seitens der BRD und ihrer Verbündeten, der gezielten
Abwerbung von Facharbeitern und Spezialisten sowie der Embargopolitik
im Bereich der Hochtechnologie zu suchen. Der entscheidende Grund
waren die extrem niedrigen Gehälter der Kombinatsdirektoren und
anderer Industriekapitäne. Die exorbitanten Bezüge der Chefs der
Dax-Konzerne beweisen es. Wer sie aus lauter Neid kritisiert,
versündigt sich. Wie heißt es doch in der Bibel? "Ein gütiges Herz ist
des Leibes Leben; aber Neid ist Eiter in den Gebeinen" und "denn wo
Neid und Zank ist, da ist Unordnung und eitel böses Ding."

Auch die nach 28 Jahren immer noch neuen Bundesbürger sollten
gemeinsam mit den alten die Frontmänner der deutschen Wirtschaft nicht
wegen deren Millionenbezüge kritisieren oder gar beschimpfen. Im
Gegenteil, denjenigen, die das deutsche Kapital auch in stürmischen
Zeiten auf Erfolgskurs halten, gebührt der innigste Dank unseres in
jüngster Zeit wieder so häufig beschworenen deutschen Heimatlandes.
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GEWERKSCHAFT/205: Eskalation im Tarifkampf - Urabstimmung für Tageszeitungsredaktionen eingeleitet (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Juni 2018

Eskalation im Tarifkampf: 

dju in ver.di leitet Urabstimmung für Tageszeitungsredaktionen ein



Berlin - In der Tarifauseinandersetzung für die rund 13.000
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten soll eine Urabstimmung
über die Intensivierung des Arbeitskampfs bis hin zu unbefristeten
Streiks eingeleitet werden. Das hat die Bundestarifkommission der
Deutschen Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di
beschlossen, nachdem die Verhandlungen über Honorare und Gehälter
auch in der vergangenen Nacht in der sechsten Runde mit dem
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) nicht zu einem
Ergebnis geführt haben. "Nach intensiven Streiks in den vergangenen
Wochen und Monaten bedarf es offenbar einer weiteren Eskalation, um
die Verleger zu einer echten Reallohnsteigerung zu bewegen", stellte
der Verhandlungsführer der dju in ver.di, Matthias von Fintel, fest.
"Das Votum der dju-Tarifkommission zeigt die Entschlossenheit der
Kolleginnen und Kollegen, für mehr Geld und damit auch eine
angemessene Wertschätzung zu kämpfen. Die Verleger lassen uns keine
Alternative zur Verschärfung des Arbeitskampfes. Nach sechs
Verhandlungsrunden wollen sie noch nicht mal die Inflationsrate
wirklich ausgleichen", kritisierte von Fintel.

Mit der Urabstimmung in den zum Streik aufgerufenen Verlagen soll so
bald wie möglich gemeinsam mit dem DJV begonnen werden. Im Anschluss
an die Urabstimmung können nach dem Willen der Tarifkommission der
dju in ver.di die Verhandlungen mit dem BDZV wiederaufgenommen
werden.

Die dju in ver.di fordert für die freien und angestellten
Journalistinnen und Journalisten 4,5 Prozent mehr Geld, für den
journalistischen Nachwuchs aber mindestens 200 Euro.
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DOKUMENTATION/1495: WDR - Broadway in Bochum. Hinter den Kulissen von Starlight Express, 8.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Broadway in Bochum - Hinter den Kulissen von Starlight Express

08.06.2018, 20.15 - 21.00 Uhr | WDR Fernsehen



30 Jahre Starlight Express in Bochum! Weltweit gibt es kein Musical,
das sich länger an einem Standort gehalten hat. Eine
Erfolgsgeschichte, an die nach holprigem Start kaum jemand glauben
wollte.

Am 12. Juni 2018 feiert das Musical "Starlight Express" in Bochum
seinen 30. Geburtstag. In dem Stück geht es um die mit Kohle
betriebene Dampflok Rusty, die sich gegen ihre modernen
Konkurrenz-Züge durchsetzen muss. Kohle gegen Stahl - diese Geschichte
passe gut ins Ruhrgebiet, so war man sich Mitte der Achtziger sicher.
Doch von Anfang an gab's große Diskussionen um die Finanzierung. Eine
eigene Spielstätte sollte her - mit öffentlichen Geldern. Das gefiel
nicht jedem.

"Starlight Express" wurde schnell ein Erfolg und machte Bochum
weltberühmt. Mit sieben Aufführungen pro Woche zog die Show rund 16
Millionen Besucher ins Ruhrgebiet. Die Übernachtungszahlen stiegen in
den ersten Jahren sprunghaft an. Auch Gastronomie und Einzelhandel
profitierten.

Ein halbes Jahr lang haben Autorin Katrin Niemann und Kameramann
Jürgen Dahlhoff die Produktion in Bochum dokumentiert. Dabei gelang
ihnen ein einzigartiger Blick blickten hinter die Kulissen der
Aufführung, beim Casting oder bei der Verwandlung der sogenannten
Cosplay-Fans. Vor und während der Show sorgen mehrere Dutzend
Mitarbeiter dafür, dass die Darsteller auf der Bühne gut aussehen und
sich bei den rasanten Fahrten auf Rollschuhen nicht verletzen.

Für die 45-minütige Dokumentation sind die Produzenten Fritz und
Bernhard Kurz, die Mitte der Achtziger Jahre den Musical-Boom in
Deutschland ausgelöst haben, noch einmal an ihren alten Arbeitsplatz
zurückgekehrt. Gemeinsam erinnern sie sich mit Maskenbildner Martin
Manneck an die aufregenden ersten Jahre in Bochum.

Außerdem sind dabei: Heinz-Martin Dirks von der Wirtschaftsförderung
Bochum, Theaterleiter Meinolf Müller, Rollschuh-Mechaniker Bernd
Düker, Darstellerin Veronika Hammer, "Starlight"-Kritiker Rolf Stein
(Kulturbahnhof Langendreer), der Wuppertaler Stunt-Skater Etienne
Vogel und die Fans Patricia Steinmann und Kim Heaton.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 30. Mai 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln
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HÖRSPIEL/1759: WDR 3/WDR 5 - Hörspielreihe "Anschwitzen - Ein Fußball-Training", 8.-10.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

ANSCHWITZEN - Ein Fußball-Training

WDR 3-Hörspielreihe

08. bis 10. Juni 2018, 19.04 - 20.00 Uhr, WDR 3; 17.05 - 18.00 Uhr,
WDR 5



Warmlaufen, Dehnen, Einschießen. Auch das WDR 3 Hörspiel ruft zum
Anschwitzen. Die ideale mentale Vorbereitung auf die Fußball-WM 2018.

Bevor ab dem 14. Juni in Russland 32 Mannschaften um die
Fußball-Weltmeisterschaft der Herren spielen, huldigt die
WDR 3-Hörspielreihe "Anschwitzen" dem Fußballgott: Der "Tod eines
Fußballers" eröffnet vom saftigen Grün aus die Reihe, in deren Zentrum
Ror Wolfs Collage "Die Stunde der Wahrheit (Neue Nachrichten vom
Fußball)" steht. Seine Originalaufnahmen im Zeitkolorit der 1970er
Jahre führen bis in die Kabine von Eintracht Frankfurt. Zum Abschluss
schicken Gerrit Booms und Rami Hamze einen Praktikanten auf die
Pressetribüne in die geheimnisvolle Welt der Kommentatoren.

Das "Anschwitzen"-Wochenende im WDR3 Hörspiel vom 08. bis 10. Juni -
eine Hommage an Fußball als Leidenschaft - mit allen Höhen und
Tiefen.


Alle Hörspiele der Reihe:


ANSCHWITZEN

Tod eines Fußballers

Krimi über Dopingverdacht und Mord



Von Eva Lia Reinegger

Regie: Thomas Leutzbach

Produktion: WDR 2012

WDR 3 Hörspiel

Freitag, 08.06.2018, 19.04 - 20.00 Uhr, WDR 3

Krimi am Samstag

Samstag, 09.06.2018, 17.05 - 18.00 Uhr, WDR 5



Der 19-jährige Kevin hat gerade seine Mannschaft in die 1. Bundesliga
gekickt, als er noch auf dem Spielfeld zusammenbricht und kurz darauf
stirbt. Sofort steht ein Dopingverdacht im Raum, der sich aber durch
den pathologischen Befund "Tod durch Allergieschock" wieder auflöst.
Als man in seiner Trinkflasche Spuren von Erdnussöl findet, wird es
ein Fall für Kommissarin Jeanette Degelow. Sie ermittelt auch in
seinem privaten Umfeld und stößt auf eine Spur, deren Kenntnis die
Fußballwelt erschüttert hätte.

Besetzung:

Kommissarin - Susanne Uhlen

Hendrik - Jonas Baeck

Lüttke - Arved Birnbaum

Arne Fellmer - Fabian Busch

Elena - Jana Piechota

Sibylle Kramer - Mandana Mansouri

Frau Fellmer - Sigrid Burkholder

Dr. Bayram - Bruno Tendera

Weinert - Josef Tratnik

Fußballer 1 - Johannes Rosenzweig

Fußballer 2 - Sven Voss

Malte Köhler - Peter Nottmeier

Fotograf - Rupert Schieche

Reporter / Moderator - Martin Feye

Journalist 1, 2 - Eckhard Leue

Brigitte - Claudia Mischke

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

Redaktion: Martina Müller-Wallraf




ANSCHWITZEN
Die Stunde der Wahrheit (Neue Nachrichten vom Fußball)

O-Ton-Collage rund um den Ball


Von Ror Wolf

Regie: der Autor

Produktion: Hessischer Rundfunk 1974

9. Juni 2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

10. Juni 2018, 17.05 - 18.00 Uhr | WDR 5



Ror Wolf hat nahezu fanatisch Material vom Fußball, über den Fußball
und über seine mediale Verbreitung gesammelt. Dank seinem guten
Verhältnis zu Eintracht Frankfurt konnte er seinerzeit sogar
Kabinenaufnahmen vor wichtigen Spielen machen. Er hat auf Tribünen und
in Stehkurven, bei Busfahrten und Fanclub-Feiern Aussagen der
Zuschauer aufgezeichnet. Und er hat nahezu alle verfügbaren
Radioreporter in ihrer charakteristischen Metaphorik und Sprechweise
analysiert. Herausgekommen ist eine Stunde lang purer Fußball-Genuss
mit feinstem Zeitkolorit.

"Dass der Profi-Fußballer mit seinem Drumherum wenig mit dem zu tun
hat, was die Funktionäre in ihren Festreden preisen, ist mir bekannt.
Die Spieler wissen das auch. Und inzwischen auch die Zuschauer. Ich
habe Material organisiert, um das in Konzentration hörbar zu machen,
was zu hören ist. Material, gesammelt und aufgenommen in 3 Jahren,
angeboten in 1 Stunde." (Ror Wolf)

Aus urheberrechtlichen Gründen kann das Hörspiel leider nicht zum
Download angeboten werden. Sie können die Sendung aufzeichnen. Auf
unserer Seite "Der WDR RadioRecorder" finden Sie dazu einige Tipps.

Redaktion: Isabel Platthaus


ANSCHWITZEN

How to speak Fußball. Ein Praktikant will zur WM

Selbstversuch auf der Pressetribüne


Von Gerrit Booms und Rami Hamze

Mit Béla Réthy, Steffen Simon, Marcel Reif, Wolff-Christoph Fuss,
Sabine Töpperwien, Jürgen Thormann und Rami Hamze

Regie: die Autoren

Technische Realisation: Rike Wiebelitz und Jens Peter Hamacher

Produktion: WDR 2014

10. Juni 2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3



Der Mann, den sie Rami nannten, ein Anhänger des Faszinosums Fußballs,
hat einen Traum: Er möchte als Kommentator zur
Fußball-Weltmeisterschaft. Doch über das mediale Großereignis des
Sommers zu berichten, während Millionen von Experten daheim zuschauen,
ist kein leichter Job. Rami Hamze macht den Selbstversuch: Er drängt
sich neben die Großen des Fußball-Geschäfts, um ihnen ihre Geheimnisse
zu entlocken. An der Seite von Marcel Reif, Steffen Simon, Béla Réthy,
Sabine Töpperwien und Wolff-Christoph Fuss möchte er lernen, wer wann
wie über Fußball spricht - und vor allem: Warum! Welchen Stil sollte
Hamze als Kommentator pflegen und was sind absolute No-Gos? Wie
unparteiisch muss er sein? Und was könnte er sich aus anderen Ländern
abgucken? Er trifft auf Charaktertypen und Sprachregelungen, Klischees
und Ländervergleiche, wahre Helden und Kommerzialisierung. Und ist
sich für keine Erfahrung zu schade. Denn Hamze hat ein klares Ziel: Er
will ein geachteter und gefeierter Fußball-Parleur sein! "Das ist ja
wohl mal das Geilste der Welt, oder nicht?"

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

Redaktion: Leslie Rosin

 * 

Quelle:

Programmtip vom 4. Juni 2018
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MELDUNG/1708: Deutschlandfunk Kultur - Die Welt der Booktuber, 8.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Digitale Mundpropaganda - die Welt der Booktuber

Über die neue Subkultur des Lesens

Von Jochen Rack

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 8. Juni 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Sie sind Teil einer wachsenden, inzwischen kaum noch überschaubaren
Internet-Community, haben aber mit der etablierten Literaturkritik
nicht viel zu tun. Viele der Bücher, die die Booktuber dem Publikum in
ihren Videos ans Herz legen, kommen in den klassischen
Literaturbeilagen nicht vor. Kann man die Booktuber als
Emanzipationsbewegung ganz normaler Leser gegen die literarischen
Eliten ansehen? Oder trifft der Vorwurf zu, dass sie die Literatur auf
den Massengeschmack reduzieren? Jedenfalls gehören sie zu einer neuen
literarischen Graswurzelkultur des Lesens 'von unten', die eine Freude
an der Lektüre und am gemeinschaftlichen Austausch über Bücher
kultiviert, wie sie einst zu klassischen Lese- und Bücherzirkeln
gehörte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2582: Deutschlandfunk Kultur - Hymne au soleil, 7.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hymne au soleil

Chorwerke von Lili Boulanger

Antonii Baryshevskyi, Klavier

Orpheus Vokalensemble

Leitung: Michael Albe

Chormusik

Donnerstag, 7. Juni 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Lili Boulanger gewann 1913 als erste Frau den Prix de Rome im Fach
Komposition - eine Sensation. Sie war ohne Zweifel eine musikalische
Hochbegabung, entstammte einer Musikerfamilie, begegnete zu Hause
regelmäßig Literaten, Komponisten, Malern der Zeit und lernte früh
Klavier, Violine, Violoncello, Harfe und Orgel - und sie komponierte.
1918 starb sie im Alter von 24 Jahren. Ihre Kompositionen wurden in
der Folge vehement durch ihre Schwester Nadia Boulanger vertreten, die
als Pädagogin eine ganze Komponistengeneration in Frankreich geprägt
hat. Dennoch sind die Werke Lili Boulangers auch heute noch vielfach
unbekannt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Mai 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1574: Deutschlandfunk Nova - "How To ... Russian", 4.-8.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 28.5.2018

"How To ... Russian": Deutschlandfunk Nova sendet Tutorial zur
Fußball-WM

Fünfteilige Interviewreihe

"Ab 21"

4. bis 8. Juni 2018, 22.30 Uhr



Rechtzeitig vor Beginn der Fußball-WM in Russland startet das junge
Digitalradioprogramm Deutschlandfunk Nova eine fünfteilige
Interviewreihe.

In "How To ... Russian" diskutiert Kat Kaufmann mit Marina Weisband,
Sahra Wagenknecht, Wladimir Kaminer, dem Musiker Romano und den
YouTubern Ostboys über das WM-Gastland. Die Gespräche sind vom
4. bis zum 8. Juni jeweils um 22.30 Uhr in der Sendung "Ab 21" zu
hören und stehen anschließend als Podcast zum Download zur Verfügung.


"How To ... Russian" als Video

Die Reihe zur Fußball-WM ist keine klassische Interviewreihe, es geht
nicht einmal um Sport. Stattdessen entwirft die in St. Petersburg
geborene Schriftstellerin, Komponistin und Fotografin Kat Kaufmann mit
ihren Gästen eine Gebrauchsanleitung für Russland. Es geht um
persönliche Geschichten, Stereotype und neue Blickwinkel, um Politik
und Stilfragen. Die Sendungen im Stile einer Late-Night-Show wurden im
historischen Studio 5 des Deutschlandradio-Funkhauses Berlin
aufgezeichnet. Die Videos sind ab dem 31. Mai hier verfügbar:

deutschlandfunknova.de/serien/how-to-russian

Wladimir Kaminer - ab 31. Mai

Sahra Wagenknecht - ab 4. Juni

Ostboys - ab 7. Juni

Marina Weisband - ab 11. Juni

Romano - ab 14. Juni

Deutschlandfunk Nova ist das junge Programm von Deutschlandradio,
werbefrei und bundesweit über DAB+, Kabel, Satellit, App und im Netz
zu hören. Das Angebot steht seit 2010 für unabhängigen Journalismus,
Ansprache auf Augenhöhe und anspruchsvollen Pop abseits des
Mainstreams. Für die junge Zielgruppe relevante Inhalte von
Alltagsthemen bis Zukunftsfragen werden dabei mit dem
Deutschlandradio-Qualitätsanspruch aufgearbeitet und präsentiert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSUS/1765: Unna - Grundlagenschulung zum Thema "Evernote" am 20. Juni


VHS-Aktuell: Grundlagenschulung zum Thema "Evernote" am 20. Juni im
zib



Kreisstadt Unna. Mit Evernote wird das eigene Büro digital und mobil.
Mit der Software lassen sich verschiedenste Daten wie Notizen,
Dateien, Bilder, E-Mails etc. bequem verwalten, archivieren und für
PCs, Tablets und Smarthphones bereitstellen. Auch können Informationen
per Mausklick anderen Personen zur Verfügung gestellt werden. Die
VHS-Grundlagenschulung führt systematisch in die Nutzung der Software
ein. Es wird mit der kostenfreien Version von Evernote gearbeitet.

Das Seminar "Einführung in Evernote" mit der Kursnummer 181-4259
findet am 20. Juni 2018 zwischen 18:00 Uhr und 21:00 Uhr im Raum 006
im zib statt. Die Gebühr beträgt 19 Euro. Kenntnisse im Umgang mit PCs
und mobilen Geräten werden vorausgesetzt.

Detaillierte Kursbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 56 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 5. Juni 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/218: Unna - Thema "Big Data" am 19. Juni 2018


VHS-Aktuell: Vortrag zum Thema "Big Data" am 19. Juni



Kreisstadt Unna. Immer häufiger hört man den Begriff Big Data. Aber
was genau ist darunter zu verstehen? Dieser Vortrag will Licht in das
Dunkel des großen Datensammelns bringen, indem die verschiedenen
Aspekte von Big Data beleuchtet werden. Der Referent stellt dar, wie
gewaltige Datenmengen gesammelt werden, wo ihre Speicherung erfolgt
und - ganz wichtig - wer Interesse an diesen Daten hat.

Natürlich geht es nicht nur um die reine Sammlung und Speicherung
riesiger Datenmengen. Entscheidend ist immer die Kombination von
einzelnen Daten zu Profilen von Personen und Gruppen. Welche
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen der "gläserne
Mensch" haben könnte, auch das wird kritisch in dem Vortrag
analysiert.

Der Vortrag "Big Data" mit der Kursnummer 181-4196 findet am 19. Juni
2018 von 18:00 Uhr bis 19:30 Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr
beträgt 8 Euro. Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist
im aktuellen VHS-Programmheft auf der Seite 51 zu finden. Der Kurs ist
auch im Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV,
IT" im Unterbereich "EDV und IT > Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 5. Juni 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MELDUNG/1000: Unfallchirurgen beteiligen sich am Tag der Verkehrssicherheit am 16. Juni 2018 (DGOU)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie - 5. Juni 2018

Unfallchirurgen beteiligen sich am Tag der Verkehrssicherheit am 16. Juni 2018

Präventionsprogramm P.A.R.T.Y. konfrontiert Jugendliche mit Folgen schwerer Verkehrsunfälle



Berlin, 05.06.2018: Die Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie e.V.
(DGU) startet in Zusammenarbeit mit der AUC - Akademie der
Unfallchirurgie (AUC) die bundesweite P.A.R.T.Y.-Aktionswoche: Das
Programm zur Unfallprävention richtet sich an Jugendliche zwischen 15
und 18 Jahren. Vom 11. bis zum 15. Juni 2018 besuchen Schüler in ihrem
Klassenverband eine Unfallklinik in ihrer Region und erleben einen Tag
lang, wie Schwerverletzte nach einem Verkehrsunfall versorgt werden.
Dabei erfahren sie hautnah, welche Folgen Leichtsinn und Alkohol am
Steuer haben können. "Wir möchten das Risikobewusstsein von
Jugendlichen schärfen, damit sie sich und andere im Straßenverkehr
nicht unnötig in Gefahr bringen", sagt Professor Joachim Windolf,
DGU-Präsident und Direktor der Klinik für Unfall- und Handchirurgie
der Universitätsklinik Düsseldorf. Anlass der Aktionswoche ist der Tag
der Verkehrssicherheit am 16. Juni 2018.

P.A.R.T.Y. steht für "Prevent Alcohol and Risk Related Trauma in
Youth", was so viel heißt wie "Vermeidung von Verletzungen, die bei
Jugendlichen durch Alkohol und risikoreiches Verhalten verursacht
werden". Denn junge Verkehrsteilnehmer im Alter zwischen 15 und 25
Jahren sind sehr gefährdet auf deutschen Straßen. "Verkehrsunfälle
sind der häufigste Grund, warum junge Menschen in dieser Altersgruppe
schwer verunglücken oder ihr Leben verlieren", sagt Dr. Christopher
Spering, Leiter der DGU-Arbeitsgemeinschaft Prävention von
Verletzungen und Oberarzt an der Klinik für Unfallchirurgie,
Orthopädie und Plastische Chirurgie an der Universitätsmedizin
Göttingen (UMG). Die Gründe, warum junge Menschen im Straßenverkehr
zum Risiko für sich und andere werden, sind vielschichtig und reichen
von unangepasster Geschwindigkeit und fehlender Fahrpraxis über die
Handynutzung am Steuer sowie dem Fahren unter Alkohol- oder
Drogeneinfluss bis hin zu einer extrem hohen Risikobereitschaft. Daher
betont Spering: "Durch den Einblick in das Schicksal von
Schwerverletzten wollen wir Jugendliche darin bestärken, in kritischen
Situationen kluge Entscheidungen zu treffen. Dazu gehört, dass sie am
Ende des Tages sagen: 'Ich werde nie bei jemandem einsteigen, der
getrunken hat.'"

Fünf Stunden sind die Jugendlichen beim P.A.R.T.Y.-Tag in der Klinik
unterwegs. Beim sogenannten Trauma-Rundgang erfahren sie, wie die
Versorgung von schwerverletzten Unfallopfern abläuft: vom
Rettungswagen oder dem Helikopter in den Schockraum, von der
Intensivstation über die Normalstation in die physiotherapeutische
Betreuung. Dabei lernen die Schüler akut Verletzte oder ehemals
Schwerverletzte kennen. Die Patienten berichten, wie sich ihr Leben
durch einen Unfall verändert hat und welche medizinischen, familiären
oder beruflichen Folgen er hatte. "Das Gespräch mit den Patienten
gehört mit zu den eindrücklichsten Stationen", erklärt Spering. Beim
P.A.R.T.Y.-Tag gibt es für die Schüler immer wieder Gelegenheit, sich
in die Lage eines Unfallopfers zu versetzen: So können sie in der
Physiotherapie Beinprothesen ausprobieren, mit denen Patienten wieder
langsam das Laufen lernen. In einigen Kliniken steht auch ein
Mittagessen mit Handicap auf dem Programm. Dabei tragen die
Jugendlichen eine Armschlinge oder ein
Stiffneck (Halswirbelsäulen-Schiene). "Das sind sehr intensive
Erfahrung für die Jugendlichen. Dabei begreifen sie, dass sie
vermeintlich einfache Dinge des täglichen Lebens wie Laufen, Essen und
Trinken nach einem Unfall nicht mehr ohne weiteres ausführen können",
sagt Spering.

Darüber hinaus halten Unfallchirurgen und Polizisten Vorträge - ohne
erhobenen Zeigefinger. Viel mehr tragen der Rundgang in der Klinik und
Gespräche mit Patienten wesentlich dazu bei, dass die Jugendlichen
ungefilterte Eindrücke bekommen und so dafür sensibilisiert werden,
sich im Straßenverkehr achtsam zu verhalten und wohlüberlegte
Entscheidungen zu treffen.

An der inzwischen vierten P.A.R.T.Y.-Woche beteiligen sich bundesweit
ca. 15 Traumazentren (TZ) der Initiative TraumaNetzwerk DGU®.

Alle P.A.R.T.Y.-Standorte auf der Deutschlandkarte auf einen Blick
unter

www.party4school.de/index.php

Hintergrund:

P.A.R.T.Y. ist das Unfallpräventionsprogramm der Deutschen
Gesellschaft für Unfallchirurgie. Entstanden ist P.A.R.T.Y. 1986 in
einer kanadischen Unfallklinik und verbreitete sich von dort aus in
die USA und bis nach Australien. Auf die deutsche Versorgungsrealität
angepasst und umgesetzt wurde das Programm von der AUC - Akademie der
Unfallchirurgie gemeinsam mit der AG Prävention der DGU. Der erste
deutsche P.A.R.T.Y.-Tag fand 2011 am Klinikum Köln Merheim statt.
Inzwischen wird das Programm bundesweit von Kliniken angeboten und es
wurden weit über 100 P.A.R.T.Y.-Tage veranstaltet. Unterstützt wird
P.A.R.T.Y. vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR) sowie von der
Unfallforschung des Gesamtverbandes der Deutschen
Versicherungswirtschaft (GDV).

Referenzen:

1) T. Brockamp, P. Koenen, M. Mutschler, C. Probst, B. Bouillon, U.
Schmucker, AG Prävention von Verletzungen der DGU (Juni, 2016)
P.A.R.T.Y. Eine Initiative für mehr Risikobewusstsein bei
Jugendlichen. Unfallchirurg 119:428-432


Weitere Informationen:

www.party4school.de

www.party-dgu.de

www.dgu-online.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) e.V.
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ARTIKEL/1482: Notdienst - Arztruf entlastet Klinikambulanz (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2018

Notdienst

Arztruf entlastet Klinikambulanz

von Dirk Schnack



In Hamburg ergänzt ein ärztlicher Telefonservice die Arbeit der
ambulanten Notfallpraxen und des fahrenden Dienstes.


Die bundesweit zu beobachtende Entwicklung, dass immer mehr
Menschen mit ihren gesundheitlichen Beschwerden ohne Umweg und
unabhängig vom Schweregrad ihrer gesundheitlichen Probleme in die
Notfallambulanzen der Krankenhäuser gehen und dort oft für eine
Überlastung sorgen, führt in den einzelnen Bundesländern zu
unterschiedlichen Lösungsansätzen. Schleswig-Holstein hat hierzu wie
berichtet eine Bundesratsinitiative gestartet, um Portalpraxen den
Krankenhäusern längere Öffnungszeiten zu ermöglichen. Die Entscheidung
über diesen Antrag fiel in der Länderkammer erst nach
Redaktionsschluss.

Einen anderen Weg zur Entlastung testet seit Monatsbeginn die KV
Hamburg. Sie will mit ihrem neuen Konzept "Arztruf Hamburg" Menschen
mit gesundheitlichen Beschwerden dort abholen, wo sie sich befinden,
und damit verhindern, dass Patienten, denen auch anders geholfen
werden kann, die Notfallambulanzen an den Krankenhäusern aufsuchen.

Die Chancen dafür stehen gut, denn den Menschen in Hamburg stehen mit
dem Arztruf mehr Möglichkeiten als je zuvor zur Verfügung, um so
schnell wie möglich mit einem Arzt in Kontakt zu treten - auch
außerhalb der Sprechstundenzeiten und außerhalb der Krankenhäuser.
Dafür wurde eine telefonische Beratung eingeführt, die rund um die Uhr
erreichbar ist. Die Anrufe gehen in der Notdienstzentrale ein, wo
medizinisch geschultes Personal über das weitere Vorgehen entscheidet.
Zu den Empfehlungen können der Besuch eines Arztes durch den fahrenden
Dienst ebenso gehören, wie der Besuch einer Notfallambulanz oder der
Rückruf eines Arztes innerhalb weniger Minuten. Dieses neue Modul wird
nach Hoffnung der KV viele Hamburger dazu veranlassen, vor dem Gang in
die Notaufnahme eines Krankenhauses und der Aussicht auf lange
Wartezeit zunächst einen telefonischen Rat einzuholen. Diesen bekommen
sie unter der Nummer 116117.

Damit die Bürger von dem neuen Arztruf auch erfahren und sich im
Ernstfall an ihn erinnern, hat die KV eine Kommunikationskampagne
gestartet, die die verschiedenen Module des Arztrufs mit den dort
tätigen Ärzten in den Mittelpunkt stellt. Seit Monatsbeginn sind in
diesem Zusammenhang in der ganzen Stadt Hamburger Ärzte u. a. auf
großen Plakatwänden, an Bushaltestellen und in großen Tageszeitungen
zu sehen. Sie verweisen auf das erweiterte Angebot, das zugleich auch
in den Wartezimmern der Arztpraxen beworben wird. Dafür haben die
Arztpraxen ein Werbepaket mit Info-Flyern, Wartezimmer-Postern,
Postkarten und Visitenkarten erhalten, um die Patienten über das neue
Angebot informieren zu können. Die Flyer gibt es auf Nachfrage auch in
sechs Fremdsprachen. Die Patienten können aber auch eine App
herunterladen, die sie durch die einzelnen Schritte führt, wenn sie
einen Arzt sprechen und dafür nicht in die Notaufnahmen fahren wollen.

Ob die Kampagne, für die die Öffentlichkeitsarbeiter der KV in der
Vertreterversammlung großen Zuspruch erhielt, die Menschen auch
erreicht und welche der einzelnen Maßnahmen erfolgreich sind, lässt
die Körperschaft evaluieren. Erforderlich ist die Kampagne nach
Ansicht der Vertreter, weil vielen Menschen die unterschiedlichen
Versorgungsmöglichkeiten außerhalb der Sprechstunden gar nicht bewusst
sind. Experten sehen darin einen wichtigen Grund, weshalb die
Notfallambulanzen der Kliniken in den vergangenen Jahren immer stärker
frequentiert wurden.

Ausgeweitet werden soll nach Angaben von KV-Vorstand Caroline Roos
auch die Zahl der KV-Notfallpraxen in der Hansestadt. Bislang gibt es
solche Notfallpraxen in Farmsen, Altona und Harburg. Roos erwartet,
dass die derzeit noch geringen Fallzahlen in der erst 2017 eröffneten
Notfallpraxis in Harburg in diesem Jahr ansteigen werden. Die
monatlichen Fallzahlen liegen dort aktuell zwischen 600 und 1.000.

In den Randgebieten der Hansestadt arbeitet die KV eng mit der KV
Schleswig-Holstein zusammen, um die ambulanten Anlaufstellen für
Patienten an den Krankenhäusern zu stärken.


116117

Unter dieser Nummer erreichen Hamburger seit Monatsbeginn den "Arztruf
Hamburg". Von dort wird gesteuert, welche weitere Maßnahme
erforderlich ist, evtl. auch ohne persönlichen Arztkontakt.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201805/h18054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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STATISTIK/297: Behandlungsfehler-Begutachtung - Gutachter bestätigen jeden vierten Fehlervorwurf (MDS)


Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 5. Juni 2018

MDK-Behandlungsfehler-Begutachtung: Gutachter bestätigen jeden vierten Fehlervorwurf



13.519 Sachverständigengutachten zu vermuteten Behandlungsfehlern
haben die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung (MDK) 2017
bundesweit erstellt. Die MDK-Fachärzte bestätigten jeden vierten
Behandlungsfehlerverdacht (24,7 Prozent). In jedem fünften Fall (19,9
Prozent) stellten sie fest, dass die Schädigung des Patienten durch
den Fehler verursacht wurde. Das geht aus der
MDK-Begutachtungsstatistik hervor, die heute in Berlin vorgestellt
wurde. Die Medizinischen Dienste setzen sich für die Weiterentwicklung
der Sicherheitskultur in der Medizin und eine systematische
Fehlervermeidung ein.

Die MDK bestätigten im vergangenen Jahr 3.337 Fehler, bei denen
Patientinnen und Patienten zu Schaden gekommen sind. "Unsere Bilanz
fällt ernüchternd aus: Wir sehen immer wieder die gleichen Fehler und
zwar auch solche, die nie passieren dürften, weil sie gut zu vermeiden
wären - vom im Körper vergessenen Tupfer bis hin zu Verwechslungen von
Patienten und falschen Eingriffen", sagt Dr. Stefan Gronemeyer,
Leitender Arzt und stellvertretender Geschäftsführer des MDS. Nach
wissenschaftlichen Schätzungen ist von einer hohen Dunkelziffer
auszugehen. Trotz aller engagierten Bemühungen für mehr
Patientensicherheit ist die Transparenz über Art und Umfang von
Fehlern unzureichend. Gronemeyer kritisiert, dass es an einer
konsequenten Strategie fehlt, um die Patientensicherheit zu
verbessern, wie es international in vergleichbaren Gesundheitssystemen
längst Praxis ist.

Manche Behandlungsfehler können Patienten leichter erkennen als
andere 

In der aktuellen Begutachtungsstatistik der MDK-Gemeinschaft betrafen
zwei Drittel der Vorwürfe Behandlungen im Krankenhaus. Ein Drittel der
Vorwürfe bezog sich auf Behandlungen durch einen niedergelassenen Arzt
oder eine niedergelassene Ärztin. "Viele Vorwürfe beziehen sich auf
chirurgische Eingriffe, weil Patienten diese oft leichter an den
Folgen erkennen können als zum Beispiel Medikationsfehler", erläutert
Prof. Dr. Astrid Zobel, Leitende Ärztin des MDK Bayern.

Schaut man sich die Vorwürfe verteilt auf die Fachgebiete an, ergibt
sich folgendes Bild: 31 Prozent (4.250 Fälle) aller Vorwürfe bezogen
sich auf Orthopädie und Unfallchirurgie, 13 Prozent (1.746 Fälle) auf
Innere Medizin und Allgemeinmedizin, 9 Prozent (1.203 Fälle) auf
Allgemeinchirurgie, 8 Prozent (1.150 Fälle) auf Zahnmedizin, ebenfalls
8 Prozent (1.041 Fälle) auf Frauenheilkunde und 5 Prozent (663 Fälle)
auf die Pflege. "Eine hohe Zahl an Vorwürfen lässt aber nicht auf eine
hohe Zahl an tatsächlichen Behandlungsfehlern schließen und sagt auch
nichts über das Risiko in einem Fachgebiet aus", erklärt Zobel. Am
häufigsten bestätigten die MDK-Fachärzte Fehlervorwürfe in der Pflege
(49,8 Prozent), gefolgt von der Zahnmedizin (35,2 Prozent) und an
dritter Stelle Frauenheilkunde (27 Prozent).

Vom Arbeitsschutz für die Patientensicherheit lernen

"Die in Deutschland verfügbaren Daten zu Behandlungsfehlern sind nicht
repräsentativ für das Fehlergeschehen und erlauben daher kaum
Rückschlüsse auf die Patientensicherheit", erläutert PD Dr. Max
Skorning, Leiter Patientensicherheit beim MDS. Daten von
Krankenhäusern, Ärzten, Haftpflichtversicherungen und Gerichten werden
nicht veröffentlicht. "Man muss von einer hohen Dunkelziffer ausgehen.
Deshalb sollten fehlerbedingte Schadensereignisse systematisch erfasst
und analysiert werden, um gezielter Fehler vermeiden zu können. Denn
jeder Fehler, aus dem heute nicht gelernt wird, kann sich morgen
wiederholen und erneut Schaden verursachen", sagt Skorning.

Behandlungsfehler sollten ähnlich wie Arbeitsunfälle verpflichtend
erfasst und für die Entwicklung von Schutzmaßnahmen genutzt werden.
Seit Jahrzehnten werden die Arbeitsunfälle in Deutschland
verpflichtend erfasst und ausgewertet. Seit 1996 hat sich die
Unfallquote fast halbiert.


Hintergrund

Spezielle Gutachterteams in den MDK prüfen Vorwürfe von
Behandlungsfehlern im Auftrag der Krankenkassen, die zur Unterstützung
der Versicherten gesetzlich verpflichtet sind. Die Gutachter gehen
dabei der Frage nach, ob die Behandlung nach dem anerkannten
medizinischen Standard abgelaufen ist. Liegt ein Behandlungsfehler
vor, wird außerdem geprüft, ob der Schaden, den der Patient erlitten
hat, durch den Fehler verursacht worden ist. Nur dann sind
Schadensersatzforderungen aussichtsreich. Auf der Basis des
MDK-Gutachtens kann der Patient entscheiden, welche weiteren Schritte
er unternimmt. Gesetzlich Versicherten entstehen durch die
Begutachtung keine zusätzlichen Kosten.


• Der Medizinische Dienst des GKV-Spitzenverbandes (MDS) berät den
GKV-Spitzenverband in medizinischen und pflegerischen Fragen. Er koordiniert
und fördert die Durchführung der Aufgaben und die Zusammenarbeit der MDK.
Die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung (MDK) begutachten
Antragsteller auf Leistungen der Pflegeversicherung im Auftrag der
Pflegekassen.

 * 

Quelle:

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Essen, 5. Juni 2018

Theodor-Althoff-Straße 47, 45133 Essen

Telefon: 0201 8327-115, Fax: 0201 8327-3115

E-Mail: office@mds-eV.de

Internet: www.mds-ev.de
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AIDS/1054: Forscher haben einen neuen therapeutischen Ansatz gegen AIDS entdeckt (idw)


Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland - 04.06.2018

Gesundheit: Französische Forscher haben einen neuen therapeutischen Ansatz gegen AIDS entdeckt



Forscher des CNRS, der Universität Paris-Descartes und des
Universitätsklinikums von Quebec haben gezeigt, dass die Verabreichung des
Moleküls Q-VD-OPH an mit SIV (Simian Immunodeficiency Virus, dem HIV sehr
ähnlich) infizierten Affen eine Eindämmung der Infektion ermöglicht: Die
AIDS-Krankheit brach bei ihnen nicht aus und das Erregerreservoir des
Virus im Körper hatte sogar abgenommen.

Zwischen vier und achtzehn Tagen nach der Infektion verabreichten die
Forscher den Affen fünf Injektionen mit dem Q-VD-OPH. Dieses Peptid
inhibiert Moleküle, die eine Messenger-Rolle bei der Apoptose - dem
programmierten Zelltod - spielen. Indem sie verhinderten, dass die
Selbstzerstörungsnachricht die Zelle erreicht, konnten die Forscher den
Rückgang der LT4-Populationen - eine Gruppe von weißen Blutzellen zur
Immunabwehr - verhindern. Bei den Affen konnte somit ohne eine weitere
Behandlung die Infektion reguliert werden. Nach vierjähriger Behandlung
war kein Primat an AIDS erkrankt.

Darüber hinaus haben die Forscher eine Verringerung des Virusreservoirs
beobachtet. Dieses Ergebnis ist sehr vielversprechend, da die aktuellen
Behandlungen nur die Replikationsmechanismen des Virus beeinflussen, um es
im Blut nicht mehr nachweisbar zu machen, seine Anwesenheit in den
lymphatischen Organen jedoch nicht reduzieren können.

Die Forscher wollen jetzt herausfinden, ob das Molekül Q-VD-OPH die
LT4-Zellen retten kann, auch wenn es erst zu einem späteren Zeitpunkt nach
der Infektion verabreicht wird.


Originalpublikation: 

Laforge, M., Silvestre, R., Rodrigues, V., Garibal,
J., Campillo-Gimenez, L., Mouhamad, S., ... & Cordeiro-da-Silva, A.
(2018). 

The anti-caspase inhibitor Q-VD-OPH prevents AIDS disease
progression in SIV-infected rhesus macaques. 

The Journal of clinical investigation, 128(4). 

https://www.jci.org/articles/view/95127

Quelle: 

«Une nouvelle piste thérapeutique contre le sida», Artikel aus
Le Monde, 29.04.2018 

http://abonnes.lemonde.fr/sciences/article/2018/04/29/une-nouvelle-piste-therapeutique-contre-le-sida_5292257_1650684.html


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissenschaft-frankreich.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution688

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftliche Abteilung, Französische Botschaft in der Bundesrepublik Deutschland - 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1250: Injektionsnadeln mit Neutronen durchleuchtet (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 04.06.2018

Injektionsnadeln mit Neutronen durchleuchtet



Forschende des Paul Scherrer Instituts PSI, der Universität Basel und des
Unternehmens F. Hoffmann-La Roche haben herausgefunden, warum es
entscheidend ist, dass mit einem Wirkstoff bereits vorgefüllte
medizinische Spritzen kühl gelagert werden. Dank der besonderen, am PSI
etablierten Bildgebung mit Neutronen zeigte sich: Der flüssige Wirkstoff
kann schon vor der Verabreichung unbeabsichtigt aus dem Spritzenzylinder
in die Metallkanüle gelangen, wenn die vorgefüllte Fertigspritze bei
ungünstig hohen Temperaturen gelagert wird. Die Untersuchungsergebnisse
wurden nun im Fachblatt European Journal of Pharmaceutics and
Biopharmaceutics veröffentlicht.

Vorgefüllte Fertigspritzen sind eine gängige Möglichkeit, mit der
Patienten sich selbst zu Hause medizinisch behandeln können. Diese
Spritzen sind bereits mit dem flüssigen Wirkstoff gefüllt und müssen meist
kühl gelagert werden. In Abhängigkeit verschiedener Faktoren
(Wasserdampfdurchlässigkeit der Nadelschutzkappe, Temperaturverlauf und
Langzeitlagerung) ist es möglich, dass eine Injektionsnadel verstopft. Um
dieses Phänomen besser zu verstehen und langfristig zu minimieren, haben
Forschende des Paul Scherrer Instituts PSI, der Universität Basel und des
Unternehmens F. Hoffmann-La Roche sich gemeinsam der Frage angenommen,
unter welchen Bedingungen der flüssige Wirkstoff unbeabsichtigt ins Innere
der Injektionsnadel gelangt. Ihre Forschungsergebnisse zeigen, dass die
Lagerbedingungen der vorgefüllten Fertigspritzen in der Tat entscheidend
sind.

Neutronen erlauben den Blick ins Innere der Metallnadeln

Die Forschenden nutzten für ihre Untersuchungen die Bildgebung mittels
Neutronen, die ausser am PSI weltweit nur an wenigen weiteren
Forschungsinstituten verfügbar ist. "Neutronen eignen sich für diese
Fragestellung bestens", erklärt PSI-Forscher Christian Grünzweig, "denn
sie durchdringen die Metallnadel fast ungehindert, werden aber an
Wasserstoffatomen, wie sie beispielsweise in Wasser vorkommen, von ihrer
geraden Bahn abgelenkt. Der im medizinischen Wirkstoff enthaltene
Wasserstoff dient somit als Kontrast im Neutronenbild. Gelangt also etwas
von der medizinischen Flüssigkeit in die metallene Injektionsnadel, so
können wir das mit den Neutronen sichtbar machen."

Die Messung für jede Neutronen-Bildgebung dauerte nur etwas mehr als eine
Minute. "Wir konnten daher eine repräsentative Anzahl Spritzen - insgesamt
60 Stück - durchtesten", sagt Grünzweig.

Zusätzlich fertigten die Forschenden von einer verstopften Spritze auch
eine Tomografie an, also ein dreidimensionales Bild. Dabei wurden etliche
Neutronenbilder derselben Spritze aus verschiedenen Winkeln aufgenommen
und hinterher am Computer digital zusammengesetzt. Die Aufnahme der
Tomografie-Daten dauerte 20 Stunden. Das resultierende Bild zeigt
deutlich, dass sich schräg verlaufende Risse durch das Material im Inneren
der Nadel ziehen. "Dass diese Risse schräg und gezackt verlaufen, kann nur
bedeuten, dass der Pfropf in der Nadel fest ist; dass also in diesem Fall
tatsächlich der flüssige Anteil verdunstet und der Wirkstoff fest geworden
ist", folgert David Mannes, der gemeinsam mit Grünzweig Wissenschaftler am
PSI ist.

Lagerbedingungen der Fertigspritzen sind entscheidend

Die Ergebnisse der Forschenden zeigen deutlich, dass eine kühle Lagerung
entscheidend ist, um zu verhindern, dass Flüssigkeit unbeabsichtigt in die
Injektionsnadel eindringt. Von insgesamt 60 vorgefüllten Fertigspritzen
hatten die Forschenden die Hälfte 10 Tage lang sachgemäss bei fünf Grad
Celsius gelagert; die andere Hälfte war dagegen für 72 Stunden bei 40 Grad
Celsius gelagert worden. In keiner der 30 kühl gelagerten Spritzen zeigten
die Neutronenbilder medizinische Substanz im Inneren der Nadel. Dagegen
machten die Neutronen sichtbar, dass in 28 der 30 warm gelagerten Spritzen
die medizinische Flüssigkeit ganz oder teilweise in die Nadel eingedrungen
war.

Der Verstopfungsprozess der Nadeln beinhaltet, dass bei ungeeigneten
Lagerbedingungen ein geringer Teil des flüssigen Wirkstoffs in die
ursprünglich nur mit Luft gefüllte Kanüle gelangt, die einen
Innendurchmesser von nur 0,2 Millimeter hat. "Der flüssige Anteil der
Wirkstofflösung kann dann langsam durch die Schutzkappe der Nadel
verdunsten, wenn deren Material eine entsprechend hohe
Wasserdampfdurchlässigkeit hat. Die ursprünglich in der medizinischen
Flüssigkeit gelösten Stoffe bleiben dann als fester Pfropfen zurück",
erklärt Thomas Jung, der Wissenschaftler sowohl am PSI als auch an der
Universität Basel ist.

Diese Studie hat einmal mehr gezeigt, dass die Bildgebung mit Neutronen
ein leistungsfähiges Verfahren ist. Die Technik hat in diesem Fall zu
einem besseren Verständnis geführt, wie es dazu kommen kann, dass
Injektionsnadeln verstopfen. Sie trägt damit zur zukünftigen Entwicklung
und dem zuverlässigen Einsatz von vorgefüllten Fertigspritzen als Mittel
zur Verabreichung von Arzneimitteln bei.

Text: Paul Scherrer Institut/Laura Hennemann

Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 390
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.


Originalveröffentlichung

Clogging in staked-in needle pre-filled syringes (SIN-PFS): Influence of
water vapor transmission through the needle shield

M. De Bardi, R. Müller, C. Grünzweig, D. Mannes, M. Rigollet, F. Bamberg,
T.A. Jung, K. Yang,

European Journal of Pharmaceutics and Biopharmaceutics, Ausgabe 127, Juni
2018, Seiten 104-111

DOI: http://dx.doi.org/10.1016/j.ejpb.2018.02.016

On the needle clogging of staked-in-needle pre-filled syringes: Mechanism
of liquid entering the needle and solidification process

M. De Bardi, R. Müller, C. Grünzweig, D. Mannes, P. Boillat, M. Rigollet,
F. Bamberg, T.A. Jung, K. Yanga,

European Journal of Pharmaceutics and Biopharmaceutics, Ausgabe 128, Juli
2018, Seiten 272-281

DOI: http://dx.doi.org/10.1016/j.ejpb.2018.05.006

Weitere Informationen finden Sie unter

http://psi.ch/FymC - Darstellung der Mitteilung auf der Webseite des PSI

http://psi.ch/ocUe - Forschung mit Neutronen am PSI

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65744

Neutronen-Tomogramm einer Fertigspritze, in deren Kanüle etwas vom medizinischen Wirkstoff eingedrungen ist.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution695

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paul Scherrer Institut (PSI) - 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/734: Bessere Pflege in Deutschland (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 4. Juni 2018

Bessere Pflege in Deutschland

- BMBF stärkt Transfer neuer Technologien in die Pflege 

- Karliczek: "Menschliche Zuwendung und technologische Innovationen vereinen"



Mit dem Cluster "Zukunft der Pflege" verstärkt das Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF) die Anwendung neuer Technologien in
der Pflege. Zentraler Aspekt ist dabei der Transfer von neuen
Erkenntnissen aus der Wissenschaft in den Pflegealltag. Die Vernetzung
von Wissenschaft, Wirtschaft und Praxis ist dafür die Grundlage. Auf
der 1. Clusterkonferenz "Zukunft der Pflege" treffen sich vom 4. bis
6. Juni 2018 über 200 Akteure in Oldenburg, um sich über den
Entwicklungsstand neuer Technologien und ihre Anwendungsmöglichkeiten
zu informieren und auszutauschen.

Bundesforschungsministerin Anja Karliczek sagte anlässlich der
Konferenz: "Wir können menschliche Zuwendung und technologische
Innovationen vereinen. Gerade in der Pflege sehen wir ein großes
Potenzial, um mit innovativer Technik das Leben der Menschen zu
verbessern - dies gilt für die Pflegebedürftigen ebenso wie für die
Pflegenden. Pflegefachkräfte und pflegende Angehörige werden entlastet
und die Lebensqualität von pflegebedürftigen Menschen wird
verbessert."

In den letzten Jahren wurden viele innovative Technologien entwickelt,
die insbesondere in der Pflege Verbesserungen bewirken können und auf
der Konferenz vorgestellt werden. In einer real nachgebildeten
2-Zimmer-Wohnung können alltagstaugliche Pflegeinnovationen, wie eine
intelligente Medikamentenbox oder sensorische Sturzerkennung,
ausprobiert werden. Zudem wird ein neu entwickelter Roboterarm
vorgeführt, der als "dritte Hand" Pflegekräfte bei schwierigen
Tätigkeiten unterstützt. Daneben wird ein virtuelles Pflegezimmer
präsentiert, das mittels Virtual Reality Brillen erlebbar und für die
Aus- und Weiterbildung von Pflegekräften genutzt werden kann.

Die 1. Clusterkonferenz findet im OFFIS - Institut für Informatik in
Oldenburg statt. Dort präsentieren sich auch die vier Anfang 2018 in
Freiburg, Nürnberg, Berlin und Hannover neu etablierten
Pflegepraxiszentren. Das BMBF wird mit weiteren Konferenzen den
Dialog zwischen allen in der Pflege Beteiligten verstärken und so den
Transfer und Austausch über den Einsatz von Pflegetechnologien
beschleunigen.

Mehr Informationen:

https://srvg03.offis.uni-oldenburg.de/piz/clusterkonferenz/

https://www.technik-zum-menschen-bringen.de/projekte/piz

https://www.bmbf.de/de/pflege-erleichtern-5479.html

 * 

Quelle:

BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung

BMBF-Pressemitteilung Nr. 044/2018, 4. Juni 2018

Pressereferat

Kapelle-Ufer 1, D-10117 Berlin

Telefon: (030) 18 57 - 50 50, Fax: (030) 18 57 - 55 51

E-Mail: presse@bmbf.bund.de

Internet: http://www.bmbf.de/press/
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ENTWICKLUNG/1375: Blutbildung - Forscher bilden menschliches Knochenmarkgewebe nach (idw)


Universität Basel - 04.06.2018

Blutbildung: Forscher bilden menschliches Knochenmarkgewebe nach



Forscher haben ein künstliches Gewebe entwickelt, in dem menschliche
Blutstammzellen über längere Zeit funktionsfähig bleiben. Das berichten
Wissenschaftler der Universität Basel, des Universitätsspitals Basel und
der ETH Zürich in der Fachzeitschrift PNAS.

Täglich werden im Knochenmark mehrere Milliarden Blutzellen gebildet. Für
die ständige Zufuhr sorgen dabei Blutstammzellen, die sich in speziellen
Nischen im Knochenmark befinden. Sie können sich selbst vermehren und zu
roten und weissen Blutkörperchen ausreifen, die aus dem Knochenmark ins
Blut gelangen.

Bereits seit mehreren Jahren versuchen Forscher, natürliches Knochenmark
im Labor nachzubauen, um die Mechanismen der Blutbildung besser zu
verstehen und neue Therapien - beispielsweise zur Behandlung von Leukämie
- zu entwickeln.

Doch das hat sich als äusserst schwierig erweisen, da die Blutstammzellen
in herkömmlichen In-vitro-Modellen ihre Eigenschaften verlieren, sich zu
vermehren und in verschiedenen Arten von Blutzellen zu differenzieren.

Neuartiges künstliches Knochenmark

Forscher haben nun eine neuartige künstliche Knochenmarknische
angefertigt, in der sich die Stamm- und Vorläuferzellen über mehrere Tage
vermehren konnten. Dies berichten Forschende um Professor Ivan Martin vom
Departement Biomedizin der Universität Basel und des Universitätsspitals
Basel und um Professor Timm Schroeder vom Departement für Biosysteme der
ETH Zürich.

Sie entwickelten ein künstliches Gewebe, das manche der komplexen
biologischen Eigenschaften der natürlichen Knochenmarknischen nachahmt.
Dafür kombinierten sie menschliche mesenchymale Stromazellen mit einem
knochenähnlichen, porösen dreidimensionalen Gerüst aus Keramik in einem
sogenannten Perfusions-Bioreaktor, in dem sich biologische und
synthetische Materialien verbinden lassen.

So entstand eine Struktur, die von einer extrazellulären Matrix überzogen
ist, in die sich Zellen einfügen können. In diesem Aspekt ist das
künstliche Gewebe den natürlichen Knochenmarknischen molekular sehr
ähnlich. In dieser Umgebung gelang es, die Funktionsfähigkeit von
hämatopoetischen Stamm- und Vorläuferzellen weitgehend zu erhalten.

Werkzeug für personalisierte Forschung

Das neue Verfahren eignet sich auch dafür, massgeschneiderte
Knochenmarknischen herzustellen, die spezifische molekulare Eigenschaften
aufweisen und bei denen sich einzelne Proteine einfügen oder entfernen
lassen.

Das eröffnet vielfältige Perspektiven: Für die Erforschung von Faktoren,
welche die Blutbildung beim Menschen beeinflussen, bis hin zum Screening
von Medikamenten mit dem Ziel, die Reaktion einzelner Patienten auf eine
bestimmte Behandlung vorherzusagen.

«Mit Knochen- und Knochenmarkzellen von Patienten könnten wir
Bluterkrankungen wie zum Beispiel Leukämien in vitro modellieren. Und zwar
in einem Umfeld, das ausschliesslich aus menschlichen Zellen besteht und
das idealerweise personalisierte, individuelle Gegebenheiten einbezieht»,
erläutern Ivan Martin und Timm Schroeder.


Originalbeitrag

Paul E. Bourgine, Thibaut Klein, Anna M. Paczulla, Takafumi Shimizu, Leo
Kunz, Konstantinos D. Kokkaliaris, Daniel L. Coutu, Claudia Lengerke,
Radek Skoda, Timm Schroeder, and Ivan Martin

In vitro biomimetic engineering of a human hematopoietic niche with
functional properties

PNAS (2018), doi: 10.1073/pnas.1805440115

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/927: Frankfurt a.M. - Sexualität im Alter leben ... auch im Altenheim!, 11.06.2018


Frankfurt University of Applied Sciences - 04.06.2018

Sexualität im Alter leben

Fachtagung der Frankfurt UAS stellt Studie zur Sexualität in der
Altenpflege vor



Wie lassen sich Sexualität und Erotik auch im Alter leben? Ändern sich die
sinnlichen Bedürfnisse insbesondere bei pflegebedürftigen Seniorinnen und
Senioren? Die Fachtagung "Sexualität im Alter leben - auch im Altenheim!"
geht diesen Fragen nach und zeigt auf, wie das Thema Sexualität in
Altenpflegeeinrichtungen eingebunden werden kann. Sie findet am 11. Juni
2018 an der Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS)
statt. Sie wird vom Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit der
Hochschule in Kooperation mit dem pro familia Landesverband Hessen
ausgerichtet und vom Hessischen Ministerium für Soziales und Integration
gefördert. Die Fachtagung ist Teil des Forschungsprojekts "Männer sind
anders, Frauen auch? Eine geschlechtssensible Studie zu Sexualität in
Einrichtungen der Altenpflege" dessen Ergebnisse erstmals vorgestellt
werden. Sie richtet sich an Fachkräfte der Pflege und Betreuung sowie an
die interessierte Öffentlichkeit. 

Die Teilnahme ist kostenfrei. 


Eine Anmeldung ist per E-Mail an

fachtag-sexual@fb4.fra-uas.de möglich.

Die Fachtagung ist zudem Teil der Aktionswochen "Älterwerden in
Frankfurt", die im Zeitraum vom 04. bis zum 17. Juni 2018 unter dem Motto
"Liebe kennt kein Alter" stattfindet.

Termin "Fachtagung Sexualität im Alter leben - auch im Altenheim!":

11. Juni 2018, 09:00 - 16:30 Uhr

Veranstaltungsort: Frankfurt University of Applied Sciences,

Nibelungenplatz 1, 60318 Frankfurt am Main, Gebäude 4, Raum 111/112

Programm (Auszug):

09:30 Uhr

Begrüßung und Einführung in die Fachtagung

Prof. Dr. Ilka Quindeau, Professorin für Klinische Psychologie, Frankfurt
UAS

10:00 Uhr

Eine geschlechtssensible Studie zu Sexualität in Einrichtungen der Altenpflege

Vorstellung ausgewählter Befunde aus dem Forschungsprojekt

Hildegard Keul, Wissenschaftliche Mitarbeiterin, Frankfurt UAS

11:00 Uhr

Gute Aussichten oder mehr Frust als Lust?

Petra Zimmermann, pro familia Kassel

13:00 Uhr

Ausgewählte Diskussionsforen (World-Café)

- Sinnlichkeit im Alter

- Sexualität, Alter und stationäre Pflege

- Alte Liebe rostet nicht

- Demenz und Sexualität?

14:30 Uhr

Zusammenfassung der Ergebnisse aller Tische durch die Moderatorinnen und Moderatoren


15:00 Uhr

Fazit und Ausblick

Petra Zimmermann, pro familia Kassel

Weitere Informationen zur Fachtagung unter: 

http://www.gffz.de/forschung/aktuelle-forschungsprojekte/sexualitaet-in-einrichtungen-der-altenpflege/

Mehr zum Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit unter

www.frankfurt-university.de/fb4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences - 04.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/926: Hamburg - Alleinstehende ältere Menschen begleiten, Neue Schulung ab 11.06.2018


Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. - 1. Juni 2018

Alleinstehende ältere Menschen begleiten

Neue Schulung ab 11. Juni 2018



Einem alleinstehenden, unterstützungsbedürftigen Menschen Zeit zu schenken,
bedeutet etwas zu geben, was man nicht mit Geld bezahlen kann.
Einen Menschen zu besuchen, kleinere Besorgungen zu übernehmen oder bei
Aktivitäten zu begleiten, das sind die Aufgaben, die Sie erwarten.
Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. sucht für die Begleitung alleinstehender
älterer oder behinderter Menschen weitere engagierte Personen. Alle Ehrenamtlichen
erhalten eine feste Ansprechperson, kontinuierliche Begleitung und Schulung.
Die nächste kostenfreie Schulung  beginnt am 11.06.2018 von 17:00 Uhr bis
20:00 Uhr in Wandsbek.

Weitere Informationen und Kontakt:

Alzheimer Gesellschaft Hamburg e. V.

Anya Freese und Gabriele Stohwasser

Wandsbeker Allee 68 - 22041 Hamburg

Tel.: 040/ 68 91 36 25, info@alzheimer-hamburg.de

 * 

Alzheimer-Telefon (Beratung)

Telefon: 040 - 47 25 38

Die Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V. wurde
1994 als Selbsthilfeorganisation von Angehörigen, Fachleuten sowie
engagierten Bürgerinnen
und Bürgern gegründet; die Arbeit wird überwiegend ehrenamtlich geleistet.
Wir wenden uns an Demenzerkrankte, Angehörige, ehrenamtlich und
beruflich Interessierte. Wir bieten Information,
Unterstützung und Entlastung durch:


	Alzheimer-Telefon

	Persönliche Beratung

	Angehörigengruppen

	Angebote für Menschen mit beginnender Demenz

	Betreuung für Erkrankte

	Klöncafé mit Musik und Tanz

	WG-Begleitung

	Kurse und Veranstaltungen

	Infothek



 * 

Quelle:

Alzheimer Gesellschaft Hamburg e.V.

Presseinformation vom 1. Juni 2018

Wandsbeker Allee 68, 22041 Hamburg

Telefon: 040 - 68 91 36 25, Fax: 040 - 68 26 80 87

E-Mail: info@alzheimer-hamburg.de

Internet: www.alzheimer-hamburg.de
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AKTION/2654: Lippstadt - "Parkzauber" ... von Lagerfeuer-Singen bis Klavierkonzert, 16.-17.6.


Von "Lagerfeuer-Singen" bis Klavierkonzert

Musikschule beim "Parkzauber" mit zahlreichen Angeboten vertreten



Lippstadt. Beim "Parkzauber"im Grünen Winkel am Samstag, 16. Juni, und
Sonntag, 17. Juni, ist die Conrad-Hansen-Musikschule mit zahlreichen
Beiträgen zum Zuhören und Mitmachen vertreten.

Am Samstagnachmittag bietet Susanne Lenser afrikanisches Trommeln für
Kinder im Grundschulalter zum Ausprobieren und Mitmachen an. Ebenfalls
am Samstagnachmittag sind die beiden Musikschulchöre "Vocal kids" und
"Vocal teens" unter der Leitung von Gudrun Tollwerth-Chudaska auf der
Hauptbühne zu hören. Außerdem tritt ein Klarinettenduo auf. Ab 18.15
Uhr laden die Sängerin Antje Stahl-Nünning und Gitarrist Guido Pyka
alle sangesfreudigen Besucher zum "Lagerfeuer-Singen" an die
Hauptbühne ein. Mit Songs von den Beatles bis zu Reinhard Mey kann
dann aus voller Kehle zur Gitarrenbegleitung geschmettert werden -
manchmal sogar mehrstimmig.

Am Sonntag spielen Klavierschüler von Maria Westkemper Musik aus den
französischen Filmen "Ziemlich beste Freunde" und "Die wunderbare Welt
der Amelie". Anschließend spielt das Salonorchester der Musikschule
unter der Leitung von Witold Baczkowski bekannte Melodien aus dem
Musical "My fair lady" und Edward Elgars "Pomp and circumstance".

"Ich freue mich sehr, dass die Musikschule diese tolle Veranstaltung
mit vielen abwechslungsreichen Angeboten für alle Altersgruppen
bereichern kann", sagt Musikschulleiter Michael Ressel und hofft mit
allen Teilnehmenden auf bestes Sommerwetter für das
Parkzauberwochenende.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 6. Juni 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8727: Aus aller Welt - 06.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Proteste gegen Sparmaßnahmen in Jordanien gehen weiter

Auch nach dem Rücktritt von Jordaniens Ministerpräsident Hani
Mulki gehen in der Hauptstadt Amman die Proteste gegen die
Sparvorhaben und drohenden Steuererhöhungen der Regierung weiter.
Die Demonstranten fordern die vollständige Rücknahme der
Sparpläne, mit der die Regierung die Vorgaben des Internationalen
Währungsfonds (IWF) umsetzen will. Vorgesehen ist eine Erhöhung
der Einkommenssteuer und der Unternehmenssteuern um mindestens
fünf beziehungsweise 20 bis 40 Prozent.

6. Juni 2018
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JUSTIZ/8727: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei erhält neues Ausbildungszentrum für Stadteinsätze

In Niedersachsen kann die Polizei demnächst in einer
nachgebildeten Kleinstadt realitätsnahe Einsatzszenarien
trainieren. Wie aus einer Mitteilung der Polizeidirektion
Oldenburg hervorgeht, kaufte das Land ein 30.000 Quadratmeter
großes, ehemaliges Firmengelände im Raum Oldenburg, auf dem für
rund 12 Millionen Euro ein multifunktionales Trainingszentrum
entstehen soll. Der erste Bauabschnitt soll etwa Mitte 2019 fertig 
werden.

6. Juni 2018
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MILITÄR/8724: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO will Bewegungsfähigkeit ihrer Truppen verbessern

Die NATO will innerhalb Europas rund 30.000 Soldaten innerhalb
von 30 Tagen verlegen können. Nach Angaben von Generalsekretär
Jens Stoltenberg werden die Bündnisstaaten auf dem Gipfeltreffen
im Juli verschiedene Maßnahmen diskutieren, um die
Einsatzbereitschaft der NATO-Streitkräfte zu erhöhen. Die Allianz
reagiert damit auf die Vorgänge auf der Schwarzmeerhalbinsel Krim
und in der Ukraine, durch die sich Bündnispartner wie Polen und
die baltischen Länder bedroht fühlen.

6. Juni 2018
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POLITIK/8726: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bamf-Affäre: Oppermann für schnelle Aufklärung im Innenausschuß

In der Affäre um das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) fordern FDP und AfD einen
Untersuchungsausschuß. Für eine rasche Aufklärung der Vorgänge
beim Bamf wäre nach Ansicht von Bundestagsvizepräsident Thomas
Oppermann (SPD) der Innenausschuß des Bundestags besser geeignet.
Einen Untersuchungsausschuß würde er erst in Betracht ziehen,
wenn die Mißstände im Innenausschuß nicht schnell und restlos
aufgeklärt werden könnten, sagte Oppermann den Zeitungen der
Funke Mediengruppe. Für eine schnelle Aufklärung würden auch die
Grünen Sondersitzungen des Bundestagsinnenausschusses vorziehen.
Ein Untersuchungsausschuß könne die wirkliche Arbeit vermutlich
erst 2019 beginnen, sagte die Grünen-Abgeordnete Luise Amtsberg
am Montag im ZDF-Morgenmagazin.

6. Juni 2018
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SONSTIGES/8725: Tragisches und Kurioses - 06.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Guatemala: Rettungskräfte suchen nach Überlebenden

Nach dem schweren Vulkanausbruch in Guatemala suchen
Rettungskräfte in den Dörfern rund um den Feuervulkan (Volcán de
Fuego) nach weiteren Überlebenden. Die Zahl der Todesopfer stieg
nach Angaben des Katastrophenschutzes des mittelamerikanischen
Landes inzwischen auf 69 an. Zudem hätten 300 Menschen Verletzungen
erlitten, viele davon Verbrennungen. Die Zahl der Vermißten ist
weiter unklar. Der Volcán de Fuego südwestlich von
Guatemala-Stadt ist einer von drei aktiven Vulkanen in Guatemala.
Er war am Sonntagmorgen ausgebrochen und hatte eine Welle von
heißen Gasen und glühendem Vulkangestein ausgestoßen. Experten
warnen vor weiteren Eruptionen.

6. Juni 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7810: Aus Forschung und Technik - 06.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



CHEOPS-Mission - ESA-Teleskop sucht nach Leben im All

Anfang des nächsten Jahres soll das europäische Weltraumteleskop
CHEOPS (Characterising ExOPlanets Satellite) mit Hilfe einer
russischen Sojus-Rakete in einen 700 km hohen sonnensynchronen
Orbit (SSO) gebracht werden. Im April wurde das kleine optische
Teleskop mit dem Lastwagen vom Center for Space and
Habitability (CSH) der Universität Bern nach Madrid
transportiert, wo es in die von Airbus Defense and Space gebaute
Satellitenplattform integriert wurde. Derzeit durchläuft der
Satellit an mehreren Orten in Europa nochmals verschiedene Tests,
bevor er zum ESA-Weltraumbahnhof Kourou in Französisch-Guayana
geschickt wird. Das Ziel der Mission, an der sich Institute aus
elf europäischen Nationen beteiligen, ist die Charakterisierung
von extrasolaren Planeten in der näheren Umgebung der Erde.

6. Juni 2018
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AUSLAND/7822: Aus aller Welt - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Kein Votum der OAS für Ausschluß Venezuelas

Auf Antrag der USA, Kanadas, Brasiliens und vier weiterer Länder hat
die Generalversammlung der Organisation Amerikanischer Staaten über
den sofortigen Ausschluß Venezuelas abgestimmt. 19 der 35
OAS-Mitglieder stimmten dafür. Für eine Annahme des Antrags wären 24
Stimmen erforderlich gewesen. Die Antragsteller wollten das
sozialistische südamerikanische Land für die Wiederwahl von Präsident
Nicolás Maduro am 20. Mai bestrafen. Ein Teil der Opposition hatte
die Wahl boykottiert und wirft nun Maduro Wahlmanipulation vor. Der
Präsident hatte am Montag dieser Woche eine Feier für den Fall
angekündigt, daß sein Land von der OAS ausgeschlossen wird. Venezuela
hatte diesen Schritt selbst eingeleitet. Der Vollzug wird sich jedoch
bis April nächsten Jahres hinziehen. Maduro hält die OAS für
vergiftet und nutzlos.
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GESUNDHEIT/7783: Medizin und Gesundheitswesen - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutschland nicht vor Legionärskrankheit gefeit

Trotz allen medizinischen Fortschritts haben Infektionskrankheiten
kaum etwas von ihrem Schrecken verloren. Im Gegenteil, mit dem sich
anbahnenden Ende der Antibiotika-Ära verliert die Medizin eine ihrer
wichtigsten Waffen. So können Infektionen mit Legionellen, die oft
mit spektakulären Ausbrüchen in Militärlagern oder exotischen
Urlaubshotels in Verbindung gebracht werden, auch in Deutschland
überall und jeder Zeit auftreten. Das teilten die Seuchenwächter des
Robert Koch-Institut (RKI) mit.
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JUSTIZ/7810: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizeihund beißt Hepatitis-C-Kranken und weitere Personen

Bei den nächtlichen Krawallen zum Abschluß des diesjährigen
Schloßgrabenfestes in der Darmstädter Innenstadt hat ein Polizeihund
einen Mann gebissen, der an Hepatitis C erkrankt ist. Anschließend
biß der Hund weitere Personen, die sich auf diese Weise angesteckt
haben könnten. Doch gilt eine Übertragung als unwahrscheinlich. Die
Polizei rät den Betroffenen dennoch, einen Arzt aufzusuchen. An den
Angriffen auf Polizisten im Darmstädter Herrengarten waren rund 100
Personen beteiligt gewesen. 112 wurden vorläufig festgenommen. Gegen
rund 50 laufen Ermittlungsverfahren. Die Polizei sucht weiter nach
Verdächtigen mit Hilfe von Fotos und Videos, welche Bürger
aufgenommen und den Ermittlern zur Verfügung gestellt haben.
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KULTUR/7734: Sprache, Kunst und Medium - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Uni Greifswald streicht unzeitgemäßen Namensgeber

Die Ernst-Moritz-Arndt-Universität heißt nach 85 Jahren wieder nur
noch Universität Greifswald.

Die Änderung des Namens war Mitte Januar durch den Senat der
Hochschule beschlossen worden. Zur Abgrenzung hatte die Uni in
Mecklenburg-Vorpommern ein neues Logo und Dienstsiegel entwickelt, wie
MDR MV berichtete.

Universität Greifswald hieß die Hochschule bereits nach ihrer Gründung
1456 bis 1933. Die Nationalsozialisten verordneten der
Bildungseinrichtung den Dichter und Historiker Ernst Moritz Arndt als
Namenspatron.

Der von Rügen stammende Arndt (1769-1860) gilt als einer der
bedeutendsten Lyriker der Befreiungskriege gegen Napoleon, aber auch
als Nationalist mit antisemitischen Tendenzen.

6. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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MILITÄR/7800: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Tag der Bundeswehr

Kommenden Samstag veranstalten die deutschen Streitkräfte an 16 ihrer
Standorte wieder den Tag der Bundeswehr. Das Militär präsentiert sich
der Zivilbevölkerung - unter anderem Familien mit Kindern und
Jugendlichen, welche demnächst als Rekruten angeworben werden können
- mit schwerem Kriegsgerät wie Korvetten, Panzern und
Kampfflugzeugen. Außerdem werden Berufsbilder aus über 40
verschiedene Bereichen von Bundeswehr und Wehrverwaltung vorgestellt.
Besucher werden verköstigt und mit Musik unterhalten. Kinder können
unter anderem an Geländespielen teilnehmen.
Bundesverteidigungsministerin von der Leyen hält eine
Video-Ansprache.
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POLITIK/7814: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Rentenkommission nimmt Arbeit auf

Wie sich die Renten in den kommenden Jahren entwickeln können und
sollen, ist angesichts steigender Lebenszeiten und größeren Zahlen von
Rentnern und Rentnerinnen ziemlich ungewiß. Die von
Bundessozialminister Heil Anfang des Jahres angekündigte
Rentenkommission unter Leitung von Lösekrug-Möller, der ehemaligen
parlamentarischen Staatssekretärin im Arbeitsministerium, und des
früheren Sozialexperten der Unionsfraktion, Schiewerling, hat am
Mittwoch ihre Arbeit aufgenommen. Die Arbeitsgruppe soll bis 2020
Vorschläge zur Zukunft der Alterssicherung nach 2025 ausarbeiten. Die
Koalition plant eine Stabilisierung des Rentenniveaus bis 2025 bei 48
Prozent des Durchschnittseinkommens.
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SONSTIGES/7784: Tragisches und Kurioses - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Asylsuchende wagen weiter den illegalen Grenzgang per Güterzug

Nach wie vor ist die Fahrt als blinder Passagiere auf Güterzügen eine
der Möglichkeiten, Deutschland zu erreichen. Mit dem Rückgang der
Migrantenzahlen insgesamt ist aber auch das Aufkommen derjenigen
Flüchtlinge rückläufig, die während dieser gefährlichen Reise
aufgegriffen wurden.

Laut ZDF heute veröffentlichte die Bundespolizeidirektion in München
kürzlich, daß im gesamten Bundesland von Januar bis Ende Mai dieses
Jahres 115 Migranten auf Güterzügen entdeckt und festgenommen wurden.
Im ganzen Jahr 2017 waren es noch fast 900 Migranten, die zumeist von
Italien kommend daran scheiterten, so die Länder nördlich der Alpen zu
erreichen.

Zahlen über Tote oder Verletzte waren nicht zu erhalten.
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SOZIALES/7811: Arbeit, Soziales und Familie - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Hunderte Migranten versuchten Europa über Ceuta zu erreichen

Rund 400 Migranten haben in der Nacht auf Mittwoch versucht, von
Marokko aus in die spanische Enklave Ceuta zu gelangen. Die meisten
Flüchtlinge wurden von der Guadia Civil und marokkanischen Kräften
abgewehrt, bevor sie den sechs Meter hohen, mit NATO-Draht bewehrten
Doppelzaun um das europäische Gebiet auf afrikanischem Boden
übersteigen konnten. Sechs Personen verletzten sich bei der Aktion
und bedurften medizinischer Hilfe, wie das Rote Kreuz über Twitter
meldete.
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UMWELT/7794: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Landwirtschaft bedroht Wiesen und Weiden

Umweltschützer sehen Wiesen und Weiden in Gefahr. Für knapp zwei
Drittel der 863 in Deutschland vorkommenden Lebensraum-Arten besteht
eine angespannte Gefährdungslage. Nicht ganz schuldlos daran ist die
Landwirtschaft, die immer intensiver wird. Am deutlichsten hat sich
die Lage beim Gründland verschlechtert. Aber auch Streuobstwiesen
stehen vermehrt unter Druck.

6. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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WIRTSCHAFT/7799: Märkte und Finanzen - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Ursachen privater Überschuldung in Deutschland

Das Statistische Bundesamt hat anläßlich der laufenden "Aktionswoche
Schuldnerberatung" aufgelistet, warum die fast sieben Millionen
Deutschen, die als Privatpersonen überschuldet sind, ihre
Zahlungsfähigkeit verloren haben. 21 Prozent der Personen, welche
2017 eine von 528 Schuldnerberatungsstellen in Anspruch nahmen, haben
sich aufgrund von Arbeitslosigkeit hoch verschuldet. Bei 15 Prozent
waren es gesundheitliche Probleme. 13 Prozent haben die Trennung von
einem Partner etwa durch Scheidung oder Tod finanziell nicht
verkraftet. Zwölf Prozent konnten ihren Konsum nicht ihrem Einkommen
anpassen. Acht Prozent scheiterten als Selbständige. In sieben
Prozent der Fälle war die Ursache zu hoher Schulden ein über längere
Zeit gehendes Niedrigeinkommen.

6. Juni 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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WISSENSCHAFT/7817: Aus Forschung und Technik - 06.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Selbstfahrende Fahrzeuge für die Mobilität der Senioren

Die Autohersteller haben die Senioren für sich entdeckt. Obgleich die
älteren Semester jedes Jahr rund eine Million Neuwagen kaufen - jeder
dritte Neuwagenkäufer ist in Deutschland über 60 Jahre alt -, gelten
sie als Gefahr für den Straßenverkehr. Grund: Nachlassende Sehkraft,
Konzentration, Reaktionsgeschwindigkeit und -sicherheit. Zwar sind es
vor allem Jüngere, die einen schweren Verkehrsunfall haben, aber wenn
Senioren über 75 Jahren in Verkehrsunfälle verwickelt sind, dann
tragen sie bei drei von vier Fällen daran die Schuld. Hier will die
Autoindustrie mit selbstfahrenden Fahrzeugen künftig einen Ausweg
anbieten. Mit ihnen soll auch im fortgeschrittenen Alter der Genuß
von individueller Mobilität möglich sein. Gleiches könnte auch für
Kinder oder Blinde gelten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/298: ALMA und VLT finden zu viele massereiche Sterne in Starburst-Galaxien nah und fern (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - 04.06.2018

ALMA und VLT finden zu viele massereiche Sterne in Starburst-Galaxien
nah und fern



Pressemitteilung der Europäischen Südsternwarte (Garching) - Astronomen
haben mit ALMA und dem VLT herausgefunden, dass sowohl Starburstgalaxien
im frühen Universum als auch eine Sternentstehungsregion in einer nahen
Galaxie einen viel höheren Anteil an massereichen Sternen enthalten als
ruhigere Galaxien. Diese Erkenntnisse stellen aktuelle Vorstellungen über
die Entwicklung von Galaxien in Frage und verändern unser Verständnis der
kosmischen Sternentstehungsgeschichte und der Bildung der chemischen
Elemente.




[image: Illustration: © ESO/M. Kornmesser]

Künstlerische Darstellung einer Starburstgalaxie.

Illustration: © ESO/M. Kornmesser



Ein Team von Wissenschaftlern unter der Leitung des Astronomen Zhi-Yu
Zhang von der Universität Edinburgh hat mit dem Atacama Large
Millimeter/Submillimeter Array (ALMA) den Anteil der massereichen Sterne
in vier entfernten gasreichen Starburstgalaxien untersucht [1]. Wir sehen
diese Galaxien heute so, wie sie zu einer Zeit waren, als das Universum
sehr viel jünger war. Es ist daher unwahrscheinlich, dass die Junggalaxien
bereits mehrere vorhergehende Episoden der Sternentstehung durchgemacht
haben, die die Resultate beeinflussen könnten.

Zhang und sein Team entwickelten eine neue Technik - analog zur
Radiokarbonmethode (auch bekannt als C-14 Datierung) - um die Häufigkeit
verschiedener Arten von Kohlenstoffmonoxid in den vier sehr weit
entfernten, staubumhüllten Starburstgalaxien zu messen [2]. Sie
beobachteten das Verhältnis von zwei Arten von Kohlenstoffmonoxid mit
unterschiedlichen Isotopen [3].

"Kohlenstoff- und Sauerstoffisotope haben eine unterschiedliche Herkunft",
erklärt Zhang. "18O wird vermehrt in massereichen Sternen und 13C mehr in
Sternen mit geringer bis mittlerer Masse produziert." Dank der neuen
Technik konnte das Team durch den Staub in diesen Galaxien blicken und zum
ersten Mal die Massen ihrer Sterne beurteilen.

Die Masse eines Sterns ist der wichtigste Faktor für seine Entwicklung.
Massereiche Sterne leuchten hell und haben ein kurzes Leben, während
weniger massereiche Sterne wie die Sonne Milliarden von Jahren leuchten,
dafür aber weniger hell. Die Kenntnis der Anzahlverhältnisse von Sternen
unterschiedlicher Massen, die in Galaxien gebildet werden, untermauert
daher das Verständnis der Astronomen für die Entstehung und Entwicklung
von Galaxien in der Geschichte des Universums. Folglich gibt sie uns
entscheidende Erkenntnisse über die chemischen Elemente, die zur Bildung
neuer Sterne und Planeten zur Verfügung stehen, und letztlich über die
Anzahl der Schwarzen Löcher, die sich zu den supermassereichen Schwarzen
Löchern vereinigen könnten, die wir in den Zentren vieler Galaxien sehen.

Ko-Autorin Donatella Romano vom INAF-Osservatorio di astrofisica e scienza
dello spazio di Bologna erklärt, was das Team gefunden hat: "Das
Verhältnis von 18O zu 13C war in diesen Starburst-Galaxien im frühen
Universum etwa 10 mal höher als in Galaxien wie der Milchstraße, was
bedeutet, dass es einen viel höheren Anteil an massereichen Sternen in
diesen Starburst-Galaxien gibt."

Der ALMA-Fund wird durch eine weitere Entdeckung im lokalen Universum
bestätigt: Ein Team um Fabian Schneider von der University of Oxford in
Großbritannien führte mit dem Very Large Telescope der ESO
spektroskopische Messungen von 800 Sternen in der riesigen
Sternentstehungsregion 30 Doradus in der Großen Magellanschen Wolke durch,
um die Gesamtverteilung von Sternalter und Anfangsmassen zu untersuchen
[4].

Schneider erklärte: "Wir fanden rund 30% mehr Sterne mit mehr als 30 mal
so viel Masse wie die Sonne und etwa 70% mehr als erwartet über 60
Sonnenmassen. Unsere Ergebnisse stellen die vorhergesagte Grenze von 150
Sonnenmassen für die maximale Geburtsmasse von Sternen in Frage und legen
sogar nahe, dass Sterne Geburtsmassen von bis zu 300 Sonnenmassen haben
könnten!"

Rob Ivison, Ko-Autor des neuen ALMA-Artikel, schließt: "Unsere
Erkenntnisse führen uns dazu, unser Verständnis der kosmischen Geschichte
in Frage zu stellen. Astronomen, die Modelle des Universums entwickeln,
müssen nun wieder zum Grundkonzept zurückkehren und noch mehr Detail
hineinstecken."


Endnoten

[1] Starburstgalaxien sind Galaxien, die eine Episode sehr intensiver
Sternentstehung durchlaufen. Die Rate, mit der sie neue Sterne bilden,
kann mehr als 100 mal stärker sein als in unserer eigenen Galaxie, der
Milchstraße. Massereiche Sterne in diesen Galaxien erzeugen ionisierende
Strahlung, starke Sternwinde und Supernovaexplosionen, die die dynamische
und chemische Entwicklung des sie umgebenden Mediums maßgeblich
beeinflussen. Die Untersuchung der Massenverteilung von Sternen in diesen
Galaxien kann uns mehr über ihre eigene Entwicklung und auch über die
Entwicklung des Universums im Allgemeinen sagen.

[2] Die Radiokarbonmethode wird zur Bestimmung des Alters eines Objekts
verwendet, das organisches Material enthält. Durch die Messung der Menge
von 14C, einem radioaktiven Isotop, dessen Häufigkeit im Lauf der Zeit
kontinuierlich abnimmt, kann man berechnen, wann das Tier oder die Pflanze
gestorben ist. Die in der ALMA-Studie verwendeten Isotope, 13C und 18O,
sind stabil und ihre Häufigkeiten nehmen während der Lebensdauer einer
Galaxie kontinuierlich zu, da sie durch thermische Kernfusionsreaktionen
innerhalb von Sternen synthetisiert werden.

[3] Diese verschiedenen Formen des Moleküls werden Isotopologe genannt und
unterscheiden sich in der Anzahl der Neutronen, die die Atome enthalten,
aus denen sie bestehen. Die in dieser Studie verwendeten
Kohlenstoffmonoxidmoleküle sind ein Beispiel für solch eine molekulare
Spezies, denn ein stabiles Kohlenstoffisotop kann entweder 12 oder 13
Nukleonen in seinem Kern haben, während ein stabiles Sauerstoffisotop
entweder 16, 17 oder 18 Nukleonen enthalten kann.

[4] Schneider et al. machten spektroskopische Beobachtungen einzelner
Sterne in 30 Doradus, einer Sternentstehungsregion in der nahegelegenen
Großen Magellanschen Wolke, mit dem Fibre Large Array Multi Element
Spectrograph (FLAMES) am Very Large Telescope (VLT). Diese Studie war eine
der ersten, die detailliert genug durchgeführt wurde, um zu zeigen, dass
das Universum in der Lage ist, Sternenetstehugnsregionen mit anderen
Massenverteilungen als in der Milchstraße zu produzieren.

Zusatzinformationen

Der Fachartikel "Stellar populations dominated by massive stars in dusty
starburst galaxies across cosmic time" mit den ALMA-Resultaten erscheint
am 4. Juni 2018 in Nature, der VLT-Artikel "An excess of massive stars in
the local 30 Doradus starburst" ist bereits am 5. Januar 2018 in Science
veröffentlicht worden.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso1817/ 

- Webversion der Preseemitteilung mit weiteren Bildern und Videos

https://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso1817/eso1817a.pdf

 - Artikel Zhang et al.

https://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso1817/eso1817b.pdf

 - Artikel Schneider et al.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, ESO Science Outreach Network, 04.06.2018 

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





MELDUNG/783: Umfassender Überblicksbeitrag zur Neutronentomographie erschienen (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 05.06.2018

Neutronentomographie: 

Einblick ins Innere von Zähnen, Wurzelballen, Batterien und
Brennstoffzellen 



Einen umfassenden Überblicksbeitrag über bildgebende Verfahren mit
Neutronen hat ein Team am Helmholtz-Zentrum Berlin (HZB) und der
Europäischen Spallationsquelle ESS im renommierten Fachjournal Materials
Today (Impaktfaktor 21,6) publiziert. Die Autoren berichten über die
neuesten Entwicklungen in der Neutronentomographie. An Beispielen zeigen
sie die Einsatzmöglichkeiten dieser zerstörungsfreien Methode auf.
Neutronentomographien haben Durchbrüche in der Zahnmedizin,
Kunstgeschichte, Pflanzenphysiologie, Paläobiologie, Batterieforschung
oder Werkstoffanalyse ermöglicht.

Neutronen dringen tief ins Innere der Probe ein, ohne sie dabei zu
zerstören. Darüber hinaus unterscheiden Neutronen auch leichte Elemente
wie Wasserstoff, Lithium oder Wasserstoff-haltige Substanzen voneinander.
Weil sie selbst ein magnetisches Moment besitzen, reagieren sie auf
kleinste magnetische Strukturen im Materialinnern. Dies macht Neutronen zu
einem vielseitigen und mächtigen Werkzeug für die Materialforschung. Aus
der Absorption der Neutronen in der Probe lassen sich 2D- oder
3D-Abbildungen errechnen, sogenannte Neutronentomographien. An der
Neutronenquelle des HZB, dem BER II, arbeitet ein weltweit renommiertes
Team um Dr. Nikolay Kardjilov und Dr. Ingo Manke daran, die Methoden der
Neutronentomographien stetig zu erweitern und zu verbessern.

In ihrem Übersichtsbeitrag beschreiben die Autoren die neuesten
Verbesserungen in der Neutronenbildgebung und stellen herausragende
Anwendungen vor. Verbesserungen in den letzten Jahren haben die räumliche
Auflösung bis in den Mikrometerbereich gesteigert. Das ist mehr als
zehnmal genauer als medizinische Röntgentomographien. Auch sind nun
raschere Aufnahmen möglich, was es auch erlaubt, Prozesse in Materialien
zu beobachten: Ein Beispiel sind die "in operando"-Messungen einer
Brennstoffzelle im laufenden Betrieb, die zeigen, wie genau sich Wasser in
der Brennstoffzelle verteilt. Dies liefert wichtige Hinweise für das
optimale Design der Zelle.

Die Einsatzmöglichkeiten reichen von der Beobachtung des
Lithium-Ionentransports in Batterien und Festigkeitsanalysen von
Industriekomponenten über Untersuchungen an Zähnen oder Knochen oder dem
Wurzelwerk von Pflanzen bis hin zur zerstörungsfreien Analyse von
historischen Objekten wie alten Schwertern und Ritterrüstungen, um
Hinweise auf Fertigungsmethoden früherer Zeiten zu erhalten.

"Die Neutronentomographie ist extrem vielseitig nutzbar. Wir arbeiten
daran, weitere Verbesserungen zu erreichen, und hoffen, dass diese stark
nachgefragte Methode künftig auch an modernen Spallationsquellen zur
Verfügung steht", sagt Nikolay Kardjilov.



Zur Publikation: Materials Today 2018: "Advances in neutron imaging",
Nikolay Kardjilov, Ingo Manke, Robin Woracek, André Hilger, John Banhart

DOI: 10.1016/j.mattod.2018.03.001

Weitere Informationen unter:

https://hzbblog.de/tag/tomographie 

Über die Forschung an historischen Ritterhelmen und Schwertern berichten
wir in unserem Campusblog.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1258: IT-Forscher warnen vor Identitätsdiebstahl über ehemalige E-Mail-Adressen (idw)


Fraunhofer-Institut für Kommunikation, Informationsverarbeitung und
Ergonomie FKIE - 05.06.2018

IT-Forscher warnen vor Identitätsdiebstahl über ehemalige E-Mail-Adressen 



Tatort: Internet, Verbrechen: Identitätsdiebstahl. Der beliebte
Schauspieler und Münsteraner Tatort-Kommissar Axel Prahl kennt diesen
Tatbestand - und zwar ganz real und aus der Perspektive des Opfers. Wie
aktuell bekannt wurde, hat ein Betrüger die digitale Identität des
Tatort-Stars gestohlen und kauft seitdem auf großem Fuß auf dessen Kosten
ein. Treffen kann dieses Szenario beinahe jeden E-Mail-Nutzer.
Wissenschaftler des Fraunhofer FKIE, der Rheinischen
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn und der Technischen Universität Graz
haben jetzt offengelegt, dass das Risiko, das insbesondere von abgelegten
und erneut vergebenen kostenlosen E-Mail-Adressen ausgeht, für Verbraucher
enorm groß ist.

Im Internet symbolisiert unsere E-Mail-Adresse unsere Identität. Mit ihr
authentifizieren wir uns in Onlineshops, Social-Media-Kanälen und bei
Webdiensten. Haben wir das Passwort vergessen, lassen wir uns dorthin ein
neues zusenden. Alles ganz einfach, aber bei weitem nicht risikofrei. Im
Gegenteil. Viele von uns sammeln im Laufe der Zeit zudem, privat wie
beruflich, eine ganze Reihe von E-Mail-Adressen und geben diese beizeiten
wieder zurück. Manchmal auch nicht ganz freiwillig, denn einige Anbieter
kostenloser E-Mail-Adressen, sog. FreeMail Provider, geben die bei ihnen
angemeldeten Adressen nach einem bestimmten Zeitraum ihrer Nichtnutzung
wieder frei und vergeben sie erneut. Je nachdem, wie lange der betreffende
Account zu diesem Zeitpunkt bereits brachliegt, bekommt der vorherige
Adressinhaber davon unter Umständen nicht einmal etwas mit.

Problematisch hierbei ist, dass genau diese Adressen Angreifern leichtes
Spiel bieten, um an sensible Daten ihrer Vorbesitzer, wie zum Beispiel
Bankdaten, zu gelangen und diese für kriminelle Machenschaften zu nutzen.
»Denn welcher Nutzer hat schon einen vollständigen Überblick darüber, mit
welchen Daten er über seine E-Mail-Adresse wo angemeldet ist? Und wer kann
somit schon lückenlos Sorge dafür tragen, dass auch jeder jemals auf die
abgelegte E-Mail-Adresse angemeldete Webdienst auf die neue Adresse
umgestellt oder gekündigt wird«, erläutert Matthias Wübbeling,
IT-Sicherheitsexperte und Wissenschaftler am Fraunhofer-Institut für
Kommunikation, Informationsverarbeitung und Ergonomie FKIE in Bonn. Dies
aber stelle eine Sicherheitslücke dar, die sich Angreifer zunutze machen.

Im Rahmen einer Sicherheitskonferenz Anfang Juli 2017 in Bonn sei er mit
Kollegen von der Technischen Universität Graz über dieses Thema ins
Gespräch gekommen, berichtet Wübbeling. Gemeinsam stellten die
Wissenschaftler fest, dass sie an thematisch verwandten Fragestellungen
forschen und dass eine Bündelung der Kräfte Aufschluss über die Reich- und
Tragweite des soeben diskutierten Problems geben könnte. Das so aus purem
Forscherinteresse heraus geborene Projekt wurde jetzt mit der
Veröffentlichung eines Berichts unter dem Titel »Use-After-FreeMail:
Generalizing the Use-After-Free Problem and Applying it to Email Services«
abgeschlossen. Dieser wird auf der 13. ACM Asia Conference on Computer &
Communications Security 2018, die vom 4. bis 8. Juni in Korea stattfindet,
vorgestellt.

Die Bezeichnung »Use-After-FreeMail« ist dabei ein Wortspiel, das sich die
Wissenschaftler zunutze machen. Denn der Begriff »Use-After-Free« stammt
eigentlich aus dem Programmierungsbereich. Auf das Szenario der FreeMails
übertragen steht es für die Problematik zu früh freigegebener
E-Mail-Adressen und sich daraus ergebender Sicherheitslücken und
Angriffsmöglichkeiten. Und die sind nach Erkenntnis der Forscher enorm
groß und bislang ungelöst: So ergab die Auswertung eines bereits
vorliegenden Datenbestands an FreeMail-Adressen, dass rund 33,5 Prozent
von ihnen nicht mehr gültig sind. Weit mehr als bestätigt wurde dieses
Ergebnis durch eine im Rahmen des Projekts durchgeführte Nutzerstudie, bei
der sogar rund 60 Prozent der Teilnehmer angaben, über eine E-Mail-Adresse
zu verfügen, die sie aktuell nicht mehr nutzen. Ein Testangriff auf diese
war in 18 Prozent der Fälle erfolgreich.

Diese und weitere Ergebnisse haben die Forscher den wichtigsten FreeMail
Providern mitgeteilt - zusammen mit Empfehlungen, wie sie ihre Kunden und
Kundendaten künftig besser schützen können. Eine wichtige und sehr
wirksame Möglichkeit lebt beispielsweise Google vor: Der Konzern vergibt 
E-Mail-Adressen grundsätzlich nur ein einziges Mal, anschließend sind sie
nie wieder erhältlich. Eine weitere effektive Schutzmaßnahme stellt die
Zwei-Faktor-Authentifizierung dar. Die ist zwar schon lange bekannt, wird
in der Praxis jedoch kaum angewandt. Sicherheitsexperte Wübbeling:
»Letztlich ist das 'Use-After-FreeMail'-Szenario nur eines von vielen. Es
lässt sich auf etliche andere Bereiche, wie beispielsweise auf abgelegte
Mobilfunknummern oder Kfz-Kennzeichen, übertragen. Angriffe kommen auch
hier vor. Für die Einführung geeigneter Schutzmaßnahmen besteht daher
dringender Handlungsbedarf.«




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1552
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MELDUNG/209: Tauchen ohne Motor (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 05.06.2018

Tauchen ohne Motor



Wissenschaftler entwickelten ein komplett im 3D-Druck hergestelltes
Mini-U-Boot mit Paddeln. Es kommt ohne Motor, Treibstoff und Strom aus.

Forschende der ETH Zürich unter der Leitung von ETH-Professorin Kristina
Shea haben mit Kollegen am Caltech in Pasadena, Kalifornien, ein neues
Antriebskonzept für Tauchroboter entwickelt. Der Antrieb nutzt
Temperaturschwankungen im Wasser und kommt ohne Motor und ohne
Treibstoff- und Stromversorgung aus.

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie entwickelten die Wissenschaftler ein
mit Paddeln ausgestattetes, 7,5 Zentimeter langes Mini-U-Boot, das sie
vollständig auf einem 3D-Drucker herstellten. Die Forschenden berichten
darüber in der Fachzeitschrift PNAS [1].

Bewegt werden die Paddel durch ein Antriebselement, dessen Kernstück zwei
Streifen aus einem Kunststoff mit Formgedächtnis sind und das von
ETH-Professorin Shea und ihrem Doktoranden Tim Chen entwickelt worden ist.
Die Kunststoffstreifen dienen dem Boot als «Muskeln». Sie sind so
beschaffen, dass sie sich in warmem Wasser ausdehnen. Wird das Wasser, in
dem das Mini-U-Boot schwimmt, erwärmt, führt das Ausdehnen der «Muskeln»
dazu, dass ein Hubelement rasch umklappt und so einen Paddelschlag auslöst.
Die Bewegung, Stärke und das Timing des Paddelschlags sind durch die 
U-Boot-Konstruktion genau definiert.

Vehikel mit mehreren Antriebselementen

Derzeit sind die Minivehikel so beschaffen, dass jedes Hubelement einen
Paddelschlag ausführen kann und danach wieder von Hand zurückgesetzt
werden muss. Wie die Wissenschaftler betonen, ist es jedoch möglich,
komplexe Unterwasserroboter mit vielen Antriebselementen zu bauen. So
haben die Wissenschaftler bereits ein Mini-U-Boot konstruiert, das mit
einem Schlag vorwärtspaddelt, eine Münze absetzt und sich schliesslich mit
einem zweiten Paddelschlag in Gegenrichtung an den Ausgangspunkt
zurückzieht. Über die Dimensionen der Kunststoffmuskeln definierten die
Wissenschaftler, in welcher Reihenfolge die Paddelschläge ausgelöst
werden: Dünne Kunststoffstreifen erwärmen sich in warmem Wasser schneller
und reagieren daher auch schneller als dickere.

Zu denkbaren Weiterentwicklungen gehört der Einsatz von Kunststoffen, die
nicht auf die Wassertemperatur, sondern auf andere Umwelteinflüsse wie zum
Beispiel den Säuregrad oder den Salzgehalt des Wassers reagieren.
«Das Zentrale unserer Arbeit ist, dass wir eine neue und vielversprechende
Antriebsart entwickelt haben, die vollständig 3D-gedruckt ist und ohne
externe Stromquelle auskommt», sagt ETH-Professorin Shea. Eine mögliche
spätere Anwendung wäre ein stromsparendes Vehikel zur Meereserkundung.


Literaturhinweise

[1] Chen T, Bilal OR, Shea K, Daraio C: Harnessing bistability for
directional propulsion of soft, untethered robots, PNAS, 15. Mai 2018, doi:
10.1073/pnas.1800386115 

http://dx.doi.org/10.1073/pnas.1800386115

Chen T, Shea K: An Autonomous Programmable Actuator and Shape
Reconfigurable Structures Using Bistability and Shape Memory Polymers, 3D
Printing and Additive Manufacturing, 24. Mai 2018, doi:
10.1089/3dp.2017.0118 

http://dx.doi.org/10.1089/3dp.2017.0118

Weitere Informationen unter:

https://www.youtube.com/watch?v=HpQgY36XT3Y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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RAUMFAHRT/992: Alexander Gerst ist zum zweiten Mal erfolgreich auf dem Weg zur ISS (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 6. Juni 2018

Horizons-Mission zur Internationalen Raumstation

Alexander Gerst ist zum zweiten Mal erfolgreich auf dem Weg zur ISS



Am 18. Mai 2016 hatte die Europäische Weltraumorganisation ESA bekannt
gegeben, dass der deutsche ESA-Astronaut Alexander Gerst nach seiner
erfolgreichen Blue-Dot-Mission aus dem Jahre 2014 einen zweiten Raumflug
absolvieren wird. Vor einem guten Jahr, am 29. Mai 2017, hat Alexander
Gerst seine neue Mission "horizons" dann selbst vorgestellt. Heute, am 6.
Juni 2018, ist der 42-jährige Geophysiker gemeinsam mit seinen 
Crew-Kollegen, der NASA-Astronautin Serena Maria Aunon-Chancellor, und dem
russischen Kosmonauten Sergei Prokopyev, planmäßig um 13.12.41 Uhr
Mitteleuropäischer Sommerzeit (MESZ, 17.12.41 Uhr Ortszeit) an Bord des
Sojus-Raumschiffs MS-09 vom russischen Kosmodrom in Baikonur (Kasachstan)
zur Internationalen Raumstation gestartet.

"Deutschland ist seit 40 Jahren ein fester Bestandteil der internationalen
astronautischen Raumfahrt. Seit der Mission Sojus 31 mit Sigmund Jähn haben
zehn weitere deutsche Kosmonauten und Astronauten im Auftrag der
Wissenschaft hunderte von Experimenten in der Erdumlaufbahn durchgeführt",
betont Prof. Pascale Ehrenfreund, Vorstandsvorsitzende des DLR. "Egal ob
Forschung und Entwicklung oder Raumfahrtmanagement - das DLR steht mit
technologischen Kompetenz und wissenschaftlichen Exzellenz sowie seinen
internationalen Partnern für die gemeinsame erfolgreiche Arbeit auf der
Internationalen Raumstation - die mit Alexander Gerst auf der 
Horizons-Mission die Arbeit der vergangenen 40 Jahre fortführt."

Für Gerst ist es der zweite Langzeitaufenthalt auf der ISS - bis zum 13.
Dezember 2018 soll der Deutsche als Missionsspezialist im größten
Forschungslabor außerhalb der Erde in 400 Kilometern Höhe leben und
arbeiten. Der gebürtige Baden-Württemberger - Gerst stammt aus dem
hohenlohischen Künzelsau - soll insgesamt 67 europäische Experimente
absolvieren, davon stammen 41 aus Deutschland. Ab Oktober soll Alexander
Gerst auch als erster Deutscher Kommandant der ISS sein. Der ESA-Astronaut
gehört zu den ISS-Expeditionen 56 und 57. Das Deutsche Zentrum für Luft-
und Raumfahrt (DLR) ist für die Auswahl und Koordination der deutschen
Experimente und der deutschen Beiträge zur ISS verantwortlich.

Alexander Gerst, Serena Aunon und Sergei Prokopjew haben die letzten Tage
vor ihrem Raumflug in der Kosmonauten-Unterkunft am Kosmodrom in Baikonur
verbracht. Sie haben eine ganze Reihe von Zeremonien und Ritualen
durchlaufen, wie die Vorbesichtigung "ihrer" Sojus-Kapsel und die Segnung
der Rakete, den Besuch des Stadtmuseums in Baikonur und des 
Cosmodrom-Museums inklusive des Hauses des russischen Kosmonauten Juri Gagarin, der
1961 als erster Mensch ins All flog. Serena Aunon und Sergei Prokopjew
haben zudem an der Allee der Kosmonauten jeweils einen Baum gepflanzt, für
beide ist es der erste Flug ins All. Alle drei Astronauten haben auf der
Tür zum Zimmer von Gagarin unterschrieben und am Abend vor dem Start
traditionell der sogenannten State Kommission mit Vertretern von Roskosmos,
NASA, ESA und DLR Bericht erstattet und sich persönlich von ihren Familien
verabschiedet. Ein gemeinsamer Friseurbesuch stand ebenso auf dem Programm
wie das Anziehen der Sokol Start-Anzüge und Abfahrt von Gebäude 254 rund
drei Stunden vor dem Start. Etwa zwei Stunden vor dem Start nahmen Gerst,
Aunon und Prokopjew ihre Plätze in der Sojus-Rakete ein, die dann vom
Launchpad, auf dem auch Juri Gagarin bei seiner Mission 1961 gestartet war,
pünktlich abhob.

Prokopjew ist ausgebildeter Pilot und Kommandant des Sojus-Raumschiffs, das
nun auf dem Weg zur ISS ist und die Raumstation nach 48 Stunden am 8. Juni
um 15.07 Uhr MESZ erreichen soll. "Das Sojusraumschiff braucht diesmal zwei
Tage, oder 34 Orbits, weil die Unterschiede in Bahnebene und Phasenwinkel
zur ISS für einen 4-Orbit Transfer zu groß ist. Deshalb benötigt die Sojus
für die ganzen Bahnänderungsmanöver mehr als vier Orbits (oder sechs
Stunden), um diesen Abstand aufzuholen", erläutert Volker Schmid, 
horizons-Missionsleiter im DLR, den längeren Flug. Um 16.50 Uhr MESZ soll sich am 8.
Juni die Luke zwischen Sojus-Kapsel und Raumstation öffnen und die Crew
kann in die ISS einschweben.


Den vollständigen Artikel mit Bildern finden Sie hier:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-28171/year-all/#/gallery/30798
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Pressemitteilung vom 06.06.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln
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BILDUNG/896: Bundesbericht Forschung und Innovation - Verpasste Chancen für sozial-ökologische Innovationen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juni 2018

Bundesbericht: Verpasste Chancen für sozial-ökologische Innovationen



Zur Verabschiedung des Bundesberichts Forschung und Innovation durch das Bundeskabinett erklären Kai Gehring, Sprecher für Forschung, Wissenschaft und Hochschule, und Dr. Anna Christmann, Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik:

Trotz blumiger Worte im aktuellen Forschungs- und Innovationsbericht setzt die neue alte GroKo weiter auf die bekannte, zukunftsvergessene Politik. Statt jetzt ordentlich in die Zukunftsthemen Bildung, Forschung und Digitalisierung zu investieren, wartet man auch Monate nach der Regierungsbildung auf neue Ideen.

Die Bundesregierung scheint nicht willens zu sein, dass sich selbst gesteckte 3,5-Prozent-Ziel für Forschung und Entwicklung bis 2025 zu erreichen. Denn nach ihrer eigenen Finanzplanung soll der Etat des BMBF bis 2021 unter den Wert von 2018 fallen. So wird Deutschland nicht in die weltweite Innovationsspitze aufschließen.

Die großen Herausforderungen unserer Zeit - vom Klimaschutz über knapper werdende Ressourcen bis zum Artensterben - verlangen entschlossene Antworten. Statt eines Bauchladens an Einzelprogrammen brauchen wir eine kohärente Forschungsoffensive für sozial-ökologische Erneuerung, die Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft umfasst und einbezieht.

Sorgen bereitet die Hochschulfinanzierung. Bundeskanzlerin Merkel hat bereits klargestellt, dass die Stärkung der Universitäten und Fachhochschulen für sie keine Priorität mehr hat. Es wäre fahrlässig, die Hochschulen als Herzkammern unseres Wissenschaftssystems zu vernachlässigen. Oberstes Ziel muss sein, die Grundfinanzierung der Hochschulen zu verbessern. Der Bund-Länder-Hochschulpakt muss darum nicht nur verstetigt, sondern verlässlich aufgestockt werden.

Der Mittelstand ist entscheidend für den Wohlstand unseres Landes - und gerade für den Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse in die Anwendung sind innovationsaktive kleine und mittelständige Unternehmen dringend notwendig. Doch gehen dort die Forschungs- und Innovationsaktivitäten seit Jahren kontinuierlich zurück. Dem schaut die Bundesregierung tatenlos zu.

Auch gilt: Wir müssen Innovationspolitik dringend europäisch denken. In einem zunehmenden globalen Wettbewerb wird nur ein innovationsstarkes Europa mit den USA und China mithalten und international Standards für Nachhaltigkeit und Datenschutz setzen können. Gerade für Bereiche wie Sprunginnovationen und Künstliche Intelligenz werden wir mit nationalen Antworten wenig erreichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3099: Statement von K. Göring-Eckardt zu BAMF, Europa/Klimaschutz und Wohnen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Juni 2018

Statement von Katrin Göring-Eckardt zu den Themen BAMF, Europa/Klimaschutz und Wohnen

 
BAMF

Dass die FDP ausgerechnet in dem Augenblick, wo sich Herr Gauland als Geschichtsrevisionist betätigt und sich in die Tradition der Nazis stellt, auf Stimmen der AfD spekuliert und auch nichts anderes will, als die AfD - nämlich die Flüchtlingspolitik als Ganzes infrage zu stellen - ist bloßer Populismus.

Politisch kommt es jetzt darauf an, aufzuklären, sehr schnell Veränderungen herbeizuführen. Diese Behörde muss wieder anständig, ordentlich, vertrauensvoll arbeiten können. Dazu braucht sie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die es können. Dazu braucht sie natürlich andere Strukturen. Dafür wollen wir sorgen. Deswegen wollen wir jetzt aufklären. Deswegen haben wir im Innenausschuss Fragen gestellt und Antworten bekommen, deswegen haben wir jetzt weitere Fragen auf den Tisch gelegt. Und AfD und FDP, wenn sie wirklich wollen, dass sich etwas ändert, sollen sie sich gefälligst an der Arbeit im Innenausschuss beteiligen und nicht nur Überschriften produzieren und Aufträge für Untersuchungsausschüsse, die so mit Sicherheit nicht kommen werden.

Ich will auch sagen: Wenn die Bundesregierung anfängt, zu mauern, wenn wir an Unterlagen nicht herankommen sollten, dann sind wir natürlich bereit, einen Untersuchungsausschuss zu machen.

Man kann über die Flüchtlingspolitik als Ganzes reden. Das beginnt mit den Fluchtursachen, mit dem arabischen Frühling von 2011 und mit dem IS. Da war der Vizekanzler und Außenminister Mitglied der FDP. Deswegen ist es besonders ironisch, dass die FDP erst ab 2014 aufklären will, als sie nicht mehr Mitglied der Regierung war.

Ja, darüber muss man reden. Aber dann bitte öffentlich, in öffentlicher Debatte und nicht in einem Untersuchungsausschuss. Das ist der falsche Weg. Wenn wir ihn brauchen, dann werden wir ihn machen. Jetzt wollen wir Aufklärung, und jetzt wollen wir, dass politisch darüber diskutiert wird, wie die Flüchtlingspolitik in diesem Land funktioniert.

Bayerischer Asylplan

Wer will, dass etwas funktioniert, der macht jetzt nicht eine bayerische, eigene Abschiebepolitik, der macht nicht eine eigene bayerische Ankerzentren-Politik. Sondern ich gehe mal davon aus, dass auch in Bayern Bundesrecht nach wie vor gilt. Wenn er etwas will, was der Flüchtlingspolitik, was der Integration hilft, dann muss er das tun, was ein Land tun muss, nämlich dafür sorgen, dass in seinem Land die Integration gut funktioniert. Die Arbeitgeber warten darauf, dass die Fachkräfte da sind, dass die Leute in Arbeit kommen. Ich selber bin in der letzten Woche in Bayern unterwegs gewesen in Regensburg in einem Aufnahmezentrum. Da kann man nur sagen, die Leute sind schon mit zehn Monaten viel zu lange dort und brauchen endlich Arbeit, müssen endlich Anschluss an die Gesellschaft bekommen. Das könnte Herr Söder tun, und dann würde er auch tatsächlich etwas machen, was der Gesellschaft dient und was im Übrigen auch Bayern dient, und nicht nur populistische Überschriften produzieren.

Europa/Klimaschutz

Die Bundeskanzlerin hat sich in dieser Woche ja zu Europa geäußert. 250 Tage hat es gedauert, dann fing die Antwort auf Herrn Macron an. Wenn man sich anschaut, wie sie versucht, über Investition zu reden, dann kann man auch nur sagen, das ist ein Anfang. Mehr ist es nicht. Nicht geredet wird wiederum über die Frage des Klimaschutzes, über die Frage einer Landwirtschaft der Zukunft, einer ökologischen Landwirtschaft. Europa gibt das meiste Geld aus in die Förderung der Landwirtschaft. Aber dieses Geld fließt in die Betriebsgrößen, und es fließt eben nicht in den Artenschutz, in den Naturschutz, in den Klimaschutz, in eine Landwirtschaft, die zukunftsfähig ist. Da werden Bodenspekulanten belohnt, statt dass man dafür sorgt, dass diejenigen, die sich um diese Fragen des Klima- und Artenschutzes kümmern, auch tatsächlich die Chance haben, von ihrer Arbeit zu leben. Die tun etwas für die Gesellschaft, die tun etwas für den Klimaschutz, und die tun etwas für die große Existenzfrage der Menschheit. Denn darum geht es und um nicht weniger.

Kohlekommission

Dass wir ein Schweigekartell, was die ökologische Frage angeht, haben, kann man jetzt auch wieder sehen bei der Kohlekommission, die eingesetzt werden soll. Ich finde es sehr bedauerlich, wenn das Parlament nicht als Ganzes beteiligt wird, sondern nur die Koalition mit sich selber spricht. Man muss auch alle daran beteiligen, nur dann wird man auch einen gesellschaftlichen Konsens darüber herstellen können. Ein erstes zentrales Signal wäre es, wenn klar wäre: Es gibt keine weiteren neuen Braunkohle-Tagebaue in der Bundesrepublik.

Wohnen

Wenn ich mir anschaue, was die Koalition da macht, kann ich nur sagen, das ist weniger als ein Tropfen auf den heißen Stein. Ich kann nicht verstehen, wieso man auf der einen Seite mit einem riesigen Baukindergeld versucht, eine bestimmte Gruppe zu fördern, statt denen damit zu helfen, dass einfach die Maklergebühren gedeckelt werden. Dafür müsste man kein Geld ausgeben.

Was wir brauchen, sind Investitionen in den sozialen Wohnungsbau. Wir können nicht heute die teuren Mietwohnungen von morgen finanzieren. Wenn heute Geld fließt in den sozialen Wohnungsbau, dann muss es erstens mehr sein und zweitens muss klar sein: das bleiben auch Wohnungen, die sozial gebunden sind. Das sagen wir mit unserer Wohngemeinnützigkeit. Genau darum geht es. Wer heute Förderung bekommt für Mietwohnungsbau, dann muss auch klar sein, das bleiben günstige Wohnungen, und die werden nicht hinterher wieder dem freien Markt zugeführt.
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BILDUNG/996: Unser Mann im All - Alexander Gerst


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2018

Unser Mann im All

Alexander Gerst ist glänzender Botschafter für Luft- und Raumfahrt



Am heutigen Mittwoch ist der deutsche Astronaut Alexander Gerst vom
Weltraumbahnhof Baikonur in Kasachstan zur Raumstation ISS gestartet.
Hierzu erklärt der Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Carsten Linnemann:

"Schon lange nicht mehr haben wir bei einem Raumfahrt-Ereignis so
mitgefiebert wie heute. Das hat natürlich etwas damit zu tun, dass
Deutschland mit Alexander Gerst erstmals den Kommandanten der
internationalen Raumstation ISS stellt. Vor allem aber liegt das an
der Persönlichkeit von Alexander Gerst. Denn unser Mann im All ist
eine echte Identifikationsfigur. Er kommt nicht als abgehobener
Fachmann daher, sondern als bodenständiger Typ. Damit ist er ein
glänzender Botschafter für die Faszination von Luft- und Raumfahrt.

Gerade gegenüber Jugendlichen weckt Gerst Begeisterung für
Wissenschaft und Technik. Seinen Beitrag zur Förderung des
technisch-naturwissenschaftlichen Nachwuchses in unserem Land kann
man gar nicht hoch genug einschätzen. All das hat Alexander Gerst
schon jetzt erreicht - noch bevor er seine neue Mission in der ISS
überhaupt begonnen hat. Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
wünscht ihm für seine großartige und spannende Mission alles Gute."
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RECHT/853: Abmahnkosten bei Datenschutzverstößen aussetzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Juni 2018

Abmahnkosten bei Datenschutzverstößen aussetzen

Abmahnmissbrauch aufgrund der Datenschutzgrundverordnung muss
kurzfristig unterbunden werden



Unseriöse Verbände und Kanzleien sprechen bereits Abmahnungen
aufgrund von Verstößen gegen die Datenschutzgrundverordnung aus. Dazu
erklärt die rechts- und verbraucherschutzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Derzeit besteht die Gefahr, dass unseriöse Kanzleien und
Abmahnvereine die Datenschutzgrundverordnung gezielt ausnutzen. Bei
der Umstellung auf die Erfordernisse des neuen Datenschutzrechts sind
für kleine und mittlere Unternehmen ohne Rechtsabteilung oder Vereine
ungewollte Regelverstöße nicht immer auszuschließen. Dies darf nicht
für eine teure Abmahnwelle missbraucht werden. Dem wollen wir rasch
einen Riegel vorschieben. Durch eine kurzfristige gesetzliche
Regelung kann die Kostenerstattung für Abmahnungen für Verstöße gegen
die Datenschutzgrundverordnung für eine Übergangszeitraum von zum
Beispiel einem Jahr ausgeschlossen werden. Dadurch entfällt der
wirtschaftliche Anreiz für Abmahnvereine und -kanzleien und die
Unternehmen haben Zeit, neuen Anforderungen durch die
Datenschutzgrundverordnung umzusetzen, ohne sofort mit Abmahngebühren
belastet zu werden."


Hintergrund:

Maßgeblicher Grund für missbräuchliche Abmahnungen, die nicht auf das
Abstellen einer real belastenden Vorgehensweise eines Wettbewerbers
abzielen, sind die möglichen Einnahmen aus Kostenerstattung und
Vertragsstrafen. Dieser Anreiz sollte aufgehoben werden, indem der
Ersatz der Aufwendungen einer Abmahnung nach § 12 Absatz 1 Satz
2 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) und die
Verhängung von Vertragsstrafen für Verstöße gegen Bestimmungen der
DSGVO unter bestimmten Voraussetzungen vorläufig ausgeschlossen
werden. Die Wirkung wäre ähnlich der aussetzenden Regelung in
Österreich, die in der aktuellen Diskussion vielfach als Beispiel für
eine Regelung in Deutschland genannt wird.

Vorbild hierfür könnte die i.R.d. Novellierung des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) eingeführte Vorschrift des § 32e
GWB sein. Hiernach ist für die Dauer von vier Monaten nach Abschluss
einer Sektoruntersuchung, bei der das Bundeskartellamt die Strukturen
und Wettbewerbsbedingungen in bestimmten Wirtschaftszweigen
untersucht, zwar eine Abmahnung eines Unternehmens dieses Sektors
möglich, aber nicht die Geltendmachung von Aufwendungsersatz durch
den Abmahnenden. Auch hier ist der Zweck der Regelung, gezielte
Geschäftsmodelle zu verhindern. Gegenüber einem Ausschluss von
Abmahnungen aufgrund der DSGVO hätte dies den Vorteil, dass
Unternehmen und Gewerbetreibende auf die Einhaltung der neuen
datenschutzrechtlichen Vorschriften hingewiesen und Unterlassung
verlangt werden kann, bei - oftmals unbeabsichtigten/unbewussten -
Verstößen aber nicht das hohe und vielfach unangemessene Kostenrisiko
einer Abmahnung tragen müssen.
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RECHT/852: Schutz von Kindern ist ein wichtiges Anliegen der Union


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Juni 2018

Schutz von Kindern ist ein wichtiges Anliegen der Union

Strafverschärfungen sind notwendig



Die Deutsche Kinderhilfe hat am heutigen Dienstag gemeinsam mit
Holger Münch, Präsident des Bundeskriminalamtes, Johannes-Wilhelm
Rörig, Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen
Kindesmissbrauchs, und Professor Dr. Jörg M. Fegert, Ärztlicher
Direktor der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie
Ulm und Leiter des Kompetenzzentrums Kinderschutz in der Medizin, die
Zahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik 2017 zu kindlichen
Gewaltopfern vorgestellt. Hierzu erklärt die rechtspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker:

"Die Zahlen sind erschreckend - wenn auch trauriger Weise nicht
überraschend. Der Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen
Kindesmissbrauchs rennt daher mit seinen Forderungen zu einem
besseren Schutz von Kindern bei uns offene Türen ein. So kann es
nicht sein, dass etwa beim sogenannten Cybergrooming ein Täter nicht
zur Rechenschaft gezogen werden kann, weil er beim gezielten Kontakt
über das Internet statt eines Kindes versehentlich ein Elternteil
oder einen Polizeibeamten erreicht. Auch ist nicht nachvollziehbar,
dass der Besitzer von Kinderpornografie geringer bestraft wird als
beispielsweise ein Ladendieb. Die Union fordert daher seit Jahren die
Erhöhung des Strafrahmens für den Besitz bzw. für die
Besitzverschaffung von kinderpornografischen Schriften und die
Einführung der Versuchsstrafbarkeit beim 'Cybergrooming', da uns der
Schutz von Kindern ein wichtiges Anliegen ist. Bisher scheiterte die
Umsetzung allerdings an unserem Koalitionspartner. Auf unseren Druck
wurde u.a. die Versuchsstrafbarkeit des 'Cybergroomings' in den
Koalitionsvertrag aufgenommen. Wir erwarten, dass die im
Koalitionsvertrag vereinbarten Punkte zum Schutz der Kinder schnell
umgesetzt werden."

Hintergrund:

Laut der Polizeilichen Kriminalstatistik wurden im vergangenen Jahr
143 Kinder getötet, über 70 Prozent davon waren jünger als sechs
Jahre. Die Zahlen zu Misshandlungen an Kindern stagnieren auf einem
hohen Niveau. Bei Taten der sexuellen Gewalt gem. §§ 176,
176a und 176b StGB verzeichnet die Statistik zwar einen Rückgang von
3,64 Prozent, es wurden aber noch immer 13.539 Kinder als Opfer
registriert. Die erfassten Fallzahlen des Besitzes und der
Verbreitung kinderpornografischen Materials stiegen im Vergleich zum
Vorjahr um 15,06 Prozent.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1734: Türkische Staatsbürger in Deutschland können ab morgen wählen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juni 2018

Es kommt auf jede Stimme an - Türkische Staatsbürger in Deutschland können ab morgen wählen



"Es ist wichtig, dass die fast 1,5 Millionen Stimmberechtigten in Deutschland mit der Überzeugung an die Urne gehen können, dass ihre Wahlzettel tatsächlich auch gezählt werden", erklärt Gökay Akbulut, Sprecherin für Migration und Integration der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die ab morgen mögliche Stimmabgabe türkischer Staatsbürger in Deutschland für die Parlaments- und Präsidentschaftswahlen in der Türkei. Akbulut weiter:

"Ich hoffe auf faire und friedliche Wahlen. Auch in Deutschland hat sich unter den türkeistämmigen Bürgerinnen und Bürgern in den letzten Jahren eine Stimmung der Einschüchterung breitgemacht. Viele trauen sich nicht mehr, ihre politische Haltung offen kundzutun, weil sie fürchten, dass sie dadurch Probleme für ihre Angehörigen in der Türkei verursachen könnten. Hinzu kommt, dass die türkische Regierung ein breites Netzwerk an Spitzeln und Agenten inmitten der Bundesrepublik installiert hat, die ungehindert Informationen über Oppositionelle sammeln und diese an die Regierungsbehörden in Ankara weiterleiten. Zu glauben, dass diese Praxis sich nicht auf das Wahlverhalten der Stimmberechtigten in Deutschland auswirkt, wäre naiv.

Der Wahlgang in der Türkei am 24. Juni wird unter den Bedingungen des Ausnahmezustands stattfinden. Zudem befindet sich mit Selahattin Demirtas eine der Schlüsselfiguren der Wahlen im Gefängnis. Falls seine Partei, die Demokratische Partei der Völker (HDP), es erneut schafft, die Zehn-Prozent-Hürde zu nehmen, wird es eng für die Regierung Erdogans. Die AKP wird deshalb wohl nichts unversucht lassen, um die HDP unter die Wahlhürde zu drücken. Selbst eine Manipulation der Wahlen ist nicht ausgeschlossen. Auch aus diesem Grund wird es bei diesen Wahlen auf jede abgegebene Stimme ankommen, auch in Deutschland."
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GESUNDHEIT/1021: Versichertenentlastungsgesetz - Luft nach oben bei Entlastung der Versicherten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juni 2018

Versichertenentlastungsgesetz - Luft nach oben bei Entlastung der Versicherten



"Wo immer man hinschaut, ist der Kabinettsentwurf Stückwerk: Auch mit diesem Gesetz werden wir keine gerechte Finanzierung der Krankenkassen haben. Denn die Versicherten zahlen weiterhin etwa vier Milliarden Euro im Jahr an Zuzahlungen für Zahnersatz, Brillen und andere medizinisch notwendige Leistungen aus eigener Tasche. Hierfür zahlen die Arbeitgeber nach wie vor gar nichts", sagt Achim Kessler, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Gesundheitsausschuss. Kessler weiter:

"Der Kabinettsentwurf sieht vor, die Zusatzbeiträge paritätisch zu finanzieren, richtig wäre allerdings, sie abzuschaffen und einen einheitlichen Beitragssatz einzuführen. Denn die Leistungen aller Kassen sind zu über 99 Prozent identisch.

Selbstständige zahlen nur noch auf ein fiktives Mindesteinkommen von 1.142 Euro statt auf 2.284 Euro Beiträge. Richtig wäre aber, wenn sie grundsätzlich entsprechend ihres realen Einkommens Beiträge zahlten. Außerdem bleiben ihre Beitragsschulden bestehen, die sie im Laufe der Jahre bei unbezahlbaren Beiträgen aufgebaut haben. Hier brauchen wir einen Schnitt bei den realen Schulden.

Die Rückzahlung von Überschüssen der Krankenkassen durch Beitragssenkungen lehnen wir ab. Denn das Geld wird im System gebraucht, etwa für Entlastungen bei Zuzahlungen, Zahnersatz und Brillen. Außerdem haben die Versicherten die Rücklagen allein angespart. Es wäre falsch, wenn die Hälfte davon ab 2020 auch an die Arbeitgeber ausgezahlt würde. Das wäre eine rückwirkende Lohnsenkung im Tarnanzug."
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RECHT/525: Deutscher Richterbund gegen Multinationales Investitionsgericht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juni 2018

Deutscher Richterbund gegen Multinationales Investitionsgericht



Heute führt der Wirtschaftsausschuss des Bundestages auf Antrag der Fraktion DIE LINKE eine Anhörung zum Vorschlag der EU-Kommission zur Errichtung eines Multilateralen Gerichtshofs für die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten durch. Pascal Meiser, Mitglied im Wirtschaftsausschuss für die Fraktion DIE LINKE, erklärt dazu: "Das Achmea-Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 6. März bestätigt klipp und klar, was Nichtregierungsorganisationen und auch DIE LINKE seit Jahren sagen: Sondergerichte für den Schutz ausländischer Investoren sind mit dem europäischen Recht nicht vereinbar. Ich freue mich sehr, dass auch der Deutsche Richterbund diese Auffassung teilt."

In seiner Stellungnahme für die Anhörung fordert der Deutsche Richterbund (DRB) Bundestag, Bundesrat und Bundesregierung auf, "das geforderte Mandat für Verhandlungen zur Errichtung eines Multinationalen Investitionsgerichts (MIC) zu verweigern". Den Vorschlag eines MIC nennt Oberstaatsanwalt und DRB-Präsidiumsmitglied Dr. Peter Schneiderhan "ein Sondergericht ohne nachgewiesene Notwendigkeit". In seinem Gutachten begründet er dies damit, dass "dem [Gericht] (...) gesetztes Recht fehlt, die Reichweite und Anwendung völkerrechtlichen Gewohnheitsrechts auf die weit gefassten Klauseln in den Handelsverträgen ist ungewiss". Deshalb bleibe "die Skepsis der Kompetenz der Union zur Errichtung eines internationalen Gerichts und dessen Vereinbarkeit mit dem deutschen Verfassungsrecht".

Dazu erklärt Pascal Meiser weiter: "Es ist undemokratisch und mehr als verantwortungslos, über solch weitreichende Eingriffe in bestehendes Recht zu verhandeln, obwohl die rechtlichen Grundlagen auch aus Sicht des größten Berufsverbands der Richter und Staatsanwälte höchst fragwürdig sind. Die bestehenden Investitionsschutzabkommen sind schnellstmöglich aufzukündigen. Das Investitionsschutzabkommen CETA mit Kanada darf nicht ratifiziert werden. Und der EU-Kommission muss umgehend das Mandat für Verhandlungen über einen Multilateralen Investitionsgerichtshof und vergleichbare Konzernschutzabkommen entzogen werden."
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SOZIALES/2528: Die Gesetzliche Rente muss den Lebensstandard im Alter wieder sichern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juni 2018

Die Gesetzliche Rente muss den Lebensstandard im Alter wieder sichern



"Die Riesterreform und die Rentenkürzungen der vergangenen 20 Jahre haben die Gesetzliche Rente ihrer ursprünglichen Funktion beraubt. Die Rente muss das im Alter wegfallende Arbeitseinkommen ersetzen und verhindern, dass sich die Einkommenssituation der Menschen im Alter drastisch verschlechtert. Es ist die Aufgabe der Rentenkommission, diese Zielstellung der Gesetzlichen Rente wiederherzustellen", erklärt Matthias W. Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zur ersten Sitzung der Rentenkommission. Birkwald weiter:

"Im Jahr 2002 hat noch ein halber Durchschnittslohn (heute: 1580 Euro brutto) ausgereicht, um nach 45 Jahren eine Rente zu erhalten, die man nicht mit Sozialhilfe aufstocken muss. Heute muss man schon 45 Jahre lang 2082 Euro verdienen, um das zu schaffen. Das zeigt: Die Rente sichert den Lebensstandard im Alter auch nach langjähriger Beschäftigung nicht mehr. Und vor Armut schützt sie ebenfalls nicht. Beides für heutige und zukünftige Rentner und Rentnerinnen zu ändern, sollte die vordringliche Aufgabe der Rentenkommission sein.

Das Rentenniveau wieder auf den Stand vor den rot-grün-schwarzen Rentenkürzungen (rund 53 Prozent im Jahr 2000) anzuheben, ist dringend nötig, weil die Riesterrente als Lückenfüller offenkundig gescheitert ist. Nach Berechnungen der Bundesregierung wäre ein Rentenniveau von 53 Prozent im Jahr 2030 mit einem Beitragssatz von 25,7 Prozent finanziert. Die Beschäftigten müssten dann zwar 12,85 Prozent bezahlen; das wäre aber wegen der wegfallenden vier Prozent für die Beiträge zur Riesterrente immer noch deutlich günstiger als die heutigen Beiträge, die Beschäftigte für eine lebensstandardsichernde Alterssicherung aufbringen müssen."
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UMWELT/628: Kohlekommission ist undemokratischer Groko-Debattierclub


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Juni 2018

Kohlekommission ist undemokratischer Groko-Debattierclub



"Die Besetzung des Gremiums ohne Opposition und mit zu vielen Pro-Kohle-Verfechtern, viel zu viele beteiligte Ministerien, ihr überfrachteter Arbeitsauftrag, der nicht einhaltbare Zeitplan, das schwache Mandat und deutlich zu wenige Ostdeutsche in der Kommission - all das macht die Kohlekommission zu einem zahnlosen, undemokratischen Regierungsdebattierclub", kommentiert Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, den heutigen Kabinettsbeschluss zur Einsetzung der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung". Beutin weiter:

"Die Groko ist klima- und energiepolitisch wie im Koma. Das Wahlversprechen von Merkel und SPD, das 2020-Klimaschutzziel zu schaffen, wurde gebrochen. Jetzt wälzt sie gesellschaftliche Richtungsentscheidungen auf Arbeitskreise ab. Dabei steht das Ende der Kohleverstromung seit Jahren im Raum. Die Menschen in Deutschland, aber ganz besonders diejenigen in den vom Kohleausstieg betroffenen Regionen in Ostdeutschland und im Rheinland, brauchen jetzt endlich Klarheit über die Zukunft ihrer Arbeitsplätze und gesicherte Perspektiven nach dem Ende der Braunkohle. DIE LINKE fordert deutlich alle Beteiligten auf, Arbeitsplätze und Klimaschutz nicht weiter gegeneinander auszuspielen.

Dass von 31 Kommissionsmitgliedern nur eine kleine Minderheit Persönlichkeiten aus Ostdeutschland sind, ist Wasser auf die Mühlen der Feinde der Demokratie. Auch der Ausschluss der Opposition ist ein unfassbares Zeichen der Ignoranz, die Große Koalition besteht längst nicht mehr aus Volksparteien, große Teile der Bevölkerung sind damit in der Kohlekommission nicht repräsentiert. Klar ist: Deutschland als größter CO2-Emittent in der EU muss seine Klimaziele erfüllen. DIE LINKE fordert ein Kohleausstiegsgesetz, bis 2035 muss das letzte Kohlekraftwerk abgeschaltet sein. Ein starkes Klimaschutzgesetz muss auch die anderen Wirtschaftssektoren in die Pflicht nehmen. Ein Strukturwandelfonds des Bundes soll jedes Jahr 500 Millionen Euro für die Regionen bereitstellen. Mit den Betreibern der Braunkohletagebaue und -kraftwerke soll der Bund einen Vertrag zur Verhinderung betriebsbedingter Kündigungen infolge des Kohleausstiegs in den Unternehmenssparten abschließen."

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 378

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 15.00 Uhr

1. Wohnungsgipfel der Bundesregierung

2. Grüne fordern EU-Initiativen für Syrien

3. Rolle der US-Airbase Ramstein

4. Erfasste Verdachtsfälle auf Scheinehe

5. Zusammenarbeit mit Influencern



1. Wohnungsgipfel der Bundesregierung

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Deregulierung und Entbürokratisierung im Wohnungsbau
sollen nach den Worten von Bundesbauminister Horst Seehofer (CSU) im
Mittelpunkt des geplanten Wohnungsgipfels der Bundesregierung im Herbst
stehen. Anhand konkreter Punkte solle bei dem Spitzentreffen mit Vertretern
von Wirtschaft, Politik und Verbänden darauf hingewirkt werden, dass die
Baukosten zumindest nicht explodieren, sagte Seehofer bei seinem
Antrittsbesuch im Bauauschuss am Mittwoch. Auf einen Impuls der
CDU/CSU-Fraktion hin kündigte er an, auch Fragen rund um das Gewinnen von
Bauland als Thema vorzuschlagen. Zugleich verwies der Minister darauf, dass
es dabei um ein Austarieren mit Zielen des Flächensparen gehe. Aspekte wie
Verdichtung, in die Höhe bauen oder die Revitalisierung von Ortskernen
gewännen an Bedeutung. Im Ministerium werde sich eine eigene Kommission
unter Federführung des Parlamentarischen Staatssekretärs Marco Wanderwitz
(CDU) um Bauland-Fragen kümmern.

Seehofer bezeichnete Wohnungs- und Baupolitik als "die soziale Frage
unserer Zeit". Er sicherte den Fraktionsvertretern zu, Bauen, Mieten und
energetischer Sanierung gleichwertige Bedeutung zukommen zu lassen -
inhaltlich und finanziell. Das werde nur mit mehr Geld gehen, bekannte er.
Wenn man alles umsetzen wolle, brauche man mehr Mittel.

Weiter verfolgen will der Minister zudem die Gleichwertigkeit von
Lebensverhältnissen in Deutschland. Nach Ansicht von Seehofer, der auch den
Bereich Heimat verantwortet, können allerdings nur Strukturveränderungen
langfristige Erfolge erzielen; also etwa das Ansiedeln von Behördenteilen
in dünner besiedelten oder Randgegenden, aus denen die Menschen tendenziell
abwanderten. Gebraucht würden dort Infrastruktur sowie Bildungs- und
Kultureinrichtungen.

 * 

2. Grüne fordern EU-Initiativen für Syrien

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung auf, "die Missachtung des Völkerrechtes in Syrien klar zu
verurteilen und auf die lückenlose Einhaltung des Völkerrechts zu drängen".
Angesichts der dramatischen Geschichte des Krieges in Syrien, in dem viele
Staaten stets ihre nationalen Eigeninteressen über ein Ende des Leids der
Menschen in Syrien stellen würden, müssten Deutschland und die Europäische
Union hier eine klare Stimme für die Menschenrechte und das Völkerrecht
sein, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/2513), der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Die
Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, sich in der EU stärker für
diplomatische Initiativen einzusetzen und "damit die bisherige Passivität
der EU angesichts der katastrophalen Lage in Syrien zu beenden". Außerdem
solle sie sich in der EU dafür einsetzen, "den VN-Sicherheitsrat
aufzufordern, die unterschiedlichen Verhandlungen von Genf, Astana, Sotchi,
Wien und der 'Small Group' durch zentrale Verhandlungen aller relevanten
Akteure unter Leitung des VN-Sicherheitsrates zusammenzuführen". Weitere
Forderungen zielen auf die Durchsetzung der Ächtung von Chemiewaffen, auf
Konsequenzen aus der "völkerrechtswidrigen Intervention der Türkei in
Nordsyrien", auf ein Stopp deutscher Rüstungsexporte in die Türkei sowie
auf die Aufrechterhaltung des Nuklearabkommen mit dem Iran.

 * 

3. Rolle der US-Airbase Ramstein

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat nach eigenem Bekunden keinen
Grund zur Annahme, dass ihr Informationen zu allen wesentlichen Fragen zur
Rolle des US-Luftwaffenstützpunkt Ramstein beim Einsatz von unbemannten
Luftfahrzeugen vorenthalten werden. Dies gelte insbesondere für die Frage
nach der am Standort vorhandenen Kommunikationsinfrastruktur sowie den dort
übernommenen Aufgaben, heißt es in der Antwort (19/2318) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2078). "Im Übrigen gilt weiterhin die
Zusicherung der USA, dass unbemannte Luftfahrzeuge für Antiterroreinsätze
weder von Ramstein gestartet noch gesteuert werden", heißt es darin weiter.
Es gelte ebenso die Aussage der USA, bei ihren Aktivitäten in Ramstein -
wie in Deutschland insgesamt - deutsches Recht zu achten. Es bestünde somit
keine Veranlassung, "davon auszugehen, dass die Überlassung des
Luftwaffenstützpunktes Ramstein eine Beihilfe zu einem völkerrechtlichen
Delikt oder selbst ein völkerrechtliches Delikt sein könnte".

 * 

4. Erfasste Verdachtsfälle auf Scheinehe

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Bundespolizei hat seit dem Jahr 2007 insgesamt 873
Fälle erfasst, bei denen sich "nach Erschleichen oder Gebrauch eines
erschlichenen Aufenthaltstitels (Visum, Aufenthaltserlaubnis oder
Niederlassungserlaubnis) der Verdacht der sogenannten Scheinehe ergab".
Davon entfielen auf das Jahr 2016 insgesamt 25 Fälle und auf das vergangene
Jahr 30 Fälle, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/2220) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1485) hervorgeht.

 * 

5. Zusammenarbeit mit Influencern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Bundesfamilienministerium hat keine dauerhaften
vertraglichen Vereinbarungen oder Kooperationen mit Influencern geschlossen
und verfügt dafür auch über kein festes Budget. Im Rahmen einzelner
Kampagnen sind Kooperationen mit Influencern jedoch möglich, um bestimmte
Zielgruppen zu erreichen. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/2418) auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion (19/2118) mit. In den
vergangenen drei Jahren habe das Familienministerium 2018 einmal mit der
Influencerin Lisa Sophie Laurent für eine Kampagne auf Youtube und
Instagram zu den Themen Schwangerschaftsberatung und vertrauliche Geburt
kooperiert.

Das Familienministerium selbst betreibt nach eigenen Angaben einen Twitter-
und einen Youtube-Kanal, eine Facebook-, Instagram- und Flickr-Seite. Für
die Betreuung sei das Referat Öffentlichkeitsarbeit zuständig, für den
Bereich Social Media seien zwei Vollzeitstellen besetzt.

 * 
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BUNDESTAG/7227: Heute im Bundestag Nr. 377 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 377

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Konzept zum Investorenschutz begrüßt

2. Ministerin legt Fahrplan vor

3. Fachgespräch zum Solidaritätszuschlag



1. Konzept zum Investorenschutz begrüßt

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) Die Absicht der Europäischen Union, Konflikte zwischen
Staaten und ausländischen Investoren künftig der Rechtsprechung eines
eigenen ständigen internationalen Gerichts zu überlassen, hat in einer
Anhörung des Wirtschaftsausschusses ein überwiegend positives Echo der
geladenen Sachverständigen gefunden. Gegenüber der bisherigen Praxis, zur
Regelung solcher Streitigkeiten jeweils von Fall zu Fall eine Schiedskammer
einzusetzen, sei von einem Multilateralen Investitionsgerichtsgerichtshof
(Mulitateral Investment Court; MIC) ein deutlicher Zuwachs an Transparenz
und Rechtssicherheit zu erwarten, hieß es in der Sitzung am Mittwoch.
Bedenken gegen das Vorhaben äußerte in erster Linie der Vertreter des
Deutschen Richterbundes.

Gegenstand der Anhörung war der Entwurf der EU-Kommission für einen
Beschluss des Rates, der die Aufnahme von Verhandlungen über die Gründung
des Multilateralen Hofes ermöglichen soll. Dazu lagen Anträge der
Linksfraktion vor, die von einer "Paralleljustiz für Konzerne" sprach und
sich gegen die Zustimmung zu dem Mandat für die EU-Kommission wandte, sowie
der FDP, die das Projekt befürwortete.

In der Anhörung wies der Passauer Wirtschaftsrechtler Christoph Herrmann
darauf hin, dass das System des internationalen Investorenschutzes
wesentlich auf deutsche Initiative zurückgehe. Bereits 1959 habe die
Bundesrepublik mit Pakistan das erste einschlägige Abkommen geschlossen.
Mittlerweile sei Deutschland mit rund 130 zumeist bilateralen Verträgen zum
Investorenschutz "Weltmarktführer" auf diesem Gebiet. Der Kritik,
Investorenschutz hebele das Regulierungsrecht der Parlamente aus, hielt
Herrmann entgegen, dass das in den Verträgen fixierte Klagerecht lediglich
für Fälle "krasser Enteignung" und nicht zur Anfechtung demokratisch
legitimierter Gesetzgebung gelte.

Der Göttinger Völkerrechtler Till Patrik Holterhus bezog sich auf die
gängigen Bedenken gegen das bestehende System der Schiedsverfahren in
Streitfällen zwischen ausländischen Investoren und Staaten. Die Vielzahl
von Fall zu Fall eingesetzte Kammern beeinträchtige die Rechtssicherheit,
Berufungsverfahren seien nicht vorgesehen, die Streitparteien hätten zu
viel Einfluss auf die Benennung der Richter, was deren Unabhängigkeit
beeinträchtige, überdies fehle es an jeglicher Transparenz, weil weder die
Verfahren noch die Schiedssprüche öffentlich gemacht werden müssten.

Gemessen daran, seien von dem geplanten MIC erhebliche Fortschritte zu
erwarten, ergänze der in Dänemark lehrende Jurist Steffen Hindelang. Dies
gelte insbesondere für die Garantie der richterlichen Unabhängigkeit, da
die Mitglieder des MIC unabhängig von den zu entscheidenden Streitfällen
berufen würden. Christian Tietje, Wirtschaftsrechtler der Universität 
Halle-Wittenberg, und Gabriel Felbermayr vom Münchener ifo-Institut für
Wirtschaftsforschung widersprachen gestützt auf statistische Daten der
Vermutung, in den bisher geläufigen Schiedsverfahren würden einseitig die
Investoren bevorzugt.

Zu deren Gunsten fielen im Durchschnitt nur 25 Prozent der Schiedssprüche
aus, sagte Felbermayr. Weitere 25 Prozent der Verfahren endeten mit einem
Vergleich. In Fällen, in denen Investoren eine finanzielle Entschädigung
zugesprochen werde, betrage diese im Durchschnitt nur 29 Prozent der
zunächst geforderten Summe. Dagegen sei belegbar, dass Abkommen zum
Investorenschutz in den Zielländern ein um 25 Prozent höheres
Investitionsvolumen generieren; überdies engagierte sich Unternehmen
stärker für die Schaffung von Arbeitsplätzen sowie Forschung und
Entwicklung.

Als Präsidiumsmitglied des Deutschen Richterbundes bemängelte
Oberstaatsanwalt Peter Schneiderhan hingegen, dass für die Tätigkeit des
MIC eine international verbindliche Rechtsgrundlage fehle. Die Erlanger
Völkerrechtlerin Rhea Hoffmann kritisierte das von der EU-Kommission
verlangte Verhandlungsmandat als zu begrenzt, weil von Pflichten der
Investoren sowie einer rechtlichen Besserstellung von Bürgern gegenüber
Unternehmen keine Rede sei.

 * 

2. Ministerin legt Fahrplan vor

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Angesichts der Herausforderungen können wir ruhig auch
streiten und diskutieren. Es gehört dazu, dass wir nicht immer einer
Meinung sein werden", sagte Anja Karliczek (CDU), Bundesministerin für
Bildung und Forschung, vor dem Ausschuss für Bildung und Forschung am
Mittwochvormittag in Berlin. Es war das erste Mal, dass die Ministerin seit
Amtsantritt den Mitgliedern des Ausschusses Frage und Antwort stand.
Karliczek betonte, dass in den vergangenen zehn Jahren der Etat des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung um 140 Prozent angestiegen
sei, nämlich von 7,5 Milliarden auf 17,6 in 2018. Die leichte Senkung
gegenüber 2017 begründete die Ministerin damit, dass die doppelten
Abiturjahrgänge nun abgearbeitet seien. Gleichwohl kündigte sie für 2019
indirekt eine erneute Erhöhung an, da die verschiedenen Schwerpunkte "mit
finanziellen Mitteln" unterlegt werden müssten. Im späteren Verlauf der
Sitzung äußerte der Vertreter von Bündnis 90/Die Grünen dennoch die
Befürchtung, dass nach einer langen "Expansionsphase" nun eine Phase der
finanziellen Stagnation des Haushalts folgen könnte.

Karliczek äußerte die Hoffnung, dass der DigitalPaktSchule, für den der
Bund in dieser Legislaturperiode 3,5 Milliarden Euro bereitstellt und dann
im weiteren Verlauf noch weitere 1,5 Milliarden Euro ausgeben will, mit dem
Beginn des Jahres 2019 starten wird. Deshalb müsste nun schnell die
Grundgesetzänderung des Artikel 104c GG mit Zweidrittelmehrheit im
Parlament beschlossen werden. Es gilt als wahrscheinlich, dass außer der
AfD alle Oppositionsparteien dafür stimmen werden. Am 02.05.2018 hatte das
Bundeskabinett einen Gesetzentwurf zur Änderung von Artikel 104c GG sowie
drei weiteren Artikeln des Grundgesetzes bereits beschlossen, um den
DigitalPakt Schule zwischen Bund und Ländern zu ermöglichen. Gleichwohl
mahnte die Ministerin auch die Länder, weiterhin Verantwortung zu
übernehmen. Gerade die Grundfinanzierung von Hochschulen bleibe
Ländersache. Sie sagte: "Entscheidung und Verantwortung müssten dicht
beieinander liegen." Das fand große Zustimmung bei der CDU/CSU-Fraktion,
die anders als der Koalitionspartner SPD einer Aufhebung des
Kooperationsverbotes zwischen Bund und Ländern in Teilen eher skeptisch
gegenüber steht und dieses mit der Frage: "Was leisten die Länder bei den
Bund-Länder-Vereinbarungen?", zum Ausdruck brachte.

Die AfD fragte ganz grundsätzlich nach dem Begriff der digitalen Bildung,
die wie ein "Modethema" durch die Debatte geistere. Im weiteren Verlauf der
Sitzung konstatierte die Ministerin, dass der Begriff eigentlich falsch
sei. Es ginge um "gute Bildung im digitalen Zeitalter". Die digitalen
Instrumente seien Mittel zum Zweck. Die Kinder sollten nicht nur die
Instrumente bedienen können, sondern mit ihrer Hilfe Inhalte verstehen.

Ferner machte die Ministerin deutlich, dass sie sich für die
Gleichberechtigung der akademischen und beruflichen Bildung einsetzen
wolle, was auch ein Anliegen der SPD ist. Und auch die Vertreterin der FDP
betonte, wie wichtig die berufliche Bildung sei. Die Ministerin führte aus,
es sei wichtig, dass junge Menschen frei zwischen den zwei Strängen wählen
und auch wechseln könnten. Ein Jugendlicher, der aus einer akademischen
Familie käme, müsse nicht zwangsläufig einen akademischen Abschluss machen
und umgekehrt. Karliczek sagte das auch vor dem Hintergrund, da
insbesondere die Vertreterin der Linken in der Sitzung auf die mangelnde
Bildungsgerechtigkeit in Deutschland aufmerksam gemacht hatte. Um dieser
Ungleichheit besser zu begegnen machte die Ministerin deutlich, dass sie an
einem neuen Konzept für das BAföG arbeite und betonte auch die Funktion des
Aufstiegs-BAföG. Das Aufstiegs-BAföG (AFBG) fördert die Vorbereitung auf
mehr als 700 Fortbildungsabschlüsse wie den Meister, Fachwirt, Techniker,
Erzieher oder Betriebswirt.

Ferner ging sie auch auf das Thema Forschung und Innovation ein und warb
für die Weiterentwicklung der High-Tech-Strategie. Allerdings sei es
angesichts der schnellen Veränderung auch wichtig, die Menschen
mitzunehmen, die Skepsis sei an manchen Stellen sehr stark. Man dürfe aber
nicht verkennen, dass Deutschland und Europa in einem harten Wettkampf zu
den USA und China stünden. Gerade China habe sehr schnell aufgeholt.

 * 

3. Fachgespräch zum Solidaritätszuschlag

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am Mittwoch
unter Leitung der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP) die
Durchführung eines öffentlichen Fachgesprächs zum steuerlichen
Solidaritätszuschlag beschlossen. Das Fachgespräch soll am Mittwoch, den
27. Juni, stattfinden. Grundlagen sind ein Antrag der AfD-Fraktion
(19/1179) und ein Gesetzentwurf der FDP-Fraktion (19/1038). Ein Sprecher
der AfD-Fraktion erklärte in der Sitzung, die Erhebung des
Solidaritätszuschlags sei verfassungswidrig. Und verfassungswidrige Gesetze
seien abzuschaffen. Die Verfassungswidrigkeit sieht die AfD-Fraktion in
ihrem Antrag unter anderem darin, dass im Ausland erzielte Einkünfte in
geringerem Maße durch den Solidaritätszuschlag belastet werden als
inländische. Dies stelle einen Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz
dar. Zudem sei der vor 23 Jahren angegebene Zweck der Sicherung des
einigungsbedingten Mittelbedarfs des Bundes inzwischen weggefallen,
argumentiert die AfD-Fraktion.

Ein Sprecher der FDP-Fraktion warb in der Sitzung für eine Abschaffung des
Solidaritätszuschlages ab dem Jahr 2020. Bis 2019 seien die Einnahmen aus
dem Zuschlag noch verplant. Zur Begründung schreibt die Fraktion in ihrem
Gesetzentwurf, den Bürgern sei bei Einführung des Solidaritätszuschlages
versprochen worden, dieser werde nur befristet erhoben. Das unbefristete
Solidaritätszuschlaggesetz sei 1995 mit der Begründung erlassen worden,
dieses "finanzielle Opfer" sei zur Finanzierung der Vollendung der Einheit
unausweichlich. Mittelfristig sei eine Überprüfung zugesagt worden. "Der
zur Vollendung der deutschen Einheit aufgelegte Solidarpakt II läuft 2019
aus, so dass auch die Legitimation des Solidaritätszuschlaggesetzes 1995
spätestens zu diesem Zeitpunkt wegfällt", begründet die FDP-Fraktion ihren
Vorstoß. Einen Fortbestand des Solidaritätszuschlags hält die Fraktion für
einen Verstoß gegen das Grundgesetz, da er als sogenannte Ergänzungsabgabe
gegenüber der regulären Besteuerung Ausnahmecharakter besitze und
dementsprechend nicht dauerhaft erhoben werden dürfe.

Der Finanzausschuss beschloss außerdem die Durchführung einer öffentlichen
Anhörung zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines
Gesetzes zur Ausübung von Optionen der EU-Prospektverordnung und zur
Anpassung weiterer Finanzmarktgesetze (19/2435). Die öffentliche Anhörung
soll am Mittwoch, den 13. Juni, stattfinden. Der Gesetzentwurf sieht vor,
dass bei öffentlichen Angeboten von Wertpapieren mit einem Gesamtgegenwert
von 100.000 Euro, aber weniger als acht Millionen Euro, statt eines
Prospekts ein dreiseitiges Wertpapier-Informationsblatt vorgelegt werden
muss. In den Fällen, wo kein Prospekt veröffentlicht werden muss, sind
außerdem Einzelanlageschwellen zu beachten, die für nicht qualifizierte
Anleger gelten. "Sofern von einem nicht qualifizierten Anleger ein Betrag
von über 1.000 Euro investiert werden soll, ist dies nur dann zulässig,
wenn der nicht qualifizierte Anleger entweder über ein frei verfügbares
Vermögen in Form von Bankguthaben und Finanzinstrumente von mindestens
100.000 Euro verfügt oder er maximal den zweifachen Betrag seines
durchschnittlichen monatlichen Nettoeinkommens investiert. In jedem Fall
ist die Einzelanlage auf 10.000 Euro begrenzt", heißt es in der Begründung.

 * 
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BUNDESTAG/7226: Heute im Bundestag Nr. 376 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 376

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 13.45 Uhr

1. Familiennachzug zu subsidiär Geschützten

2. Übergangsregelung bei Familiennachzug

3. Breitbandausbau in Hessen

4. Alleinerziehende im Mikrozensus

5. Linke fragt nach Forschungsaufträgen

6. Linke fragt nach Bundeswehr bei re:publica

7. Grüne fragen nach Gorch Fock-Sanierung

8. FDP fragt nach SED-Aufarbeitung



1. Familiennachzug zu subsidiär Geschützten

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär
schutzberechtigten Ausländern soll nach dem Willen der Fraktion Die Linke
"aus verfassungsrechtlichen, humanitären und integrationspolitischen
Gründen" mit sofortiger Wirkung aufgehoben werden. Dies geht aus einem
Gesetzentwurf der Fraktion (19/2515) hervor, über den der Bundestag am
Donnerstag in erster Lesung berät.

Das Recht auf Familienleben für international Schutzberechtigte müsse
wieder uneingeschränkt gelten, schreiben die Abgeordneten. Die betroffenen
Familien würden bereits seit Jahren getrennt, obwohl sie "unstrittig
schutzbedürftig" seien und "ihre Familieneinheit auf unabsehbare Zeit in
keinem anderen Land als Deutschland leben" könnten. Die Beibehaltung der
jetzigen Warteregelung oder die Abschaffung des Rechts auf Familiennachzug
zu subsidiär Schutzberechtigten "wären mit internationalem und
Verfassungsrecht unvereinbar und ein Verstoß gegen humanitäre und
rechtsstaatliche Grundsätze, zumal den Betroffenen ursprünglich zugesagt
wurde, sie könnten ihre Familienangehörigen spätestens ab März 2018 wieder
nachholen".

 * 

2. Übergangsregelung bei Familiennachzug

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Der Familiennachzug zu subsidiär schutzberechtigten
Flüchtlingen in Deutschland soll nach den Willen der FDP-Fraktion für
weitere zwei Jahre ausgesetzt, aber zugleich für verschiedene Ausnahmen
wieder zugelassen werden. Dies sieht ein Gesetzentwurf der Fraktion
(19/2523) zur Änderung des Aufenthaltsgesetzes vor, über den der Bundestag
am Donnerstag in erster Lesung debattiert. Danach sollen Ausnahmen für
solche Fälle vorgesehen werden, "in denen eine weitere Verzögerung der
Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft aus Gründen nicht
gerechtfertigt ist", die sowohl in der Person des Nachzugsberechtigten als
auch in der Person in Deutschland liegen können, zu der der Zuzug erfolgen
soll.

Zugleich betont die Fraktion in der Vorlage, dass es sich bei der
Aussetzung des Familiennachzugs nur um eine Übergangslösung handeln könne,
"bis der Gesetzgeber das Aufenthalts- und Asylrecht in einem
Einwanderungsgesetzbuch neu geregelt hat". Eine dauerhafte Regelung, die
einen kompletten Ausschluss des Familiennachzugs oder eine starre
Kontingentierung auf 1.000 Personen pro Monat oder Quotierung vorsieht,
verletzte das Grundrecht auf Ehe und Familie sehr viel stärker als eine
zeitlich begrenzte weitere Aussetzung mit entsprechenden
Ausnahmetatbeständen. Sie lasse unter Umständen nicht ausreichend Raum für
die Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls und insbesondere
konkreter Härtefälle.

 * 

3. Breitbandausbau in Hessen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In weniger als der Hälfte der Fälle positiver
Förderbescheide für Investitionen in den Breitbandausbau in Hessen sind die
bereitgestellten Mittel bislang auch abgeflossen. Das geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/2274) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/2069) hervor. In der Antwort listet die Bundesregierung
die Kommunen, Städte und Kreise in Hessen auf, die Förderbescheide im
Rahmen des 2015 gestarteten Bundesförderprogramms Breitbandausbau bekommen
haben. Gefördert werden Investitionen zur Schließung einer
Wirtschaftlichkeitslücke eines Betreibers von Breitbandinfrastrukturen, der
in einem betriebswirtschaftlich unattraktiven Gebiet ein Breitbandnetz
errichtet und anschließend selbst betreibt
(Wirtschaftlichkeitslückenmodell) sowie Investitionen, die es den Kommunen
ermöglichen, passive Netzinfrastrukturen - zum Beispiel Glasfaserkabel,
Leerrohre - zu errichten und diese an Netzbetreiber zu verpachten
(Betreibermodell). Die Höchstfördersumme liegt bei 15 Millionen Euro pro
Investitionsprojekt. Mit bis zu 50.000 Euro pro Ausbaumaßnahme werden zudem
Beratungsleistungen für Planung und Erstellung der Antragsunterlagen
gefördert.

Auf Nachfrage der Grünen, an welchen Stellen im Förderprozess die
Bundesregierung einen zeitlichen Optimierungsbedarf sieht, heißt es in der
Antwort: "Zur Vereinfachung der Förderbedingungen werden zeitnah der
Förderprozess evaluiert und im Hinblick auf eine zeitliche Optimierung der
Verfahren bis zur Erstellung des abschließenden Förderbescheids Vorschläge
erarbeitet."

 * 

4. Alleinerziehende im Mikrozensus

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Im Rahmen des Mikrozensus ist keine Differenzierung
zwischen Alleinerziehenden und Getrennterziehenden möglich. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2322) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/1859) mit. Aufgrund der Definition von Alleinerziehenden
im Mikrozensus würden die Befragten nicht zu einer Partnerschaft mit einer
Person außerhalb ihres Haushaltes befragt. Daher werde nicht erfasst, ob
und inwieweit sich ein Partner oder früherer Partner außerhalb des
Haushaltes an der Kindererziehung beteiligt. Alleinerziehende werden nach
Regierungsangaben im Mikrozensus als Mütter und Väter definiert, die ohne
Ehe- oder Lebenspartner mit minder- oder volljährigen Kindern in einem
Haushalt zusammenleben. Diese Definition entspreche der international
üblichen Erfassung und ermögliche damit Vergleiche mit internationalen
Erhebungen.

 * 

5. Linke fragt nach Forschungsaufträgen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Militärisch relevante Forschungsaufträge an "öffentlichen
Hochschulen und außerhochschulischen Forschungseinrichtungen" sind das
Thema einer Kleinen Anfrage (19/2354) der Fraktion Die Linke. Sie fordert
Informationen über den Umfang von Forschungskooperationen und
Forschungsaufträgen, die das Verteidigungsministerium im In- und Ausland
vergeben hat. Zudem verlangt die Linksfraktion Auskunft über Soldaten und
Reservisten, die an Hochschulen oder in Forschungseinrichtungen studieren
oder lehren.

 * 

6. Linke fragt nach Bundeswehr bei re:publica

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Am 2. Mai 2018 haben sich Soldaten der Bundeswehr mit
einem Werbefahrzeug vor dem Gelände der Netzkonferenz re:publica
positioniert, nachdem eine Teilnahme der Bundeswehr mit einem Werbestand
auf der Veranstaltungsfläche von den Organisatoren abgelehnt worden war. In
einer Kleinen Anfrage (19/2363) verlangt die Fraktion Die Linke unter
anderem Auskunft über die Verantwortlichkeit, Zweck und Finanzierung der
Aktion sowie die Richtlinien der Social-Media-Arbeit der Bundeswehr.

 * 

7. Grüne fragen nach Gorch Fock-Sanierung

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt Auskunft über
die Sanierung des Segelschulschiffes Gorch Fock der Bundeswehr. In einer
Kleinen Anfrage (19/2395) will sie unter anderem wissen, wie sich die
Steigerung der voraussichtlichen Kosten von 75 auf 135 Millionen Euro
erklärt, wie oft und aus welchen Gründen das Schiff seit 2010 in einer
Werft repariert werden musste und an wie vielen Tagen es voll einsatzbereit
war. Zudem wollen die Grünen erfahren, ob die Regierung den Kauf oder den
Bau eines neuen Segelschulschiffes erwogen und geprüft hat.

 * 

8. FDP fragt nach SED-Aufarbeitung

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Die FDP-Fraktion verlangt in einer Kleinen Anfrage
(19/2379) Auskunft über die konkrete Umsetzung der vorgesehenen
Förderinitiative zur Aufarbeitung der SED-Diktatur. Sie möchte wissen, wie
sich der Bund an entsprechenden Projekten zu Gedenkstätten und
Erinnerungskultur beteiligt und wie der Planungsstand für die Errichtung
eines zentralen Denkmals für die Opfer des Kommunismus ist. Außerdem fragt
die FDP-Fraktion nach Aktivitäten zum 30. Jahrestag der Friedlichen
Revolution (2019) und der Wiedervereinigung (2020).

 * 
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3. Öffentliche Anhörungen beschlossen

4. Spahn gegen Bundeszuschuss für Pflege

5. 11.507 Petitionen im Jahr 2017

6. Arbeiten bei Bundesunternehmen



1. Fraktionen fordern LKW-Abbiegehilfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) soll sich
auf der morgen beginnenden dreitägigen EU-Ratstagung für Verkehr,
Telekomunikation und Energie in Luxemburg intensiv für eine europäische
Regelung zum Einsatz von LKW-Abbiegeassistenzsystemen einsetzen. Diese
Forderung erhoben mehrere Fraktionen während der Sitzung des
Verkehrsausschusses am Mittwoch.

Es gehe darum, für mehr Sicherheit im Straßenverkehr zu sorgen, sagte ein
Vertreter der Unionsfraktion. Benötigt werde ein dahingehender Beschluss
auf europäischer Ebene, damit die LKW-Abbiegeassistenzsysteme in
Deutschland "zwingend eingeführt werden können". Ein weiterer wichtiger
Punkt bei der Tagung der EU-Verkehrsminister ist aus Sicht der Union die
"EU-Verordnung zum Schutz der Luftfahrtunternehmen durch Subventionierung
und unlautere Preisbildungspraktiken". Diese müsse dringend überarbeitet
werden, forderte der Unions-Vertreter. Das sieht auch die Bundesregierung
so, wie aus ihrer Stellungnahme zur anstehenden Ratstagung hervorgeht. Die
Verordnung habe sich in ihrer bisherigen Form als nicht praxistauglich
erwiesen, heißt es da.

Die AfD-Fraktion übte während der Sitzung Kritik daran, dass ihr die
Stellungnahme der Bundesregierung zur Ratstagung erst am gestrigen Abend
zugegangen sei. Mit Blick auf den bei dem EU-Verkehrsministertreffen
anstehenden Tagesordnungspunkt "Richtlinienvorschlag zur öffentlichen
Beschaffung sauberer Straßenfahrzeuge", sagte ein AfD-Vertreter, ein
solches Vorgehen sei nicht angemessen. Es gebe keinen Bedarf für eine
Richtlinie, laut der Steuergelder für die Beschaffung sauberer Fahrzeuge
aufgewendet werden sollen.

Der Minister solle sich für "branchenspezifische Regelungen" in der Frage
der Ruhezeiten für Fahrer bei Busfernreisen einsetzen, forderte die
SPD-Fraktion. Es müsse zur Kenntnis genommen werden, dass es Unterschiede
beim Transport von Waren in LKWs und dem Transport von Menschen in Bussen
gebe. In letzterem Fall werde mehr Flexibilität in der Ruhezeitenregelung
benötigt, sagte der SPD-Vertreter. Die derzeitigen starren Regelungen
erschwerten die Durchführung von Busreisen erheblich.

Kritik an der Entscheidung des Ausschusses für Transport und Tourismus im
Europäischen Parlament, LKW-Fahrer von der Entsenderichtlinie auszunehmen
(Lex Specialis), übte der Vertreter der FDP-Fraktion. Diese mit
Unterstützung der christdemokratischen EVP-Fraktion im EU-Parlament
getroffene Entscheidung zum Mobilitätspakt I führe dazu, dass
osteuropäische Lkw-Fahrer weit unter dem deutschen Mindestlohn durch
Deutschland fahren und nach wie vor ihre Ruhezeiten in den Fahrerkabinen
verbringen dürfen.

Linksfraktion und Grüne sahen ebenfalls die Frage der verpflichtenden
Einführung von LKW-Abbiegeassistenzsystemen als wichtigstes Thema an. Die
Bundesregierung müsse sich dafür auf europäischer Ebene noch mehr
reinhängen, forderte der Vertreter der Linksfraktion. Aus Sicht der Grünen,
die zu dem Thema auch einen Antrag (19/1202) vorgelegt haben, muss es eine
dahingehende nationale Regelung geben, "bis eine EU-Regelung zum Tragen
kommt".

Der Minister werde das Thema der LKW-Abbiegeassistenzsysteme massiv
ansprechen, sagte der Parlamentarische Staatsekretär im Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur, Steffen Bilger (CDU). Mit Blick auf
die von der AfD-Fraktion kritisierte Richtlinie für saubere,
energieeffiziente Fahrzeuge sagte er, diese werde von der Bundesregierung
positiv gesehen und entsprechend begleitet. Was das Thema der Ruhezeiten
für Busfahren angeht, so sagte Bilger zu, man werde sich für einen
maßvollen Kompromiss einsetzen. Enttäuscht zeigte sich der Staatssekretär
über die erwähnte Entscheidung des EU-Parlamentes. Es gelte nun, daran zu
arbeiten, "dass das nicht die europäische Position insgesamt wird".

 * 

2. Evaluierungen sollen ausgeweitet werden

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Leiter des Deutschen Evaluierungsinstituts für
Entwicklungszusammenarbeit (DEval), Jörg Faust, hat sich am Mittwochmorgen
im Entwicklungsausschuss für eine ressortübergreifende Evaluierung
ausgesprochen. Um die Wirksamkeit der deutschen Entwicklungszusammenarbeit
insgesamt zu verbessern, sei es sinnvoll, nicht nur die Arbeit der
Durchführungsorganisationen des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) zu untersuchen, sondern auch
entwicklungspolitische Initiativen unter den Dach des Auswärtigen Amtes und
des Bundesumweltministeriums.

Die Forderung wurde von Union und Grünen sowie vom Parlamentarischen
Staatssekretär im BMZ, Norbert Barthle (CDU), unterstützt. Ein vernetzter
Ansatz sei sehr wichtig, hieß es aus der Unionsfraktion. Die Grünen
bezeichneten die Einbeziehung weiterer Ministerien in die
Evaluierungstätigkeit des DEval als unbedingt erforderlich.

Kritik gab es indes am Programm DeveloPPP, mit dem das BMZ seit 1999
Unternehmen bei Projekten in Entwicklungs- und Schwellenländern
unterstützt, die einen langfristigen Nutzen für die lokale Bevölkerung
haben sollen. Christoph Hartmann, als Teamleiter zuständig für die im Jahr
2017 veröffentlichte Evaluierungsstudie zum Programm, hatte im Ausschuss
bemängelt, dass DeveloPPP seine Ziele nur sehr begrenzt realisieren könne.
Die Projekte wirkten oft lediglich auf enger lokaler Ebene, weitere
Synergieeffekte, wie die Steigerung von Einkommen und Beschäftigung,
blieben meist aus.

Ein Vertreter der Unionsfraktion sprach von möglichen Mitnahmeeffekten,
Grüne und Linke kritisierten den Einsatz von privatem Unternehmenskapital
in Entwicklungspartnerschaften wegen anzunehmender Zielkonflikte
grundsätzlich. Ein Vertreter der FDP sah in der Zusammenarbeit mit der
Privatwirtschaft ein wichtiges Instrument, da private Investitionen eine
große Hebelwirkung entfalten könnten. Zielkonflikte zwischen
Privatwirtschaft und politischen Anspruch seien aber nicht auszuschließen.

Für die Umsetzung der DEval-Empfehlungen durch die untersuchten
Durchführungsorganisationen interessierte sich die SPD. DEVal sollte dem
Ausschuss spätestens ein Jahr nach Ende einer Evaluierung Rückmeldung
geben, inwiefern die Empfehlungen ds jeweiligen Berichts umgesetzt worden
seien, schlug ein Vertreter der Fraktion vor.

Die AfD-Fraktion berief sich auf frühere Medienberichte, demzufolge die
Behörde wenig ausgelastet sei und der Output zu wünschen übrig lasse.
Immerhin würde das seit 2012 bestehende Institut derzeit mit 7,5 Millionen
Euro an Steuergeldern finanziert.

 * 

3. Öffentliche Anhörungen beschlossen

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Die Durchführung öffentlicher Anhörungen von
Sachverständigen zu Gesetzentwürfen der Fraktionen Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen hat der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz auf seiner
13. Sitzung unter Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) am
Mittwoch beschlossen. Themen sind Gesetzentwürfe zum Thema Strafbarkeit des
Schwarzfahrens sowie Anträge zu familienrechtlichen Betreuungsmodellen.

Linke und Grüne wollen, dass die sogenannte Beförderungserschleichung keine
Straftat mehr ist. Während die Grünen jedoch betonen, dass sie nicht für
eine Legalisierung des Fahrens ohne Fahrschein sind und dies als
Ordnungswidrigkeit ahnden wollen, halten die Linken-Abgeordneten auch dies
für unnötig. Nach der ersten Lesung im Plenum, in der sich vor allem die
Unionsfraktion gegen eine Entkriminalisierung aussprach, waren die Entwürfe
(19/1115, 19/1690) in den Rechtsausschuss überwiesen worden.

Bei der zweiten Anhörung geht es um einen Antrag der FDP-Fraktion
(19/1175), mit dem das Wechselmodell bei der Kinderbetreuung im Fall der
Trennung der Eltern als Regelfall gesetzlich festgeschrieben werden soll,
und einen der Linken (19/1172) gegen die Festschreibung des Wechselmodells
als Regelmodell. Bei der Debatte im Plenum im März hatte der FDP-Antrag
keine Unterstützung der anderen Abgeordneten bekommen.

Weitere Tagesordnungspunkte der Ausschusssitzung waren unter anderem
Nachberichte des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
zum Rat Justiz und Inneres der EU Anfang Juni, bei dem die Abgeordneten vor
allem an den Themen Facebook und Online-Warenhandel interessiert waren, und
zum Rat Wettbewerbsfähigkeit der EU, wo es Nachfragen zum
Leistungsschutzrecht für Verlage und zum Verbraucherrecht gab. Auf Antrag
der Fraktionen der Linken und Grünen beantwortete die Parlamentarische
Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl (SPD) Fragen der Abgeordneten zum Bericht
des Bundesjustizministeriums über die Ergebnisse der von ihm in Auftrag
gegebenen Evaluierung der inkassorechtlichen Vorschriften des Gesetzes
gegen unseriöse Geschäftspraktiken. So wollten die Parlamentarier unter
anderem wissen, wie die Bundesregierung plant, die steigenden Inkassokosten
zu senken. Laut Gutachten
(https://www.bmjv.de/SharedDocs/Artikel/DE/2018/041718_Gutachten_Inkasso.html)
ist das das gesetzgeberische Ziel, diese Kosten zu senken, nicht erreicht
worden.

 * 

4. Spahn gegen Bundeszuschuss für Pflege

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hält eine
Beitragssatzerhöhung in der gesetzlichen Pflegeversicherung für
"unumgänglich". Im Gesundheitsausschuss des Bundestages machte der Minister
am Mittwoch in Berlin aber noch keine Angaben über die genaue Höhe. Die
Akzeptanz für höhere Beiträge zugunsten der Pflege sei in der Bevölkerung
jedoch groß.

Zugleich wandte sich Spahn gegen Überlegungen, einen Teil der steigenden
Pflegekosten analog zur Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) über einen
steuerfinanzierten Bundeszuschuss zu begleichen und verwies dabei auch auf
die hohen Rücklagen in der GKV. Es sei jetzt nicht die Zeit, gleich nach
einem Steuerzuschuss zu rufen, sagte er.

Er werbe aber dafür, Sozialversicherungsbeiträge zu senken, wo immer dafür
Spielräume seien, fügte der Minister hinzu. In einer Expertenanhörung
hatten sich unlängst Fachverbände dafür ausgesprochen, über einen
Bundeszuschuss bestimmte Pflegeausgaben zu decken, etwa die Investitions-
oder Ausbildungskosten.

Spahn verteidigte im Ausschuss auch den 2015 aufgelegten
Pflegevorsorgefonds, mit dessen Geldern Beitragssatzsprünge verhindert
werden sollen, wenn 2035 die geburtenstarken Jahrgänge pflegebedürftig
werden. Diese Vorsorge sei richtig. Derzeit werden 0,1 Punkte aus der
Pflegeversicherung in den Fonds investiert, das entspricht rund 1,2
Milliarden Euro pro Jahr.

Was die medizinische Behandlungspflege in stationären Pflegeeinrichtungen
betrifft, zeigte sich Spahn offen für eine "stärkere Finanzierung" in der
GKV. Bisher werden diese Kosten von der Pflegeversicherung übernommen.

 * 

5. 11.507 Petitionen im Jahr 2017

Petitionen/Bericht

Berlin: (hib/HAU) Im Jahr 2017 sind 11.507 Petitionen beim
Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages eingereicht worden. Das geht
aus dem Jahresbericht zur Tätigkeit des Ausschusses im Jahr 2017 (19/2250)
hervor, der am Donnerstag im Plenum des Bundestages beraten wird. Danach
hat sich die Gesamtzahl der Petitionen im Vergleich zum Vorjahr um 371
erhöht. Bei 251 Werktagen, so heißt es in dem Bericht weiter, ergebe sich
ein täglicher Durchschnitt von etwa 46 Zuschriften. 3.741 und damit knapp
33 Prozent davon seien auf elektronischem Wege, also als Web-Formular über
www.bundestag.de eingegangen. "Mit mittlerweile 2,1 Millionen registrierten
Nutzern auf der Internetseite des Petitionsausschusses ist
www.epetitionen.bundestag.de nach wie vor das mit Abstand erfolgreichste
Internetangebot des Deutschen Bundestages", schreibt der
Petitionsausschuss.

Im Berichtszeitraum haben sich laut der Vorlage im Vergleich zum vorigen
Jahr deutlich weniger Nutzer, nämlich 119.471 im Portal des
Petitionsausschusses angemeldet (2016: 175.143), um eine Petition
einzureichen, im Petitionsforum zu diskutieren oder bestimmte Petitionen
durch eine Mitzeichnung zu unterstützen. Zu den 703 im Internet
veröffentlichten Petitionen im Jahr 2017 seien etwas mehr als 165.000
elektronische Mitzeichnungen registriert worden. "Zählt man die Personen
dazu, die eine Petition per Post und Fax unterstützt haben, erhöht sich die
Zahl der Unterstützer um ein Vielfaches", heißt es in dem Bericht.

In der Rangliste der Zuständigkeiten der einzelnen Ministerien liegt laut
dem Bericht das Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit 18 Prozent
der Eingaben (2.061) vorn, gefolgt vom Gesundheitsministerium (15 Prozent,
1.735) und dem Bundesministerium des Innern mit 1.709 Petitionen (15
Prozent). Am eingabefreudigsten - ausgehend von der Anzahl der Petitionen,
die im Durchschnitt auf eine Million Einwohnerinnen und Einwohner des
jeweiligen Bundeslandes entfielen - hätten sich wie schon in den
vergangenen Jahren die Bürger aus Berlin und aus Brandenburg gezeigt, heißt
es weiter. Bremen und Baden-Württemberg belegten danach die Plätze 15 und
16.

Wie es in dem Bericht weiter heißt, war das Jahr 2017 für den
Petitionsausschuss geprägt durch den Wechsel der Wahlperiode. Die letzte
Sitzung des Ausschusses der 18. Wahlperiode habe am 5. September 2017
stattgefunden. Nach der Konstituierung des 19. Bundestages am 24. Oktober
2017 habe dieser beschlossen, in seiner zweiten Sitzung am 21. November
2017 - noch vor der Konstituierung der sonstigen ständigen Ausschüsse -
neben zwei weiteren Ausschüssen den Petitionsausschuss einzusetzen unter
Vorsitz des Bundestagsvizepräsidenten Thomas Oppermann (SPD). Am 22.
November 2017, einen Tag nach dem Einsetzungsbeschluss, habe die
konstituierende Sitzung des Petitionsausschusses mit zunächst neun
ordentlichen und ebenso vielen stellvertretenden Mitgliedern stattgefunden.
In der Folge habe der Ausschuss in dieser Zusammensetzung bis zur
Festlegung der endgültigen Mitgliederzahl (28 Mitglieder) und der
Bestimmung des neuen Vorsitzes am 31. Januar 2018 zwei weitere Male getagt.

Laut dem Tätigkeitsbericht fanden im Jahr 2017 16 Sitzungen des
Petitionsausschusses statt. In den Sitzungen seien insgesamt 419 Petitionen
zur Einzelberatung aufgerufen worden, schreiben die Abgeordneten. Zweimal
habe der Ausschuss im vergangenen Jahr öffentlich getagt. Dabei sei es zum
einen um die Sicherstellung der ambulanten medizinischen Versorgung von
Mukoviszidose-Patienten gegangen sowie um den von einer Petentin
geforderten Stopp der Umsetzung der "EU-Richtlinie über Pauschalreisen und
verbundene Reiseleistungen". Zu seiner zweiten öffentlichen Sitzung des
Jahres 2017 habe der Ausschuss Experten eingeladen, mit denen über die
Zukunft des Petitionswesens diskutiert wurde, heißt es in dem Bericht.

 * 

6. Arbeiten bei Bundesunternehmen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Arbeitsbedingungen bei bundeseigenen Unternehmen
und Unternehmen mit Bundesbeteiligung geht es in einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2403). Die Bundesregierung soll angeben,
wie viele Beschäftigte in diesen Unternehmen arbeiten. Weitere Frage
richten sich unter anderem nach der Zahl der Leiharbeitskräfte und der Zahl
der sachgrundlos befristeten Arbeitsverhältnisse.

 * 
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BUNDESTAG/7224: Heute im Bundestag Nr. 374 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 374

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 12.35 Uhr

1. Vorstoß zur POP-Verordnung abgelehnt

2. FDP fordert Bamf-Untersuchungsausschuss

3. Der Umgang mit dem Wolf im Wald

4. Regierung: MAD handelte gesetzeskonform

5. Anschleichen von Investoren

6. Kulturreferent für die böhmischen Länder

7. Kultur der Vertriebenen aus Pommern



1. Vorstoß zur POP-Verordnung abgelehnt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist im Ausschuss für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit am Mittwochvormittag mit einem
Entschließungsantrag zur Neufassung der sogenannten POP-Verordnung
gescheitert. Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD sowie die AfD- und
die FDP-Fraktion lehnten das Vorhaben ab. Die Fraktion Die Linke stimmte
mit den Grünen. Der Antrag hat eine Stellungnahme gegenüber der
Bundesregierung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes zum Ziel. Den
eigentlichen Verordnungsvorschlag (KOM(2018)144 endg.; Ratsdok.-Nr.
7470/18) nahmen die Ausschussmitglieder zur Kenntnis.

Mit der neuen EU-Verordnung soll die bestehende Verordnung über persistente
organische Schadstoffe (POP-Verordnung, (EG) Nr. 850/2004) neu gefasst
werden. Als Grund für die Überarbeitung führt die EU-Kommission unter
anderem neue Vorgaben aus dem Stockholmer Übereinkommen über persistente
organische Schadstoffe von 2015 an, die etwa eine Anpassung der Anhänge der
Verordnung nötig machten.

In ihrem Entschließungsantrag fordern die Grünen zum einen, dass die
Bundesregierung auf "wesentliche Vereinfachungen der Berichterstattungs-
und Überwachungsverfahren" hinwirken soll. Zum anderen schlägt die Fraktion
vor, auch Decabromdiphenylether in die POP-Verordnung aufzunehmen. Der als
Flammschutzmittel genutzte Stoff sei zwar im Anhang des Stockholmer
Übereinkommens aufgeführt, fehle aber im Verordnungsentwurf, kritisieren
die Grünen.

 * 

2. FDP fordert Bamf-Untersuchungsausschuss

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion dringt auf die Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses zur Affäre um das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf). Das Gremium solle sich "ein Gesamtbild darüber
verschaffen, welche Gründe und Rahmenbedingungen zu den Vorkommnissen in
der Bamf-Außenstelle in Bremen geführt beziehungsweise diese ermöglicht
haben und welche Entwicklungen und Fehlentwicklungen diese im weiteren
Verlauf genommen haben", schreibt die Fraktion in einem Antrag (19/2524),
der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht. Danach soll der Untersuchungsausschuss "prioritär" in einem ersten
Schritt prüfen, welche konkreten Maßnahmen sofort und mittelfristig
getroffen werden müssen, "um die bereits bekannten Missstände im Rahmen der
Flüchtlingspolitik und der Asylverfahren baldmöglichst abzustellen".

Darüber hinaus solle der Ausschuss klären, inwieweit strukturelle und
organisatorische Defizite im Bamf möglicherweise auch in anderen
Organisationseinheiten zu Missbrauch oder erhöhtem Fehleraufkommen geführt
haben, heißt es in dem Antrag weiter. Zudem soll das Gremium laut Vorlage
der Frage nachgehen, wie sich die Strukturen, Organisation und
Arbeitsweisen des Bamf und sonstiger mit dem Asyl- und Aufenthaltsrecht
betrauter Behörden seit 2014 entwickelt haben und welche politischen
Entscheidungen diese Entwicklungen in welcher Art und Weise beeinflusst
haben.

Auch soll sich der Untersuchungsausschuss nach dem Willen der Fraktion ein
Urteil zu der Frage bilden , welche Auswirkungen "die politische
Entscheidung, Asylsuchende, die über andere Mitgliedstaaten der EU nach
Deutschland einreisen wollten, nicht an den deutschen Grenzen
zurückzuweisen," auf die Arbeitsweise der mit dem Asyl- und
Aufenthaltsrecht betrauten Behörden und die Entwicklung der Sicherheitslage
in Deutschland gehabt hat. Gleiches soll dem Antrag zufolge für die Frage
gelten, "ob Deutschland zu jeder Zeit in der Lage war oder gewesen wäre,
die Grenzen zu sichern und dadurch seine Kontrollfunktion wahrzunehmen".

Insbesondere will die Fraktion durch den Ausschuss unter anderem geklärt
sehen, "wann, aus welchen Gründen, durch wen und auf welcher rechtlichen
Grundlage die Entscheidung getroffen wurde, keine Zurückweisung von
Asylsuchenden an den deutschen Grenzen durchzuführen sowie - zumindest
zeitweise - nicht ihre Identität bei der Einreise festzustellen," und ob
eine "Grenzschließung", also die Rücknahme dieser Entscheidung "direkt im
Anschluss oder auch später kurzfristig überhaupt möglich und durchführbar
gewesen wäre".

Der Untersuchungszeitraum soll vom 1. Januar 2014 bis zum Beschluss der
Einsetzung reichen, wie aus dem Antrag ferner hervorgeht.

 * 

3. Der Umgang mit dem Wolf im Wald

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Entscheidung, ob Kinder ohne Aufsicht im Wald spielen
dürfen, obliegt nach Auffassung der Bundesregierung den
Erziehungsberechtigten. Dies geht aus einer Antwort (19/2356) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/1952) zu Gefahren im Wald durch den
Wolf für Kinder, Hundebesitzer und mit Kopfhörern laufende Jogger hervor.
Die Liberalen hatten darin unter anderem gefragt, ob die Bundesregierung
die Auffassung dänischer Forscher teile, dass "Kinder nicht alleine im Wald
spielen sollten". Die Bundesregierung führt aus, dass sie den von den
Liberalen zur Begründung der Frage angeführten Medienbericht über das
dänische Forschungsprojekt etwas anders verstehe. "Es wird danach
empfohlen, kleine Kinder solange nicht allein in den Wald gehen zu lassen,
bis sie zu möglichen Wolfsbegegnungen ausreichend informiert seien. Im
Prinzip bewähre sich in einer solchen Gefahrensituation das gleiche
Verhalten, das man auch bei einem freilaufenden Hund anwenden würde", fasst
die Bundesregierung ihre Lesart zusammen.

Zudem hebt die Bundesregierung in der Antwort hervor, dass das Risiko für
Menschen, "durch einen Wolfsangriff verletzt oder gar getötet zu werden",
bislang als sehr gering eingeschätzt werde. So sei es in Deutschland sowie
in den europäischen Nachbarländern in den vergangenen 20 Jahren zu keinen
Angriffen von Wölfen auf Menschen gekommen. Gänzlich ausschließen ließe
sich die Gefahr für spielende Kinder, Jogger sowie Hundebesitzer aber
nicht. "Wer sich in der Natur aufhalten möchte, sollte sich über die
entsprechenden Verhaltensweisen bei Begegnungen mit freilebenden Tieren im
Wald informieren", rät die Bundesregierung und verweist im Zusammenhang mit
dem Wolf auf die "intensive Öffentlichkeitsarbeit" der zuständigen
örtlichen Behörden.

 * 

4. Regierung: MAD handelte gesetzeskonform

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Nach Ansicht der Bundesregierung handelte der Militärische
Abschirmdienst (MAD) bei seinen Ermittlungen gegen den Bundeswehrsoldaten
C. wegen des Verdachts auf Zugehörigkeit zur salafistischen Szene, die
wegen einer Personenverwechslung aber wieder eingestellt wurden, "gesetzes-
und vorschriftenkonform". Dies teilt sie in ihrer Antwort (19/2308) auf
eine Kleine Anfrage der Linksfraktion (19/2016) mit. Das Vorgehen des MAD
sei sowohl intern als auch durch das Verteidigungsministerium im Zuge der
Fach- und Rechtsaufsicht geprüft worden. Weitere Überprüfungen hätten
anlässlich der Eingaben des Soldaten an das Verteidigungsministerium, den
Wehrbeauftragten sowie im Rahmen seines Antrags auf Feststellung einer
Wehrdienstbeschädigung stattgefunden.

Das Bundeswehrkrankenhaus Ulm hatte dem Soldaten im Januar 2014 nach einem
zweiwöchigen Krankenhausaufenthalt empfohlen, einen Antrag auf
Wehrdienstbeschädigung zu stellen, weil die Ermittlungen des MAD vermutlich
zu einer schweren psychischen Belastung geführt habe. Das Bundesamt für das
Personalmanagement der Bundeswehr kam bei der Prüfung des Antrages zu dem
Schluss, dass kein Anspruch auf Ausgleich nach dem
Soldatenversorgungsgesetz besteht. Ein zweiter Antrag vom April 2018 wird
nach Angaben der Regierung derzeit noch geprüft.

Der MAD ermittelte gegen den Bundeswehrsoldaten zwischen dem 19. September
2012 und dem 17. Januar 2013 aufgrund "verdachtsbegründeter Erkenntnisse"
der deutschen Verfassungsschutzbehörden und eines ausländischen
Nachrichtendienstes. Im Rahmen der Ermittlungen wurde er auch durch den MAD
befragt. Nach Abschluss der Ermittlungen sei der Soldat "nach mehrfachen
erfolglosen Versuchen" am 18. April 2013 persönlich vom MAD darüber
informiert worden, dass eine "Verwechslung" vorgelegen habe.

 * 

5. Anschleichen von Investoren

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach dem überraschenden Einstieg eines Investors bei der
Daimler Benz AG erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/2388). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, warum
der Investor eine Beteiligungsposition von 9,69 Prozent präsentierte, ohne
zuvor das Überschreiten gesetzlicher Meldeschwellen für den
Beteiligungserwerb gemeldet zu haben.

 * 

6. Kulturreferent für die böhmischen Länder

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion befragt die Bundesregierung zur
Finanzierung und Ausweitung von Kulturleistungen für deutschsprachige
Heimatvertriebene aus den böhmischen Ländern. In der Kleinen Anfrage
(19/2260) möchte die AfD-Fraktion unter anderem wissen, über welche Mittel
der Kulturreferent für die Region verfügt und ob Weiterentwicklungen im
Bereich der audiovisuellen Medien geplant sind, um die gesprochene Sprache
der Vertriebenen, Flüchtlinge und ihrer Nachkommen lebendig zu halten.

 * 

7. Kultur der Vertriebenen aus Pommern

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft zur Finanzierung und
Ausweitung von Kulturleistungen für deutsche Heimatvertriebene aus Pommern
und Ostbrandenburg. In einer Kleinen Anfrage (19/2258) möchte die
AfD-Fraktion unter anderem wissen, über welche Mittel der Kulturreferent
für Pommern und Ostbrandenburg verfügt und ob Weiterentwicklungen im
Bereich der audiovisuellen Medien geplant sind, um die gesprochene Sprache
der Vertriebenen, Flüchtlinge und ihrer Nachkommen lebendig zu halten.

 * 
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BUNDESTAG/7223: Heute im Bundestag Nr. 373 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 373

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 11.59 Uhr

1. Strengere Regeln für Bürgerenergieprojekte

2. Luftangriffe des Westens gegen Syrien

3. Bundeswehr-Beteiligung an der ILA

4. NS-Vergangenheit im Bundeskanzleramt



1. Strengere Regeln für Bürgerenergieprojekte

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat sich für Änderungen bei den
Ausschreibungsregelungen für Bürgerenergiegesellschaften ausgesprochen. Bei
seiner Sitzung am Mittwoch stimmten die Koalitionsfraktionen und die 
FDP-Fraktion für einen entsprechenden Gesetzentwurf des Bundesrats (19/1320) in
geänderter Form. Die Abgeordneten der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
enthielten sich, die Abgeordneten der Fraktionen AfD und Linke votierten
dagegen. Mit der Änderung am Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) will der
Bundesrat eine drohende Ausbaulücke bei Windenergieprojekten vermeiden und
einen Missbrauch der Gesellschaftsform unterbinden. Der Bundestag soll noch
in dieser Woche darüber debattieren.

Künftig soll auch für Bürgerenergiegesellschaften gelten: Sie können sich
nur an Ausschreibungen für ein Projekt beteiligen, für das eine
immissionsschutzrechtliche Genehmigung vorliegt. Die Regelung soll dem
Gesetzentwurf in geänderter Form zufolge bis Mitte 2020 gelten. Noch im
vergangenen Jahr hatten Sonderregelungen Ausnahmen für die neuen
Gesellschaften gewährt - nun gibt es offenbar Sorgen, dass nicht zuletzt
durch das langwierige, nachträgliche Einholen von Sondergenehmigungen
Projekte erst stark verzögert umgesetzt würden. Zudem hatten manche
Großanbieter flugs eigene Gesellschaften gegründet, die formal
Bürgerenergiegesellschaften entsprachen und waren so in den Genuss von
Sonderbehandlungen gekommen. "Damit wurde die als Ausnahmeregelung
vorgesehene Regelung in der Praxis zur Regel", bilanziert der Bundesrat.

Die Regeln für Bürgerenergiegesellschaften seien in der Hoffnung auf einen
missbrauchsfreien Schriftsatz gefasst worden, hieß es von Seiten der
Koalitionsfraktionen im Ausschuss. "Das Gegenteil ist passiert",
bilanzierte ein Abgeordneter. Nun könne man Schlupflöcher stopfen und
parallel schauen, wie man Bürgerenergiegesellschaften weiter fördert.

Die AfD-Fraktion untermauerte ihre Kritik am EEG an sich. Jetzt gehe es um
ein Herumdoktorn an einem Gesetz innerhalb eines Systems, das falsch läuft.
Das EEG solle gestrichen werden. Die FDP-Fraktion begrüßte das vorgesehene
Moratorium für die Ausnahmen, bemängelte allerdings die lange ausharrende
Haltung der Bundesregierung - nun werde das ganze brachial vor der
Sommerpause durchgezogen.

Vertreter der Linksfraktion kritisierten das Ausschreibungsvolumen als zu
niedrig. Eigentlich brauche man zusätzliche Ausschreibungsrunden, doch
dazukomme es entgegen früherer Pläne nicht. Das komme einem Versagen der
Bundesregierung gleich, so ein Abgeordneter. Die Fraktion möchte zudem
kleinere Projekte von Ausschreibungen ausnehmen. Die Grünen-Fraktion
plädierte dafür, die Ausbaumengen deutlich zu erhöhen. Die verlängerte
Aussetzung der Sondergenehmigungen sei richtig; nun erwarte man, dass die
Bundesregierung eine gute dauerhafte Regelung findet.

 * 

2. Luftangriffe des Westens gegen Syrien

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung soll sich nach dem Willen der
AfD-Fraktion von den Luftschlägen des Westens gegen Syrien im April dieses
Jahres distanzieren. "Die Luftschläge der USA, Frankreichs und
Großbritanniens vom 14.04.2018 gegen Ziele in Syrien waren
völkerrechtswidrig", schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/2470),
der am Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Die
Bundesregierung solle diesen Umstand der Völkerrechtsverletzung feststellen
und sich von diesen Luftschlägen öffentlich distanzieren. Außerdem wird die
Bundesregierung aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass die Vereinten
Nationen mit dieser Frage befasst werden. "Wir sehen mit Sorge, dass die
Vereinten Nationen durch einseitige Maßnahmen, wie die der USA, Frankreichs
und Großbritanniens am 14.04.2018, in den Hintergrund gedrängt werden und
die Autorität der Vereinten Nationen vorsätzlich beschädigt wird", heißt es
im Antrag zu Begründung.

 * 

3. Bundeswehr-Beteiligung an der ILA

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Kosten der Teilnahme des Verteidigungsministeriums und
der Bundeswehr an der Internationalen Luft- und Raumfahrtausstellung (ILA)
2018 in Berlin belaufen sich voraussichtlich auf 1,765 Millionen Euro. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2377) auf eine Kleine
Anfrage der Linksfraktion (19/2119) mit. Eine Schlussabrechnung liege
aufgrund der noch nicht vollständig abgeschlossenen Rechnungsbearbeitung
jedoch noch nicht vor. Die Bundeswehr hat sich mit 832 Soldaten und zivilen
Mitarbeitern an der Ausstellung beteiligt. Für ILA-Besucher wurde ein
Tankflugzeug vom Typ A310 MRTT, Transportflugzeug vom Typ A400M und
Transall C-160, ein Transporthubschrauber vom Typ Mk41 Sea King, ein
Aufklärungsflugzeuge vom Typ P-3C Orion sowie ein nicht flugfähiges
Ausstellungsstück des Kampfflugzeuges Tornado zur Besichtigung freigegeben.
Für Flugvorführungen standen insgesamt elf Hubschrauber vom Typ NH90, UH
Tiger, CH-53, LUH H145M sowie MK 88 Sea Lynx, sieben Kampfflugzeuge vom Typ
Eurofighter und Tornado sowie drei Transport- und Tankflugzeuge vom Typ
Transall C-160, A310 MRTT und A400M zur Verfügung.

 * 

4. NS-Vergangenheit im Bundeskanzleramt

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) 2016 wurde ein Forschungsprogramm zur Aufarbeitung der
nationalsozialistischen Vergangenheit in Bundesministerien und zentralen
Behörden ausgeschrieben. Die Fraktion Die Linke verlangt in einer Kleinen
Anfrage (19/2391) Auskunft über den Auswahlvorgang zweier Projekte, die
sich nun mit dem Bundeskanzleramt in der Nachkriegszeit beschäftigen sowie
die konkrete Förderung und den Stand der Umsetzung der Forschungsvorhaben.
Auch der Zugang zu relevanten Unterlagen in Nachlässen und Archiven ist
Thema der Anfrage.

 * 
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BUNDESTAG/7222: Heute im Bundestag Nr. 372 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 372

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 11.19 Uhr

1. OSZE-Beobachter in der Ostukraine

2. Flüchtlinge aus Afrin

3. Visa im Rahmen von Working Holiday

4. Deutschkurse in Armenien

5. US-Airbase Ramstein im Fokus

6. Migrationsberatungszentrum in Ägypten

7. Menschenrechtslage in Kambodscha



1. OSZE-Beobachter in der Ostukraine

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Bei der Special Monitoring Mission (SMM) der Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) in der Ukraine sind
derzeit 704 Beobachter im Einsatz (Stand: Ende April 2018). Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/2134) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/1366) schreibt, seien gegenwärtig 566 Beobachter in
den Regionen Donezk und Luhansk eingesetzt. Die SMM habe für das Jahr 2017
insgesamt 2.422 Fälle von Einschränkungen ihrer Bewegungsfreiheit oder
anderen Beschränkungen ihrer Tätigkeit berichtet. Damit seien die
Fallzahlen gegenüber 2016 um 24 Prozent gestiegen. Von den 2.422 Fällen
gingen etwa zwei Drittel auf allgemeine Beschränkungen durch Minen,
Munitionsreste oder Fahrzeugsperren auf beiden Seiten der Kontaktlinie
zurück. "785 Fälle gehen auf gezielte Beschränkungen der SMM zurück, etwa
wenn die SMM an Kontrollpunkten an der Weiterfahrt gehindert wurde", heißt
es in der Antwort weiter. 142 (18 Prozent) der Vorfälle seien auf der von
der Ukraine kontrollierten Seite der Kontaktlinie getreten und 643 (82
Prozent) auf nicht von der ukrainischen Regierung kontrollierten Seite.
"Nach Kenntnis der Bundesregierung wurden die Beobachterinnen und
Beobachter 2017 nicht in Kampfhandlungen verwickelt." Die SMM habe aber
insgesamt 29 Fälle verschiedener Arten von Beschuss in der näheren Umgebung
der Beobachter verzichtet. Am 23. April 2017 sei es zu einem
schwerwiegenden Sicherheitsvorfall gekommen, als ein Fahrzeug der Mission
mit drei Insassen auf eine Mine auffuhr. Ein Missionsangehöriger sei
getötet, die beiden anderen verletzt worden.

 * 

2. Flüchtlinge aus Afrin

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben des Büros der Vereinten Nationen für die
Koordinierung Humanitärer Hilfe (UN OCHA) halten sich derzeit noch 137.000
Flüchtlinge aus Afrin in der vom syrischen Regime und Russland
kontrollierten Region Tell Rifaat auf. Darauf verweist die Bundesregierung
in der Antwort (19/2192) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/1651). Das syrische Regime erlaube diesen Flüchtlingen derzeit weder
die Weiterreise in den Raum Aleppo noch die Rückkehr nach Afrin. Für Hilfen
der Agenturen der Vereinten Nationen seien diese Menschen derzeit nicht
erreichbar. Im Rahmen der aktuellen Allokation des VN-geführten Humanitären
Gemeinschaftsfond für Syrien (Syria Humanitarian Fund) seien rund acht
Millionen US-Dollar für humanitäre Hilfsmaßnahmen der aus Afrin
vertriebenen Menschen vorgesehen, die über lokale humanitäre Partner
umgesetzt werden sollen. "Die meisten der aus Afrin in die syrischen
Gebiete unter türkischer Kontrolle geflohenen Menschen sind nach Kenntnis
der Bundesregierung inzwischen wieder nach Afrin zurückgekehrt."

 * 

3. Visa im Rahmen von Working Holiday

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesrepublik hat im Jahre 2017 weltweit rund 6.000
Visa im Rahmen des "Working Holiday"-Programms für junge Menschen im Alter
zwischen 18 und 30 Jahren erteilt. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/2302) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion hervorgeht, lag diese
Zahl im Jahre 2013 noch bei knapp 3.100. Hauptherkunftsländer waren 2017
Südkorea, Kanada, Chile, Argentinien und Japan.

 * 

4. Deutschkurse in Armenien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesrepublik hat in Bezug auf Armenien für die
Förderung der deutschen Sprache durch Sprachkurse und Unterstützung von
ausländischen Einrichtungen, die Deutsch als Fremdsprache lehren, im
vergangenen Jahr knapp 585.000 Euro bereitgestellt. Wie aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/2097) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/1322) weiter hervorgeht, gingen die Mittel vor allem an den Deutschen
Akademischen Austauschdienst, das Goethe-Institut, die Zentralstelle für
das Auslandschulwesen sowie an den Pädagogischen Austauschdienst.

 * 

5. US-Airbase Ramstein im Fokus

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "Neubau eines US-Drohnenrelais in Sigonella und
Abbau der baugleichen Anlage in Ramstein" erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/2078). Aus Sicht der Abgeordneten sei
die Bundesregierung "durch die Duldung Ramsteins als Knoten des
US-Drohnenkriegs an der Politik von völkerrechtswidrigen Tötungen ohne
Gerichtsverfahren (den sogenannten targeted killings) beteiligt". Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, wie sie sich in dieser
Frage positioniert und auf welche Weise sie sich bei der US-Regierung um
detaillierte Informationen zur Nutzung des Luftwaffenstützpunkts Ramstein
bemüht.

 * 

6. Migrationsberatungszentrum in Ägypten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Um die Kooperation mit Ägypten im Bereich Migration und
Grenzüberwachung geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/2159). Die Abgeordneten erkundigen sich darin unter anderem nach der
2017 beschlossenen Vereinbarung zur "Zusammenarbeit im Migrationsbereich"
und nach dem geplanten Aufbau eines Migrationsberatungszentrums in Ägypten.

 * 

7. Menschenrechtslage in Kambodscha

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Situation der Opposition und der Medien in
Kambodscha erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/2227). Die Abgeordneten thematisieren darin das Verbot der größten
Oppositionspartei CNRP durch die kambodschanische Regierung und fragen, wie
sich die Bundesregierung dazu positioniert.

 * 
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BUNDESTAG/7221: Heute im Bundestag Nr. 371 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 371

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 10.29 Uhr

1. Breitbandförderung in Bayern

2. Breitbandförderung in Rheinland-Pfalz

3. Breitband in Mecklenburg-Vorpommern

4. Arbeitsassistenz: Förderung stark gestiegen

5. Kappung des Kindergeldes

6. Digitalisierung im deutschen Schienennetz



1. Breitbandförderung in Bayern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/2275) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2068) listet die Bundesregierung die
Kommunen, Städte und Kreise in Bayern auf, die Förderbescheide im Rahmen
des 2015 gestarteten Bundesförderprogramms Breitbandausbau bekommen haben.
Gefördert werden Investitionen zur Schließung einer
Wirtschaftlichkeitslücke eines Betreibers von Breitbandinfrastrukturen, der
in einem betriebswirtschaftlich unattraktiven Gebiet ein Breitbandnetz
errichtet und anschließend selbst betreibt
(Wirtschaftlichkeitslückenmodell) sowie Investitionen, die es den Kommunen
ermöglichen, passive Netzinfrastrukturen - zum Beispiel Glasfaserkabel,
Leerrohre - zu errichten und diese an Netzbetreiber zu verpachten
(Betreibermodell). Die Höchstfördersumme liegt bei 15 Millionen Euro pro
Investitionsprojekt. Mit bis zu 50.000 Euro pro Ausbaumaßnahme werden zudem
Beratungsleistungen für Planung und Erstellung der Antragsunterlagen
gefördert.

Bislang sind der Vorlage zufolge die zur Verfügung gestellten Mittel in der
überwiegenden Zahl der Fälle nicht abgeflossen. Auf Nachfrage der Grünen,
an welchen Stellen im Förderprozess die Bundesregierung einen zeitlichen
Optimierungsbedarf sieht, heißt es in der Antwort: "Zur Vereinfachung der
Förderbedingungen werden zeitnah der Förderprozess evaluiert und im
Hinblick auf eine zeitliche Optimierung der Verfahren bis zur Erstellung
des abschließenden Förderbescheids Vorschläge erarbeitet."

 * 

2. Breitbandförderung in Rheinland-Pfalz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/2276) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2071) listet die Bundesregierung die
Kommunen, Städte und Kreise in Rheinland-Pfalz auf, die Förderbescheide im
Rahmen des 2015 gestarteten Bundesförderprogramms Breitbandausbau bekommen
haben. Gefördert werden Investitionen zur Schließung einer
Wirtschaftlichkeitslücke eines Betreibers von Breitbandinfrastrukturen, der
in einem betriebswirtschaftlich unattraktiven Gebiet ein Breitbandnetz
errichtet und anschließend selbst betreibt
(Wirtschaftlichkeitslückenmodell) sowie Investitionen, die es den Kommunen
ermöglichen, passive Netzinfrastrukturen - zum Beispiel Glasfaserkabel,
Leerrohre - zu errichten und diese an Netzbetreiber zu verpachten
(Betreibermodell). Die Höchstfördersumme liegt bei 15 Millionen Euro pro
Investitionsprojekt. Mit bis zu 50.000 Euro pro Ausbaumaßnahme werden zudem
Beratungsleistungen für Planung und Erstellung der Antragsunterlagen
gefördert.

Bislang sind der Vorlage zufolge die zur Verfügung gestellten Mittel in der
überwiegenden Zahl der Fälle nicht abgeflossen. Auf Nachfrage der Grünen,
an welchen Stellen im Förderprozess die Bundesregierung einen zeitlichen
Optimierungsbedarf sieht, heißt es in der Antwort: "Zur Vereinfachung der
Förderbedingungen werden zeitnah der Förderprozess evaluiert und im
Hinblick auf eine zeitliche Optimierung der Verfahren bis zur Erstellung
des abschließenden Förderbescheids Vorschläge erarbeitet."

 * 

3. Breitband in Mecklenburg-Vorpommern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Trotz einer Vielzahl an erteilten Förderbescheiden für
Investitionen in den Breitbandausbau in Mecklenburg-Vorpommern sind bislang
nur in sehr geringem Umfang tatsächlich die bereitgestellten Mittel
abgeflossen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/2267) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2070) hervor. In
der Antwort listet die Bundesregierung die Kommunen, Städte und Kreise in
Mecklenburg-Vorpommern auf, die Förderbescheide im Rahmen des 2015
gestarteten Bundesförderprogramms Breitbandausbau bekommen haben. Gefördert
werden Investitionen zur Schließung einer Wirtschaftlichkeitslücke eines
Betreibers von Breitbandinfrastrukturen, der in einem
betriebswirtschaftlich unattraktiven Gebiet ein Breitbandnetz errichtet und
anschließend selbst betreibt (Wirtschaftlichkeitslückenmodell) sowie
Investitionen, die es den Kommunen ermöglichen, passive Netzinfrastrukturen
- zum Beispiel Glasfaserkabel, Leerrohre - zu errichten und diese an
Netzbetreiber zu verpachten (Betreibermodell). Die Höchstfördersumme liegt
bei 15 Millionen Euro pro Investitionsprojekt. Mit bis zu 50.000 Euro pro
Ausbaumaßnahme werden zudem Beratungsleistungen für Planung und Erstellung
der Antragsunterlagen gefördert.

Auf Nachfrage der Grünen, an welchen Stellen im Förderprozess die
Bundesregierung einen zeitlichen Optimierungsbedarf sieht, heißt es in der
Antwort: "Zur Vereinfachung der Förderbedingungen werden zeitnah der
Förderprozess evaluiert und im Hinblick auf eine zeitliche Optimierung der
Verfahren bis zur Erstellung des abschließenden Förderbescheids Vorschläge
erarbeitet."

 * 

4. Arbeitsassistenz: Förderung stark gestiegen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Zahl der Menschen mit Behinderungen, die
Arbeitsassistenzleistungen erhalten, hat sich in den vergangenen zehn
Jahren fast verdoppelt. Das geht aus der Antwort (19/2339) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/1972) der Fraktion Die Linke
hervor. Demnach nahmen im Jahr 2008 rund 1.900 Menschen diese Leistung in
Anspruch, um einer Arbeit nachgehen zu können. Im Jahr 2017 waren es knapp
3.700 Menschen. Die Bundesregierung stellt in der Antwort darüber hinaus
klar, dass sie die Einschätzung der Linken nicht teilt, wonach es bei der
Bewilligung von Arbeitsassistenz für schwerbehinderte Menschen erhebliche
Probleme und willkürliche Kürzungen gebe.

 * 

5. Kappung des Kindergeldes

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung wird eine Änderung zur Anpassung der
Höhe des Kindergeldes an die Lebensverhältnisse in anderen 
EU-Mitgliedstaaten erst vorlegen, nachdem das europäische Recht geändert
wurde. Das betont sie in ihrer Antwort (19/2333) auf eine Kleine Anfrage
(19/1739) der AfD-Fraktion. Die Fraktion hatte unter anderem danach
gefragt, ob die Regierung eine Kappung des Kindergeldes für EU-Ausländer
und Deutsche plant, deren Kinder im Ausland wohnen.

 * 

6. Digitalisierung im deutschen Schienennetz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Stand der Digitalisierung im deutschen
Schienennetz erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei der
Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage (19/2289) wollen die Abgeordneten
unter anderem wissen, welche Maßnahmen des "Masterplans
Schienengüterverkehr" mit dem Ziel, die Digitalisierung des
Schienengüterverkehrs voranzutreiben, bislang umgesetzt wurden und welche
Maßnahmen nach den Plänen der Bundesregierung im Jahr 2018 noch umgesetzt
werden sollen.

 * 
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BUNDESTAG/7220: Heute im Bundestag Nr. 370 - 06.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 370

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. Juni 2018, Redaktionsschluss: 09.53 Uhr

1. Petition zur Dauer einer Wahlperiode

2. Gesetzentwurf zu Familiennachzug

3. AfD schlägt erneut Marcus Bühl vor

4. Gremium für das Bundesschuldenwesen

5. AfD schlägt Boehringer erneut vor



1. Petition zur Dauer einer Wahlperiode

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss hat sich am Mittwoch mit der
Forderung beschäftigt, die Wahlperiode des Deutschen Bundestages nicht von
vier auf fünf Jahre auszudehnen. Die Abgeordneten verabschiedeten während
der Sitzung einstimmig eine Beschlussempfehlung, wonach die dahingehende
Petition "den Fraktionen des Bundestags zur Kenntnis" gegeben werden soll.

Zur Begründung ihrer Eingabe machen die Petenten darauf aufmerksam, dass
das Ziel der Demokratie schon in der Wortherkunft beschrieben sei. Das Volk
sei der Souverän im Staat - eine Verlängerung der Wahlperiodendauer von
einem Jahr bedeute eine entsprechende Einschränkung seines Wahlrechts,
heißt es in der Vorlage.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung führt der
Petitionsausschuss sowohl Argumente an, die für eine Verlängerung der
Wahlperiode vorgetragen werden als auch solche, die dagegen sprächen. Als
Argument für eine Verlängerung werde hauptsächlich angeführt, dass dann die
Möglichkeit der kontinuierlichen, nicht durch die Notwendigkeit der
Erneuerung der Legitimation unterbrochenen Sachberatung bestehe, schreibt
der Ausschuss. Derzeit, so heißt es in der Beschlussempfehlung, könne ein
großer Teil des ersten Jahres der Wahlperiode nicht voll für die
Aufgabenerfüllung des Parlamentes genutzt werden, sondern werde für die
Anlaufzeit der parlamentarischen Arbeit benötigt. Das letzte Jahr wiederum
stünde schon mehr oder weniger im Schatten der bevorstehenden
Wahlkampfauseinandersetzungen, womit im Wesentlichen nur zwei Jahre für die
eigentliche parlamentarische Arbeit blieben.

Gegen eine Verlängerung der Wahlperiode werde wiederum eingewandt, dass
sich damit die effektive politische Einflussmöglichkeit der Bürger
vermindere, heißt es weiter. Die seltenere Gelegenheit für einen
politischen Machtwechsel könne darüber hinaus "antiparlamentarische
Einstellungen und außerparlamentarische Aktivitäten von Bürgern" fördern.
Dem Argument einer effektiveren Gestaltung der parlamentarischen Arbeit
durch Verlängerung der Wahlperiode werde entgegengehalten, dass eine
längere Legislaturperiode unter Umständen auch zu einer Verminderung des
"heilsamen Zeitdrucks" bei einer Umsetzung des politischen
Gestaltungswillens führen könne.

Wie der Petitionsausschuss schreibt, werde die derzeitige Dauer der
Wahlperiode von vier Jahren allgemein als Kompromiss zwischen den genannten
Gesichtspunkten angesehen, da die Balance zwischen der Arbeitsfähigkeit des
Parlaments und der erforderlichen regelmäßigen Legitimierung durch die
Wähler gewahrt bleibe. Derzeit, so heißt es in der Vorlage weiter, seien
auch "keine Reformpläne des Bundestags oder seiner Fraktionen bekannt".
Auch habe sich der neugewählte Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU)
in einem Interview mit der Wochenzeitung "Das Parlament" für die
Beibehaltung der bisherigen vierjährigen Wahlperiodendauer ausgesprochen.

 * 

2. Gesetzentwurf zu Familiennachzug

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf "zur
Neuregelung des Familiennachzugs zu subsidiär Schutzberechtigten" (19/2438)
vorgelegt, über den der Bundestag am Donnerstag in erster Lesung
debattiert. Der Entwurf sieht vor, den derzeit ausgesetzten Nachzug
ausländischer Mitglieder der Kernfamilie - Ehepartner, Eltern
minderjähriger Kinder und ledige minderjährige Kinder - zu subsidiär, also
eingeschränkt Schutzberechtigten aus humanitären Gründen ab Anfang August
dieses Jahres für 1.000 Personen pro Monat zu gewähren.

Dabei soll laut Bundesinnenministerium für die Zeit vom 1. August bis 31.
Dezember 2018 die Begrenzung bei insgesamt 5.000 Visa liegen. Bis zum
Jahresende kann das nicht ausgeschöpfte Kontingent den Angaben zufolge auf
den Folgemonat übertragen werden, danach nicht mehr.

Mit dem Gesetzentwurf wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen ab
August Angehörige der Kernfamilie zu subsidiär Schutzberechtigten nach
Deutschland nachziehen können. Dabei soll neben der individuellen
Lebenssituation des in der Bundesrepublik lebenden Schutzberechtigten auch
die Situation seiner im Ausland befindlichen Angehörigen berücksichtigt
werden. Die Auslandsvertretungen sollen die auslandsbezogenen und die
Ausländerbehörden die inlandsbezogenen Aspekte prüfen. Anhand der von ihnen
beigebrachten Informationen trifft das Bundesverwaltungsamt laut Vorlage
"eine intern rechtlich verbindliche Entscheidung, welche
Familienangehörigen zu den monatlich bis zu 1.000 Nachzugsberechtigten
gehören".

Neben dem auf 1.000 Menschen im Monat begrenzten Familiennachzug soll
insbesondere bei dringenden humanitären Gründen Familienangehörigen
subsidiär Geschützter in Einzelfällen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt
oder Angehörige im Rahmen von Aufnahmeprogrammen des Bundes oder der Länder
berücksichtigt werden können. Vom Familiennachzug ausgeschlossen bleiben
sollen in der Regel Ehen, die erst nach der Flucht aus dem Herkunftsland
geschlossen wurden. "Gleiches gilt, wenn die Ausreise des subsidiär
Schutzberechtigten kurzfristig zu erwarten ist oder es sich um Personen
handelt, die schwerwiegende Straftaten begangen haben oder bei denen es
sich um sogenannte Gefährder handelt", heißt es in der Vorlage weiter.

 * 

3. AfD schlägt erneut Marcus Bühl vor

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut den Abgeordneten Marcus Bühl
als Mitglied für das Vertrauensgremium gemäß Paragraf 10a Absatz 2 der
Bundeshaushaltsordnung vorgeschlagen. Dies geht aus einem Wahlvorschlag der
Fraktion (19/2440) hervor. Die Wahl ist für Donnerstag vorgesehen. Bühl
konnte bisher keine Mehrheit im Bundestag erringen.

 * 

4. Gremium für das Bundesschuldenwesen

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut die Abgeordneten Albrecht
Glaser und Volker Münz als Mitglieder für das Gremium gemäß Paragraf 3 des
Bundesschuldenwesengesetzes nominiert. Dies geht aus einem Wahlvorschlag
der Fraktion (19/2441) hervor. Die Wahl ist für Donnerstag vorgesehen.
Glaser und Münz hatten bisher keine Mehrheit im Bundestag erzielt, die
Sitze der Fraktion sind daher vakant.

 * 

5. AfD schlägt Boehringer erneut vor

Haushalt/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion hat erneut den Abgeordneten Peter
Boehringer als Mitglied und die Abgeordnete Birgit Malsack-Winkemann als
stellvertretendes Mitglied des Sondergremiums gemäß Paragraf 3 Absatz 3 des
Stabilisierungsmechanismusgesetzes vorgeschlagen. Dies geht aus einem
Wahlvorschlag der Fraktion (19/2442) hervor. Die Wahl ist für Donnerstag
angesetzt. Die AfD-Sitze in dem Gremium sind vakant. Bisher konnten die
beiden Kandidaten keine Mehrheit im Bundestag erringen.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1007: Diätenanpassung zum 1. Juli 2018 (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 66/2018

Nach Maßgabe der allgemeinen Einkommens- und Kostenentwicklung

Diätenanpassung zum 1. Juli 2018



Stuttgart. Orientiert an den vom Statistischen Landesamt
festgestellten Daten zur allgemeinen Einkommens- und Kostenentwicklung
werden die Diäten der Abgeordneten des Landtags von Baden-Württemberg
zum 1. Juli 2018 angepasst. Grundlage hierfür ist das sogenannte
Indexierungsverfahren, das vom Landtag im Jahr 2005 eingeführt und im
Juni 2016 für die 16. Wahlperiode bestätigt wurde. Nach Angaben der
Landtagspressestelle erhöht sich entsprechend dieser Bemessungsmethode
die steuerpflichtige Grundentschädigung für die Parlamentarier um 2,4
Prozent auf 7.963 Euro.

Wie die Landtagspressestelle weiter bekannt gibt, werden zudem die
Kostenpauschale um 1,8 Prozent auf 2.208 Euro und der Vorsorgebeitrag
für die eigenständige Altersvorsorge um 1,81 Prozent auf 1.751 Euro
erhöht. Bemessungszeitraum für die aktuelle Anpassung ist das Jahr
2017.

Indexierungsverfahren bedeutet, dass die Entschädigung auf der
Grundlage von statistischen Maßzahlen angepasst wird. Für die
Grundentschädigung teilt das Statistische Landesamt die Veränderung
des Nominallohnindex für Baden-Württemberg mit, der die allgemeine
Einkommensentwicklung in Baden-Württemberg abbildet. Für die
Kostenpauschale ermittelt das Statistische Landesamt den Wert anhand
der Entwicklung des Verbraucherpreisindexes für Baden-Württemberg,
während sich der Vorsorgebeitrag an der Entwicklung des Höchstbeitrags
zur allgemeinen Rentenversicherung ausrichtet.

Auf der Grundlage dieser Werte werden die neuen
Entschädigungsleistungen errechnet und von der Landtagspräsidentin im
Gesetzblatt für Baden-Württemberg veröffentlicht.

 * 
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BAYERN/4924: Söder bricht seine Wahlversprechen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 6. Juni 2018

Söder bricht seine Wahlversprechen

SPD-Fraktionschef Rinderspacher: Im Nachtragshaushalt kein Cent für viele wichtige Ankündigungen



Der Nachtragshaushalt 2018 entlarvt maßgebliche Versprechen aus der Regierungserklärung von Ministerpräsident Söder als Luftnummern. SPD-Fraktionschef Markus Rinderspacher stellte mit Blick auf die nüchternen Zahlen des Haushaltsentwurfs fest, dass das vermeintlich "farbenfrohe Feuerwerk mit vielen bunten Raketen in Wirklichkeit nur Blendwerk und Schall und Rauch ist. Den Ankündigungen folgen keinerlei Taten und Konsequenzen. Angesichts leerer Versprechungen und falscher Prioritäten, wird es höchste Zeit, dass die Arroganz der Macht der absoluten Herrschaft endlich ein Ende findet."

Rinderspacher bemängelte: "Vor allem fehlen Investitionen in zentrale Herausforderungen: soziale Gerechtigkeit, kostenfreie Kitas, bezahlbaren Wohnraum, einen besseren ÖPNV. Der CSU-Spitzenkandidat verspricht im Wahlkampf jede Menge Päckchen nach dem Prinzip: Hurra, im Himmel ist Jahrmarkt - aber die Lieferung bleibt aus."

Die SPD-Fraktion werbe für mehr Bodenhaftung, mehr Bodenständigkeit und setze sich beim Nachtragshaushalt für mehr soziale Gerechtigkeit ein. "1,5 Millionen Menschen leben in Bayern unterhalb der Armutsgrenze. Auch wenn die CSU alle unsere Anträge zur Armutsbekämpfung, zur Stärkung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie zur Entlastung der Familien in Bayern abgelehnt hat, bleiben wir als SPD dran."

Der SPD-Fraktionsvorsitzende listete besonders kritikwürdige Versäumnisse der Staatsregierung auf: "Vor 48 Tagen hat Herr Söder eine Qualitätsoffensive Kinderbetreuung mit 30.000 neuen Plätzen, 10.000 Tagespflegepersonen und neuen 10.000 Hortplätzen versprochen. Doch die nackte Wahrheit lautet: Herrn Söders vermeintliche Kita-Offensive findet sich im Nachtragshaushalt nicht wieder. Der neue Ministerpräsident führt die Kita-Beschäftigten und Familien in Bayern mit Wahlkampfversprechungen hinters Licht, die schon vor dem Wahltermin gebrochen werden. Wir werden Ihnen diesen Wahlbetrug nicht durchgehen lassen!"

Auch bei der Inneren Sicherheit zünde der Ministerpräsident nur Nebelkerzen: "Ich sage: lieber mehr Zweibeiner in Polizeiuniform auf bayerischen Straßen und Plätzen als Söders neue Vierbeiner. 2017 haben die Überstunden der Bayerischen Polizei mit über 2,2 Millionen einen neuen Rekordwert erreicht - das entspricht einem Zuwachs von 11,0 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Unsere Polizei leistet wertvolle und professionelle Arbeit, für die die Bürgerschaft dankbar ist. Wir sind in Sorge, dass die seit geraumer Zeit angekündigte Entlastung unserer Polizei offensichtlich nicht kommt."

Ein weiteres Beispiel ist das angekündigte bayerische Raumfahrtprogramm mit dem Namen "Bavaria One", betont Rinderspacher: "Heute wissen wir: Herrn Söders Regierungserklärung war nix als Science Fiction. Es gibt keinen einzigen Cent - noch nicht mal zur Vorbereitung für ein spezifisches Raumfahrtprogramm. Das Raumfahrtprogramm Bavaria One ist bei genauem Hinsehen das Märchen Söderchens Mondfahrt."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68
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BAYERN/4923: Alle bayerischen Schüler sollen eine NS-Gedenkstätte besuchen können (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 6. Juni 2018

Alle bayerischen Schüler und Schülerinnen sollen eine NS-Gedenkstätte besuchen können

SPD legt Gesetzentwürfe zur Erinnerungsarbeit vor - mit Bildung gegen rechtsradikales und antisemitisches Gedankengut



Die SPD-Landtagsfraktion will allen bayerischen Schülerinnen und Schülern den Besuch einer KZ-Gedenkstätte oder eines Erinnerungsortes in Bayern ermöglichen. Weiter soll die Gedenkstättenarbeit besser koordiniert sowie inhaltlich und pädagogisch modernisiert werden. Zwei entsprechende Gesetzentwürfe (PDF, 2,73 MB) wurden heute (6. Juni) im Plenum des Bayerischen Landtags in erster Lesung debattiert. "Wir wollen dem rechtsextremem Gedankengut und dem wachsenden Antisemitismus Bildung und Aufklärung entgegensetzen. Ich freue mich, dass es hier im Landtag Konsens ist, dass die Erinnerungsarbeit mit Schülerinnen und Schülern eine zentrale Rolle spielen soll", sagte der bildungspolitische Sprecher Martin Güll im Bayerischen Landtag.

Zum einen soll das bayerische Erziehungs- und Unterrichtsgesetz (EUG) geändert werden, das die Bereitstellung umfangreicher Ressourcen durch den Freistaat ermöglicht. "Wir wollen niemand zwingen, Erinnerungsorte zu besuchen, wohl aber den Freistaat in die Pflicht nehmen, Schülern einen kostenfreien Besuch zu ermöglichen und alles Nötige dafür zu tun, dass dieser Besuch gelingt", erklärt Güll. Er rechnet mit 120.000 bis 150.000 Besuchern jährlich in allen bayerischen Gedenkstätten.

Die hochschulpolitische Sprecherin Isabell Zacharias forderte in ihrer Begründung der Novelle des Gedenkstättenstiftungsgesetzes eine bessere Koordinierung der Arbeit der Gedenkstätten. Es brauche neue Arbeitsstrukturen mit einem hauptamtlichen Stiftungsdirektor und eine verstärkte Abstimmung im Stiftungsrat. "Wir wollen eine wirksame Präventionsarbeit gegen nationalsozialistische Wiederbetätigung", erklärte Zacharias.

In Bayern gibt es die KZ-Gedenkstätten Dachau, Flossenbürg und dessen Außenstelle Hersbruck/Happurg sowie die NS-Dokumentationszentren in München, Nürnberg/Reichsparteitagsgelände und den Obersalzberg. Diese Erinnerungsorte sind allerdings weder personell noch inhaltlich so aufgestellt, dass sie mehr Schülergruppen bewältigen können. Der Landtag hatte sich 2015 fraktionsübergreifend dafür ausgesprochen, den Besuch zu empfehlen. Die Gesetzentwürfe wurden an den Bildungsausschuss überwiesen.

 * 
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HAMBURG/4385: Nach Initiative der Linken - Rot-Grün kappt Mieterhöhungen weiterhin (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 6. Juni 2018

Nach Initiative der Linken: Rot-Grün kappt Mieterhöhungen weiterhin



Fünf Tage, nachdem DIE LINKE den Senat mit einer Anfrage (Drs. 21/13196) an die notwendige Verlängerung der Rechtsverordnung zur Kappung von Mieterhöhungen erinnert hat, haben SPD und Grüne einen Antrag zu Verlängerung der so genannten Kappungsgrenze eingebracht und heute per Pressemitteilung gefeiert. Die bisherige Verordnung, nach der Mieten statt um 20 "nur" um 15 Prozent innerhalb von drei Jahren erhöht werden dürfen, läuft am 31. August aus.

"So schnell haben unsere Initiativen noch nie Wirkung gezeigt", freut sich Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Nicht nur, dass der Senat antwortet, er bereite nun eben die Verlängerung vor. Nein, nach dem Motto 'doppelt hält besser' stellt Rot-Grün auch noch schnell einen Antrag. Diesen Elan sollten die Regierungsfraktionen auch bei der Unterstützung der Berliner Initiative für mehr Schutz der Mieter_innen zeigen." Die linke Berliner Stadtentwicklungssenatorin Lompscher hat ein ganzes Paket an Verbesserungen für den Bundesrat vorgelegt, unter anderem soll die Zeitdauer der Kappungsgrenze von drei auf fünf Jahre verlängert werden. "Ich freue mich auf die Zustimmung des Hamburger Senats im Bundesrat", so Sudmann.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 6. Juni 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3158: Selbstbestimmtes Leben im Alter braucht mehr als Pflegeversorgung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 6. Juni 2018

Selbstbestimmtes Leben im Alter braucht mehr als eine bedarfsgerechte Pflegeversorgung



Anlässlich der Sitzung des 10. Altenparlaments erklärt die familienpoplitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Nadine Julitz:

"Allen Menschen muss ein möglichst selbstbestimmtes Leben bis ins hohe Alter ermöglicht werden. Dazu sind nicht nur eine bedarfsgerechte Gesundheits- und Pflegeversorgung, sondern auch bezahlbare und altersgerechte Wohnungen sowie erreichbare Mobilitätsangebote notwendig.

Ich begrüße daher, dass das Landesprogramm "Personenaufzüge und Lifte, barrierearmes Wohnen" fortgesetzt wird und das Kabinett die entsprechende Verwaltungsvorschrift verbessert hat. Zukünftig können nicht nur Wohnungseigentümer von diesen Landesprogramm profitieren, sondern auch Mieterinnen und Mieter. Wer also zur Miete wohnt und das Einverständnis des Vermieters hat, kann bei barrierereduzierenden Baumaßmaßnahmen vom Land finanziell unterstützt werden. Das hilft vielen Älteren gerade mit kleinem Geldbeutel.

Auch hat sich gezeigt, dass sich die Pflegestützpunkte als unabhängige Beratungsstellen bewährt haben. Es gewinnen jedoch Themen wie 'Wohnberatung' und 'Beratung zu technischen Unterstützungsmöglichkeiten im Alltag' an Bedeutung. Das kann das Leben vieler älterer Menschen noch mehr erleichtern. Deshalb wird das Beratungsangebot entsprechend ergänzt und die Struktur der Pflegestützpunkte im Land gestärkt. Dafür stehen zusätzlich über 1 Million Euro bereit.

Nicht zuletzt ist auch den Seniorinnen und Senioren zu danken, die sich im Altenparlament engagieren. Mit ihren guten und konstruktiven Ideen geben sie der Politik wichtige Hinweise, um das Leben älterer Menschen in Mecklenburg-Vorpommern weiter zu verbessern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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RHEINLAND-PFALZ/4832: Bezahlbares Wohnen für alle ist eine politische Aufgabe (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 06.06.2018

Bezahlbares Wohnen für alle ist eine politische Aufgabe



Anlässlich des Immobilien-Preisspiegels, den der Immobilienverband
Deutschland (IVD) heute in Mainz vorgestellt hat, äußert sich Daniel
Köbler, sozialpolitischer Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Ob in der Stadt oder auf dem Land: Wohnen wird immer teurer. Das
Ergebnis des Immobilien-Preisspiegels bestätigt, dass die Nachfrage
nach bezahlbarem Wohnraum auch weiterhin vor allem in vielen Städten
kaum zu bewältigen ist. Mittlerweile gibt ein rheinland-pfälzischer
Haushalt im Schnitt mehr als jeden vierten Euro für die Miete aus.
Insbesondere in Ballungsgebieten ist das Wohnen für ganze
Bevölkerungsschichten kaum noch bezahlbar. Gleichzeitig sank im Land
die Zahl der sozial gebundenen Mietwohnungen von über 75.000 im Jahr
2008 auf aktuell knapp 60.000 Wohnungen. Ohne weitere Maßnahmen würde
dieser Sinkflug ungebremst fortgesetzt.

Wohnen ist aber eines der höchsten sozialen Güter, es ist für die
Lebensqualität und die gesellschaftliche Teilhabe von elementarer
Bedeutung. Bezahlbaren Wohnraum für alle zu schaffen ist eine zutiefst
politische Aufgabe. Wir haben deshalb großen Wert darauf gelegt im
Koalitionsvertrag der Ampel zu vereinbaren, dass 20.000 zusätzliche
bezahlbare Wohnungen in Rheinland-Pfalz geschaffen werden sollen.

Ein Zweckentfremdungsverbot könnte in besonders betroffenen
Ballungsräumen wie etwa Mainz oder Trier zusätzlich Abhilfe schaffen.
Der aus anderen Städten bekannte Trend, dass gerade die Stadtzentren
und angesagte Viertel durch das Ausufern von Angeboten wie Airbnb den
Menschen vor Ort faktisch vorenthalten werden, darf die ohnehin
angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt nicht weiter verschärfen. Daher
begrüßen wir die derzeit zum Beispiel im Bündnis für bezahlbares
Wohnen stattfindende Diskussion, ob ein solches
Zweckentfremdungsverbot in Rheinland-Pfalz umgesetzt werden sollte.


Hintergrund:

Mehrere Bundesländer haben gesetzliche Regelungen erlassen, die eine
Zweckentfremdung von Wohnraum - insbesondere durch gewerbliche, also
touristische Nutzung - unterbinden sollen. Diese Landesgesetze
ermächtigen die Gemeinden, in denen Wohnraumknappheit besteht,
Satzungen zu erlassen, in denen geregelt wird, dass eine
Zweckentfremdung von Wohnraum nur mit einer Ausnahmegenehmigung
möglich ist. Jede Nutzungsänderung einer Wohnung muss von der Gemeinde
genehmigt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4831: Kinder haben das Recht auf Schutz vor Gewalt (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 05.06.2018

Kinder haben das Recht auf Schutz vor Gewalt



Zu den Präventionsmaßnahmen gegen sexualisierte Gewalt an Schulen
äußert sich Daniel Köbler, Sprecher für frühkindliche Bildung:

"Für Rheinland-Pfalz ist die Umsetzung der Kinderrechte ein zentrales
Anliegen. Das Familienministerium setzt sich dafür ein, dass Kinder
als eigenständige Persönlichkeiten mit Würde und eigenen Bedürfnissen
sowie Interessen und Rechten im gesellschaftlichen Bewusstsein und im
Bewusstsein des Einzelnen verankert werden. Das GRÜN geführte
Ministerium unterstützt vielfältige Projekte und Aktionen, die der
Sensibilisierung für die in der UN-Kinderrechtskonvention
festgeschriebenen Kinderrechte sowie deren Umsetzung dienen. Das Land
Rheinland-Pfalz beteiligt sich über Ressortgrenzen hinweg an der
bundesweiten Initiative zur Prävention des sexuellen
Kindesmissbrauchs.

Kinder haben das Recht auf Schutz vor Gewalt. Die sexualisierte Gewalt
an Kindern und Schülerinnen und Schülern hat leider noch eine große
Dimension und ist nicht hinnehmbar. Betroffene Kinder und Schülerinnen
und Schüler benötigen umgehend kompetente Fachleute, die erste Signale
identifizieren und ernst nehmen. Wir begrüßen das Engagement der
beiden Ministerien im Zusammenhang mit der Initiative "Trau Dich!"."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2207: Pferdesteuer (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Pferdesteuer



Der Landtag hat im Februar einen Passus ins Kommunalabgabengesetz
aufgenommen, der es den Kommunen untersagt, eine Pferdesteuer zu
erheben. "Eine Steuer auf das Halten oder entgeltliche Nutzen von
Pferden darf nicht erhoben werden", heißt es jetzt in dem Gesetz. Alle
Fraktionen stimmten zu. In der Begründung wird die besondere Bedeutung
des Pferdesports für Kinder, Jugendliche und Freizeitreiter betont:
"Gerade im Geiste der landesverfassungsrechtlichen
Staatszielbestimmung der Förderung des Sports soll es nicht einzelnen
Städten und Gemeinden überlassen bleiben, aus haushalterischen
Überlegungen, den Reitsport durch Steuern zu belasten." Der Landtag
reagierte damit auf einen Beschluss der Gemeinde Tangstedt im Kreis
Stormarn, die im Juli 2017 als bislang einzige Kommune im Norden eine
Pferdesteuer eingeführt hatte. Rund 500 Pferde wurden dort
registriert, aber es wurden noch keine Steuerbescheide verschickt.
Denn gegen die Abgabe von 150 Euro pro Pferd und Jahr haben Reiter
eine Normenkontrollklage vor dem Oberverwaltungsgericht in Schleswig
eingereicht.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 01 / März 2018, S. 31

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Tobias Rischer (V.i.S.d.P.)

Telefon: (0431) 988-0

E-Mail: registratur@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de
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BILDUNG/1478: Investitionen zahlen sich aus - Deutschland bleibt führende Innovationsnation


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Investitionen zahlen sich aus - Deutschland bleibt führende Innovationsnation



Manja Schüle, stellvertretende bildungs- und forschungspolitische Sprecherin;

René Röspel, stellvertretender bildungs- und forschungspolitischer Sprecher:

Die Bundesregierung hat heute den Bundesbericht Forschung und Innovation 2018 (BuFI) vorgelegt. Alle zwei Jahre gibt er Auskunft über die Leistungsfähigkeit des deutschen Forschungs- und Innovationssystems im internationalen Kontext.

"Deutschland gehört zu den weltweit führenden Innovationsnationen, weil die Investitionen in Forschung und Entwicklung (F&E) seit Jahren verstärkt werden. Im Jahr 2016 wurden in Deutschland insgesamt 92,2 Milliarden Euro für F&E ausgegeben.

Innovationen bilden die Basis für die wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland. Der durch Produktinnovationen erreichte Umsatz der deutschen Wirtschaft erhöhte sich im Jahr 2016 im Vergleich zum Vorjahr um drei Prozent auf 719 Milliarden Euro. Unser Dank geht an dierund 650.000 Beschäftigten im Bereich F&E. Ihre exzellente Arbeit sorgt dafür, dass der Anteil der weltmarktrelevanten Patente pro Million Einwohner bei uns fast doppelt so hoch ist wie in den USA.

Diese Erfolge gehen auf eine sozialdemokratische Forschungspolitik zurück: Der durch die SPD angeschobene Pakt für Forschung und Innovation (PFI) trägt maßgeblich dazu bei, dass das Innovationsland Deutschland international anerkannt ist und bleibt.

Mit dem im Koalitionsvertrag vereinbarten Ziel, bis 2025 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) für F&E aufzuwenden, wird dieser erfolgreiche Weg fortgesetzt. Insbesondere die Fortsetzung des PFI, die Verstetigung der Mittel des Hochschulpaktes und die Weiterentwicklung der Hightech-Strategie spielen dabei eine zentrale Rolle. Wir müssen auch neue Wege gehen, beispielsweise bei der Förderung von Sprunginnovationen, um den Anschluss international zu halten.

Die SPD verfolgt eine Innovationsstrategie, die neben technischen auch soziale Innovationen im Blick hat."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Juni 2018 
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FRAKTION/129: Patientenbeauftragte und Pflegebeauftragte eingesetzt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2018

Patientenbeauftragte und Pflegebeauftragte eingesetzt



Die Pressesprecherin der SPD-Bundestagsfraktion Lena Daldrup teilt mit:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrer heutigen Sitzung die Patientenbeauftrage sowie die Pflegebeauftragte eingesetzt. Die Aufgaben übernehmen:

Patientenbeauftragte

Martina Stamm-Fibich

Pflegebeauftragte

Heike Baehrens

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3022: Petitionen - Reform ist notwendig


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Petitionen

Petitionen - Reform ist notwendig



Stefan Schwartze, Sprecher der AG-Petitionen:

Die Zahl der an den Bundestag gerichteten Petitionen sinkt. SPD-Bundestagsfraktion will das Petitionsrecht beim Bundestag reformieren, um das Petitionsrecht bürgerfreundlicher und attraktiver zu machen und damit wieder einen Anstieg der Petitionszahlen zu erreichen.

"Im Jahr 2017 gab es 11.507 Petitionen, vor circa zehn Jahren waren es noch um die 20.000 Petitionen im Jahr. Wer Petitionen schreibt, der wirkt politisch mit. Das Petitionsrecht ist Teil der klassisch-repräsentativen Demokratie. Die SPD-Bundestagsfraktion will die klassisch-repräsentative Demokratie weiterentwickeln und auf allen politischen Ebenen mehr demokratische Teilhabe ermöglichen.

Die SPD-Bundestagsfraktion will das Petitionsrecht verbessern, indem die Teilhabe erleichtert wird, u.a. für Menschen mit Behinderungen, junge Menschen, Bildungsfern. Außerdem sollen die parlamentarischen Handlungsmöglichkeiten des Petitionsausschusses ausgeweitet und mehr Öffentlichkeit hergestellt werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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MEDIEN/461: 65 Jahre Deutsche Welle - Großes Hoch auf Deutschlands Stimme in der Welt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

65 Jahre Deutsche Welle - Ein großes Hoch auf Deutschlands Stimme in der Welt



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

"Im Koalitionsvertrag haben die Regierungsfraktionen vereinbart, die Deutsche Welle finanziell weiter deutlich zu stärken und das ihr zur Verfügung stehende Budget auf dasjenige vergleichbarer europäischer Auslandssender anzuheben. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert Monika Grütters daher auf, ihren Worten Taten folgen zu lassen und den von ihr heute auf dem Podium selbst hervorgehobenen Wunsch, das Budgetniveau auf das des britischen Auslandssenders anzuheben, baldmöglichst wahr zu machen.

Andere gehen mit 65 in die Rente, die Deutsche Welle macht hochengagiert weiter: Sie hat in den vergangenen Jahren großartige Arbeit geleistet und vermittelt in journalistischer Unabhängigkeit ein umfassendes Deutschlandbild. Die Reichweite der Deutschen Welle ist in den letzten Jahren enorm gestiegen und genießt im Vergleich zu anderen Auslandssendern eine sehr hohe Glaubwürdigkeit.

Propaganda und Desinformation nehmen in der globalen Kommunikation immer mehr zu. Deshalb ist es für die Vermittlung der Werte von Demokratie und Freiheit umso wichtiger, dass ein unabhängiger und staatsferner Sender wie die Deutsche Welle die Stimme Deutschlands in der Welt ist."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/650: Hoher Schutz für die Privatsphäre - auch im Netz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Juni 2018

Arbeitsgruppen: Wirtschaft und Energie, Digitale Agenda, Inneres, Recht und Verbraucherschutz

Hoher Schutz für die Privatsphäre - auch im Netz



Falko Mohrs, zuständiger Berichterstatter der AG Wirtschaft und Energie;

Saskia Esken, zuständige Berichterstatterin der AG Inneres und AG Digitale Agenda;

Nina Scheer, zuständige Berichterstatterin der AG Recht und Verbraucherschutz:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat heute das Positionspapier zu ePrivacy beschlossen. Eine neue ePrivacy-Verordnung zum Schutz der Vertraulichkeit und der Privatsphäre in der digitalen Kommunikation muss schnell auf den Weg gebracht werden und noch vor den Europawahlen im Mai 2019 verabschiedet werden.

"Die SPD-Bundestagsfraktion will Menschen und ihre Privatsphäre bei der Kommunikation schützen - das ist das Ziel für die derzeitige Reform der EU-ePrivacy-Richtlinie. Bei Telefonaten, Mails und Messenger-Diensten geht es um sensible Daten, zum Beispiel wer wann mit wem zu was kommuniziert hat oder wonach zuletzt im Netz gesucht wurde. Für die digitale Kommunikation brauchen wir strengere Datenschutzregeln als im allgemeinen Datenschutzrecht.

Wir sind der Überzeugung, dass Internetznutzerinnen und -nutzer frei entscheiden sollen, ob ihr Surfverhalten gespeichert und analysiert werden darf. Die freiwillige und informierte Einwilligung ist das zentrale Instrument für eine souveräne Entscheidung der Bürgerinnen und Bürger. Das gilt auch für das Setzen von Cookies.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die Bundesregierung auf, sich diese Woche im Rat zu positionieren, damit der Trilog zwischen dem Rat, der Europäischen Kommission und dem Europäischen Parlament so schnell wie möglich beginnen und die neue EU-ePrivacy-Verordnung noch vor den Europawahlen im Mai 2019 verabschiedet werden kann."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Juni 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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WIRTSCHAFT/2798: Investitionsschutz braucht Transparenz - für einen multilateralen Investitionsgerichtshof


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Investitionsschutz braucht Transparenz - für einen multilateralen Investitionsgerichtshof



Bernd Westphal, wirtschaftspolitscher Sprecher;

Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Im März haben die EU-Mitgliedstaaten der Kommission das Mandat erteilt, mit Partnerstaaten aus aller Welt über die Einrichtung eines multilateralen Investitionsgerichtshofes zu verhandeln. Dieser soll mittelfristig das System privater Schiedsgerichte ablösen und für mehr Transparenz im Investitionsschutz sorgen. Eine Expertenanhörung im Bundestag bestätigt die Vorteile eines solchen völkerrechtlich begründeten multilateralen Gerichtshofes.

"Ein multilateraler Investitionsgerichtshof wird die Transparenz der Verfahren deutlich erhöhen. Schon in der vergangenen Wahlperiode hat sich die SPD-Bundestagsfraktion für eine Reform der Investitionsgerichtsbarkeit stark gemacht. Deshalb ist es gut, dass die entsprechenden Veränderungen jetzt auf EU-Ebene umgesetzt werden.

Beim multilateralen Gerichtshof gelten strenge Anforderungen bei der Auswahl der Richter und die Verhandlungen werden öffentlich geführt. Eine Berufungsinstanz kann Urteile der ersten Instanz überprüfen. Damit schafft der multilaterale Investitionsgerichtshof Transparenz für die interessierte Öffentlichkeit und Rechtssicherheit für Unternehmen.

Der multilaterale Investitionsgerichtshof ist die umfassende Antwort auf die berechtigte Kritik am System privater Schiedsgerichte. Schon jetzt setzt die EU-Kommission in Verhandlungen über Investitionsschutzabkommen deutliche Verbesserungen um: Private Schiedsgerichte werden in neuen Abkommen durch öffentliche zwischenstaatliche Gerichte ersetzt. Vor allem auf Betreiben der SPD kommt dieser neue Ansatz schon im Wirtschafts- und Handelsabkommen mit Kanada (CETA) zur Geltung. Ein völkerrechtlich legitimierter, multilateraler Gerichtshof ist der konsequente nächste Schritt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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HOCHSCHULE/2214: Drängende Forderungen der bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften an die Politik (idw)


Hochschule Bayern e. V. - 05.06.2018

Drängende Forderungen der bayerischen Hochschulen für angewandte
Wissenschaften an die Politik



Im Rahmen ihrer Mitgliederversammlung stellten die Präsidentinnen und
Präsidenten der bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften dem
neuen zuständigen Abteilungsleiter im Wissenschaftsministerium Schoppik
ihre konkreten politischen Forderungen vor. Bis 2025 sollen die
bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften bundesweit zu den
besten Hochschulen für praxisorientierte akademische Qualifizierung,
angewandte Forschung und Transfer von Innovationen in die Gesellschaft
gehören.

München. Die bayerischen Hochschulen für angewandte Wissenschaften (HAWs)
nehmen in der Hochschullandschaft des Freistaates schon heute eine
bedeutende Funktion ein. Insbesondere im Bereich der angewandten Forschung
und dem Transfer konnten sie sich bereits erfolgreich positionieren.
Herauszuheben ist auch deren Stärke im Transfer, was u.a. durch die vielen
erfolgreichen Anträge im bundesweiten Wettbewerb "Innovative Hochschule"
zum Tragen kommt. Jedoch liegen die bayerischen HAWs bei den laufenden
Ausgaben für Lehre und Forschung je Studierenden im Bundesvergleich nur an
8. Stelle, bei den laufenden Ausgaben je Professor unter dem
Bundesdurchschnitt auf dem 9. Rang. Hinsichtlich der Personalrelation
zwischen wissenschaftlichem Personal und Professoren erreicht Bayern sogar
nur einen 10. Platz. Die Zahlen zeigen, dass die bayerischen HAWs unter
teilweise herausfordernden Bedingungen ihren umfangreichen Aufgaben
gerecht werden müssen und die Ressourcenausstattung weiter hinter den
quantitativen und qualitativen Entwicklungen der Hochschulen zurückblieb.
Um den HAWs zu ermöglichen, diesen gestiegenen Belastungen vollumfänglich
nachzukommen und dieses Defizit zur Spitze auszugleichen, ist die
strategische Weiterentwicklung in insbesondere drei Handlungsfeldern
zwingend erforderlich.

1. Notwendiger Ausbau der grundfinanzierten Forschung

Das bayerische Hochschulgesetz weist den HAWs anwendungsbezogene Forschung
als zentrale Aufgabe zu. Innovationsorientierte Forschung sowie der
Transfer von Wissen in die Gesellschaft erfordern jedoch eine
entsprechende Grundfinanzierung von forschenden Professorinnen und
Professoren. Zum anderen muss auch das bisher fast ausnahmslos aus
Drittmitteln finanzierte wissenschaftliche Personal einen Sockel an
grundfinanzierten Stellen erhalten.

2. Dem Ausbau des Bachelors müssen Masterplätze folgen

Mit der Steigerung der Studienanfängerzahl von rund 14.000 in 2006 auf
mittlerweile knapp 25.000 Studierende haben die bayerischen HAWs ihre
Ziele deutlich übererfüllt. Auch konnte der Bachelor-Abschluss der HAWs
als berufsqualifizierender Abschluss am Arbeitsmarkt etabliert werden.
Dennoch muss der Masterbereich angesichts der gestiegenen Anforderungen in
vielen Berufsfeldern ausgebaut werden. Ziel ist es, bis 2025 ein
Verhältnis von 80:20 zwischen Bachelor- und Masterstudierenden zu
erreichen. Damit stünde in etwa für jeden zweiten Bachelor-Absolventen ein
Masterstudienplatz zur Verfügung. Auch der gezielte Ausbau der dualen
Studienangebote stellt ein strategisches hochschulpolitisches Ziel dar.

3. Erforderliche Investitionen in der Digitalisierung

Mit Bayern Digital II hat die bayerische Staatsregierung ein umfangreiches
Digitalisierungsprogramm aufgelegt. Die Hochschulen sind als
Innovationsgestalter für eine Vorreiterrolle in der Digitalisierung
prädestiniert. Damit die Hochschulen neue Maßstäbe in der digitalen
Bildung setzen können, müssen nachhaltige Investitionen in Infrastruktur
und Personal folgen. Die Hochschulen benötigen eine verbesserte
Infrastruktur und Ressourcen, die es ermöglichen, digitale Lehr- und
Lernelemente sowie Prüfungselemente flächendeckend erstellen zu können.
Auch die Digitalisierung der Forschung, beispielsweise durch die
Optimierung von Forschungsdatenbanken und der Ausbau der Bibliotheken zu
digitalen Medien- und Lehr-/Lernzentren, ist notwendig.

Um den gestiegenen Belastungen nachkommen und das Defizit zur Spitze
ausgleichen zu können, benötigen die Hochschulen für angewandte
Wissenschaften in Bayern dauerhaft zusätzliche grundfinanzierte Mittel.
Dadurch wären umfassende positive volkswirtschaftliche und
gesellschaftliche Effekte zu erwarten. Diese resultieren u.a. aus
Arbeitseinkommen der an Hochschulen Beschäftigten, der gestiegenen
Nachfrage nach Dienstleistungen sowie der Konsumnachfrage der
Studierenden. Zudem sind Hochschulen selbst wirtschaftlicher Akteur, etwa
als Arbeitgeber oder als Nachfrager von Forschungsgeräten und
Baudienstleistungen. Darüber hinaus sind HAWs auch Ort sozialer
Innovationen und sorgen für erhebliche regionale Verstärkungseffekte bei
Wirtschaftskraft und Beschäftigung.

Christian Schoppik, zuvor Abteilungsleiter Grundsatzfragen in der
Staatskanzlei, hat sein Amt als für die HAWs zuständiger Abteilungsleiter
im Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst im April angetreten. Im
Gespräch mit den Präsidentinnen und Präsidenten verwies dieser auf den
hohen Stellenwert der HAWs als Rückgrat der Wirtschaft. Angewandte
Forschung sei demnach das entscheidende Kriterium zur Nachwuchsgewinnung,
die HAWs für die Bewältigung des Fachkräftemangels von maßgeblicher
Bedeutung. Die Forderungen der Hochschulen gilt es nun zeitnah auch an die
neue bayerische Staatsministerin für Wissenschaft und Kunst, Prof. Dr.
Marion Kiechle, heranzutragen. Zugleich bedankt sich Hochschule Bayern
e.V. beim bisherigen Amtsinhaber Dr. Ludwig Spaenle für die gute
Zusammenarbeit. Gemeinsam gelang es, wesentliche Weichen für eine positive
Entwicklung der bayerischen Hochschulen zu stellen.


Zu Hochschule Bayern e.V.

Der Verbund Hochschule Bayern e.V. ist die Stimme der bayerischen
Hochschulen für angewandte Wissenschaften. Mitglieder von Hochschule
Bayern e.V. sind alle bayerischen staatlichen Hochschulen für angewandte
Wissenschaften und nichtstaatlichen Hochschulen für angewandte
Wissenschaften in kirchlicher Trägerschaft.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Bayern e. V., 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HOCHSCHULE/2213: Deutsche Hochschulen stark in Forschung, Wissenstransfer und internationaler Orientierung (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 05.06.2018

Deutsche Hochschulen stark in Forschung, Wissenstransfer und
internationaler Orientierung



U-Multirank, das größte Hochschulranking der Welt, veröffentlicht heute
seine fünfte Ausgabe. U-Multirank bietet umfassende Daten zu 1.614
Hochschulen aus 95 Ländern. 99 Hochschulen aus Deutschland stellen sich
dem internationalen Vergleich. Besonders in den Dimensionen Forschung,
Wissenstransfer und internationale Orientierung schneiden die deutschen
Hochschulen überdurchschnittlich gut ab.

U-Multirank gibt anhand detaillierter Informationen einen Einblick in die
Leistungen der Hochschulen und unterstützt Studieninteressierte bei der
Studienwahl. Die transparente Methodik von U-Multirank ermöglicht es
darüber hinaus auch den Hochschulen, Unternehmen und der Hochschulpolitik
fundierte Vergleiche zwischen Hochschulen und Fachbereichen weltweit
herzustellen.

Dabei ist nicht allein die Forschungsleistung einer Hochschule
entscheidend. Sie steht aber gerade bei internationalen Rankings im
Vordergrund. Damit etwa Studierwillige ein Studium finden können, das
ihren individuellen Vorstellungen entspricht, bietet U-Multirank die
Möglichkeit, auch Dimensionen zu wählen, die für Studierende neben der
Forschung relevant sind.

U-Multirank macht durch seinen multidimensionalen Ansatz zudem deutlich,
wie facettenreich die Hochschullandschaft und wie unterschiedlich die
Leistungen der einzelnen Hochschulen sind. In den Dimensionen Studium und
Lehre, Forschung, Wissenstransfer, Internationale Ausrichtung und
Regionales Engagement zeigt U-Multirank die Vielfalt der Exzellenz im
Hochschulsystem.

• U-Multirank bietet in seinen fachbezogenen Rankings für 21
Studienfächer neben Fakten zu den fünf Dimensionen auch Urteile von über
100.000 Studierenden der teilnehmenden Hochschulen.

• Top 25-Ranglisten zeigen die weltweit 225 besten Hochschulen für
neun ausgewählte Indikatoren. Die Länder mit den meisten Plätzen in den
'Top 25' sind die USA (18 Prozent), Großbritannien (13 Prozent),
Frankreich (8 Prozent), Deutschland (4 Prozent), Taipei (4 Prozent),
Spanien (4 Prozent) und Japan (4 Prozent).

• Insgesamt schneidet Europa mit 56 Prozent der Top-Platzierungen am
besten ab, gefolgt von Asien (22 Prozent) und den USA/Canada (19 Prozent).

• In den Kategorien "Mobilität der Studierenden" sowie "Gemeinsame
Publikationen mit der Wirtschaft" befinden sich neun deutsche Hochschulen
unter den 'Top 25'. Unter den Topplatzierten bei den gemeinsamen
Publikationen mit der Wirtschaft befinden sich drei deutsche
Fachhochschulen: die Technische Hochschule Nürnberg, die Hochschule
München und die Hochschule Reutlingen.

Die Zahl der teilnehmenden Hochschulen nimmt seit der ersten
Veröffentlichung von U-Multirank im Jahr 2014 kontinuierlich zu. Seit 2014
hat sich die Zahl der teilnehmenden Hochschulen in U-Multirank auf nun
1.614 mehr als verdoppelt und deckt in vielen Ländern mehr als 70 Prozent
aller Hochschulen ab. Mit dem heutigen Tage stehen über www.umultirank.org
die Ergebnisse von mehr als 5.153 Fachbereichen und mehr als 12.500
Studienprogrammen zur Verfügung. Dabei veröffentlicht U-Multirank nicht
nur neue Daten, sondern präsentiert sie auch in einem neuen Design. Das
neue Design beinhaltet Neuerungen, wie zum Beispiel 'Study in ...'-Seiten,
eine verbesserte Navigation und zusätzliche Informationen für Studierende.
Als weitere Neuigkeit steht den Nutzern die Möglichkeit zur Verfügung, die
U-Multirank-Daten für Analysezwecke herunterzuladen.


Weitere Informationen unter:

http://www.che.de/cms/?getObject=5&getNewsID=2137&getCB=398&getLang=de

 Pressemitteilung

https://www.umultirank.org/

Zu den Ergebnissen auf umultirank.org

http://www.che.de/downloads/Laenderspezifische_Ergebnisse_Deutchland_U_Multirank_2018_2137.pdf


Download der Ergebnisse für Deutschland

https://www.umultirank.org/cms/wp-content/uploads/2018/06/Overview-Infographic_U-Multirank_2018.pdf 

Infografik zu U-Multirank

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CHE Centrum für Hochschulentwicklung, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de
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AKTION/088: Agrar-Forschung zum Anfassen - Versuchsstationen der Uni Hohenheim laden zu Aktionstagen ein (idw)


Universität Hohenheim - 05.06.2018

Agrar-Forschung zum Anfassen: 

Versuchsstationen der Uni Hohenheim laden zu Aktionstagen ein

Aktionstage der Hohenheimer Versuchsstation Agrarwissenschaften am 10.6.18
auf dem Ihinger Hof bei Renningen, 24.6.18 auf der Versuchsstation
Eckartsweier bei Kehl und am 21.7.18 auf dem Unteren Lindenhof in Eningen



Drei Außenhöfe der Universität Hohenheim präsentieren im Jubiläumsjahr
ihre Forschungs-Schwerpunkte. Den Auftakt macht am 10. Juni der Ihinger
Hof, der in der Nähe von Renningen liegt. Unter dem Motto "Vom
Ernährungsnotstand zum Superfood - 200 Jahre Forschung und Lehre" gewährt
ein abwechslungsreiches Programm von 10:30-17:00 Uhr Einblicke in den
großen Versuchsbetrieb. Am 24.6. folgt der Aktionstag der Versuchsstation
Eckartsweier mit Feldführungen von 13:00-17:00 Uhr. Den Abschluss bildet
der Untere Lindenhof in Eningen am 21.7. mit Führungen von 10:00 bis 12:00
Uhr (Anmeldung erforderlich unter Lindenhoefe@uni-hohenheim.de).

Wer auf der Kreisstraße 1006 von Weil der Stadt in Richtung Magstadt
fährt, der entdeckt am Straßenrand den Wegweiser "Ihinger Hof". Knapp 30
km vom Campus entfernt befindet sich die idyllisch gelegene Außenstelle
der Universität Hohenheim.

Der Ihinger Hof ist Teil der Versuchsstation Agrarwissenschaften der
Universität, zu der fünf weitere Betriebe gehören: Meiereihof mit
Kleinhohenheim, Heidfeldhof mit Eckartsweier sowie Unterer und Oberer
Lindenhof. Als Dienstleistungseinrichtungen stehen sie den Hohenheimer
Forschungseinrichtungen für die Durchführung von agrarwissenschaftlichen,
technologischen und ökologischen Forschungsprojekten zur Verfügung.

Auch für die Lehre spielt ein Teil der Versuchsstationen eine wichtige
Rolle: Übungen und Praktika direkt auf dem Feld oder im Stall sowie
Seminareinheiten vor Ort vermitteln und demonstrieren den Hohenheimer
Studierenden agrarwissenschaftliche Fragestellungen und Prinzipien
praxisnah.

Anlässlich des 200jährigen Jubiläums der Universität Hohenheim wollen auch
die Außenstellen der Versuchsstation Agrarwissenschaften die 200 Jahre
Hohenheimer Agrarforschung mit verschiedenen Aktionen feiern. Dazu bieten
sie Einblicke in gegenwärtige Forschungsversuche und Ausblicke auf
zukünftige Entwicklungen.


10.6.18: Umfangreiches Besuchsprogramm auf dem Ihinger Hof


Den Reigen der Aktionen der Versuchsbetriebe im Jubiläumsjahr eröffnet der
Ihinger Hof bei Renningen. Dieser Außenhof gehört seit 1964 zur
Universität Hohenheim. Sein Schwerpunkt liegt auf dem
pflanzenwissenschaftlichen und agrartechnischen Bereich.

Am Sonntag, den 10. Juni, bietet sich den Besuchern des Aktionstags von
10:30 bis 17 Uhr die einmalige Gelegenheit einen Versuchsbetrieb zu
besuchen und sich über die aktuellen Forschungsprojekte zu informieren.
Zum Programm gehören

• Felderrundfahrt mit "Hop-on-hop-off"-Schleppershuttle: Die
Rundfahrt führt zu den aktuellen pflanzenbaulichen Versuchen, in die
wissenschaftliche Mitarbeiter vor Ort ausführlich einführen und Fragen der
Besucher beantworten.

• Versuchsgeräte im Einsatz: Auf dem abwechslungsreichen Programm
stehen u.a. die Vorführung von Drohnen und Feldrobotern, wie der
automatischen Hacke und einem selbstfahrenden Traktor.

• Forschungsarbeit direkt beobachten: Dem wissenschaftlichen
Personal über die Schulter schauen können die Besucher beim
Bodenprobenziehen und anschließender Analyse im Labor.

• Großgeräte zum Anfassen: Technisch Interessierte können die großen
Landmaschinen der Saat-, Bodenbearbeitungs- und Erntetechnik bestaunen.

• Aktionen für die Kleinsten: Tretschlepper-Parcours, Strohhüpfburg,
Mal-Tisch, Barfußpfad und Hof-Quiz.

• Essen & Trinken: Vier Food-Trucks sowie ein Getränkestand der
Fachschaft Agrar sorgen für das leibliche Wohl. Selbstgemachtes
Bauernhofeis bietet Abkühlung und Kaffee & Kuchen laden zum Verweilen ein.


24.6.18: Führungen zu Pflanzenzüchtung auf der Versuchsstationen
Eckartsweier

Zwei Wochen später, am Sonntag, 24.6., öffnet die Versuchsstation
Eckartsweier ihre Türen. Rund 145 km entfernt von der Universität
Hohenheim liegt sie im klimatisch begünstigten Oberrheingraben, in der
Nähe von Kehl. 9,9 °C mittlere Jahrestemperatur bieten optimale
Voraussetzungen für intensive Forschungsaktivitäten bei Mais, Soja,
Getreide und Sonnenblumen, mit dem Schwerpunkt auf Pflanzenzüchtung.

Klimabedingt eignen sich die Versuchsflächen auch für Untersuchungen unter
Trockenstress. Bei Felderführungen von 13 bis 17 Uhr stellen
Wissenschaftler aktuelle Forschungsprojekte und -ergebnisse vor.


21.7.18: Führungen mit Schwerpunkt Tierhaltung & Biogas auf dem
Unteren Lindenhof

Auch der Untere Lindenhof, in der Nähe von Reutlingen, bietet im
Jubiläumsjahr Einblicke in seine aktuellen Forschungsaktivitäten, deren
Schwerpunkt auf der Nutztierhaltung und Tierzüchtung, speziell von
Rindern, Schweinen, Schafen und Kleintieren, liegt. Die 2008 in Betrieb
genommene Forschungs-Biogasanlage bietet die Grundlage für die führende
Position der Universität Hohenheim in der Biogasforschung.

In Jubiläumsjahr rüstet sich der Untere Lindenhof auch mit einigen
Umbauarbeiten für die Zukunft: Zurzeit entstehen moderne Stallbauten für
Schweine und Geflügel. Trotz der Bauarbeiten finden für angemeldete
Besucher am Samstag, 21. Juli, von 10 bis 12 Uhr Führungen durch die
Forschungseinrichtungen des Versuchsbetriebs statt. Eine Teilnahme an den
Führungen ist nur für eine begrenzte Teilnehmerzahl und nach vorheriger
Anmeldung mit Angabe der Personenzahl bis zum 18. Juli unter Lindenhoefe
@uni-hohenheim.de möglich.

Nach Fertigstellung der Stallgebäude ist auf dem Unteren Lindenhof im
nächsten Jahr ein Tag der Offenen Tür geplant.


Im Rahmen der Festwoche: weitere Einblicke auf dem Campus der Uni
Hohenheim

Am Samstag, den 7. Juli, können Interessierte auch den Meiereihof,
Kleinhohenheim sowie den Heidfeldhof besuchen, die sich auf bzw. in der
Nähe des Campus befinden. Denn dann lädt die Universität Hohenheim zum
Abschluss ihrer Festwoche zum campusweiten Tag der offenen Tür ein.

Zum Programm gehören Einblicke in die Ställe, Präsentationen und
Feldführungen. Das ganze ausführliche Programm unter:

https://www.uni-hohenheim.de/tag-der-offenen-tuer


HINTERGRUND: 200 Jahre Universität Hohenheim



Bildung und Forschung als Schlüssel zum Überleben: Auf diesem Gedanken
gründeten König Wilhelm von Württemberg und Königin Katharina im Jahr 1818
die damalige "Unterrichts-, Versuchs- und Musteranstalt Hohenheim" - die
Vorläuferin der heutigen Universität. Anlass waren eine Klimakatastrophe,
Missernten und Hungersnöte nach dem "Jahr ohne Sommer". Ausgelöst hatte
sie der indonesische Vulkan Tambora, der 1815 Tonnen von Asche und Staub
mit der Sprengkraft von 170.000 Hiroshima-Bomben in die Atmosphäre spie.

200 Jahre später folgt die Universität Hohenheim ihrem Gründungsauftrag,
durch Forschung und Lehre Beiträge zur Lösung globaler Herausforderungen
zu liefern. Im Jubiläumsjahr 2018 feiert sie diese Arbeit mit 180
Veranstaltungen. Themen wie Ernährung und Gesundheit, Klima, Wasser und
Ökosysteme, soziale Ungleichheit oder auch Bioökonomie spielen dabei
ebenso eine Rolle wie die kulturellen Aspekte des Campuslebens.

Programm und Infos im Web, Facebook, Instagram und Twitter unter:

www.uni-hohenheim.de/jubilaeum2018 und #hohenheim200.


Weitere Informationen

Aktionstag Ihinger Hof am 10. Juni 2018, 10:30 - 17:00 Uhr

Homepage: https://ihingerhof.uni-hohenheim.de/

Anfahrt: https://ihingerhof.uni-hohenheim.de/63147

Führungen auf dem Hof Eckartsweier am 24. Juni 2018, 13:00 - 17:00
Uhr

Homepage mit Anfahrtshinweis: 

https://versuchsstation.uni-hohenheim.de/heidfeldhof-eckartsweier


Führungen auf dem Unteren Lindenhof am 21. Juli 2018, 10:00 - 12:00
Uhr

Teilnahme nur mit Anmeldung: Lindenhoefe@uni-hohenheim.de.

Homepage mit Anfahrtshinweis: 

https://versuchsstation.uni-hohenheim.de/lindenhoefe

Tag der Offenen Tür am 7. Juli 2018, 12:00 - 18:00 Uhr

Aktionen der Hohenheimer Versuchsstationen:

https://www.uni-hohenheim.de/tag-der-offenen-tuer

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WISSENSCHAFT/1412: Forschungskooperationen mit Afrika sind im Fluss (WZB)


WZB Mitteilungen - Nr. 159/März 2018

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung

Zwischen Autonomie und Abhängigkeit

Forschungskooperationen mit Afrika sind im Fluss

von Stefan Skupien



Kurz gefasst: Internationale Forschungskooperationen sind
auf Förderer und neue Kooperationsmodelle angewiesen. Das gilt
besonders für Partner aus Ländern mit niedrigem Ressourceneinsatz für
Wissenschaft und Innovation. In einer Studie zu Kooperationen zwischen
europäischen und afrikanischen Forschenden zu den Themen
vernachlässigte Tropenkrankheiten und erneuerbare Energien geht es um
die ungleichen Bedingungen, unter denen die Kooperationen stattfinden,
und um die Handlungsoptionen, die Beteiligte zum Ausgleich entwickeln.
Öffentlichen und privaten Forschungsförderern kommt dabei eine
zentrale Gestaltungsrolle zu.


Globale Herausforderungen lassen sich gegenwärtig am ehesten von
forschungsstarken Wissensgesellschaften bewältigen, die intensiv
zusammenarbeiten. Afrikanische Forschende sind in derartige globale
Wissenschaftskooperationen oft nur unzureichend eingebunden.
Nord-Süd-Asymmetrien beeinflussen das Agenda-Setting ebenso wie die
Finanzierung und Arbeitsteilung im Forschungsprozess. Das stellt die
Beteiligten oft vor schwierige Entscheidungen mit ambivalenten Folgen.
Die Förderung von Wissenschaftskooperationen rückt zum einen als
Instrument für soziale und ökologische Nachhaltigkeit, aber auch als
Untersuchungsgegenstand zunehmend in den Blickpunkt der
Sozialwissenschaften. Afrikanisch-europäische Forschungsbeziehungen
bilden den Hintergrund für mein Projekt "Assessing North-South
Scientific Cooperation: African-European Research Partnerships and
Their Ideas of Sustainability".

Die Geschichte dieser Kooperationen zeichnet ein ambivalentes Bild.
Afrikanische Akteure waren zwar immer schon in internationale
Forschungskooperationen eingebunden. Zu Beginn waren sie vor allem
Gegenstand der Forschung, später allenfalls Hilfskräfte für die
Sammlung von Rohdaten, die dann an den Universitäten der
Kolonialmetropolen London, Paris oder Berlin ausgewertet wurden. Diese
Praxis änderte sich in den afrikanischen Staaten auch nach der
Erlangung ihrer Unabhängigkeit nur wenig, da Ressourcen und Expertise
an den neu gegründeten Universitäten für eine gleichberechtigte
Teilhabe an internationalen Kollaborationen nur minimal vorhanden
waren. Heute jedoch zeigen bibliometrische Analysen, dass Forschende
aus afrikanischen Institutionen immer häufiger an internationalen
Kooperationen beteiligt sind und sich auch innerhalb Afrikas immer
intensiver vernetzen. Jedoch bleibt der relative Anteil an der
globalen Wissensproduktion weiter überaus niedrig.

Die globale wissenschaftliche Abhängigkeit und Versuche, Auswege zu
finden, waren in den internationalen Foren seit Langem ein Thema,
unter anderem bei einer prägenden United Nations Conference on Trade
and Development (UNCTAD) im Jahr 1979, aus der das "Vienna Programme
of Action on Science and Technology" resultierte. Und sie bleiben bis
heute drängende wissenschaftspolitische Fragen, denn bisher werden in
vielen afrikanischen Staaten weniger als 0,6 Prozent des
Bruttosozialprodukts (BSP) in Forschung und Entwicklung investiert
(im Kontrast zum OECD-Durchschnitt von 2,4 des BSP, 2013). Ausnahmen
bilden Staaten wie Südafrika und Ägypten, aber auch kleine und bisher
kaum beachtete Staaten wie Tunesien und Malawi. Aufgrund geringer
privatwirtschaftlicher Investitionen in eigene Forschungsabteilungen
gibt es derzeit aber wenig Alternativen zu staatlicher und
internationaler Förderung, um Forschung zu betreiben. Externe
- öffentliche wie private - Förderer erlangen so eine zentrale Rolle
in der Gestaltung und Nachhaltigkeit von Forschungsstrukturen.
Afrikanische Forschende benötigen diese Investitionen dringend, um
adäquate Antworten auf drängende lokale Forschungsfragen geben zu
können, und fordern von ihren Regierungen die notwendigen finanziellen
Mittel, um unabhängiger von internationalen Förderern zu sein.

Der Blick auf das Feld der Forschungsbeziehungen mit Afrika ist
deshalb notwendig, um genauer zeigen zu können, wie Organisationen und
einzelne Forschende mit diesen Asymmetrien und daraus resultierenden
Ambivalenzen umgehen und welche Entscheidungen sie treffen. Private
wie öffentliche Forschungsförderer bewegen sich in diesem Feld entlang
verschiedener Zielerwartungen zwischen Wissenschafts-,
Entwicklungs- und Außenpolitik. Mit der Gestaltung ihrer Programme
reagieren Förderer auf diese Anforderungen, wobei neben der Förderung
von Einzelpersonen und Forschungskooperationen das organisatorische
Forschungsadministration immer stärker im Vordergrund steht.

Dabei sind die Instrumente, die mehr Gleichheit in
Forschungsbeziehungen herbeiführen könnten, längst bekannt. Förderer
können die Zugänge zu Ausschreibungen und zu Netzwerken für alle
Beteiligten verbessern und die Anforderungen in den Ausschreibungen
beeinflussen. In ihren Review-Mechanismen können sie die
wissenschaftlichen Anforderungen und den lokalen Innovations- und
Übersetzungbedarf ausbalancieren, ohne den wissenschaftlichen Anspruch
aufgeben zu müssen. Durch kontinuierliche Begleitung und Anpassung
ihrer Verwendungsrichtlinien haben sie zudem die Möglichkeit, die
bestehenden Machtbeziehungen in den Kooperationen zu beeinflussen. Oft
treten solche Machtbeziehungen ungewollt besonders bei der
Mittelverteilung, dem Antragsprozess und auch bei der Bearbeitung von
Proben und Materialien in den besser ausgestatteten Laboren auf. Und
die Förderer können durch Nachbereitung der Projekte zur weiteren
Verbreitung der Ergebnisse und ihrer Nachhaltigkeit beitragen. Eine
wesentliche Verbesserungsmöglichkeit auch für europäische Partner
besteht allerdings in der Dauer der Förderung. Oftmals lassen sich in
den üblichen drei Jahren Projektförderung keine nachhaltigen
Partnerschaften und Infrastrukturen auf- und Asymmetrien abbauen.
Dieses Problem teilen afrikanische Forschende mit ihren europäischen
Kollegen und Kolleginnen.

Einige der Förderer haben sich dafür ethischen Standards verpflichtet,
die zu mehr Gleichheit in Forschungspartnerschaften beitragen sollen.
Die Schweizer Kommission für Forschungspartnerschaften mit
Entwicklungsländern hat bereits in den späten 1990ern einen Leitfaden
herausgegeben, der auch an die UNCTAD-Diskussionen von 1979
anschließt. Die Research Fairness Initiative aus der
Gesundheitsforschung ist ein jüngeres Beispiel der ethisch
orientierten Harmonisierung von Kollaborationen zwischen noch ungleich
ausgestatteten Partnern.

In meinem Forschungsprojekt widme ich mich diesen Entwicklungen in der
Förderlandschaft und untersuche ihre Effekte auf Kooperationen
zwischen afrikanischen und europäischen Partnern. Im Mittelpunkt der
Studie stehen öffentliche und private Förderer der ehemaligen
Kolonialmächte Frankreich, Großbritannien und Deutschland sowie
Schweden und die Schweiz. Zudem ziehe ich Initiativen der Europäischen
Union heran, um multilaterale Initiativen zu erfassen. Quantitative
und qualitative Erhebungen helfen, das institutionelle Feld adäquat
beschreiben und die Entwicklungen besonders seit dem "Vienna Programme
of Action" erklären zu können. In diesem Rahmen entstand eine
Datenbank mit derzeit 144 Förderprogrammen aus den
Forschungsdisziplinen der vernachlässigten Tropenkrankheiten und den
erneuerbaren Energien. Sie umfasst einen Zeitraum von 1961 bis heute
und hat Programme im Blick, in denen zumindest ein Teil für
kollaborative Forschungen oder auch für institutionelle Förderung
aufgewendet wird. Würde man Stipendienprogramme für einzelne
Forscherinnen und Forscher ebenfalls erfassen wollen, würde die Zahl
um ein Vielfaches ansteigen. Nichtsdestotrotz erlauben die meisten
Forschungspartnerschaften oft auch die Fortbildung und den Austausch
von Masterstudierenden und Doktoranden. Viele der Programme sind den
öffentlich zugänglichen Datenbanken der jeweiligen Förderer entnommen,
von denen wir in den untersuchten Ländern bisher 59 identifizieren
konnten. Nimmt man die jeweiligen Partnerorganisationen in anderen
europäischen und afrikanischen Ländern hinzu, sind derzeit 90
Förderorganisationen in der Datenbank erfasst.

Diese Datenbank erlaubt einen explorativen Zugang zu Intentionen,
thematischen und geografischen Förderschwerpunkten und den
Auswahlkriterien. Vorläufige Analysen der Daten lassen bereits einige
Rückschlüsse auf die Forschungs- und Förderbeziehungen zwischen Afrika
und Europa zu. So werden medizinische Forschungen wesentlich häufiger
und bereits länger gefördert als Kollaborationen in den erneuerbaren
Energien. Die Kollaborationen werden hauptsächlich aus
Sonderprogrammen finanziert, die sich explizit entweder auf
afrikanische Länder oder auf einen Entwicklungsaspekt beziehen. Als
Förderer treten in Frankreich, Deutschland, Schweden und der Schweiz
hauptsächlich Bildungs- und Entwicklungsministerien als öffentliche
Förderer auf, während es in Deutschland auch einen nennenswerten Teil
privater Förderung gibt, etwa durch die Volkswagenstiftung, die seit
2005 ein eigenes Förderprogramm für Afrika hat. Großbritannien bildet
insofern eine Ausnahme, als hier der private Förderanteil deutlich
überwiegt. Das lässt sich mit dem hohen Anteil an privaten Stiftungen
erklären, die im anglofonen Bereich auch mehr Wissenschaftsförderung
betreiben. Der Wellcome Trust zum Beispiel ist der größte Akteur in
der medizinischen Forschungsförderung. Darüber hinaus kooperieren
private und öffentliche Förderer in Großbritannien im Vergleich zu den
anderen Ländern häufiger, etwa bei entwicklungspolitischen Programmen
für wissenschaftliche Kapazitäten. Damit treffen verschiedene
Organisationstypen und -ziele aufeinander, die sich in der oben
beschriebenen Grauzone zwischen Entwicklungspolitik und
Wissenschaftsförderung bewegen.

Auch die Förderer kooperieren zunehmend international. Sie tragen
damit der internationalen Verflechtung afrikanischer und europäischer
Wissenschaftler Rechnung. Die Modelle der Finanzierung sind dabei
ebenso wie die Motivation dazu unterschiedlich. Zwei Dimensionen
müssen unterschieden werden: die Finanzierungsquellen und die
Organisationen, die für die Implementierung zuständig sind. Seit 2010
entstehen immer mehr Kooperationen zwischen europäischen und
afrikanischen Ländern für wissenschaftliche Förderprogramme. Allein
das deutsche Bildungsministerium hat mit Tunesien, Ägypten und Marokko
seit 2008 mehrere bilaterale Finanzierungsmodelle für Forschende
aufgelegt. Die Programme werden über ein gemeinsames Konsortium
eingerichtet und sollen damit die Forschungsagenden mehr als bisher
auf lokale Fragen und Herausforderungen ausrichten. Der europäische
Förderer tritt damit im Idealfall operativ stärker in den Hintergrund
und agiert nun eher als Finanzier. Neben diesen bilateralen Abkommen
stehen multilaterale Programme, in denen zum Beispiel die Europäische
Union Förderungen ermöglicht (European Research Area Network Africa
als ein prägnantes Beispiel) oder in denen sich europäische private
Stiftungen zugunsten des Aufbaus medizinischer Kapazitäten
zusammenschließen, wie im Fall des African Research Network for
Neglected Tropical Diseases.

Was bedeuten diese Förderstrukturen für den Grad der Autonomie
afrikanischer Forschender, selbst Ziele zu setzen und Forschungen zu
unternehmen? Die Ambivalenz von Abhängigkeit und Selbstermächtigung
bleibt ein prägendes Merkmal. Zum einen dominieren ressourcenstärkere
Akteure und Wissenssysteme sowie Theorien und Methoden noch immer die
Ausbildungswege und Forschungsinfrastrukturen und damit auch die
Kollaborationen. Afrikanische Forschende erhalten nur langsam größere
Wahlmöglichkeiten zwischen Finanzierungsquellen, da ja die
afrikanischen Regierungen mit wenigen Ausnahmen noch keine
nennenswerten eigenen Mittel für Forschungen bereitstellen und auch
die niedrigen bis fehlenden Investitionen aus der Privatwirtschaft
nicht ersetzen können, die in vielen OECD-Ländern eine wichtige Rolle
spielen. Interviews mit Forschenden und Vertretern von
Wissenschaftsministerien in Afrika bestätigen diese Abhängigkeit für
die beiden untersuchten Anwendungsfelder. Auf der anderen Seite
stellen Forschungskooperationen die Möglichkeit dar, das entsprechende
Wissen und die notwendige Infrastruktur aufzubauen, Doktoranden und
Doktorandinnen auszubilden und die Expertise vor Ort einzusetzen.
Damit geht ein Schritt zur Selbstermächtigung einher, die es erlaubt,
viele Schritte der Analyse biologischer Proben in der
Gesundheitsforschung vor Ort vorzunehmen und nicht mehr nach Europa
oder in die USA ausfliegen zu müssen. Von bilateralen und
multilateralen Förderkonstellationen wird zudem erwartet, dass sie
Wissenschaftsministerien und damit afrikanische Regierungen enger
einbinden und so deren administrative Expertise fördern, damit durch
eigene finanzielle Beiträge die afrikanischen Stimmen im
Aushandlungsprozess der Forschungsagenden mehr Gewicht erhalten. Die
Dominanz ressourcenstärkerer Akteure wie Deutschland oder Frankreich
in globalen Wissenschaftskooperationen wird jedoch vorerst
fortbestehen.
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GEWERKSCHAFT/283: Deutsches Rotes Kreuz - ver.di erzielt Tarifergebnis (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Juni 2018

Deutsches Rotes Kreuz: ver.di erzielt Tarifergebnis



Berlin - Im bundesweiten Tarifkonflikt zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und dem Deutschen Roten Kreuz
(DRK) für die Beschäftigten im Geltungsbereich des
DRK-Reformtarifvertrages haben die Tarifvertragsparteien am Dienstag
in Berlin in der vierten Verhandlungsrunde ein Ergebnis erzielt. "Mit
einer Entgelterhöhung von 7 bis 10,5 Prozent haben wir gutes Ergebnis
erzielt, das ohne die Warnstreiks und Aktionen der Beschäftigten
nicht möglich gewesen wäre", sagte Sylvia Bühler, Mitglied im
ver.di-Bundesvorstand. "Die Verdoppelung des Nachtarbeitszuschlags
ist ein wichtiges Zeichen für die Kolleginnen und Kollegen, dass die
hoch belastende Nachtarbeit endlich besser vergütet wird. Die
überproportionale Erhöhung der Ausbildungsvergütungen zeigt, wie
wichtig junge Leute für die Zukunft des DRK sind."

Im Einzelnen sieht der Tarifvertrag, der eine Laufzeit vom 1. April
2018 bis zum 30. September 2020 hat, zunächst eine Einmalzahlung von
220 Euro für alle vor, auch für die Auszubildenden. Ab dem 1. Juli
werden die Entgelte um durchschnittlich 2,88 Prozent erhöht. Ab dem
1. Mai 2019 folgt eine Steigerung um durchschnittlich 3,20 Prozent,
und ab dem 1. April 2020 werden die Entgelte um durchschnittlich 1,93
Prozent erhöht. Auszubildende erhalten ab dem 1. September 75 Euro
mehr, ab dem 1. September 2019 weitere 75 Euro und ab dem 1. März
2020 noch einmal 25 Euro zusätzlich.

Der Nachtarbeitszuschlag wird ab dem 1. Januar 2019 von 1,50 Euro pro
Stunde auf 2,50 Euro erhöht. Zum 1. Januar 2020 erfolgt eine Erhöhung
auf 3 Euro pro Stunde. Die Jahressonderzahlung wird in diesem Jahr
von 50 Prozent auf 75 Prozent erhöht, und im Jahr 2019 steigt sie
dann auf 90 Prozent. Künftig wird bereits die erste Rufbereitschaft
als Arbeitszeit gewertet.

Dem Tarifergebnis müssen die zuständigen Gremien noch zustimmen. Die
Gewerkschaft ver.di startet nun eine Abstimmung unter ihren
Mitgliedern bis Mitte Juli. Bundesweit arbeiten beim DRK insgesamt
rund 150.000 Menschen. Für rund 50.000 Beschäftigte gelten die
zwischen ver.di und der Bundestarifgemeinschaft DRK tariflich
vereinbarten Arbeits- und Entgeltbedingungen. Die Beschäftigten dem
DRK sind unter anderem tätig im Rettungsdienst, im Krankenhaus, in
der Altenpflege, in der Behindertenpflege, in Kindertagesstätte und
in der Bildungsarbeit.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.06.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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VORTRAG/2265: Husum - PESCO oder "Die Militarisierung Europas" am 12.6.2018


PESCO oder "Die Militarisierung Europas"



Unter dem harmlos-nichtssagenden Kürzel PESCO (übersetzt etwa:
"Ständige Strukturierte Zusammenarbeit") wurde im vergangenen Jahr von
25 Mitgliedsstaaten der EU eine weitreichende Militarisierung der
Europäischen Union beschlossen.

Was bedeutet PESCO?

- In Zukunft können die PESCO-Staaten gemeinsam militärische Projekte,
vor allem Rüstungsvorhaben, vorantreiben oder Auslandseinsätze führen,
ohne dafür einen Konsensbeschluss einholen (also Einstimmigkeit
herbeiführen) zu müssen.

- Die Mitgliedsstaaten sind vertraglich zur Aufrüstung verpflichtet.
Sie müssen die regelmäßige Aufstockung ihrer Rüstungsausgaben
nachweisen und die leichte Verfügbarkeit von Truppenkontingenten
gewährleisten.

- Parlamentarische und (höchst-)richterliche Kontrolle wird
unterlaufen, die nationale Entscheidungshoheit beschnitten.

Jürgen Wagner von der IMI (Informationsstelle Militarisierung),
Verfasser einiger Fachpublikationen (zuletzt: "NATO-Aufmarsch gegen
Russland. Wie ein neuer Kalter Krieg entfacht wird") wird darüber
am 12.06.2018, 19:00 - 22:00 Uhr im Speicher Husum, Hafenstraße 17, 
25813 Husum, referieren.

In Kooperation mit Attac Nordfriesland und der DFG - VK Husum

 * 

Quelle:

RLS-Büro Schleswig-Holstein

Kehdenstr. 5, 24103 Kiel

Telefon: +49-(0)431-260 70 43

Internet: www.sh.rosalux.de
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ARBEIT/2822: Kräftiger Anstieg der Erwerbstätigkeit im ersten Quartal 2018 (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 05.06.2018

Kräftiger Anstieg der Erwerbstätigkeit im ersten Quartal



Die Erwerbstätigkeit ist im ersten Quartal 2018 mit einem Zuwachs von 1,4
Prozent gegenüber dem Vorjahresquartal kräftig gestiegen. Verglichen mit
dem Vorquartal zeigt sich saison- und kalenderbereinigt ein Zuwachs von
0,4 Prozent, berichtet das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB). Die Zahl der Erwerbstätigen lag im ersten Quartal 2018 bei mehr als
44,3 Millionen Personen. Aufgrund der Grippewelle und der Lage der
Feiertage war der Anstieg bei den geleisteten Arbeitsstunden allerdings
deutlich geringer.

Die Zahl der Beschäftigten wuchs im ersten Quartal mit einem Zuwachs von
1,7 Prozent gegenüber dem Vorjahresquartal stärker als die Zahl der
Erwerbstätigen insgesamt, zu denen auch die Selbständigen gehören. Die
Teilzeitquote bei den Beschäftigten betrug unverändert 39 Prozent, da der
prozentuale Anstieg bei den Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigten in
gleicher Höhe ausfiel.

Insgesamt 15,3 Milliarden Stunden arbeiteten die Erwerbstätigen im ersten
Quartal. Das entspricht einem Plus von 0,1 Prozent gegenüber dem
entsprechenden Vorjahresquartal. Gegenüber dem Vorquartal bedeutet das
saison- und kalenderbereinigt ebenfalls einen Anstieg von 0,1 Prozent.

Die durchschnittliche Arbeitszeit pro Erwerbstätigem lag im ersten Quartal
bei 345,4 Stunden. Gegenüber dem Vorjahresquartal ist sie um 1,3 Prozent
gesunken. Im ersten Quartal 2018 standen mit 62,6 Tagen aufgrund der Lage
der Feiertage rund zwei Arbeitstage weniger zur Verfügung als im
Vorjahresquartal. Der Krankenstand der Beschäftigten lag bei rund 5,5
Prozent und ist somit um 0,3 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahresquartal
gestiegen. Grund hierfür war die starke Verbreitung der Influenza. Im
Vergleich zum Vorquartal ist die Arbeitszeit saison- und kalenderbereinigt
um 0,3 Prozent gesunken.

"Der Rückgang der Arbeitszeit resultierte aus der Lage der Feiertage und
der starken Grippewelle. Unabhängig von dieser vorübergehenden Delle liegt
die Summe der Arbeitsstunden in Deutschland weiter auf ihrer positiven
Trendentwicklung", erklärt Enzo Weber, Leiter des IAB-Forschungsbereichs
"Prognosen und gesamtwirtschaftliche Analysen".

Die durchschnittliche vereinbarte Wochenarbeitszeit blieb gegenüber dem
Vorjahresquartal mit insgesamt rund 30 Stunden weitgehend unverändert.
Vollzeitbeschäftigte arbeiteten im Durchschnitt rund 38 Stunden,
Teilzeitbeschäftigte rund 17 Stunden. Bei den Vollzeitbeschäftigten ist
die durchschnittliche vereinbarte Arbeitszeit nahezu gleich geblieben,
während bei den Teilzeitbeschäftigten ein Anstieg um 0,2 Prozent zu
verzeichnen ist. "Der Anstieg der Arbeitszeit bei den
Teilzeitbeschäftigten ist auf den weiterhin sinkenden Anteil geringfügig
Beschäftigter in dieser Gruppe zurückzuführen", so Weber.

Die bezahlten Überstunden sind im ersten Quartal gegenüber dem
Vorjahresquartal leicht gestiegen (+0,2 Stunden), während die Zahl der
unbezahlten Überstunden etwa gleich blieb. Im Durchschnitt waren es 5,2
bezahlte Überstunden und 5,9 unbezahlte Überstunden je Beschäftigtem.



Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az1801.pdf

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2723: Das Textilbündnis - ambitioniert und transparent genug? (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 05.06.2018

Das Textilbündnis: ambitioniert und transparent genug?



Mehr Transparenz entlang der Lieferkette und Mindeststandards bei der
Zusammenarbeit mit Lieferanten - die Mitglieder des Bündnisses für
nachhaltige Textilien verpflichten sich zu einer Reihe von Zielen, die
eine fairere und nachhaltigere Produktion von Bekleidung sicherstellen
sollen. Wie eine ambitionierte Umsetzung dieser Ziele durch deutsche
Marken- und Handelsunternehmen aussehen kann, hat das Öko-Institut jetzt
im Auftrag der zivilgesellschaftlichen Partner des Bündnisses erarbeitet.
Im Ergebnis fordert das Institut eine Konkretisierung der Ziele und mehr
Transparenz für den Prozess selbst. So sollte das Textilbündnis klar
darlegen, an welchen Kriterien die Zielerreichung der Unternehmen gemessen
wird und wie die Überprüfung genau vonstattengehen soll.


Konkrete Vorgaben und Weiterentwicklung der Ziel

Im Bündnis für nachhaltige Textilien haben sich rund 150 Mitglieder aus
Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft zusammengeschlossen, um die
Bedingungen in der Textilproduktion zu verbessern. Sie haben sich dafür
auf verbindliche Ziele geeinigt, zu denen sie jährlich im Rahmen des
sogenannten Review-Prozesses Bericht erstatten. Im August sollen die neuen
Maßnahmenpläne ("Roadmaps") der Mitglieder veröffentlicht werden.

"Unsere Analyse zeigt, dass die Ziele momentan zu große Spielräume
hinsichtlich der konkreten Umsetzung und Ausgestaltung der Maßnahmen
zulassen", kritisiert Dr. Nele Kampffmeyer, Leiterin des Projekts am
Öko-Institut. "Das schwächt die Wirksamkeit des Bündnisses."

Eine Forderung des Öko-Instituts besteht darin, die tiefere Lieferkette
stärker in den Fokus zu nehmen. Um die Situation zu verbessern, können die
Unternehmen beispielsweise einen Beschwerdemechanismus einrichten, der
auch für den Baumwollbauern aus Indien oder die Näherin aus Bangladesch
leicht zugänglich ist. Diese können Missstände so direkt an das
einkaufende deutsche Unternehmen kommunizieren.

Auch sollte das Bündnis konkrete Standards für eine faire Einkaufspraxis
formulieren. Lieferanten sehen sich einem hohen Preisdruck, knappen
Lieferfristen und kurzfristigen Geschäftsbeziehungen gegenüber. In vielen
Fällen müssen sie die Kosten für eine Verbesserung ihrer Standards zudem
selber tragen, was den Druck zusätzlich erhöht. Die Bündnispartner sollten
sich daher beispielsweise Gedanken machen, welche Standards sie einführen
sollten, um bestimmte Produktmengen garantiert abzunehmen.

Würdigung und Sanktionierung von Unternehmen

Da das Bündnis für nachhaltige Textilien ein freiwilliger Zusammenschluss
ist, ist es nach Auffassung von Cara-Sophie Scherf, Expertin für
unternehmerische Sorgfaltspflichten am Öko-Institut, wichtig, jene
Unternehmen zu würdigen, die besonders ambitioniert in der Umsetzung der
Ziele sind: "So werden Vorreiter sichtbar und anderen Unternehmen
erkennen, dass eine Verbesserung der sozialen und ökologischen Bedingungen
in der Textilbranche möglich ist."

Gleichzeitig bleibt das Textilbündnis ein freiwilliger Zusammenschluss,
der nur einen Teil der deutschen Textilunternehmen umfasst. Damit alle
Unternehmen bestimmte Mindestanforderungen erfüllen müssen, fordert das
Öko-Institut die Einführung rechtlich verbindlicher menschenrechtlicher
Sorgfaltspflichten. Dann müssten alle Unternehmen beispielsweise eine
menschenrechtliche Risikoanalyse durchführen und gegebenenfalls
entsprechende Gegenmaßnahmen ergreifen.


Stellungnahme "Das Bündnis für nachhaltige Textilien: ambitioniert und
transparent?" des Öko-Instituts

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Textilbuendnis_Stellungnahme_2018_Oeko-Institut.pdf

Studie "Bewertungsraster für eine ambitionierte Umsetzung der Zeit- und
Mengenziele 2018-2020 des Bündnisses für nachhaltige Textilien
(Marken/Handel)" des Öko-Instituts

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Textilbuendnis_ambitionierte_Ziele_2018_Oeko-Institut.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 05.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/232: Mexiko - Bundesgericht schlägt Wahrheitskommission für den Fall Ayotzinapa vor (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Bundesgericht schlägt Wahrheitskommission für den Fall Ayotzinapa
vor

Von Gerd Goertz



(Mexiko-Stadt, 5. Juni 2018, npl).- Nach mehr als dreieinhalb Jahren
nun auch eine schallende Ohrfeige von der eigenen Justiz. Immer wieder
haben zahlreiche internationale Institutionen sowie nationale und
internationale Menschenrechtsorganisationen die Ermittlungsergebnisse
und angebliche "historische Wahrheit" der mexikanischen
Bundesgeneralstaatsanwaltschaft (PGR) im Fall der am 26. September
2014 verschwundenen 43 Lehramtsstudenten von Ayotzinapa, Bundesstaat
Guerrero, scharf kritisiert. Jetzt hat erstmals auch ein mexikanisches
Bundesgericht die damals unter dem Generalstaatsanwalt Jesús Murillo
Karam begonnenen Untersuchungen "zerpflückt". Das dreiköpfige
Richtergremium kam einstimmig zu dem Schluss, die Ermittlungen seien
weder "schnell, effektiv, unabhängig, noch unbefangen", sondern auf
eine irreguläre Weise durchgeführt worden. Das Kollegialgericht geht
genauso wie internationale Instanzen davon aus, dass Zeugenaussagen
teilweise unter Folter zustande kamen. Dies war der Ursprung des
Verfahrens im Bundesstaat Tamaulipas. Mehrere der Verhafteten und von
der PGR als Mitverantwortliche des Verbrechens gegen die Studenten
präsentierte Personen hatten vor Gericht geklagt, weil sie nach
eigenen Angaben im Zuge der Vernehmungen gefoltert wurden.

Die Richter sahen die Vorwürfe als hinreichend belegt an, gingen aber
in ihrem Urteil weit über den Folteraspekt hinaus. Sie fordern ein
neues Aufrollen des Verfahrens sowie die Einrichtung einer
Untersuchungskommission für Wahrheit und Gerechtigkeit, da es in
Mexiko keine unabhängige Staatsanwaltschaft gebe. Der
"Wahrheitskommission" sollen Vertreter*innen der Opfer, der Nationalen
Menschenrechtskommission sowie der Ermittlungsbehörden angehören.
Außerdem empfahlen die Richter, erneut die Interdisziplinäre Gruppe
unabhängiger Expert*innen (GIEI) der Interamerikanischen
Menschenrechtskommission in die Ermittlungen einzubeziehen. Deren
kritische Begleitung des Falles war der mexikanischen Regierung von
Anfang an ein Dorn im Auge gewesen. Sie hatte das Mandat der GIEI so
kurz wie möglich gehalten. Die Richter in Tamaulipas legten den Finger
in eine weitere Wunde: Bezüglich der möglichen Beteiligung von
Personal der Streitkräfte und der Bundespolizei beim
Verschwindenlassen der Studenten sei nicht einmal ermittelt worden.


"Historische Wahrheit" kaum zu glauben

Die Reichweite des Urteils ist noch nicht abzusehen. Es ist aber ein
zusätzlicher Schlag gegen die "historische Wahrheit" der PGR. Danach
waren ausschließlich lokale Polizei und organisiertes Verbrechen für
die Ermordung und angebliche anschließende sofortige Verbrennung auf
der Müllhalde von Cocula im Bundesstaat Guerrero verantwortlich.
Zahlreiche unabhängige Expert*innen halten diesen Ablauf für
unmöglich.

Das Gerichtsurteil kommt weniger als vier Wochen vor den
Präsidentschaftswahlen am 1. Juli zum denkbar schlechtesten Zeitpunkt
für die Regierung von Enrique Peña Nieto. Zuletzt gab es Gerüchte, die
Regierung wolle den Fall Ayotzinapa noch vor den Wahlen für
abgeschlossen erklären. Die Bundesgeneralstaatsanwaltschaft (PGR) warf
dem Kollegialgericht in einer ersten Reaktion vor, Gewaltenteilung und
Zuständigkeiten nicht anzuerkennen. Die Ermittlungen gingen zudem
weiter und würden "unter strikter Achtung der Menschenrechte" die
Empfehlungen der Interamerikanischen Menschenrechtskommission (CIDH)
und der CNDH berücksichtigen.

Die mexikanischen Menschenrechtsorganisationen Centro Prodh,
Tlachinollan, Serapaz und Fundar wiesen in einer gemeinsamen Erklärung
darauf hin, dass erstmals ein nationales Bundesgericht die zuvor von
internationalen Einrichtungen aufgezeigten Irregularitäten der
Ermittlungen feststellte. Noch vor wenigen Wochen hatte sich die
mexikanische Regierung vehement gegen ein Dokument des
UNO-Hochkommissariats für Menschenrechte in Mexiko-Stadt gewehrt, in
dem die Foltervorwürfe und weitere Missstände bei den Ermittlungen
erwähnt wurden. Für die Familienangehörigen der Studenten bedeutet das
Urteil einen kleinen Hoffnungsschimmer. Selbst wenn von der aktuellen
Regierung kaum eine Kehrtwende im Fall Ayotzinapa zu erwarten ist,
bieten die Ausführungen der drei Richter eine mögliche Grundlage für
wirkliche Aufklärung, was genau mit den Studenten geschah.
Oppositionspolitiker Andrés Manuel López Obrador, derzeit haushoher
Favorit für die Präsidentschaftswahlen, hat diese Aufklärung vor
Kurzem bei einem Treffen mit den Eltern der Studenten versprochen. Das
Urteil könnte für ihn zu einer Messlatte werden.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/bundesgericht-schlaegt-wahrheitskommission-fuer-den-fall-ayotzinapa-vor/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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STANDPUNKT/038: Klage gegen KiK - Landgericht Dortmund darf Verfahren nicht an Verjährung scheitern lassen (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 5. Juni 2018

Klage gegen KiK: 

Landgericht Dortmund darf Verfahren nicht an Verjährung scheitern
lassen!



Berlin, 05. Juni 2018 - Verjährt, vergangen, verfallen - mit dieser
Position versucht das deutsche Textilunternehmen KiK, sich seiner
Sorgfaltspflicht und seiner Mitverantwortung für die 260 Toten des Brands
in seiner Zulieferfabrik am 11. September 2012 in Karatschi (Pakistan) zu
entziehen. Das Landgericht Dortmund muss entscheiden, ob es die Ansprüche
von vier Betroffenen des Fabrikbrands anerkennt. Ein Rechtsgutachten für
das Gericht geht davon aus, dass die Ansprüche nach pakistanischem Recht
verjährt sein könnten. Dem widersprechen das European Center for
Constitutional and Human Rights (ECCHR) und sein Kooperationsanwalt Remo
Klinger, der die pakistanischen Kläger vor Gericht vertritt.

KiK hatte zunächst einem Verzicht auf die Verjährung zugestimmt und diesen
erst zwei Jahre nach Einreichung der Klage in Dortmund für unwirksam
erklärt. "KiK flüchtet sich mit Tricks in die Verjährung, um sich vor
Gericht nicht den Sachfragen stellen zu müssen", sagte Miriam Saage-Maaß
vom ECCHR. Sie appelliert an das Gericht: "Das Verfahren darf nicht an der
Frage der Verjährung scheitern! Es geht um die grundsätzliche Frage nach
der Verantwortung transnationaler Unternehmen für ihre Tochterfirmen und
Zulieferer."

Rechtsanwalt Klinger, der die Kläger aus Pakistan in Deutschland vertritt,
erläutert: "Im November 2014 hatte ich mit KiK einen Verjährungsverzicht
vereinbart." Dies sei Voraussetzung für die anschließenden
Entschädigungsverhandlungen gewesen. "Wenn ein deutscher Rechtsanwalt mit
einem anderen deutschen Rechtsanwalt eines deutschen Unternehmens einen
Verjährungsverzicht vereinbart, den es so nur im deutschen Recht gibt, dann
haben sich die Parteien auch auf die Anwendung des deutschen Rechts für die
Beurteilung der Verjährungsfrage geeinigt."

Saage-Maaß betont die grundlegende Bedeutung des Verfahrens gegen KiK: "Den
Betroffenen geht es um viel mehr als um Geld: Sie fordern Zugang zu Recht.
Sie wollen, dass die Mitverantwortung von KiK für den Fabrikbrand in
Pakistan vor einem deutschen Gericht verhandelt wird." Das ECCHR und
Rechtsanwalt Klinger kündigten an: "Wir werden die Kläger aus Pakistan
weiter mit allen rechtlichen Mitteln unterstützen!"

Das Landgericht Dortmund beschäftigt sich seit März 2015 mit der Zivilklage
gegen KiK, die vier Pakistaner - ein Überlebender und drei Hinterbliebene
des Fabrikbrands - auf Initiative des ECCHR und mit Unterstützung von
medico international einreichten. Bei dem Brand in der Textilfabrik, die
hauptsächlich für KiK produzierte, starben 260 Menschen.




Mehr zu dem Fall und zur Klage in Dortmund unter:

www.ecchr/kik/pakistan

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu

Internet: www.ecchr.de
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SCHACH-SPHINX/06587: Schleifstein junger Erfahrungen (SB)


An einem spielfreien Tag der Dortmunder Schachtage hatten sich der
19jährige ungarische Junggroßmeister Peter Leko und der Weltranglisten-
Zweite Wladimir Kramnik bereiterklärt, zur Freude der Zuschauer und
Kiebitze an je 25 Brettern eine Simultanvorstellung zu geben. Ihre
Kontrahenten nahmen voller Ungeduld Platz, froh über die Gelegenheit,
mit einem Weltklassespieler die Schwerter zu kreuzen. Doch nach und
nach verblaßte das Lächeln auf ihren Gesichtern. Leko und Kramnik
blieben ungeschlagen. Der Ungar erlaubte nur dem 14jährigen Aleksey
Litwark von den Schachfreunden Brackel ein Remis, während Kramnik
etwas generöser fünf Unentschieden zuließ. Man merkte Leko an, daß er
selbst bei solchen Schaukämpfen mit äußerster Willensentschlossenheit
zur Werke ging. Schließlich war er durch eine harte Lehre gegangen.
Früh hatte er den höchsten Titel der FIDE erhalten und sich in der
Erwachsenenwelt gegen seine Großmeisterkollegen durchgesetzt, war ein
Schleifstein gewesen, der wenig Kanten an seiner Persönlichkeit
übrigließ. Da war zum Beispiel im heutigen Rätsel der Sphinx die
Begegnung gegen den argentinischen Großmeister Hoffman. Leko spielte
mit den schwarzen Steinen gegen die Schottische Eröffnung. Beim
neunten Zug wählte der seinerzeit 14jährige Ungar eine chancenreiche
Neuerung, die Hoffman jedoch hervorragend erwiderte. Wie ein zum
Zerreißen gespannter Bindfaden saß Leko am Tisch und grübelte sich
seine Züge zurecht. Schließlich beim 25. Zug wurde seine Ausdauer
belohnt. Hoffman zog in der Diagrammstellung 25.Ta1-c1? und verlor
nach 25...Tf8-d8 26.Lb2-c3 c4xb3 27.Lc3-b4 b3-b2 28.f4xg5 b2-b1S!
wegen der Möglichkeit 29.Dg4-h5 Dd3xd2+! Nun, Wanderer, Fortuna half
dem jungen Ungarn. Mit welcher Zugfolge hätte Hoffman sogar eine
Stellung mit leichten Vorteilen herbeiführen können?






[image: SCHACH-SPHINX/06587: Schleifstein junger Erfahrungen (SB)]



Hoffman - Leko

Argentinien 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Anatoli Karpow hatte in der Tat gute Gründe, die Partie gegen den
französischen Großmeister Joel Lautier an dieser Stelle aufzugeben.
Die Schmach, nach 1.Dd2-g5 durch 1...Tb8-b6 2.Th4xd4+! oder 1...Te8-e6
2.Th4xd4+! bzw. 1...Dc5-e7 2.Th4xd4+! e5xd4 3.Lg3xb8 regelrecht
untergepflügt zu werden, schmeckte ihm gar nicht.



Erstveröffentlichung am 9. Juni 2005

6. Juni 2018
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KIND/164: Regeln beim Medienkonsum können Schulleistungen schwächen (idw)


Universität Zürich - 05.06.2018

Regeln beim Medienkonsum können Schulleistungen schwächen



Eltern, die ihre Kinder bei der Nutzung neuer Medien einschränken,
handeln langfristig gesehen möglicherweise kontraproduktiv - besonders, wenn
sie die Hausaufgaben als Argument ins Feld führen. Die schulischen
Leistungen ihrer Schützlinge liegen im Teenageralter unter denjenigen von
gleichaltrigen Kollegen, wie eine Studie der Universität Zürich zeigt.

Modernen Technologien wie Computer, Handy, TV oder Spielkonsole werden
vielfältige Auswirkungen attestiert: positive ebenso wie negative. So wird
etwa befürchtet, dass ihre ständige Verfügbarkeit die
Kommunikationsfähigkeit und die Gedächtnisleistung beeinträchtige -
speziell jene von Teenagern. Eltern wird vor diesem Hintergrund gerne
empfohlen, Grenzen zu setzen und klar zu regeln, wie lange Kinder
bestimmte Technologien nutzen dürfen.

College-Studierende blicken zurück

Wie sich solche Regeln zur generellen Nutzung moderner Technologien auf
spätere schulische Leistungen auswirken und welche Rolle dabei die
Begründungen spielen, die Eltern für ihre Massnahmen liefern, haben die
Kommunikationswissenschaftlerin Eszter Hargittai von der Universität
Zürich und ihr Kollege Drew Cingel in einer Studie untersucht. Dazu
befragten sie über 1100 Erstjahres-Absolventinnen und -Absolventen eines
US-Colleges, dessen Studentenschaft für ihre grosse soziodemografische
Vielfalt bekannt ist. Erfasst wurden die Erinnerungen und rückwirkenden
Einschätzungen der Studierenden zu den Regelungen, mit denen sie in der
Kindheit konfrontiert waren, sowie ihre soziodemografischen
Charakteristika und die aktuellen schulischen Leistungen.

Gutgemeinte Gründe mit negativen Konsequenzen

Hagittai und Cingel konnten zeigen, dass Studierende, deren Eltern in
früheren Jahren klare Regeln für die Nutzung neuer Medien aufstellten und
dafür auch Gründe lieferten, im College nicht besser abschneiden als ihre
Mitstudierenden. Im Gegenteil: Begründeten die Eltern die von ihnen
aufgestellten Regeln ganz konkret damit, dass sonst Zeit für die
Hausaufgaben fehle, fielen die Leistungen der Kinder am College sogar
schlechter aus. Für Eszter Hargittai ein interessanter Befund: «Eltern
stellen diese Regeln im Normalfall auf, um ihre Kinder zu fördern und
sicherzustellen, dass sie genügend Zeit in die Schule investieren. Doch
der Schuss könnte offenbar auch nach hinten losgehen: Die gutgemeinte
Massnahme zieht möglicherweise unbeabsichtigte negative Konsequenzen nach
sich.» Nun liesse sich argumentieren, dass Eltern von Kindern mit
Schulproblemen eher Regeln zugunsten der Hausaufgaben aufstellen. Doch die
schulischen Fähigkeiten wurden in der statistischen Analyse ebenfalls
berücksichtigt. Der negative Einfluss von Technologieregeln auf die
späteren Schulnoten zeigte sich unabhängig davon.

Gesundheit als erfolgsversprechendes Argument

Anders sieht es aus, wenn Eltern gesundheitliche Gründe für ihre
Einschränkungen anführten, zum Beispiel Bewegungsmangel, überanstrengte
Augen oder eine schlechte Haltung vor dem Computer. Ihre Kinder zeigten
später im College vergleichsweise bessere schulische Leistungen. Eszter
Hargittai vermutet, dass Eltern, die sich um die Gesundheit ihrer Kinder
sorgen, nicht nur deren Medienkonsum regeln, sondern zugleich andere
Aktivitäten fördern, von denen die Kinder langfristig profitieren.

Sicherheitsrisiko für Mädchen, Zeitverschwendung für Knaben

Zudem konnten die Forschenden darlegen, dass soziodemografische Faktoren
wie Geschlecht, Ethnizität oder das Bildungsniveau der Eltern eine Rolle
spielen, wenn es um darum geht, Einschränkungen bei der Nutzung neuer
Medien konkret zu begründen. So argumentierten Eltern Mädchen gegenüber
eher mit Sicherheits- oder Datenschutzbedenken, während sie Knaben
gegenüber eher gesundheitliche Gründe oder das Argument der
Zeitverschwendung nannten. «Wir konnten zeigen, dass der
soziodemografische und familiäre Kontext einen Einfluss darauf hat, wie
Regeln begründet werden und dass diese Begründungen wiederum einen
Einfluss auf den späteren schulischen Erfolg haben können», fasst Eszter
Hargittai die Erkenntnisse zusammen. Deshalb sei es wichtig, dass Eltern
den Einsatz moderner Technologien proaktiv mit ihren Kindern diskutieren
und dabei auch die Besonderheiten verschiedener Anwendungen
berücksichtigen. «Bestimmte Spiele können zum Beispiel hilfreich sein, um
das strategische Denken und analytische Fähigkeiten zu entwickeln.» Laut
Hargittai ergibt auch das gemeinsame Nutzen von Technologien Sinn: «So
können Eltern ihren Schützlingen, die Vor- und Nachteile direkt und ganz
praktisch erläutern.»


Literatur:

Drew P. Cingel and Eszter Hargittai.

The relationship between childhood rules about technology use and
later-life academic achievement among young adults.

The Communication Review. May 15, 2018.

DOI: 10.1080/10714421.2018.1468182
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JUGEND/101: Religiosität spielt eine Rolle für den Bildungserfolg von Kindern mit Migrationshintergrund (idw)


Universität zu Köln - 05.06.2018

Religiosität spielt eine Rolle für den Bildungserfolg von Kindern mit
Migrationshintergrund

Schulleistungen hängen bei Kindern mit Migrationshintergrund von der Form
des religiösen Engagements und der Wohnlage in integrierten
Nachbarschaften ab



In einer Studie haben Prof. Dr. Sarah Carol (Institut für Soziologie und
Sozialpsychologie, Uni Köln) und Benjamin Schulz (Wissenschaftszentrum
Berlin für Sozialforschung) den Einfluss verschiedener Formen der
Religiosität auf den Bildungserfolg von muslimischen und christlichen
Kindern mit Migrationshintergrund untersucht. Dabei fanden sie heraus,
dass der Zusammenhang zwischen Schulleistungen und Religiosität von der
Form des religiösen Engagements abhängt. Das Engagement von Kindern und
Jugendlichen in Moscheen beispielsweise geht mit besseren Schulleistungen
einher, wenn sie nicht in segregierten Nachbarschaften leben. Die
Ergebnisse der Studie "Religiosity as a bridge or barrier to immigrant
children's educational achievement?" wurden nun in der Fachzeitschrift
"Research in Social Stratification and Mobility" veröffentlicht.

Unterschiedliche Studien kamen bisher zu dem Ergebnis, dass in Deutschland
Kinder mit Migrationshintergrund geringere Schulleistungen erbringen als
Kinder ohne Migrationshintergrund. Weniger als 25 Prozent der in zweiter
Generation in Deutschland lebenden Schülerinnen und Schüler mit türkischem
Hintergrund machen das Abitur. Bei Kindern ohne Migrationshintergrund sind
es über 40 Prozent. Die bisherige Forschung hat sich auf den ethnischen
Hintergrund, das Bildungsniveau und den sozioökonomischen Status der
Eltern konzentriert.

Carol und Schulz konzentrieren sich in ihrer Studie stattdessen auf die
Bedeutung der Religiosität als Faktor für die Schulleistungen und als
Motor für Bildungsmobilität. "Wir wollten herausfinden, ob religiöse
Organisationen den Jugendlichen Orientierung und Unterstützung bieten und
ob eine religiöse Einstellung eine starke Selbstkontrolle begünstigt",
sagt Sarah Carol. Beides steht in einer positiven Beziehung zum
Bildungserfolg.

Die Studie nutzte Daten des Nationalen Bildungspanels (NEPS), um diese
Hypothesen in Bezug auf muslimische und christliche Kinder mit
Migrationshintergrund zu testen. Als Indikatoren für den schulischen
Erfolg werden vor allem die Ergebnisse von Mathetests herangezogen. Der
Grad der Religiosität und die Zugehörigkeit zu einer religiösen
Gemeinschaft wurden über die Beantwortung von Fragen erfasst.
Informationen zum Migrationshintergrund lieferte die Herkunft der Eltern
(Türkei, ehemalige Sowjetunion, Osteuropa, Südeuropa, Westeuropa, Asien,
andere).

"Die Studie zeigt, dass Religiosität nicht generell ein Hindernis für
Bildungserfolg ist. Sowohl bei christlichen als auch muslimischen Schülern
steht Religiosität unter bestimmten Bedingungen guten schulischen
Leistungen nicht im Weg", sagt Carol. "Religiosität spielt jedoch in
erster Linie für den Bildungserfolg von muslimischen Kindern eine Rolle;
für christliche Kinder spielt Religiosität hingegen kaum eine Rolle." Bei
dem Zusammenhang zwischen dem Engagement in einer islamischen Gemeinschaft
und der Schulleistung musste das Forscher-Duo einen zusätzlichen Faktor
beachten: Leben Schüler in nicht-segregierten Nachbarschaften, besteht ein
positiver Zusammenhang zwischen religiösem Engagement und Mathekompetenz.
Leben sie allerdings in segregierten Nachbarschaften, haben diese Kinder
keinen Vorteil mehr. Dann kann das religiöse Engagement sogar ein
Hindernis für den Schulerfolg sein.

Eine hohe Gebetshäufigkeit geht bei muslimischen Kindern ebenfalls mit
besseren Schulleistungen einher. "Regelmäßiges Beten deutet auf
Selbstdisziplin und intrinsische Motivation hin. Beides sind auch
Schlüsselfaktoren für den Schulerfolg", so Carol. Anders sieht das Bild
bei muslimischen Schülerinnen und Schülern mit einer hohen religiösen
Selbsteinschätzung aus und jenen, die keinen regelmäßigen religiösen
Verpflichtungen nachgehen. In dieser Schülergruppe ist es
wahrscheinlicher, dass sie die Schule beispielsweise früh verlassen
(Hauptschulabschluss) oder sogar abbrechen. "Muslimische Religiosität kann
ein wichtiger Teil der sozialen Identität der Schüler sein, wenn sie
Probleme in der Schule oder Schwierigkeiten beim Übergang in die
Arbeitswelt haben", interpretiert Carol dieses Ergebnis.

Zusammenfassend stellen Carol und Schulz fest, dass subjektive
Religiosität ein Hindernis darstellen kann, aber andere Facetten der
muslimischen Religiosität kein Hindernis für den Bildungserfolg sein
müssen.


Zur Publikation:

Sarah Carol, Benjamin Schulz:

Religiosity as a bridge or barrier to immigrant children's educational
achievement?

https://doi.org/10.1016/j.rssm.2018.04.001
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





FORSCHUNG/173: Der gläserne Fußballer (idw)


Technische Universität München - 05.06.2018

Der gläserne Fußballer



Wie wird Erfolg im Fußball messbar? Mit der heute verfügbaren Menge an
Positionsdaten im Fußball scheint diese Frage vor einer Weltmeisterschaft
besonders interessant. Trainingswissenschaftler Dr. Daniel Link von der
Technischen Universität München (TUM) hat ein Modell entwickelt, mit dem
sich die Torgefährlichkeit einer Mannschaft messen lässt.

Tore lassen im Fußball nur bedingt eine Aussage über die Leistung einer
Mannschaft und die Qualität ihrer Spieler zu: Sie fallen selten, manchmal
durch eine einzige Unaufmerksamkeit oder einer hochdominanten Mannschaft
fehlt das Quäntchen Glück.

Indikatoren wie Torschüsse, erfolgreiche Pässe, Zweikämpfe, Ballbesitz und
zurückgelegte Distanzen sind insbesondere in den Medien weit verbreitet,
jedoch auch ihr Nutzen ist als Maßeinheit für Leistung zu hinterfragen. Im
Halbfinale der letzten Weltmeisterschaft 2014 beispielsweise hatte
Deutschland weniger Torschüsse als Brasilien (im Verhältnis 14:18), aber
kaum ein Zuschauer würde an der Überlegenheit Deutschlands in diesem Spiel
(7:1 Tore) zweifeln.

Für das Buch "Data Analytics in Professional Soccer" von Dr. Daniel Link
sind Situationen, in denen die Möglichkeit besteht ein Tor zu erzielen,
zentrales Kriterium für die "Leistung" im Fußball. "Im Fußball kommt es
primär darauf an, dass eine Mannschaft mit dem Ball in den torgefährlichen
Bereich um das Tor kommt und den Gegner umgekehrt daran hindert", sagt der
Wissenschaftler vom Lehrstuhl für Trainingswissenschaft und
Sportinformatik der TUM. In dem gerade veröffentlichten Werk präsentiert
er sechs Einzelstudien mit innovativen mathematischen Ansätzen zur
Spielanalyse und Spielerbewertung im Profifußball.

Echtzeit-Analyse mithilfe von optischem Tracking

Der Trainingswissenschaftler stellt in dem ursprünglich in "PLOS One"
veröffentlichten Kapitel 3 objektive Kriterien vor, um in Echtzeit die
Mannschaftsleistung mit einem eigens dafür entwickelten Algorithmus
festzustellen. Mit seinem Verfahren ermittelt er für jeden Zeitpunkt, zu
dem ein Spieler im Ballbesitz ist, eine quantitative Darstellung der
Wahrscheinlichkeit, dass ein Tor erzielt wird - "ich bezeichne dies als
Dangerousity", sagt Link. Die Berechnung dieser Metrik basiert auf der
räumlichen Konstellation von Spieler und Ball und besteht aus den vier
Komponenten Druck, Dichte, Ballkontrolle und Spielfeldzone. Der englische
Begriff Dangerousity wird in der Sportdaten-Community inzwischen weltweit
referenziert.

Mit diesem Ansatz hat der Autor in Zusammenarbeit mit der Deutschen
Fußball Liga (DFL) 64 Bundesligaspiele ausgewertet. Die Positionsdaten der
Spieler und des Balls wurden über ein optisches Tracking-System erfasst.
Außerdem wurde die automatische Bewertung durch Links Algorithmus mit
Bewertungen durch semi-professionelle Fußballtrainer bei hundert
Spielszenarien verglichen. Hierbei zeigte sich eine hohe Übereinstimmung
zwischen der Einschätzung der Szenen zwischen der Maschine und dem
Menschen. Die Auswertung erfolgte mit Unterstützung des
DFL-Tochterunternehmens Sportec Solutions (STS).

"Aus der Gefährlichkeit lassen sich weitere Metriken ableiten, mit denen
Fragen zur Analyse des Spiels beantwortet werden können", erklärt der
Sportwissenschaftler seinen neuen Ansatz. "Wir verwenden diese Metriken,
um einzelne Aktionen in einem Spiel zu analysieren, Spielpassagen zu
beschreiben und die Leistung als auch Effizienz von Teams über die Saison
zu charakterisieren." Für zukünftige Studien würden sie ein zufalls- und
ergebnisunabhängiges Kriterium darstellen, um den Einfluss von zentralen
Ereignissen in einem Fußballspiel, verschiedenen Spielsystemen oder
taktischen Gruppenkonzepten auf den Erfolg hin zu untersuchen.


Publikation:
Daniel Link:

Data Analytics in Professional Soccer - Performance Analysis
Based on Spatiotemporal Tracking Data,

Springer Vieweg 2018. ISBN 978-3-658-21177-6
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/093: Gießen - "Nu helf dir Gott, der Tanz ist aus!", 25.6, und 4., 7., 9.7.2018


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

"Nu helf dir Gott, der Tanz ist aus!"

Die Theatergruppe des Instituts für Germanistik der
Justus-Liebig-Universität Gießen führt ein Spiel von Johannes Kolroß
aus dem reformierten Basel auf - Internationales Forschungsprojekt
 
Vorstellungen am 25. Juni und am 4., 7. und 9. Juli 2018



Das Reformationsjubiläum ist vorbei. Was ist von Luthers Ideen
hängengeblieben? Welche Konsequenzen ziehen wir aus der Erinnerung an
die Botschaft, dass der Mensch schon erlöst ist und dass der Glaube
allein vor der Hölle bewahrt? Diese Frage steht auch am Anfang von
Johannes Kolroß? Spiel "Von fünferlei Betrachtungen, die den Menschen
zur Buße reizen" ("Spil von fünfferlay betrachtnussen ... zur Buß").
Die Theatergruppe des Instituts für Germanistik der 
Justus-Liebig-Universität Gießen (JLU) unter der Leitung von Prof. Dr. Cora Dietl,
Institut für Germanistik, führt das Stück, eine frühe Moralität aus
dem reformierten Basel, am 25. Juni sowie am 4., 7. und 9. Juli 2018
in Gießen, Leeds (England), Grünberg und Marburg auf. Eingebettet sind
die Aufführungen in ein internationales Forschungsprojekt.

Uraufgeführt wurde das Theaterspiel kurz nach Ostern im Jahr 1532. Der
Protagonist des Stücks, ein jugendlicher Jedermann, zieht einen
einfachen Schluss aus der österlichen Heilsbotschaft und aus der
lutherischen Gnadenlehre: Jetzt darf unbeschwert und dauerhaft
gefeiert werden. Bald aber wird er vom Tod eines Besseren belehrt.
Mitten im Schwung des Festes treffen den Jüngling die Geschosse des
Todes. Aus dem amourösen Freudentanz wird rasch ein Totentanz, der ihn
im letzten Moment zur Neubesinnung zwingt - was ihm den Spott seiner
Freunde einträgt. Wer hat denn schon gerne einen frommen Freund?

Das Spiel fragt nach der Angemessenheit eines Lebensstils, wie wir ihn
heute als typisch westlich oder typisch europäisch verstehen: Es ist
ein Leben in gefühlter Sicherheit und Sorglosigkeit, in dem das Fest,
die Zerstreuung und die Freude eine zentrale Rolle einnehmen. Es fragt
auch nach der Rolle, die wir dem Tod und den Gedanken ans Jenseits in
unserem Leben einräumen wollen. Und als Schulstück fragt es natürlich
auch, wie Kinder zu einem "rechten" Lebenswandel erzogen werden
können.

Die Aufführung steht im Kontext eines internationalen
Forschungsprojekts zu Moralitäten der Frühen Neuzeit als Formen der
Vermittlung europäischer Werte. Eine Gruppe von Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern aus den Niederlanden, Frankreich, Großbritannien,
Deutschland, der Schweiz, Polen, Litauen, Spanien und Portugal will
erforschen, welche Rolle dem allegorischen moraldidaktischen Theater
in der europäischen Kultur des 16. Jahrhunderts zukam. Es geht nicht
zuletzt auch darum, wie diese Stücke, wenn sie unverändert
wiederaufgeführt werden, auf ein heutiges Publikum wirken. Das
Gießener Publikum muss sich daher auf ein ästhetisch anderes Theater
einstellen. Wie wird dieses ankommen? Das will die Theatergruppe
mithilfe einer Fragebogenaktion herausfinden.

Die Aufführung findet statt in Kooperation mit dem Literarischen
Zentrum Gießen (LZG) und dem Institut für Deutsche Philologie des
Mittelalters (Prof. Dr. Jürgen Wolf) der Philipps-Universität Marburg
und wird unterstützt vom Museum im Spital Grünberg, von den Freunden
des Museums im Spital Marburg und vom Hessischen Landestheater
Marburg. Die Reise der Theatergruppe nach England wird gefördert durch
den International Medieval Congress in Leeds, durch Erasmus Promos
sowie durch Zuschüsse des Fachbereichs 05 und des Instituts für
Germanistik der JLU.

Eintrittskosten in Gießen und Marburg:

5 Euro / ermäßigt 3 Euro (Kartenverkauf an der Abendkasse)

In Grünberg und Leeds ist der Eintritt frei.

Termine

Aufführungen:

25.06.2018, 19.30 Uhr: Gießen, Botanischer Garten

04.07.2018, 19.00 Uhr: Leeds, Beech Grove Plaza

07.07.2018, 16.00 Uhr: Grünberg, Schloss

09.07.2018, 18.00 Uhr: Philipps-Universität Marburg, HS 109, Deutschhausstr. 3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1186: Wiesbaden - »Liliom«, Premiere am 15. Juni 2018, weitere Termine 20.+28.6.2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Liliom« von Ferenc Molnár

Premiere am 15. Juni 2018, um 19.30 Uhr im Kleinen Haus

Die beiden nächsten Vorstellungstermine: 20. & 28. Juni 2018, jeweils
um 19.30 Uhr



Nachdem der Regisseur und Autor Thomas Jonigk bereits zweimal in
Wiesbaden eigene Texte inszeniert hat - das Oscar-Wilde-Projekt »Kill
the Bugger!« (2015) sowie das Auftragswerk »Es begab sich aber zu der
Zeit« (2017) -, nähert er sich nun Ferenc Molnárs »Liliom« von 1909,
eine »Vorstadtlegende« aus der Endphase der österreichisch-ungarischen
Monarchie.

Ein Stück über eine abgrundtiefe Liebe, die rohe Gewalt wie absolute
Hingabe in sich vereint. Es war seinerzeit ein Welterfolg, wurde
vielfach verfilmt, und auch das (ebenfalls verfilmte) Musical
»Karussell« beruht auf »Liliom«. Der Liliom war und ist eine
Paraderolle für viele Schauspielgrößen, von Hans Albers bis Josef
Meinrad reichen die Darstellernamen. In Wiesbaden wird Tobias Lutze
den Liliom verkörpern.

Liliom ist Ausrufer beim Karussell im Vergnügungspark. Ein Vorstadt-Casanova. 
Laut und brutal, aber auch unwiderstehlich und charmant. Er
unterhält Männer und Frauen mit seinen Witzen, und er liebt seine
Freiheit. Als er heftig mit Julie flirtet, wird seine Chefin, Frau
Muskat, so eifersüchtig, dass sie ihn vor die Tür setzt. Auch Julie
verliert ihre Stelle. Die beiden bleiben zusammen, aber Liliom findet
sich im bürgerlichen Leben nicht zurecht. Sprachlosigkeit und Angst
vor dem Versagen treiben ihn in die Gewalt. Als Julie schwanger wird,
verschärft sich die Situation. Liliom verweigert das Sich-Einrichten
in der

(klein-)bürgerlichen Welt. Mit anarchischer Energie bricht er aus der
Enge der Verhältnisse aus und landet in der Halbwelt der Spieler und
Kleinkriminellen. Julies kompromisslose Liebe kann ihn schließlich
auch im Himmel nicht mehr retten.

Regie Thomas Jonigk

Bühne & Kostüme Lisa Däßler

Dramaturgie Wolfgang Behrens

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





MELDUNG/362: Mehrheit der Hunde und Katzen bisher nicht registriert (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 6. Juni 2018

#RegistrierDeinTier

Mehrheit der Hunde und Katzen bisher nicht registriert



Mehr als die Hälfte (54 Prozent) aller Hunde und Katzen sind nicht in einem
Haustierregister registriert - das zeigt eine aktuelle Umfrage im Auftrag
des Deutschen Tierschutzbundes*. Wird ein vermisstes Tier von einem Finder
aufgegriffen oder landet im Tierheim, ist es jedoch ohne Kennzeichnung und
Registrierung schwierig, den Halter ausfindig zu machen. Darauf weist der
Deutsche Tierschutzbund hin und fordert alle Tierhalter auf, ihre Tiere
registrieren zu lassen. Der Verband hat dazu die
Kampagne #RegistrierDeinTier (www.registrier-dein-tier.de) gestartet.

"Es kommt immer wieder vor, dass Katzen nicht wie gewohnt nach Hause kommen
oder dass sich Hunde losreißen und auch auf Rufen nicht zurückkehren", sagt
Andrea Furler-Mihali, Fachreferentin für Heimtiere beim Deutschen
Tierschutzbund. "Wir können nur appellieren: Lassen Sie Ihr Tier nicht
einfach verschwinden. Schützen Sie es mit einer Kennzeichnung und
Registrierung, damit es im Fall der Fälle identifiziert werden kann und
möglichst schnell wieder nach Hause kommt."

Fehlende Registrierung erschwert die Heimkehr des Tieres

Damit ein Tier in einem Haustierregister registriert werden kann, muss es
zunächst unverwechselbar gekennzeichnet werden. Der Deutsche Tierschutzbund
empfiehlt die Kennzeichnung durch einen reiskorngroßen Transponder, den der
Tierarzt unter die Haut des Tieres setzen kann. Möglich ist dies bei Hunden
und Katzen, aber auch bei Kleintieren, wie Kaninchen, sowie bei Pferden.
Bei Ziervögeln ist die Kennzeichnung über einen Ring am Fuß möglich.
"Unsere Erfahrung zeigt, dass die Tiere zwar oft gekennzeichnet sind, im
Anschluss aber die ebenso wichtige Registrierung nicht vorgenommen wird",
sagt Furler-Mihali. Letztlich ist der Halter selbst dafür verantwortlich,
dass er die auf dem Chip gespeicherte 15-stellige Nummer bzw. die
Ringnummer zusammen mit weiteren Daten zum Tier und dem eigenen Kontakt in
einem Haustierregister hinterlegt. Dies geht bei FINDEFIX, dem
Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes, einfach und kostenfrei auf
www.findefix.com oder mit einem schriftlichen Anmeldebogen. Der Tierhalter
erhält im Anschluss per Post eine Bestätigung mit allen wichtigen
Unterlagen. Hundehalter bekommen zusätzlich eine Plakette für das
Hundehalsband. "Nur die Kombination dieser zwei einfachen Maßnahmen -
Kennzeichnung und Registrierung - kann sicherstellen, dass ein entlaufenes
Tier und sein Besitzer schnell wieder zusammen finden", so Furler-Mihali.



*Quelle: Umfrage des Bonner Marktforschungsanbieters OmniQuest im Auftrag
des Deutschen Tierschutzbundes (2018)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 6. Juni 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





INITIATIVE/519: Blühflächen statt Rasen in der Stadt (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 6. Juni 2018

Blühflächen statt Rasen - UN-Dekade zeichnet NABU-Initiative
aus 

Neue Lebensräume und Futterquellen für Bienen und Vögel durch
naturnahe Grünflächen in der Stadt

Priska Hinz, Ministerin für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz des Bundeslandes Hessen, überreicht die Urkunde am
morgigen Mittwoch, den 6. Juni, an die Projektträger.



Weiterstadt, 6. Juni 2018 - Im Rahmen des Projekts "Grünflächen
innerörtlich" hat der NABU Weiterstadt-Griesheim-Erzhausen in den
vergangenen Jahren öffentliche Flächen naturnah umgestaltet. Statt
eintönigem Rasen wurden einheimische Blühmischungen ausgesät und
mehrjährige Stauden gepflanzt. Die blütenreich umgestalteten Flächen
bieten Insekten, Vögeln und anderen Tieren in der Stadt neue
Nahrungsquellen und Lebensräume. Es zeigt sich zudem, dass sie weniger
Pflege benötigen und daher kostengünstiger sind. Für diesen
beispielhaften Ansatz zur Förderung der Biodiversität im urbanen Raum
erhält der Naturschutzbund Weiterstadt heute die Auszeichnung der
UN-Dekade.

Im Jahr 2016 wurden in Zusammenarbeit mit dem Umweltamt der Stadt
Weiterstadt und unter Beteiligung verschiedener Firmen die ersten
Blühflächen durch die lokale NABU-Gruppe eingerichtet. Den Auftakt
machte eine Verkehrsinsel in einem Gewerbegebiet. Im Frühjahr 2017
wurden weitere Grünabschnitte bepflanzt. Dazu gehören weitere
Verkehrsinseln, Fahrbahnteiler, Grünanlagen und Wegränder.

Blütenreiche Flächen bieten vor allem Insekten wie Wildbienen und
Schmetterlingen ein reiches Nahrungsangebot und sind Lebensraum für
zahlreiche Tiere. So bevorzugen Zauneidechsen und Schrecken
beispielsweise sandige, magere und trockenere Standorte. Die
Erfahrungen aus den Pilotflächen in Weiterstadt sollen künftig auch
bei der Neuanlage und Umgestaltung weiterer Grünanlagen berücksichtigt
werden. Finanziert wird das Projekt vom NABU, der Fraport AG und der
Stiftung Hessischer Naturschutz.

Die Jury der UN-Dekade begründet ihre Auszeichnung damit, dass die
Maßnahmen zur naturnahen Umgestaltung von Verkehrsgrün ökologisch
wirksam und gut übertragbar seien. Sie hebt zudem die gute
Zusammenarbeit zwischen Kommune und Naturschutzverband hervor.
Parallel zu dem Projekt "Grünflächen innerörtlich" setzt der NABU
Weiterstadt-Griesheim-Erzhausen ein ähnliches Projekt in der
Ackerlandschaft um: "Blühstreifen und Blühflächen in der
Landwirtschaft" darf sich zukünftig ebenfalls "Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt" nennen.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

NABU Weiterstadt-Griesheim-Erzhausen e.V.

Am Kirchpfad 7

64331 Weiterstadt
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POLITIK/1166: Deutschland und Tschechien ziehen im Umweltschutz an einem Strang (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 5. Juni 2018

Deutschland und Tschechien ziehen im Umweltschutz an einem
Strang

Deutsch-tschechische Umweltkommission vertieft Zusammenarbeit bei
Klima-, Umwelt- und Naturschutz



Rita Schwarzelühr-Sutter, Parlamentarische Staatssekretärin im
Bundesumweltministerium, und ihr tschechischer Kollege,
Vizeumweltminister Vladislav Smrz, haben heute die enge 
deutsch-tschechische Zusammenarbeit im Umweltschutz bekräftigt. Schwerpunkte
der 16. Sitzung der deutsch-tschechischen Gemeinsamen Umweltkommission
in Berlin, in der auch Sachsen und Bayern mitarbeiten, waren der
Austausch zu aktuellen EU-Dossiers und die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit in den Bereichen Naturschutz und Luftreinhaltung.

Schwarzelühr-Sutter: "Die deutsch-tschechische Zusammenarbeit im
Umwelt-und Klimabereich zeigt, dass gemeinsame Problemlösung in der EU
funktioniert. Ob beim Erhalt der biologischen Vielfalt, der Pflege
unserer Nationalparke oder mehr Anstrengungen im Klimaschutz - als
europäische Nachbarn müssen wir solche Aufgaben gemeinsam angehen, um
spürbare Fortschritte zu erreichen."

Im Mittelpunkt der deutsch-tschechischen Konsultationen standen die
auf EU-Ebene diskutierten Themen wie vermehrte Anstrengungen im
europäischen Klimaschutz, die Kunststoffstrategie der EU und der erst
kürzlich vorgelegte Gesetzgebungsvorschlag zu Einwegplastik. Einen
externen Impuls gab zu diesem Gespräch auch das Start-up Recup, das in
mehreren deutschen Großstädten ein Pfandsystem für Kaffeebecher
aufbaut und damit ein potenzielles Konzept zur Abfallvermeidung
aufzeigt, das auch in anderen europäischen Staaten auf Interesse
stößt.

Einen gleichermaßen hohen Stellenwert für Tschechien und Deutschland
genießen Themen der bilateralen und grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit. Die Staatssekretäre begrüßten, dass die Zusammenarbeit
zwischen den beiden Nationalparks Sumava (Böhmerwald) und Bayerischer
Wald hervorragend funktioniere. Die Gebiete der zwei Nationalparke
bilden das größte zusammenhängende naturnahe Waldgebiet in
Mitteleuropa. Die Verantwortung zum Schutz dieses Gebietes wollen
Deutschland und Tschechien auch weiterhin gemeinsam übernehmen.
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FORSCHUNG/704: Treibhausgas Methan im Fokus europaweiter Forschungsflüge (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - Presse-Information
vom 1. Juni 2018

Treibhausgas Methan im Fokus europaweiter Forschungsflüge



Ehrgeizige Ziele zur Begrenzung der Treibhausgasemissionen benötigen
eine effektive Überwachung der Klimagase. Zudem müssen für
zuverlässige Klimaprognosen die Quellen und Senken der Treibhausgase
möglichst genau erforscht werden. Von Mitte Mai bis Mitte Juni 2018
fügt eine Flugversuchsmission unter Leitung des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) diesen internationalen Bemühungen einen
Baustein hinzu. Das Forschungsflugzeug HALO (High Altitude and Long
Range Research Aircraft) nimmt die zwei wichtigsten Treibhausgase
Kohlenstoffdioxid (CO2) und Methan (CH4) ins Visier. Neuartige
Instrumente für die Erfassung der Treibhausgase werden erprobt, die
dabei Daten über ganz Europa bis nach Nordafrika sammeln. Im Rahmen
der Mission CoMet (Carbon dioxide and methane mission for HALO) sind
zudem jeweils eine Cessna des DLR und eine der Freien Universität
Berlin mit hochgenauen Messinstrumenten der Universität Bremen im
Einsatz, ebenso wie die DLR Do-228 CFFU und das Forschungsflugzeug
Falcon 20 der französischen Partner SAFIRE , CNRS und CNES. Messflüge
finden unter anderem über Berlin, dem Kohlerevier der Lausitz und den
polnischen Bergbauregionen statt.

"Mindestens 63 Flugstunden sind für die HALO Flüge über europäischen
Ballungszentren, Bodenmessstationen und Kohlegruben bis Mitte Juni
geplant", sagt der Leiter des Projekts Dr. Andreas Fix vom
DLR-Institut für Physik der Atmosphäre. Zusätzlich kommen noch bis zu
80 Flugstunden auf den drei kleineren Flugzeugen hinzu. Das
Forschungsflugzeug HALO ist mit insgesamt sieben Instrumenten
ausgestattet, um die Treibhausgase sowie weitere meteorologische
Messgrößen zu erfassen und auch Luftproben zu sammeln. "Wir wollen mit
unabhängigen Messungen die Quellen und Senken der Treibhausgase im
Detail nachvollziehen. Methanemissionen stammen beispielsweise aus der
Kohleförderung, der Erdöl- und Erdgasindustrie, von Mülldeponien sowie
der Viehwirtschaft und dem Reisanbau. Daneben gibt es aber auch
natürliche Quellen wie Feuchtgebiete oder Permafrostböden.", so Fix
weiter. "Um den Einfluss des von Menschen verursachten Methans auf den
Klimawandel quantifizieren zu können, müssen neben den
menschengemachten auch die natürlichen Quellen genau untersucht und
die zu Grunde liegenden Prozesse verstanden werden. Hier herrscht
gegenwärtig noch ein großes Forschungsdefizit."

Messungen im Spiralflug 

Das hochmoderne Forschungsflugzeug HALO (High Altitude and Long Range
Research Aircraft) startet jeweils vom Heimatflughafen in
Oberpfaffenhofen bei München für die Messflüge in die Zielregionen,
die von Finnland bis nach Nordafrika reichen. Damit die Forscher mit
Hilfe der Fernerkundungsinstrumente ein genaues Bild der Verteilung
der Treibhausgase bekommen, ist HALO zunächst in rund 8 bis 15
Kilometern Höhe im Messeinsatz. An ausgewählten Orten werden dann
Spiralen bis nahe zum Erdboden geflogen, um zusätzlich hochgenaue
Informationen über die Höhenverteilung der Treibhausgase zu erhalten.
In die Lufteinlässe strömende Luft wird dabei mit den Instrumenten an
Bord kontinuierlich analysiert. Zusätzlich sammeln die Forscher bis zu
12 Luftproben pro Flug, die sie später im Labor noch genauer auf
verschiedene Bestandteile untersuchen.

"Die Durchführung derartiger Flugzeugmissionen - besonders im
verkehrsreichen Luftraum über Europa - erfordert ein hohes Maß an
Koordination mit den verschiedenen Flugsicherungen der überflogenen
Länder", sagt Forschungspilot Dr. Marc Puskeiler "Die Absprache mit
den Flugsicherungen muss mehrere Tage im Voraus erfolgen. Dies stellt
hohe Anforderungen an die Wettervorhersage und die Flugplanung, denn
die Forscher benötigen möglichst wolkenfreie Messbedingungen", ergänzt
Frank Probst von der DLR-Einrichtung Flugexperimente, der den Betrieb
der DLR-Flugzeuge während der CoMet-Mission leitet.

Oberschlesisches Kohlerevier: Europas größte Methanquelle

Während HALO hauptsächlich Messungen in Höhen bis zu 15 Kilometern
durchführt, erkunden die zwei Cessnas des DLR und der FU-Berlin die
Verteilung des Treibhausgases im unteren Bereich der Atmosphäre bis
auf eine Höhe von drei Kilometern. Dabei schrauben sie sich ebenfalls
teilweise auf einem spiralförmigen Flugweg nach oben, um Messwerte bis
zur geplanten Gipfel-Höhe zu erfassen. "Die gemeinsamen HALO-Flüge mit
den Cessnas werden sich auf zwei wissenschaftlich besonders
interessante Gebiete konzentrieren: das oberschlesische Kohlerevier,
das aufgrund des emittierten Grubengases der vielen Anthrazitminen mit
die größte europäische Methanquelle darstellt, sowie der Berliner
Raum, der aufgrund seiner "Insellage" umgeben von dünnbesiedelten
Regionen ein interessantes Messgebiet ist, um die Treibhausgasflüsse
einer Metropole zu erforschen", erklärt Fix In Oberschlesien wird das
Projekt dabei von den polnischen Partnern der AGH Universität in
Krakau unterstützt. Während eines experimentellen Messfluges nach
Polen begleitet sogar ein viertes Flugzeug, die DLR Do-228 die CoMet
Mission. Sie ist dabei mit einem Hyperspektralsensor ausgerüstet.
Dabei testen die Forscher, ob dieses eigentlich für die Erdoberfläche
genutzte Fernerkundungs-Instrument auch in der Lage ist, starke
Methanquellen sichtbar zu machen.

Methan: Treibhausgas mit starker Wirkung

CO2 ist allgemein als das wichtigste vom Menschen auf der Erde
emittierte Treibhausgas bekannt. "Weniger bekannt hingegen ist, das
Methan trotz der etwa 200-fach geringeren Konzentration in der
Atmosphäre gegenüber CO2 ein sehr großes Treibhausgaspotential hat.
Denn laut Bericht des Weltklimarates aus dem Jahr 2013 ist ein
ausgestoßenes Methanmolekül über die ersten 20 Jahre 86-mal so
klimawirksam wie ein CO2-Molekül. Für 100 Jahre sinkt dieser Wert auf
die immer noch beachtliche 28-fache Klimawirksamkeit, da Methan
schneller in der Atmosphäre abgebaut wird", erläutert Fix. Insgesamt
beträgt der Anteil an der Klimaerwärmung von CO2 seit Beginn der
industriellen Revolution etwa 65 Prozent, der von Methan etwa 18
Prozent bezogen auf alle vom Menschen emittierten Treibhausgase. Dabei
hat sich die Methankonzentration in der Atmosphäre seit dem Jahr 1750
sogar mehr als verdoppelt während CO2 im gleichen Zeitraum um etwa 44
Prozent angestiegen ist. "Ein besseres Verständnis der Konzentrationen
von Methan in der Atmosphäre und Strategien zur kurzfristigen
Verringerung von Methan-Emissionen können signifikant dazu beitragen
das 2-Grad-Ziel zu erreichen", so Fix weiter.

Laserradar-Erprobung für Weltraummission MERLIN

Die auf Initiative des DLR, des Max-Planck-Institutes für Biogeochemie
und der Universitäten in Bremen und Heidelberg ins Leben gerufene
Mission CoMet wird neben anderen Instrumenten das im DLR-Institut für
Physik der Atmosphäre neu entwickelte laserbasierte LIDAR-Messgerät
CHARM-F (CH4 Atmospheric Remote Monitoring) zur hochaufgelösten
Methandetektion einsetzen. "Die neue Technik erlaubt es, Methan und
CO2 unabhängig vom Sonnenlicht aus großer Entfernung und mit hoher
Genauigkeit zu messen", unterstreicht Fix. Ein solches
Lidar-Instrument soll ab 2023 an Bord der deutsch-französischen
Satellitenmission MERLIN (Methane Remote Sensing Mission) regionale
und globale Emissionen des Treibhausgases Methan aus dem All
bestimmen. Dies ist eine ideale Ergänzung zu den COPERNICUS Satelliten
Sentinel-5 Precursor und Sentinel-5. Zur Erprobung der
MERLIN-Technologie ist das französische Forschungsflugzeug Falcon 20
an einem der Messflüge beteiligt. Es trägt ein in-situ
Treibhausgasinstrument für Vergleichsmessungen während die Forscher an
Bord von HALO die LIDAR-Technologie erproben, die später auf MERLIN
eingesetzt werden soll. Der gemeinsame Messflug wird mit
Bodenstationen und Ballonaufstiegen koordiniert und erfordert
wolkenlosen Himmel über dem größten Teil Frankreichs.

Neben dem Laserradar (Lidar) CHARM-F trägt HALO ein
Cavity-Ringdown-Spektrometer des Max-Planck-Instituts für Biogeochemie
Jena, mit dem die wichtigsten Treibhausgase in-situ gemessen werden,
sowie ein Probensammler zur Bestimmung weiterer Gase in Laboranalysen
der gesammelten Luftproben. Mit einem optischen Spektrometer der
Universität Heidelberg an Bord von HALO werden gleichzeitig mit den
Treibhausgasen emittierte Luftschadstoffe gemessen. Die beiden
kleineren Forschungsflugzeuge der Mission sind ebenfalls mit
hochwertigen Instrumenten ausgestattet. Die Cessna Grand Caravan des
DLR unterstützt die Mission mit in-situ Treibhausgas- und
Windmessungen in der Grenzschicht, dem untersten Teil der Atmosphäre
und ist unter anderem mit einem state-of-the art
Quantenkaskadenlasersystem ausgestattet., "Der untere Teil des
Treibhausgasprofils dominiert gerade in der Nähe von relevanten
Methanquellen wie in Oberschlesien oftmals die Gesamtverteilung nach
der Höhe und weist zudem die größte Variabilität auf. Wir tragen mit
unseren Messungen dazu bei Emissionen ausgewählter Quellen im Detail
zu charakterisieren" sagt Dr. Anke Roiger, Leiterin der DLR Cessna
Mission vom Institut für Physik der Atmosphäre. Zudem trägt die
Cessna 207 der Freien Universität Berlin ein passives optisches
Spektrometersystem (MAMAP) der Universität Bremen zur flächenhaften
Erfassung der Treibhausgasverteilungen von CO2 und Methan.

Für die Forschungsflüge haben die Forscher mehrere Prognose-Modelle
entwickelt, die Ihnen vorhersagen, wo erhöhte Konzentrationen der
Treibhausgase bei bestimmten Wetterlagen zu erwarten sind. Anhand
dieser Modelle erfolgt die Flugplanung. "Unser Ziel ist eine optimale
Messstrategie für die CoMet-Mission, um dieDatenlücken über Europa
möglichst effektiv zu schließen und die Modelle zu trainieren", so
Fix.

Projektpartner und Förderung

Wissenschaftliche Projektpartner sind das Deutsche Zentrum für Luft-
und Raumfahrt (DLR), das Max-Planck-Institut für Biogeochemie in Jena,
die Universitäten Bremen, Heidelberg und die Freie Universität Berlin.
Darüber hinaus sind Forschungsinstitute aus acht verschiedenen
Ländern sowie internationalen Messnetzverbünde und Weltraumagenturen
beteiligt, die von dieser besonderen Flugzeugmission profitieren. Das
Forschungsprojekt CoMet (Carbon dioxide and methane mission for HALO)
wird mit rund einer Million Euro von den Partnerinstituten und der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) finanziert. Zudem wird die
Auswertung der Messergebnisse der aktuell stattfindenden Flugversuche,
sowie die Weiterentwicklung und Nutzung der Instrumente und Modelle im
Rahmen des Projekts AIRSPACE (Aircraft Remote Sensing of Greenhouse
Gases with combined Passive and Active instruments) durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung mit 3,9 Millionen Euro
gefördert.

Über HALO

Das Forschungsflugzeug HALO ist eine Gemeinschaftsinitiative deutscher
Umwelt- und Klimaforschungseinrichtungen. HALO wurde aus Mitteln des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung, der
Helmholtz-Gemeinschaft und der Max-Planck-Gesellschaft beschafft. Der
Betrieb von HALO wird von der DFG, der Max-Planck-Gesellschaft, dem
Forschungszentrum Jülich, dem Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) und dem Leibniz-Institut für Troposphärenforschung in Leipzig
(TROPOS) getragen. Das DLR ist zugleich Eigner und Betreiber des
Flugzeugs.



Vollständiger Artikel mit Bildern:
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GEFAHR/057: Ungewollter Tod - Rodentizide und ihre Wirkung auf Nicht-Zielarten (naturmagazin)


naturmagazin 

Berlin - Brandenburg

Ausgabe 2/2018

Ungewollter Tod

Rodentizide und ihre Wirkung auf Nicht-Zielarten

von Werner Kratz



Rund 150 tote, auf dem Salzhaff bei Rerik gefundene Wildgänse
sorgten im Herbst 2015 für mediales Aufsehen. Erste Beruhigung stellte
sich ein, als der befürchtete Vogel-Grippe-Befund ausblieb. Vielmehr
ergaben erste Laboruntersuchungen, dass die Vögel einem Gift erlegen
waren. Dessen Quelle war auch bald gefunden: Ornithologen entdeckten
einen Acker, auf dem ein Landwirt unsachgemäß ausgebrachte Giftköder
mit dem Wirkstoff Zinkphosphid ausgebracht hatte. Eigentlich sollten
damit Feldmäuse bekämpft werden - den hungrigen, rastenden Gänsen
wurden sie jedoch zum Verhängnis.


Unbeabsichtigte Vergiftungen kommen beim Einsatz von
"Schädlingsbekämpfungsmitteln" immer wieder vor. Oft werden sie in der
Literatur nicht nur nach direkter Aufnahme des Gifts - wie es bei den
Salzhaff-Gänsen der Fall war - beschrieben, sondern als
Sekundärvergiftungen bei den Fressfeinden der "bekämpften" Arten, also
sogenannte Nahrungsketteneffekte. Insbesondere kleine fleischfressende
Tiere und auch Greifvögel können durch blutgerinnungshemmende
(antikoagulante) Rodentizide (AR) bedroht werden, wenn sie z. B.
vergiftete Nagetiere erbeuten. Das 2018 abgeschlossene Projekt des
Umweltbundesamts (UBA) "Rückstände von als Rodentizid ausgebrachten
Antikoagulanzien in wildlebenden Biota" konnte die Gifte in vielen
Kleinsäugern, die nicht Ziel ihrer Anwendung waren, feststellen.
Nachgewiesen wurden sie beispielsweise in Spitz- und Waldmäusen, aber
auch in Prädatoren, die Kleinsäuger erbeuten. 61 Prozent der
untersuchten Leberproben von Füchsen und 32 Prozent von Eulen- und
Greifvogelproben wiesen Wirkstoff-Rückstände auf.

In Großbritannien, Dänemark, Kanada und Neuseeland sind die Reste
antikoagulanter Rodentizide in Prädatoren bereits länger bekannt. In
Deutschland gibt es hierzu bisher keine systematischen Untersuchungen,
obwohl diese Stoffe häufig eingesetzt werden. Viele der Studien haben
sich mit Rückständen in Eulen und Greifvögeln beschäftigt, weniger
untersucht sind Raubsäuger wie Füchse und Marderartige. Die
Erkenntnisse zu den AR-Rückständen in Schleiereulen lassen
schlussfolgern, dass der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln neben
Nistplatzmangel mitverantwortlich für den Rückgang der
Schleiereulenpopulationen in Westeuropa ist. Interessant ist, dass für
die Belastung der Schleiereulen anscheinend nicht nur die gezielt mit
Rodentiziden bekämpften Mäusearten verantwortlich sind, sondern auch
vergiftete Nicht-Zielarten, die aber ebenfalls zum Beutespektrum der
Schleiereule zählen. In den Lebern von acht tot gefundenen
Schleiereulen, die innere Blutungen aufwiesen, konnten Newton et al.
schon vor über zwanzig Jahren AR-Konzentrationen nachweisen, die in
allen Fällen über 100 ng/g betrugen; vertreten waren vor allem die
Stoffe Bromadiolon und Brodifacoum. Dies führte zu dem Schluss, dass
Leberkonzentrationen über 100 ng/g für Schleiereulen tödlich sein
könnten. In einer späteren experimentellen Untersuchung betrugen die
Leberkonzentrationen von mit vergifteten Mäusen gefütterten
Schleiereulen allerdings zwischen 200 und 1.720 ng/g und auch Gray et
al. (1994) ermittelten im Versuch tödliche
Brodifacoum-Leberkonzentrationen von 700 ng/g. Diese Zusammenhänge
beruhen aber nur auf der Untersuchung von Schleiereulen. Generell ist
über den Zusammenhang von Leberkonzentrationen und biologischen
Effekten in Nichtzielarten sehr wenig bekannt. Es scheint
artspezifische Unterschiede in der Sensibilität der Prädatoren
gegenüber ARs zu geben. Zumindest geben die Leberrückstände aber einen
Überblick darüber, welche Arten überhaupt mit ARS in Kontakt kommen
und ob AR-Konzentrationen geographischer und saisonaler Variabilität
unterliegen.

Füchse aus Landkreisen mit hoher Großviehdichte - ein Indikator für
hohen Rodentizideinsatz - waren den Untersuchungen zufolge
beispielsweise häufiger belastet, als Füchse aus Landkreisen mit
niedrigen Großviehdichten. In 32 Prozent der Eulen- und
Greifvogelproben wurden Antikoagulanz-Rückstände nachgewiesen. Mit
steigender Entfernung zum Anwendungsort sank der Anteil mit
Brodifacoum belasteter Kleinsäuger. Rückstände konnten in allen
untersuchten Kleinsäugerarten nachgewiesen werden. Waldmaus-Arten
wiesen dabei sowohl häufige als auch hohe Rückstände auf. Sie bilden
den zweitgrößten Anteil der saisonal schwankenden
Schleiereulennahrung. Die Feldmaus-Arten hingegen - sie sind die
häufigste Beute der Schleiereulen - wiesen nur in Einzelfällen
Rückstände von Rodentiziden auf. Es ist daher sehr wahrscheinlich,
dass im Hofbereich jagende Schleiereulen vor allem über Waldmaus-Arten
mit Antikoagulanz-Rodentiziden belastet werden.

Wirkung und Zulassung

Die meisten Rodentizide, die als Köder auf dem Markt erhältlich sind,
wirken blutgerinnungshemmend (antikoagulierend), sie werden deshalb
als Antikoagulanzien bezeichnet. Die Aufnahme der Wirkstoffe führt
dazu, dass die Tiere die Fähigkeit zur Blutgerinnung verlieren und
dadurch meist innerlich verbluten. Diese Wirkung tritt erst drei bis
sieben Tage nach der Aufnahme ein, sodass die Nagetiere die
einsetzende Wirkung nicht mit dem Gift in Verbindung bringen können.
Bei Antikoagulanzien unterscheidet man zwischen Wirkstoffen der ersten
und der zweiten Generation. Antikoagulanzien der ersten Generation
(first-generation anticoagulant rodenticides, FGAR) sind Warfarin,
Chlorphacinon und Coumatetralyl. In der Regel muss der Schadnager den
Köder mit diesen Wirkstoffen mehrmals aufnehmen, bevor eine tödliche
Dosis erreicht wird.

In Deutschland wurde die Zulassung für den Wirkstoff Chlorphacinon vom
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit zum 30.
Juni 2010 wegen hoher Nebeneffekte widerrufen. Dennoch gibt es, wie
auch bei anderen Pestiziden, immer wieder sogenannte
Notfallzulassungen von nicht mehr zugelassenen Wirkstoffen, so auch
für die offene Anwendung der Ratron Feldmausköder mit dem Wirkstoff
Chlorphacinon. Begründet wurde diese vom Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) am 12.08.2015 nach
Artikel 53 der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 mit dem sehr hohen
Auftreten von Feld- und Erdmäusen. Die vorerst zeitlich begrenzt
genehmigte Anwendung des Mittels darf allerdings nur zur Abwendung
erheblicher Schäden erfolgen und ist genehmigungspflichtig. Ein
Starkbefall muss vorliegen, dann kann beim Pflanzenschutzdienst der
Länder ein Antrag auf Genehmigung gestellt werden. Die Entscheidung
über den Antrag erfolgt unter Berücksichtigung des Vorschlags des
Pflanzenschutzdienstes des jeweiligen Bundeslandes, in Brandenburg ist
dies das Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und
Flurneuordnung (LELF). In Naturschutzgebieten, Natura-2000-Gebieten
sowie in den Hamstervorkommensgebieten war der Einsatz der Ratron
Feldmausköder grundsätzlich nicht genehmigungsfähig. Im Einzelfall
kann allerdings mit ausdrücklicher Zustimmung der zuständigen Unteren
Landschaftsbehörde davon abgewichen werden.

Doch was ist eigentlich ein "Starkbefall"? Um eine Fläche als solche
klassifizieren zu können, muss dort zunächst eine Befallskontrolle
durchgeführt werden. Diese erfolgt mit Hilfe der Lochtretmethode: Auf
einer Fläche von 16 x 16 Metern (ca. 250 Quadratmeter) werden zunächst
alle Mauselöcher zugetreten. Sind nach 24 Stunden mindestens 20 Löcher
wieder geöffnet, gilt die Fläche als stark befallen und kann - nach
erteilter Genehmigung - in offener Anwendung mit 10 kg/ha des
Rodentizids im Streuverfahren behandelt werden. Auch nach erteilter
Genehmigung sind allerdings einige Auflagen einzuhalten, so ist etwa
eine Anwendung auf vegetationsfreien Flächen untersagt, um eine
Aufnahme durch Wild oder Vögel zu erschweren. Auch ist es nicht
gestattet, das Mittel in Häufchen auszulegen. Nach der Anwendung von
Chlorphacinon muss der Genehmigungsinhaber zudem sowohl die behandelte
als auch deren benachbarte Flächen kontrollieren, ob dort auch
Wirbeltierarten, die eigentlich nicht bekämpft werden sollten,
vergiftet wurden. Sollten derartige Fälle erkannt werden, sind diese
zu dokumentieren und dem Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit unverzüglich über den Pflanzenschutzdienst zu
melden.

Die Notfallzulassung der Ratron Feldmausköder war auf den Zeitraum 01.
September bis 29. Dezember 2015 und auf eine bundesweit geltende Menge
von insgesamt maximal 700 Tonnen beschränkt. Aktuell ist das Mittel
nicht zugelassen.

Die zweite Generation

Aktuell werden ausschließlich Antikoagulantien der zweiten Generation
verwendet. Doch aus welchen Gründen wurde diese Regelung beschlossen?
Wirkstoffe der zweiten Generation (second-generation anticoagulant
rodenticides, SGAR) sind giftiger als ihre Vorgänger. Oft reicht bei
ihnen bereits eine einmalige Köderaufnahme aus, um eine tödliche
Wirkung zu erzielen. Zudem sind diese Wirkstoffe schlechter abbaubar
und reichern sich in Lebewesen an. Zu den SGAR zählen nach Angaben des
Umweltbundesamts die Mittel Brodifacoum, Bromadiolon, Difenacoum,
Difethialon und Flocoumafen.

Trotz ihrer höheren Giftigkeit und schlechteren Abbaubarkeit sowie den
damit verbundenen Risiken für die Umwelt, besonders für andere Tiere
(Nichtziel-Organismen), wurden diese Stoffe in den Anhang 1 oder 1a
der Biozid-Richtlinie aufgenommen und von der Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAUA) zugelassen. Die Gründe hierfür
liegen vor allem im Mangel an wirksamen Alternativen, um eine
effektive Bekämpfung von Nagetieren im Rahmen des Infektions- und
Vorratsschutzes zu ermöglichen. Für die Anwendung dieser Rodentizide
sind allerdings "Allgemeine Kriterien einer guten fachlichen Anwendung
von Fraßködern bei der Nagetierbekämpfung mit Antikoagulanzien durch
sachkundige Verwender und berufsmäßige Verwender mit Sachkunde"
vorgeschrieben.

Die chemische Bekämpfung von Feldmäusen oder anderer Nagetiere ist in
landwirtschaftlichen Kulturen derzeit auf Mittel mit dem Wirkstoff
Zinkphosphid sowie andere Phosphide (beispielsweise Aluminiumphosphid)
beschränkt. Momentan sind 20 Zn3P2-haltige Produkte zugelassen
(Delicia Wühlmaus-Riegel, Detia Mäuse Giftkörner, Detia Wühlmausköder
Neu, Etisso Mäuse-frei Power-Sticks, Etisso Wühlmaus-frei
Power-Riegel, Etisso Wühlmaus-Riegel, Feldmausköder Kwizda, Giftweizen
GB, Mäuse-Giftweizen, Mäuse-Giftweizen Segetan, Quiritox
WühlmausBlock, Raiffeisen gartenkraft Wühlmaus-Frei, Ratten
Giftlinsen, Ratron Schermaus-Sticks, Ratron-Giftweizen,
Wühlmaus-Köder, Wühlmausköder Arrex, Wühlmaus-Köder Ratzia,
Wühlmausköder Wuelfel, Wühlmaus-Riegel Cumatan).

Alle Rodentizide dieser Gruppe sind Fraßgifte. Im Kontakt mit
Magensäure entsteht aus ihnen giftiges Phosphin. Sie wirken als
Stoffwechsel- und Nervengift. Ihre Ausbringung erfolgt in
Köderstationen (z. B. Giftweisen) oder durch direktes Streuen in
Mäuselöcher (Linsen, Granulat usw.). Die großflächige Ausbringung
dieser neuen Mittel ist unzulässig. Zulässig ist ihr Einsatz nur auf
landwirtschaftlichen Kulturen, für Randflächen bedarf es einer
Sondergenehmigung.

Fazit

Vorliegende Untersuchungen, insbesondere die jüngste Studie des UBA,
durchgeführt vom Julius-Kühn-Institut in Münster als auch der
Frauenhofer Gesellschaft, belegen die verbreitete Umweltbelastung
durch die weitläufige Anwendung der antikoagulanten Rodentizide sowie
eine erhebliche ökotoxikologische Gefährdung von Nichtzielorganismen.



Dr. Werner Kratz ist Priv. Doz. an der FU Berlin, Institut für
Biologie, 2. Landesvorsitzender NABU Brandenburg und NABU
Bundesfachausschuss Umweltchemie und Ökotoxikologie



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	In den Körpern der mit Rodentiziden bekämpften Tiere sind oft noch Reste der verwendeten Giftstoffe enthalten.

	Mäuse sind die Hauptnahrungsquelle von Schleiereulen.

	In Vorratsbereichen können Mäuse durch Verunreinungen erhebliche Schäden verursachen. Am besten ist es, wenn sie dorthin keinen Zugang haben.
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STANDPUNKT/1010: Insekten- und Gewässerschutz vertragen kein weiteres Vertagen! (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 6. Juni 2018

DNR zur Umweltministerkonferenz:

Insekten- und Gewässerschutz vertragen kein weiteres Vertagen!



Berlin, 06.06.2018. Auf der heute beginnenden Umweltministerkonferenz
(UMK) beraten Bund und Länder über dem Handlungsbedarf angemessene
Maßnahmen zum Schutz unserer Umwelt, Insekten und Gewässer. Mit
Verweis auf die gestern vorgestellten Gutachten der Wissenschaftlichen
Beiräte des BMEL für Agrarpolitik und Biodiversität, des Datenreports
"Umwelt und Landwirtschaft 2018" des Umweltbundesamtes (UBA) sowie die
geplante Vorstellung des "Aktionsprogramm Insektenschutz" durch das
Umweltministerium kommentiert Kai Niebert, Präsident des
Umweltdachverbands Deutscher Naturschutzring (DNR):

"Die - nun auch regierungsamtliche - Faktenlage ist erdrückend: 45
Prozent der in Deutschland erfassten 8000 Insektenarten sind bedroht,
verschwunden oder bereits ausgestorben. Schuld ist nicht zuletzt eine
Agrarpolitik, die sich zum Ziel gesetzt hat, auf Kosten der
bäuerlichen Betriebe, der Insekten und naturnaher Landschaften die
Welt mit billigem Fleisch zu überschwemmen. Finanziert wird dies von
Bürgern, die sich von einer solchen Politik zunehmend und zu Recht
verschaukelt fühlen.

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner hat sich klar zu einer
wissenschaftsbasierten Landwirtschaftspolitik bekannt. Nun muss sie
Taten folgen lassen. Wenn sie ihre eigenen wissenschaftlichen Daten
ignoriert, führt sie mit Vorsatz die deutsche Landwirtschaft in eine
weitere sozial und ökologisch schädliche Industrialisierung."

Der DNR fordert die Bundesregierung deshalb auf, die Gutachten ihrer
Beiräte zur Verhandlungsposition in der gerade beginnenden neuen
Reformrunde der EU-Agrarpolitik zu machen. Die Fortschreibung der
bisherigen Politik, wie sie EU-Kommissar Phil Hogan letzte Woche
erneut vorgeschlagen hat, hat ihre gesellschaftliche Legitimation
längst verloren - eine wissenschaftliche Basis hat sie nie gehabt.

Mit Blick auf den bisher kaum thematisierten Verlust an Boden- und
Wasserinsekten ergänzt Ilka Dege, Koordinatorin für Agrar-, Natur- und
Tierschutzpolitik: "Auch für andere europäische Reformvorhaben gilt:
Insekten- und Gewässerschutz vertragen kein weiteres Vertagen. Auch
wenn dem auf der UMK geplanten Beschluss zur Änderung der
EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) gute Absichten zugrunde liegen mögen:
Gut gemeint ist nicht gleich gut gemacht. Vielmehr steht - ähnlich wie
beim Fitness-Check des EU-Naturschutzrechts - zu befürchten, dass am
Ende keine bessere, sondern verschlechterte Rechtssetzung dabei
herauskommt. Das in der Richtlinie verankerte Ziel, den "guten
ökologischen und chemischen Zustand" unserer Gewässer vom Jahr 2027 in
die Zukunft zu datieren, ist der falsche Ansatz und wird mit
Sicherheit nicht zu höheren Anstrengungen führen."



Weitere Informationen:

- Verbändeforderungen an ein "Aktionsprogramm Insektenschutz" vom 26.
April 2018

https://www.dnr.de/positionen/forderungen-an-ein-aktionsprogramm-insektenschutz/?L=0

- Aktionsprogramm Insektenschutz der Umweltverbände 

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018-04-DNR-Aktionsprogramm-Insektenschutz.pdf

- Verbände-Eckpunktepapier zur EU-Wasserrahmenrichtlinie vom 31. Mai
2018

https://www.dnr.de/fileadmin/Positionen/2018-05-30_Eckpunkte_Umweltverbaende_WRRLFitnessCheck_kurz.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.06.2018

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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KURSUS/1172: Bielefeld - "Nähen am Vormittag", 5 Termine ab 13. Juni 2018


Nähen am Vormittag



Bielefeld (bi). Ab Mittwoch, 13. Juni, bietet die Volkshochschule in
der Ravensberger Spinnerei einen Nähkurs am Vormittag an. An fünf
Terminen, jeweils mittwochs von 10 bis 12.15 Uhr, werden die
Handhabung von einfachen Fertigschnitten erarbeitet und grundlegende
Zuschneide- und Verarbeitungstechniken vorgestellt. Nähmaschinen
stehen zur Verfügung, Vorkenntnisse sind nicht erforderlich. Weitere
Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51
65 21.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 5. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7221: Mönchengladbach - Nachtwächter-Rundgang am 13. Juni 2018


MGMG: Nachtwächter-Rundgang am 13. Juni



Mit Hellebarde, Horn und Laterne geht es beim beliebten
Nachtwächter-Rundgang am Mittwoch, dem 13. Juni auf eine Reise in
längst vergangene Zeiten. Historische Plätze und Gebäude gehören
ebenso zu dieser spannenden Führung wie vielfältige "Döhnkes und
Vertäll" aus der Stadtgeschichte. Die Besucher erfahren, wer die drei
wichtigsten Personen des niederen Standes und mit welchen Aufgaben
Nachtwächter betraut waren, besuchen Orte, deren ursprüngliche
Bedeutung sie nicht erahnt hätten und hören Geschichten, die sich
darum ranken. Der Nachtwächter-Rundgang startet um 19 Uhr, Treffpunkt
ist der Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Karten sind zum Preis von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis
14 Jahre) zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung
erhältlich. Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80),
beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41
61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 5. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/1-p_komm_du_180712-tanja_rathjen358x500.jpg
el

ST AOMPUMSTISFECH

TANJARATHJER
JCHLESE MUSIK!

r
MUSHALISCHE LESUNG / HORSPIEL
HARBURG

ULTURCAEE KOMM -
2000 UHR

NG T HORSPIELCHARAKTES
FAEIEREITRITT
HUTSPENDE





OEBPS/Images/4-dbvl6091_komm_du_mit_publikum.jpg





OEBPS/Images/1-p_komm_du_180705-verena_liebers358x500.jpg
AUTORENLESUNG

S~

At tm et e
f Kttt vertag 2018)
R i vehenenes adoye o das
> Verkiche der g Tsume.

Humorvol Mileifend.

Nebenan
(SALON LiteraurVERLAG 2016)
Kurze Momente, e ein ganzes
Leben ndern.

Feinsinns beobachtet Spannend

Verna s i,

Donnerstag, 5.Juli 2018, 20,00 Uhr
Kulturcafé Komm du

Buehuder St 13, 71073 Hamburg- Harburg, winvkomm-dude
Eintrttfrei / Hutspende






OEBPS/Images/1-komm_du_180712-tanja_rathjen358x500.jpg
Das Komm du lidt ein zu einer musikalischen Lesung
am Donnerstag, den 12.07.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

“Tanja Rathjen  Ich lese Musik”
Musiklische Lesung mit Forsplelcharakter
Aus bekannten Songtexten hat Tanja Rhjen
e Lebensgesehicie sisammengesell
s e srent v der s, i
imroviser, gt egene Gedankeh hinz
t«di S N tsshen, Gburt Kin-
it Teemager. und Partyzei, erufsait
und Ruestand,ale Sadien sines Lebens sid
vetrten. Die Zahore erennen die verra
1en Sticke wieder,ie efebe aber vor e aeh, wi untersched-
chdie Wirkung ines Licdes o e dasugehorige Melodisen
Kam. Mit akustschen Efskie untersichen. st dle Kinsle:
in ine Atmosphire. die die eigentlce Botschaf ines Songs her-
Vorhebt.Tunja Rathyen aka Tane,im Rheinlad geboren, lebt und
bl heute s foschaende Kinstlern, Koponisti und
Conch i linlichen Sden Hemburgs:

Eintritt frei / Hutspende

Das Komm du in Harburg:  Begcanung und Diskusion, Lvenusk.
Butchuder Suabe 15 Kkt und Taperormances
107 Hamburg Austellngen, Lesungon Voiise
E-Mail: kommAu@gmx.de  Veranstaltungen ur Rinder,Litraor-
Tel040 57 22.89 2 und Zeungaebot, kostrloses
Internet: wivw komm-dude  WLAN, Spile, Kafieespsalien,
wwwfacebook de/KommDu  selbsgemachi Kuhen, hgich
i e s s Wedhslnder Mitogstich






OEBPS/Images/sph06587-1.jpg





OEBPS/Images/p1160039.jpg
LIEBERTOT
ALSROT

GEWERKSCHAFTEN UND MILITAR
IN DEUTSCHLAND SEIT 1914
Malte Meyer






OEBPS/Images/1-komm_du_180705-verena_liebers358x500.jpg
Das Komm du lidt ein zu einer Leseperformance
am Donnerstag, den 05.07.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Verena Liebers (VIGL) liest aus.
Vom Abenteuer 100 Kilometer
7 laufen” und dem Erzihlband
Nebenan”
Gerade 50 geworden, packte Verena

Lichersder Wunsch, 100 Kilometer
m Stick laufen 20 kinnen, Sehon immer ein sehr bewegungfreudi-
ger Mensch, glang es hr,dises Ziel 7 ereichen. Dabet ging s hr
nicht um Hochlistungssport, viel wichiger sind der Wissenschaflein
und Schrifistelein interessaie menschliche Begegnungen. Das Buch
Vom Abenieuer 100 Kilometer zu laufen, das s diesem Projekt he-
faus entstanden s, hat die Verwirklichung von Triumen und das
G0k 1 At sort i Thor. AnSovio Reat Voot Hetsox
alias VIGLL aus ihrem Ercéhlband .Nebenan”,cinem feinsinnig beob-
achteten Pladoyer fr den Blick dber den Garienzaun. Die Autorin
Iebt und abeitet in Bochum und entwickeltunter dem Label V1G]
Wanderbline” seniche Dgbitungen. i e Bicher Tt r-
el sie diverse erarische Auszeichnungen und Stpendien . a. in

Otterndorf,Soltau und Stade.

Eintritt frei / Hutspende
Dus Komm do i Horburg.  escnungund Diskusion L.
Buxichuder Strafe 13 Kicinkunst und Tanaperformances,
21073 Hambur Austellungen, Lesungen, Vortrage.
EXNall: ommiu@gmede  Vertaltann ot K Lerir-
Tel: 040/ 57 22 8952 und Zeitungsangebot. kostenloses

Inernet wwshommi-dude  WLAN, Syl Kfledliien.
scsbook teKommDu  eacmit K, i
s s s WSS Mgt





OEBPS/Images/newsimage302135.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/wett8299_(c)_2018_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/p1160033.jpg





OEBPS/Images/4-dbvl6092_komm_du_mit_publikum.jpg





OEBPS/Images/3-dbvl6092_2018-07-12_tanja_rathjen_pressefoto.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihi... Inviews . K ... Meinungen ... Txtbeiige . Dokumente

Elektronische Zcitung Schatenblick [ —

RECHT / FAKTEN

Mesiko
Bundesgericht schligt Wahr-
Fall

Linke Buchtage Berlin - besinnliche Gegenwart

venntandas Vel der Genrkschatpolih cum
Eonpfrpen e iting- s b vmpereing o asin

Ayotzinapa vor
(poal M-S & Joi

2015, - Nach mehr s dre

by Mvmv un au.n aine
hallende Ohrt

g

T
e sabeihe iamaonme -
stintionen sowie nationale

i Mo
organisatonen die Ermitiungs
exgcbmisse und .. (Seite )

SCHACH - SPHINX
Scllelftein junger
Erfahrungen

15B) - An einem spielfvien Tag
der Dortmunder Schachtage hat-
e sich der 1

JungaroBmeister Peter Leko und
der Weltranglisten- Zweite Wla-

st . Gonessaffibrn s e
Wolfgang Abendroth 1]

58,0 i 2018

Klimawandel anheizt als auf die
bl e o i

I en Walen.
(n\mmd«l mnl Rump.xmm

Wt rede,dringen sich denn
ool Pt on
enan diese Arbeisplze uni e
e Pri 0 eretlipn i
Wer Khastenviderspriche i
berwunden erklirt und der Sozi-  Buchcover Licber ot als ror
alpartnerschaf das Wont re Foto: 2018 by Schatenblick
i aum Einvinde dgegen

Fiigel,

Freude der Zuschauer und Kiehit-
22 an e 25 Bretem eine S

7 rcuzen

abei, mi inem wa.u,m,
Spile die Sehw

srofen G
nd dberschaubaren Strukturen
Vor Ortaufun, verwundertnicht

Die i Linke st n

Anprch st i, s g Telln dr AuTpung Lenin,
Serte Interessenvertretung der  der s nac
4 hitzungs mmmﬂ.m

schlagen. Des Unga

cin Remis, wiliend . (Seite 9)

i noowendiy erachiet, in

rchng nd Avbeung u Fe-
de 7 ichen, kommt um cine ke halb der bestchenden G

aften Wiblrbeit 7u lesten
Indessen warf Rosa Luxemburg.

rmu Oburprtun i

e herum. D i
s it vt Wi Shgescts des Welloies die
ot oo Fomg g Frigs Wi Afbeag WaE






OEBPS/Images/3-dbvl6091_2018-07-05_vigli_pressefoto.jpg
] Vom Abenteuer
- 100 Kilometer
1 g zu laufen

oA tissers Sy St im Auscmersport
Nebenan

Autorenlesung
mit Verena Liebers (VIGLi)






